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Beginn: 10:02 Uhr 

Präsident André Kuper: Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich begrüße Sie alle sehr herzlich zu unserer heuti-
gen, 125. Sitzung des Landtags Nordrhein-Westfa-
len in dieser Legislaturperiode. Mein Gruß gilt auch 
den Gästen auf der Besuchertribüne, den Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern der Medien sowie den Zu-
schauerinnen und Zuschauern an den Bildschirmen. 

Für die heutige Sitzung haben sich 25 Abgeordnete 
entschuldigt; ihre Namen werden in das Protokoll 
aufgenommen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, geschätzte Kolle-
ginnen und Kollegen, ein Vorgang aus der gestrigen 
Plenarsitzung gibt Anlass, noch einmal darauf hinzu-
weisen, dass wir uns hier im Landtag gemeinsame 
Regeln zum Umgang miteinander in diesem Haus 
gegeben haben. 

Ich darf feststellen, dass sich die Abgeordnete Frau 
Seli-Zacharias bewusst nicht an diese Regeln halten 
will. Die Abgeordnete Seli-Zacharias hatte die ge-
schäftsordnungsrechtliche Möglichkeit, gegen den 
gestern gegen sie ausgesprochenen Ordnungsruf 
formal gemäß § 38 unserer Geschäftsordnung Ein-
spruch zu erheben. Ein solcher Einspruch wäre bis 
zum Beginn der heutigen Plenarsitzung zulässig ge-
wesen, ist aber bei mir nicht eingegangen. 

Stattdessen hat die Abgeordnete ihren Unmut über 
den Ordnungsruf in den sozialen Medien kundgetan 
und Kritik an dieser Entscheidung geäußert. Die Ab-
geordnete missachtet also das parlamentarisch vor-
gesehene Verfahren für eine Auseinandersetzung 
über erteilte Ordnungsmaßnahmen und betreibt 
stattdessen Stimmungsmache in den sozialen Me-
dien. Das ist ein sehr fragwürdiges Verständnis von 
einer parlamentarischen Demokratie, 

(Beifall von der CDU, der SPD, den GRÜNEN 
und der FDP) 

die auf gemeinsam getragenen Regeln basieren 
sollte. 

Ich kündige bereits jetzt an, diesen Vorgang in der 
nächsten Sitzung des Ältestenrates zu thematisie-
ren. Das ist der Ort, an dem solche Themen bespro-
chen werden. 

Zudem rüge ich die Abgeordnete Seli-Zacharias für 
die Kritik an der Sitzungsleitung und die Entschei-
dung über den Ordnungsruf in den sozialen Medien. 

Nun rufe ich auf: 

1 Finanzierungsstreit im Rettungsdienst in 
Nordrhein-Westfalen: Welche Konsequenzen 
drohen für Patientinnen und Patienten sowie 
Kommunen? 

Aktuelle Stunde 
auf Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/19887 

Die Fraktion der SPD hat mit Schreiben vom 15. Juni 
2026 gemäß § 95 Abs. 1 der Geschäftsordnung zu 
dieser aktuellen Frage der Landespolitik eine Aus-
sprache beantragt. 

Ich erteile für die SPD dem Abgeordneten Herrn 
Moor das Wort. 

Justus Moor (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

„Die Krankenkassen sollen bloß nicht glauben, 
dass wir uns von denen erpressen lassen.“ 

Was für eine klare Aussage! Da hat sich tatsächlich 
einmal Ministerpräsident Hendrik Wüst persönlich 
und sogar inhaltlich zu einem echten, konkreten 
Problem der Landespolitik geäußert. 

(Lisa-Kristin Kapteinat [SPD]: Gibt es ja nicht!) 

Neben Boulespielen an der Rheinpromenade und 
Podcasts über das erfolgreiche Umsägen von Fich-
ten im elterlichen Garten ist das ja eine wohltuende 
Ausnahme. Das muss man beinahe schon anerken-
nen. 

(Beifall von der SPD) 

Der Ministerpräsident hat eine Meinung zum Ret-
tungsdienst, dann wird es ernst, und die Aussage ist 
auch noch gut. Wir lassen uns nicht von den Kran-
kenkassen erpressen: Das klang entschlossen. Das 
klang nach Führung. Das klang nach Chefsache. 

Das war auch dringend nötig. Es kann nicht sein, 
dass man Angst hat, den Rettungsdienst zu rufen, 
wenn es der Partnerin oder dem Partner plötzlich 
nicht gut geht, wenn es dem eigenen Papa oder der 
eigenen Mama nicht gut geht, wenn es dem eigenen 
Kind nicht gut geht. Niemand in diesem Land darf aus 
Sorge vor einem Gebührenbescheid Angst haben, 
die 112 anzurufen. 

(Beifall von der SPD) 

Das sehen wir alle so. Das sehen auch die Bürger-
meisterinnen und Bürgermeister sowie die Landrätin-
nen und Landräte so. 

Als die Krankenkassen aufhörten, für Fehlfahrten zu 
bezahlen, sind die Rettungswagen vor Ort trotzdem 
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gefahren, auch wenn es niemand mehr zahlte, weil 
es richtig ist. 

Als die Krankenkassen dreist vorschlugen, sie könn-
ten ja noch die Hälfte bezahlen, aber nur bis zu 15 % 
Fehlfahrten und auch nur für 2026 und nicht für 2025, 
und Investitionen in den Rettungsdienst sollten erst 
einmal eingestellt werden, haben die Kommunen 
selbstverständlich nicht zugestimmt, weil es nicht 
tragbar war und weil sie auch einen Ministerpräsi-
denten an ihrer Seite hatten, der klipp und klar gesagt 
hat: Wir lassen uns nicht erpressen. – Richtig so! 

Dann kommt diese Landesregierung und sagt: Wir 
haben jetzt einen Kompromiss und einen Erfolg. Die 
Krankenkassen zahlen die Hälfte; sehr gut. Okay, 
nur bis 15 % Fehlfahrten und auch nur für 2026 und 
nicht für 2025, und die Investitionen in den Rettungs-
dienst sollen auch erst einmal eingestellt werden. – 
Merken Sie was? 

(Dr. Dennis Maelzer [SPD]: Knallhartes Ver-
handeln! – Karl-Josef Laumann, Minister für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales: Das glaubst 
du auch nur!) 

Die Krankenkassen haben zu 100 % das bekom-
men, was sie wollten. Wenn das dabei herumkommt, 
wenn der Ministerpräsident sich von denen nicht er-
pressen lässt, dann verstehe ich, warum er so selten 
etwas Konkretes zu landespolitischen Themen sagt. 

(Beifall von der SPD) 

Der Berg kreißte und gebar eine Maus.  

Herr Ministerpräsident, wenn Sie doch so viel mehr 
Erfolg beim Fichtenfällen haben als beim Minister-
präsidentensein, dann eröffnen Sie vielleicht einfach 
einen Baumdienst. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Mehrdad 
Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Das wäre witzig. 

Doch das echte Problem ist, dass dadurch die Sorge 
der Menschen bleibt und sie Angst haben, 112 zu 
wählen. Natürlich wird es Kommunen geben, die 
diese Vereinbarung notgedrungen – nach dem 
Motto: besser den Spatz in der Hand als die Taube 
auf dem Dach – schließen werden. Dabei kann die 
Landesregierung selbst noch nicht einmal beantwor-
ten, ob unsere Kommunen das überhaupt dürfen. 

In der Sitzung des Ausschusses für Heimat und 
Kommunales am vergangenen Freitag kam dazu 
viel, nur keine klare Aussage. 

Gemäß § 77 Gemeindeordnung NRW sind die Kom-
munen verpflichtet, Finanzmittel – Zitat – „aus selbst 
zu bestimmenden Entgelten für die von ihr erbrach-
ten Leistungen, […] zu beschaffen, […]“ 

§ 6 Abs. 1 Kommunalabgabengesetz NRW sieht so-
gar eine Gebührenerhebungspflicht vor. 

Dagegen steht in § 14 Abs. 5 des Rettungsgesetzes 
NRW das Verbot, Kostenersatz zu verlangen, wenn 
der Notruf nicht missbräuchlich gerufen wurde. 

Gleichzeitig schreibt diese Landesregierung in ihrer 
Antwort auf die Kleine Anfrage 7895 am 9. Juni 2026, 
also vor neun Tagen – Zitat –: 

„Darüber hinaus können die Kosten für Fehleins-
ätze in einem eigenen Gebührentarif ausgewie-
sen und gegenüber den Benutzerinnen und Be-
nutzern in Rechnung gestellt werden.“ 

Sie stellt dann auch noch klar – Zitat –: 

„Fehleinsätze sind Fahrten, bei denen ein Ret-
tungsmittel zu einem Einsatzort entsandt, die Be-
nutzerin oder der Benutzer jedoch nicht in ein 
Krankenhaus transportiert wird.“ 

Den Kreisen wiederum, die oft Träger des Rettungs-
dienstes sind, ist es nach einem OVG-Urteil von 
2002 nicht erlaubt, sich das Geld für Rettungsdienst-
gebühren dann über die Kreisumlage zu beschaffen. 

Wir haben nach all diesen Punkten am Freitag ge-
fragt. Wir haben immer wieder nachgehakt, und wir 
haben mehrfach nachgefragt. Doch die Landesregie-
rung sah sich am Freitag nicht in der Lage, eine 
rechtliche Bewertung abzugeben. 

Das ging so weit, dass die Landesregierung nicht 
ausschließen konnte, dass die landeseigene Kom-
munalaufsicht Kommunen in der Haushaltssicherung 
anweisen wird, Gebührenbescheide für Fehlfahrten 
zu versenden. Für sie gilt nämlich noch § 76 der Ge-
meindeordnung. 

Ich erwarte heute von Ihnen klare, und zwar rechts-
sichere, Antworten. 

(Beifall von der SPD) 

Dürfen die Städte und Gemeinden die verbleibenden 
Kosten für Fehlfahrten im Rettungsdienst überhaupt 
aus den allgemeinen Haushaltsmitteln bezahlen? 
Dürfen sie eine gebührenfinanzierte Einrichtung aus 
Steuermitteln subventionieren? Dürfen Kreise entge-
gen der ständigen Rechtsprechung die Kosten des 
Rettungsdienstes in der Kreisumlage berechnen? 
Dürfen Gebührenbescheide – wie Sie, Herr 
Laumann, es schreiben – versendet werden oder – 
wie es im Rettungsgesetz steht – nicht? Wird die 
Kommunalaufsicht des Landes Haushalte und Haus-
haltssicherungskonzepte genehmigen, die Kosten 
der Fehlfahrten entgegen der Gemeindeordnung und 
entgegen dem Kommunalabgabengesetz dann über 
den kommunalen Haushalt decken? Lassen Sie die 
Kommunen mit den jährlich 250 bis 300 Millionen 
Euro Kosten aus 2025 und 2026 wieder allein, oder 
leistet die Landesregierung endlich mal selbst einen 
Beitrag? 

Die Kommunen verdienen darauf Antworten. Die 
Menschen verdienen Antworten. 
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(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Was ist 
denn Ihre Antwort, Herr Kollege?) 

Wenn Sie sich schon von den Krankenkassen er-
pressen lassen – auf Kosten der Kommunen, auf 
Kosten der Steuerzahler vor Ort, auf Kosten derer, 
die einen Krankenwagen rufen müssen –, 

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Was ist 
denn mit der Bundesregierung?) 

können Sie dann wenigstens eine klare Aussage tref-
fen, ob das überhaupt nach geltendem Recht geht? 

Lieber Kollege Mostafizadeh, denn sonst bleibt ein-
fach die Sorge vor dem Gebührenbescheid, und das 
in dem Moment, in dem man am verletzlichsten ist, 
zum Telefon greifen und mit zittriger Hand 112 wäh-
len muss. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Präsident André Kuper: Danke, Herr Moor. – Als 
Nächster spricht für die CDU ihr Abgeordneter Herr 
Schmitz. 

Marco Schmitz (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wer in einer 
medizinischen Notlage 112 wählt, muss sich darauf 
verlassen können, dass schnell und professionell ge-
holfen wird. Niemand soll in diesem Moment überle-
gen müssen, ob später möglicherweise eine Rech-
nung folgt. Deshalb müssen wir auch über die Finan-
zierung der Rettungsdiensteinsätze ohne anschlie-
ßenden Transport verantwortungsvoll sprechen. 

Aber, lieber Kollege Moor, genau diese Sachlichkeit 
vermisse ich doch ein Stück weit in dem Antrag der 
SPD. Schon in der Überschrift wird die Frage gestellt, 
welche Konsequenzen für Patientinnen und Patien-
ten drohen. Damit wird erneut der Eindruck erzeugt, 
die Versorgung sei akut gefährdet, die Menschen 
müssten Angst haben, den Rettungsdienst zu rufen. 

Wir erinnern uns noch gut an den vergangenen 
Wahlkampf. Damals hat die SPD mit einem Video 
über angeblich geschlossene Notaufnahmen Ängste 
geschürt. Auch damals wurden komplizierte Fragen 
medizinischer Versorgung auf dramatische Bilder re-
duziert. 

Wer mit geschlossenen Notaufnahmen Wahlkampf 
macht und heute erneut Ängste schürt, handelt nicht 
sachlich, sondern verantwortungslos. 

(Beifall von der CDU) 

Ein solches Vorgehen hilft niemandem. Es verunsi-
chert die Bevölkerung und wird der täglichen Arbeit 
der Rettungskräfte, Leitstellen und Krankenhäuser 
auch in keiner Form gerecht. 

(Beifall von der CDU)  

Gerade deswegen möchte ich an dieser Stelle ein-
mal den Rettungskräften in unserem Land ausdrück-
lich danken. Denn sie sind es, die Tag und Nacht im 
Einsatz sind. Sie kommen zu Menschen in Momen-
ten großer Angst, bei Schmerzen, nach Unfällen und 
in lebensbedrohlichen Situationen. Dabei leisten sie 
nicht nur medizinische Hilfe. Sie geben Sicherheit, 
sprechen, beruhigen, erklären, hören zu und begeg-
nen den Menschen mit Respekt und Empathie. Ret-
tungskräfte sehen Patientinnen und Patienten oft in 
ihren verletzlichsten Momenten. Dass sie dabei pro-
fessionell handeln und zugleich menschlich bleiben, 
verdient unseren großen Respekt und unsere Aner-
kennung. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Die Situation ist ernst, aber nicht so, wie die SPD sie 
darstellt. 

Zunächst müssen wir klären, worüber wir überhaupt 
sprechen. Der Begriff „Fehlfahrten“ ist irreführend. 
Gemeint sind Einsätze, bei denen kein Transport in 
ein Krankenhaus stattfindet. Dabei gibt es sehr un-
terschiedliche Fälle. Es gibt Einsätze ohne Kontakt 
zu einem Patienten, weil er einfach nicht mehr da ist, 
es gibt Einsätze, bei denen ein Patient untersucht, 
beraten oder medizinisch versorgt wird, aber kein 
Transport erforderlich ist, und es gibt Einsätze im 
Rahmen der Gefahrenabwehr. 

Diese Fälle dürfen wir aber nicht miteinander vermi-
schen. Der vorliegende Musterbeschluss, den die 
Landesregierung vorbereitet hat, unterscheidet des-
halb verschiedene Kategorien und schafft damit eine 
gemeinsame Grundlage für die weitere Behandlung 
dieser Einsätze. 

Besonders relevant sind die Fälle, in denen die Ret-
tungskräfte einen Patienten vor Ort versorgen, ein 
Krankenhausaufenthalt aber nicht notwendig ist. Das 
ist keine nutzlose Fahrt; das ist keine Fehlfahrt. Wer 
Menschen am Einsatzort medizinisch versorgt, leis-
tet Hilfe. Diese Hilfe wird nicht dadurch wertlos, dass 
anschließend kein Transport ins Krankenhaus er-
folgt. 

Ein moderner Rettungsdienst ist mehr als ein Trans-
portdienst. Die medizinische Versorgung der Verletz-
ten beginnt bereits am Einsatzort. Rettungskräfte un-
tersuchen, beraten, behandeln und entscheiden auf-
grund ihrer Qualifikationen, ob ein Transport notwen-
dig und erforderlich ist. 

Das geltende Bundesrecht bildet diese Realität aber 
leider bisher nicht ausreichend ab. Die gesetzliche 
Krankenversicherung finanziert den Rettungsdienst 
im Wesentlichen als Transportleistung. Genau dar-
aus entsteht der jetzige Konflikt. 

Die Landesregierung hat diesen Konflikt aber nicht 
verursacht, sondern sie hat Verantwortung übernom-
men. Gesundheitsminister Karl-Josef Laumann und 
Kommunalministerin Ina Scharrenbach haben die 
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kommunalen Spitzenverbände und die Krankenkas-
sen zusammengebracht. Das Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales hat die Gespräche mode-
riert. Daraus ist ein Musterbeschluss, der Ihnen auch 
zugegangen ist, für eine Übergangsregelung ent-
standen. 

Demnach beteiligen sich – was Sie jetzt schlechtre-
den – die Krankenkassen im Jahr 2026 an diesen 
Einsätzen ohne Transport bis zu einem Anteil von 
50 %. Sie haben das eben selber gesagt. Von den 
Gesamtfahrten der Rettungsmittel sollen sie 50 % 
der Kosten übernehmen. Das betrifft insbesondere 
die Einsätze, bei denen kein Transport ins Kranken-
haus notwendig ist. 

Ist das die endgültige Lösung? Nein, definitiv nicht. 
Ist damit jede finanzielle Belastung der Kommunen 
beseitigt? Ebenfalls nein. Aber es ist eine Über-
gangslösung, und diese Übergangslösung ist besser 
als die Alternative, dass die Krankenkassen diese 
Einsätze überhaupt nicht mehr mitfinanzieren. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Die Landesregierung verkauft keinen Kompromiss 
als perfekte Lösung. Aber sie hat eine Lösung er-
reicht, während die SPD nur Schlagzeilen produziert. 

Die SPD kritisiert das Ergebnis. Sie sagt aber nicht, 
wie sie die Krankenkassen kurzfristig zu einer voll-
ständigen Finanzierung verpflichten will, obwohl da-
für die bundesrechtliche Grundlage fehlt. 

(Lisa-Kristin Kapteinat [SPD]: Wer ist denn 
Bundesgesundheitsministerin? – Karl-Josef 
Laumann, Minister für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales: Wer war es bis vor Kurzem? – Lisa-
Kristin Kapteinat [SPD]: Vor Kurzem? Über 
welchen Zeitraum sprechen wir denn?) 

Aber es gibt auch auf Bundesebene Bewegungen. 
Die Bundesregierung hat einen Gesetzentwurf zur 
Reform der Notfallversorgung beschlossen. Künftig 
soll nicht mehr allein der Transport finanziert werden. 
Auch das medizinische Notfallmanagement und die 
Versorgung am Einsatzort sollen als Teil der Kran-
kenbehandlung anerkannt werden. Genau das brau-
chen wir auch. Nicht die Fahrt ins Krankenhaus ent-
scheidet über den Wert eines Einsatzes. Entschei-
dend ist die medizinische Hilfe für den Menschen vor 
Ort. 

Die Sorgen der Kommunen nehmen wir sehr ernst. 
Viele kommunale Haushalte stehen unter erhebli-
chem Druck. Deshalb dürfen Städte und Kreise auch 
nicht dauerhaft systembedingte Finanzierungslücken 
beibehalten. Aber den Kommunen hilft keine Drama-
tisierung. Ihnen helfen Verhandlungen, belastbare 
Regelungen und eine Reform der gesetzlichen 
Grundlagen. 

Die Landesregierung informiert derzeit die kommu-
nalen Verantwortlichen in allen Regierungsbezirken. 

Die Entscheidung über den Musterbeschluss bleibt 
am Ende bei den Kommunen selbst. 

Die SPD behauptet, die Landesregierung habe neue 
Unsicherheiten geschaffen. Aber das Gegenteil ist 
doch richtig. Die rechtlichen Unsicherheiten entste-
hen aus dem Bundesrecht heraus, nämlich durch 
das bisherige Finanzierungssystem. Die Landesre-
gierung hat erreicht, dass die Krankenkassen sich 
weiterhin an den Kosten beteiligen, sie hat einen 
Strukturprozess eingeleitet, sie bereitet neue Finan-
zierungsgrundlagen vor, und sie stimmt die Entwick-
lung in Nordrhein-Westfalen mit der Reform auf Bun-
desebene ab. Das sind doch konkrete Fortschritte. 
Gesundheitspolitik braucht Lösungen, keine Schre-
ckensbilder. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Verantwortung zeigt sich nicht in der lautesten War-
nung, sondern in der tragfähigsten Lösung. Wer die 
Menschen schützen will, muss den Rettungsdienst 
stärken. Wer nur Ängste schürt, schwächt das Ver-
trauen in unser Gesundheitssystem. Daran arbeitet 
unsere Landesregierung sachlich und gemeinsam 
mit allen Beteiligten. 

(Lisa-Kristin Kapteinat [SPD]: Schade, dass 
das keiner merkt!) 

Deshalb sage ich zum Schluss noch einmal allen ei-
nen besonderen Dank – vor allem unseren Rettungs-
kräften, die jeden Tag vor Ort sind, Verantwortung 
übernehmen, medizinisch kompetent handeln und 
den Menschen zugleich mit Empathie und Respekt 
begegnen; denn sie können gar nichts für die Diskus-
sionen, die wir hier heute führen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Danke, Herr Schmitz. – Für 
die FDP erteile ich der Abgeordneten Frau Schneider 
das Wort. 

Susanne Schneider (FDP): Herr Präsident! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Wenn der erste Redner 
hier im Plenum Ängste schürt und der zweite Redner 
sagt, alles sei halb so wild, dann wird es Zeit, dass 
die FDP ans Redepult kommt und hier mal ein biss-
chen Sachverstand einbringt. 

(Beifall von der FDP) 

„Bürger können erstmal aufatmen“: Das war eine der 
Schlagzeilen zur neuen Lösung, die jetzt zur Finan-
zierung von Rettungsdiensteinsätzen und insbeson-
dere den sogenannten Fehlfahrten gefunden wurde. 
Aber wird da womöglich schon zu früh Entwarnung 
gegeben? Wer genauer hinschaut, wird feststellen, 
dass das allenfalls eine kurzfristige Übergangslö-
sung ist. 
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Fast ein halbes Jahr wurde zwischen kommunalen 
Spitzenverbänden und Krankenkassen unter Mode-
ration der Landesregierung verhandelt. Herausge-
kommen ist ein Miniminimalkompromiss, der sich in 
der Praxis erst noch beweisen muss. Da hatte ich 
deutlich mehr erwartet; da hatte meine FDP-
Landtagsfraktion deutlich mehr erwartet. 

(Beifall von der FDP) 

Dieser Minimalkompromiss muss jetzt in Form des 
Musterbeschlusses von den Stadträten bzw. Kreista-
gen der jeweiligen Rettungsdienstträger beschlos-
sen werden. Die Landesregierung will auf Regional-
konferenzen ausdrücklich für die Annahme der Ver-
einbarungen werben. Doch auf Begeisterung stößt 
die neue Lösung nicht überall. Viele kommunale Ret-
tungsdienstträger wie die Stadt Essen und der Kreis 
Steinfurt, bei denen besonders große Differenzen 
zwischen den festgesetzten Gebühren und deren 
Übernahme durch die Krankenkassen bestehen, 
können mit dem Minimalkompromiss nicht zufrieden 
sein. Etliche Städte und Kreise wie Siegen-Wittgen-
stein haben bereits die Ablehnung der Vereinbarun-
gen in Aussicht gestellt. Andere Rettungsdienstträ-
ger wie die Stadt Köln hatten bereits vorab eine neue 
Gebührensatzung vereinbart. 

Kritisch sehen wir als FDP-Landtagsfraktion vor al-
lem die Einschränkungen bei Umfang und Kriterien 
für eine Kostenbeteiligung der Krankenkassen. Fehl-
fahrten machen nach Aussage der Kommunen 
knapp ein Viertel aller Fahrten im Rettungsdienst aus 
und eben nicht nur 15 %. Der Landesregierung lie-
gen allerdings auch keine belastbaren Daten zum 
tatsächlichen Anteil von Fehlfahrten und den damit 
verbundenen Kosten vor. 

Mit der Mustervereinbarung wäre jedenfalls ein Teil 
der Fehlfahrten gar nicht abgedeckt; für den Rest 
würden die Krankenkassen nur die Hälfte der Kosten 
übernehmen. Es bleiben also erhebliche Fehlbeträge 
von bis zu zwei Dritteln der Kosten bei den Kommu-
nen. Von den ursprünglich vom Städtetag geschätz-
ten Kosten von 250 Millionen Euro pro Jahr für Fehl-
fahrten könnten die Krankenkassen jetzt sehr grob 
geschätzt 45 bis 100 Millionen Euro übernehmen. 

Nicht übernommene Kosten sollen die Kommunen 
grundsätzlich aus ihren Haushalten finanzieren. 
Trotz der angespannten Situation der öffentlichen 
Haushalte, die auch auf dem Städtetag in Oberhau-
sen kritisiert wurde, wird das Problem somit immer 
noch auf die Kommunen abgewälzt. 

Außerdem ist immer noch nicht abschließend ge-
klärt, ob Städte und Gemeinden die entsprechenden 
Kosten überhaupt rechtssicher aus allgemeinen 
Haushaltsmitteln finanzieren dürfen. Es ist völlig of-
fen, wie die Kommunalaufsicht entsprechende Haus-
halte bei Kommunen in der Haushaltssicherung be-
werten würde. 

Gebührenbescheide an Patientinnen und Patienten 
sollen zwar in der Regel nicht ausgestellt werden, es 
sei denn, es handelt sich offenkundig um Miss-
brauch. Allerdings kann die Landesregierung auch 
nicht ausschließen, dass Bürgerinnen und Bürger 
Gebührenbescheide für Rettungsdiensteinsätze er-
halten könnten. Von Aufatmen kann also noch lange 
nicht die Rede sein. 

(Beifall von der FDP) 

Kritisch ist zudem, dass sich der Musterbeschluss 
nur auf das Jahr 2026 bezieht. Eine Rückwirkung auf 
das Gebührenjahr 2025 konnte nicht vereinbart wer-
den. Somit bleibt die Übernahme bereits entstande-
ner Kosten weiterhin offen. Da ist der Minimalkom-
promiss fast schon ein fauler Kompromiss. 

Um zu dauerhaften Lösungen zu kommen, müssen 
Reformen in der Notfallversorgung umgesetzt wer-
den. Da ist der Gesetzentwurf auf Bundesebene ein 
wichtiger und richtiger erster Schritt. Weitere Kosten-
anstiege müssen unbedingt vermieden werden. 

Die wichtigste Maßnahme ist die bessere Vernet-
zung der Akutfallvermittlung der Kassenärztlichen 
Vereinigung über die 116 117 mit den Rettungsleit-
stellen. Aber auch die Einrichtung von integrierten 
Notfallzentren und der Ausbau der telemedizinischen 
Versorgungsangebote müssen dringend angegan-
gen werden. 

Auch bei den Rettungsleitstellen muss einiges verän-
dert werden. Die Digitalisierung muss nach einheitli-
chen Standards konsequent vorangetrieben werden. 
Das wird auch eine Reduzierung der Zahl der Leit-
stellen ermöglichen, womit weitere Kosten gespart 
werden können. 

Seit Jahren fordern wir, fordere ich, dass die Leitstel-
len mehr nach- und abfragen müssen. In jeder Leit-
stelle sollten Standards liegen: Was ist genau pas-
siert? Was hat der Patient? Hat er Medikamente be-
kommen? Ist er ansprechbar? Ist er bewusstlos? – 
Wenn wir diese Standards hätten, könnten wir das 
auch ein bisschen besser steuern. 

(Beifall von der FDP) 

Ich weiß nicht, wer von Ihnen auf Instagram dem 
„@5_sprechwunsch“ folgt. 

(Franziska Müller-Rech [FDP]: Ich!) 

Das ist ein ganz wunderbarer Rettungssanitäter, den 
wir auch schon für eine Anhörung hier hatten. Er hat 
kürzlich gepostet, wie sein Tag abgelaufen ist und 
wegen welcher Geschichten Menschen den Ret-
tungsdienst gerufen hatten. Darüber, dass es natür-
lich zu extremen Kosten führt, wenn das Punkte sind, 
derentwegen ich nicht einmal zum Arzt gehen würde, 
sind wir uns doch alle einig. 

Einig sind wir uns auch darüber, dass es keine Rolle 
spielen darf, ob jemand Geld hat oder nicht, wenn er 
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die 112 anruft. Es darf auch keine Rolle spielen, ob 
eine Kommune Geld hat oder nicht, wenn jemand die 
112 anruft. Das Einzige, was hier für die Menschen 
wirklich eine Rolle spielen darf, ist, dass ein medizi-
nischer Notfall vorliegt; dann bitte ganz schnell die 
112 anrufen. 

Das vorliegende Angebot der Krankenkassen ist wie 
gesagt völlig unzureichend. Da reicht es auch nicht 
aus, wenn die Landesregierung jetzt einfach nur die 
Werbetrommel für diesen Minimalkompromiss rührt. – 
Ich danke Ihnen herzlich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP) 

Präsident André Kuper: Danke, Frau Schneider. – 
Für Bündnis 90/Die Grünen spricht unsere Abgeord-
nete Frau Thoms. 

Meral Thoms (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Wenn Menschen die 112 an-
rufen, tun sie das natürlich nicht leichtfertig. Sie tun 
es, weil sie in diesem Moment Angst haben, dass ein 
Notfall lebensbedrohlich ist. Deshalb gilt – das ist 
heute meine wichtigste Botschaft –: Niemand, wirk-
lich niemand darf in einem Notfall, der lebensbedroh-
lich sein könnte, Angst haben, die 112 zu wählen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Es geht heute aber auch um die Finanzierung und 
diesen Streit über die Finanzierung von Fehlfahrten 
zwischen Kommunen und Krankenkassen. Die posi-
tive Botschaft ist: Wir haben endlich nach Wochen 
der intensiven Verhandlungen und Beratungen einen 
Kompromiss. Kommunale Spitzenverbände, Kran-
kenkassen und die Landesregierung saßen wirklich 
über Wochen zusammen. Die nun vorliegende Eini-
gung zeigt den Weg auf, wie wir die Zeit bis zur Bun-
desreform überbrücken können. 

Die SPD beschreibt in dem Antrag zur Aktuellen 
Stunde ausführlich die Probleme der Lösung – ja, sie 
sind da –, aber sie bleibt mal wieder die Antwort 
schuldig, welche Alternativen es denn stattdessen 
gegeben hätte. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Sie moniert hier – ich zitiere –: 

„Eine nachhaltige und strukturelle Klärung der Fi-
nanzierungsfrage bleibt damit weiterhin aus.“ 

Ja, liebe SPD, genau das ist der Punkt; denn das 
Kernproblem liegt im Bundesrecht.  

Der Rettungsdienst wird im Sozialgesetzbuch nur als 
reine Transportleistung betrachtet und demzufolge 
auch abgerechnet – immer noch. Wir wissen doch 
alle, und das haben wir eben auch in den Redebei-
trägen gehört, dass der Rettungsdienst so viel mehr 

leistet. Er behandelt vor Ort, und er versorgt die Men-
schen.  

Diese wichtigen medizinischen Leistungen, auch 
wenn am Ende kein Transport ins Krankenhaus statt-
findet, müssen endlich im SGB V ausreichend abge-
bildet werden. Genau das ist die Ursache für diesen 
Finanzierungsstreit.  

Solange es auf der Bundesebene keine strukturelle 
Lösung gibt, können wir hier in NRW auch nicht 
nachhaltig heilen. Bis die Bundesreform 2027 greift, 
brauchen wir eine Übergangslösung; das ist so. Die 
gefundene Vereinbarung ist nicht perfekt. Aber das 
hat bisher auch niemand gesagt. Es gilt auch in Zei-
ten klammer Kassen für Kommunen und für gesetz-
liche Krankenkassen: Die gefundene Lösung ist ein 
Kompromiss. 

Genau deswegen überrascht mich der Ton der Aktu-
ellen Stunde.  

(Zuruf von der SPD) 

Kritik an offenen Fragen ist legitim. Parlamentarische 
Kontrolle ist richtig. Aber wer diesen so schwer ver-
handelten Kompromiss jetzt vor allem skandalisiert 
und Ängste schürt, der muss doch einfach auch ein-
mal sagen, was denn die Alternative gewesen wäre.  

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU – Zu-
rufe von der SPD) 

Was genau wäre Ihre Lösung gewesen? Die jetzt ge-
fundene Vereinbarung entschärft den Konflikt, und 
sie schafft immerhin bis 2027 eine Planungssicher-
heit.  

(Christian Dahm [SPD]: Für wen? – Lisa-Kris-
tin Kapteinat [SPD]: Für wen? – Weiterer Zuruf 
von der SPD: Wo genau?) 

Lassen Sie uns bitte einmal präziser über Fehlfahr-
ten sprechen. Der Begriff „Fehlfahrt“, den Sie alle so 
gerne benutzen, suggeriert, der Einsatz des Ret-
tungswagens sei völlig unnötig gewesen. Aber das 
wird vielen Einsätzen nicht gerecht.  

Nehmen wir eine Frau über 60. Der Notruf wird geru-
fen, weil sie plötzlich starke Übelkeit, Kaltschweiß 
und Schmerzen im Oberbauch hat. Für sie selbst, für 
ihre Angehörigen, aber auch für die Leitstelle spricht 
in diesem Moment vieles für einen Herzinfarkt, und 
natürlich wird der Rettungsdienst geschickt. Stellt 
sich dann später heraus, dass die Ursache harmlo-
ser war – glücklicherweise –, war der Rettungsdienst 
trotzdem keine Fehlentscheidung. Er war genau die 
richtige Entscheidung. Denn im Notfall gilt: Lieber 
einmal zu viel helfen als zu wenig.  

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU – Zu-
rufe von der SPD) 

Genau deswegen, weil das so eine wichtige medizi-
nische Leistung ist, brauchen wir auch eine stabile 
Finanzierung.  
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(Zurufe von der SPD – Glocke) 

Mein Dank gilt an dieser Stelle ausdrücklich allen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern im Rettungsdienst, die 
vor Ort sind, allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
in den Leitstellen, die diese schwierige Aufgabe für 
unser aller Sicherheit 24/7 durchführen. Das bezieht 
sich ganz ausdrücklich auf jeden Einsatz, auch für 
sogenannte Fehlfahrten. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, schauen wir noch 
einmal genauer in diesen Antrag zur Aktuellen 
Stunde. Die vereinbarte 15-%-Regel für die Finanzie-
rung ist kein wissenschaftlich ermittelter Wert. Das 
kann man monieren. Aber wir müssen auch sagen: 
Diese Größenordnung ist nicht neu. Bereits in der 
Novellierung des Rettungsgesetzes unter Rot-Grün 
2015 wurde festgestellt, dass Fehlfahrten systembe-
dingt zum Rettungsdienst gehören; das habe ich 
eben ausgeführt. Ihr Anteil wurde schon damals auf 
10 bis 15 % beziffert.  

Was neu ist: Bislang gab es keine einheitliche Defini-
tion von Fehlfahrten. Auch hier ist die Lösung, die wir 
jetzt haben, ein Fortschritt.  

Einerseits beklagen Sie, liebe SPD, fehlende Daten-
grundlage, andererseits kritisieren Sie die Einigung, 
die erstmals in den verschiedenen Kategorien die 
Grundlage für die richtige Datenerhebung liefert. Da 
widersprechen Sie sich mal wieder, liebe SPD.  

(Christian Dahm [SPD]: Aha! Dann sagen Sie 
uns einmal die Zahlen!) 

Zur neuen Vereinbarung gehört auch eine Qualitäts-
sicherungsphase. Die Übergangslösung schafft da-
mit Voraussetzungen für Strukturreformen, die wir im 
Bund und in NRW brauchen. Ich möchte ganz deut-
lich sagen: Wir brauchen jetzt zeitnah die Novelle des 
Rettungsgesetzes in NRW. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Kommunen ha-
ben es jetzt in der Hand, ob sie den Musterbeschluss 
und damit die Übergangslösung annehmen.  

(Zurufe von der SPD) 

Die Landesregierung hat gemeinsam mit den kom-
munalen Spitzenverbänden und den Krankenkassen 
einen Weg aufgezeigt, wie die Zeit bis zur Bundesre-
form überbrückt werden kann.  

(Christian Dahm [SPD]: Verantwortungsüber-
tragung ist das!) 

Lautstarke parteipolitische Empörung – liebe SPD, 
mal wieder von Ihnen – hilft keinem.  

(Christian Dahm [SPD]: Peinlich!) 

Beim Rettungsdienst müssen wir gemeinsam Ver-
antwortung tragen, Vertrauen stärken. Die Botschaft 

an die Menschen muss deswegen sein: Wenn Sie den 
Eindruck haben, eine Situation ist lebensbedrohlich, 
handeln Sie sofort! Helfen Sie, rufen Sie die 112! – Vie-
len Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Präsident André Kuper: Danke, Frau Thoms. – Für 
die AfD spricht ihr Fraktionsvorsitzender Herr Dr. Vin-
centz. 

Dr. Martin Vincentz (AfD): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Sehr geehrte Damen und Herren! Lassen Sie 
mich Sie zunächst zu zwei Fällen aus dem tatsächli-
chen Rettungsalltag mitnehmen.  

Stellen Sie sich vor, es ist 9:30 Uhr, irgendwo in Düs-
seldorf, ein älteres Ehepaar sitzt beim Frühstück, der 
Mann fasst sich plötzlich an die Brust, wird kalt-
schweißig, schleppt sich ins Wohnzimmer. Die Ehe-
frau, geistesgegenwärtig, ruft den Rettungsdienst – 
natürlich, was macht man sonst in so einer Situation?  

Der kommt wenig später, dem Mann geht es immer 
schlechter. Die Vitalparameter sacken ab, er wird re-
animiert. Eine Dreiviertelstunde lang kämpft dieser 
Mann um sein Leben. Am Ende verliert er, ist tot. 
10:36 Uhr exitus mortalis. Der Rettungswagen packt 
zusammen, der Notarzt drückt sein Bedauern aus, der 
Bestatter wird gerufen, der Krankenwagen fährt – 
ohne Patient. Das ist normal in einer solchen Situa-
tion.  

Der Rettungsdienst ist gerade auf der Rettungswa-
che angekommen, da geht der nächste Anruf ein: 
Verdacht auf Apoplex, Schlaganfall. Der Rettungs-
wagen rückt aus, trifft einen Mann, der den Vormittag 
im Garten war. Er hat dort gearbeitet, schwitzt aber 
komischerweise gar nicht. Der Rettungssanitäter 
zwickt den Mann in die Hand, die Hautfalte bleibt ste-
hen. Relativ klares Zeichen: wahrscheinlich kein 
Schlaganfall. Der Mann ist ziemlich trocken, hat 
wahrscheinlich zu wenig getrunken, deswegen ist er 
so verwirrt.  

Rettungsdienst spart sich seine Mittagspause, gibt 
eine große Infusion und zwei Gläser Wasser und, 
siehe da, dem Mann geht es plötzlich wieder gut. Er 
hatte gar keinen Schlaganfall, weil es dem Patienten 
mit einem Schlaganfall nach einer kleinen Infusion 
normalerweise nicht wieder gut geht. Also entschei-
det sich die Rettungswagenbesatzung: „Alles fein, 
wir lassen den Mann in Ruhe. Es ist alles wieder gut; 
vielleicht das nächste Mal“, und fährt wieder. 

Was haben diese beiden Beispiele gemeinsam? Es 
sind nach Ihrer Definition sogenannte Fehl- oder 
Leerfahrten. Der Krankenwagen ist also ohne Pati-
enten wieder zur Rettungsstelle zurückgefahren. 
Nach Ihrer Definition hieße das, dass sowohl auf die 
Witwe als auch auf das ältere Ehepaar, das davon 
ausgegangen sein könnte, dass es sich wirklich um 
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einen Schlaganfall handelt, wenn der ältere Mann an 
diesem Morgen plötzlich verwirrt ist, nach Ihrer Rech-
nung unter Umständen demnächst ein Rechnungs-
bescheid über mehrere 100 Euro wartet. 

Das ist ein ausgesprochener Skandal. Man müsste 
sich viel mehr darüber aufregen, wenn das nicht ei-
ner von so vielen Skandalen des Regierungshan-
delns in Berlin und in Düsseldorf wäre. Er zeigt auf 
der anderen Seite aber auf, wie sehr der Rettungs-
dienst und das Gesundheitswesen als Ganzes mitt-
lerweile auf Kante genäht sind. 

Den Patienten wiederum ist es doch vollkommen 
egal, welche Stelle am Ende bezahlt. Egal, ob es der 
Bund, das Land, die Kommune oder die Kranken-
kasse ist, muss weiterhin gelten: im Zweifel 112. Ein 
Patient kann im Einzelfall nicht entscheiden, ob es 
sich um eine wirklich zwingende Notsituation han-
delt, die dringenden ärztlichen und medizinischen 
Rat braucht, oder ob es vielleicht nur eine Lappalie 
ist. 

Menschen dafür zu bestrafen, dass sie sich in einer 
Situation vielleicht falsch entschieden haben, ist ja 
wohl unter aller Kanone. Wie können wir in dieser Si-
tuation ernsthaft darüber streiten, ob das jetzt eine 
Frage des Sozialgesetzbuches V und dafür der Bund 
verantwortlich ist, ob der Rettungsdienst eigentlich 
durch das Land organisiert werden müsste, sich also 
das Land darum kümmert, ob wir eigentlich die Kom-
munen dort in der Verantwortung sehen oder ob sich 
die Krankenkassen an dieser Stelle einen schlanken 
Fuß machen? Diese können mit dem Finger ge-
nauso zurückzeigen und sagen: „Was ist denn bei-
spielsweise mit den Bürgergeldempfängern? Dafür 
kriegen wir auch eine Pauschale. Da lassen Sie un-
sere Beitragszahler genauso im Stich hängen.“ 

Wie oft wollen Sie diese Diskussion denn noch füh-
ren, anstatt endlich zu einer vernünftigen und fairen 
Lösung zu kommen? Am Ende des Tages muss 
doch im Zentrum unseres politischen Handels ste-
hen, dass die Menschen in diesem Land vernünftig 
und gut versorgt werden. Wenn Sie jetzt schon an-
fangen, bei solchen elementaren Dingen wie dem 
Rettungsdienst zu sparen und sich darüber zu strei-
ten, wie Sie das weiterhin finanzieren wollen, dann 
überlegen Sie sich einmal, welchen Eindruck dieses 
Parlament auf die Menschen dort draußen macht. 

(Beifall von der AfD) 

Wenn jetzt darüber gesprochen wird, dass es noch 
für das Jahr 2026 eine Behelfslösung geben wird – 
für Jahr 2025 übrigens wurde nach wie vor keine Lö-
sung für die aufgelaufenen Kosten gefunden –, dann 
ist das ein dringender Appell, dass spätestens im 
Jahr 2027 eine endgültige Lösung vorliegen muss. 
Nichts anderes als eine wirkliche Lösung für dieses 
Problem ist den Menschen dort draußen noch zu ver-
kaufen. 

Ich habe Ihnen gerade zwei Fälle aus der Realität ge-
schildert. Versetzen Sie sich doch einmal in die Lage 
der Patienten, die mit solchen Dingen konfrontiert 
sind, welchen Eindruck der Staat, der Rettungs-
dienst, die Stadt bzw. die Kommune und das Land 
diesen Menschen vermittelt, wenn nach einem sol-
chen Vorfall tatsächlich eine Rechnung nach Hause 
kommt. 

Es ist in unser aller Interesse, es ist im Interesse ei-
ner funktionierenden Demokratie, und es ist im Inte-
resse eines funktionierenden Gesundheitssystems, 
dass alle umgehend ihre Köpfe zusammenstecken 
und spätestens für 2027 eine Lösung finden. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Danke, Herr Dr. Vincentz. – 
Für die Landesregierung hat Frau Ministerin Schar-
renbach das Wort. 

Ina Scharrenbach, Ministerin für Heimat, Kommu-
nales, Bau und Digitalisierung: Vielen Dank. – Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren 
Abgeordnete! Diese Aktuelle Stunde erinnert doch 
ein bisschen an eine Fragestunde. Auf die Fragen 
werden wir später noch eingehen wollen und offen-
kundig sollen. 

Ich glaube, jedes Kind lernt als Erstes die Telefon-
nummern 110 und 112, und zwar nicht nur in Nord-
rhein-Westfalen und Deutschland, sondern in ganz 
Europa und in ganz vielen Ländern dieser Welt, weil 
man weiß, dass man so Hilfe bekommt. Die 112 steht 
bei Feuerwehr und Rettungsdienst für die Erste Hilfe. 
So ist es, und so wird es bleiben. Deswegen können 
die Bürgerinnen und Bürger jetzt und auch in der Zu-
kunft die 112 bei lebensbedrohlichen Notfällen rufen. 

Dass hier in Teilen anderes vertont wird, mag den 
sozialen Medien dienen, weil das alles wunderbar 
aufgenommen wird, aber es hilft nicht. Alles, was un-
ter der 112 stattfindet, zu lösen, ist schlicht die Auf-
gabe der verschiedenen Ebenen. Dort stehen wir vor 
einer Herausforderung, die sich sehr einfach be-
schreiben lässt. Der Einsatz eines Rettungswagens 
in Nordrhein-Westfalen kostet in den zuständigen 
Kommunen zwischen 700 Euro und 2.000 Euro; das 
ist die Spanne. 

Nun darf sich jeder einmal fragen, warum es eine sol-
che Spanne in den Gebührensatzungen zwischen 
den Kommunen gibt. Warum kostet ein Rettungswa-
geneinsatz so unterschiedlich viel? Mit dieser Frage 
wollen wir uns auseinandersetzen, weil wir uns damit 
auseinandersetzen müssen. Denn die Bürgerinnen 
und Bürger und auch Sie als Abgeordnete bekom-
men jeden Tag mit, wie sich die Finanzierungssitua-
tion der gesetzlichen Krankenversicherungen dar-
stellt. 
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Deshalb gilt doch in ganz vielen Haushalten, egal, ob 
sie gebührenfinanziert, beitragsfinanziert oder aus 
Steuermitteln finanziert sind, derzeit durchaus eine 
durchgängige politische Haltung, die da lautet: Die 
Ausgaben folgen den Einnahmen. Oder anders aus-
gedrückt: Es muss eine einnahmenorientierte Aus-
gabepolitik geben, weil alles andere auf Dauer nicht 
trüge und Beiträge für die Bürgerinnen und Bürger 
sonst ins Unermessliche stiegen. Das ist nicht im 
Sinne des Gesamtsystems. 

In dieser Gemengelage gab es ein Urteil des Ober-
verwaltungsgerichtes aus Berlin-Brandenburg, was 
dort dem Grunde nach dazu geführt hat, dass diese 
Fehlfahrten, die zugegebenermaßen der kleinste Teil 
im Rettungsdienstwesen sind – wir sprechen über 
den kleinsten Teil –, nicht mehr geleistet werden dür-
fen. Das ist der Anlass. Das ist der Ausgangspunkt. 

Deswegen handelt es sich bei dem, was nun auf dem 
Tisch liegt, um ein Angebot der Krankenkassen, um 
das einmal deutlich zu sagen. Es ist kein Angebot der 
Landesregierung, sondern der Krankenkassen. Das 
ist ein Unterschied, denn Vertragspartner der Kran-
kenkassen sind die Kommunen; nichts anderes. 

Bei den Fehlfahrten besteht in den Gebührensatzun-
gen ebenfalls eine Spreizung von 15 % bis 40 %. 
Deswegen darf in jeder zuständigen Kommune ge-
fragt werden: Sind die Leitstellen richtig in der Dispo-
sition? Funktioniert das? Sonst kann man fast 50 % 
an Fehlfahrten in einem Jahresergebnis eines Ret-
tungsdienstes nicht erklären. Da muss man zwin-
gend hineinschauen. Das allein bedingt schon ein 
kommunales Tätigwerden, ohne dass wir als Land 
Nordrhein-Westfalen dort sinnvollerweise eingreifen 
sollten bzw. müssten. 

(Zuruf von Rodion Bakum [SPD]) 

Jetzt befinden wir uns in der Situation, dass das Bun-
desgesetz bzw. das SGB V, das die Leistungen der 
Krankenkassen in dem Fall regelt, aus der heutigen 
Sicht – so, wie es heute beschrieben ist – ein reines 
Transportleistungsgesetz ist. 

Als Zweites kommt hinzu: Seit 2014, wenn ich mich 
richtig erinnere, wurden Notfallsanitäter aufgebaut, 
um das Notarztsystem zu entlasten. Das heißt, wenn 
ein Rettungswagen gerufen wird, ist die Versorgung 
in dem Rettungswagen heute wesentlich besser als 
früher. In ganz vielen Fällen erfolgt heute also kein 
Transport mehr ins Krankenhaus, weil man vor Ort 
aufgrund der höheren Qualifikation des eingesetzten 
Personals helfen kann. Deswegen wird die Bundes-
reform, wenn sie denn so kommt, wie sie vorgelegt 
ist, ab dem 01.01.2027 dieses Problem auflösen.  

Nur für 2026 brauchen wir eine Lösung. Diese Lö-
sung ist mit dem hohen Engagement des Kollegen 
Laumann, in dem Fall zuständig für die Notfallversor-
gung im Land Nordrhein-Westfalen, erreicht worden. 
Ich glaube, Karl-Josef, ich kann sagen: Am Anfang 

sah es nicht so aus, dass wir vonseiten der Kranken-
kassen überhaupt so ein Angebot bekommen wür-
den.  

Deswegen haben Verhandlungspartner, die am 
Tisch gesessen haben, formuliert, dass sie mit dem 
Angebot der Krankenkassen zurechtkommen. Das 
ist das Eine.  

Das Zweite ist: Viele zuständige Kommunen haben 
schon längst eine Vereinbarung mit Krankenkassen 
getroffen, werden also hierunter gar nicht fallen.  

Vor dem Hintergrund ist es nachvollziehbar, dass, 
wenn jetzt aus dieser Situation, wenn eine Kommune 
dieses Angebot annimmt, möglicherweise ein Verlust 
im laufenden Jahr resultiert, das in den Haushalt ge-
nommen wird. Das ist aber an dieser Stelle – das 
sage ich Ihnen ganz offen – ziemlich normal. Das ist 
nichts Neues, nichts Ungewöhnliches, ziemlich nor-
mal.  

Gleichzeitig haben die zuständigen Kommunen die 
Möglichkeit, sechs Monate lang ihrer Steuerungsauf-
gabe nachzukommen und zu gucken: Sind vor Ort 
alle Parameter richtig angesetzt, oder müssen wir ir-
gendwo etwas verändern?  

Vor dem Hintergrund der bundesgesetzlichen Not-
fallreform ist eines klar: Wenn man heute als Land 
Nordrhein-Westfalen noch nicht weiß – das geht den 
anderen 15 Bundesländern genauso –, welche Qua-
litätskriterien der Bund demnächst über einen Quali-
tätsausschuss bundesweit für den Rettungsdienst 
möglicherweise definieren wird, dann wird das Aus-
wirkungen auf das Landesrettungsgesetz Nordrhein-
Westfalen haben, dann wird das Auswirkungen auf 
den Rettungsdienst in jeder Kommune im Land Nord-
rhein-Westfalen haben.  

Deswegen ist man gut beraten – da werden wir uns 
auf den Weg machen –, mit den Städten und Ge-
meinden zusammen diese Qualitätssicherungs-
phase zu tun, um den Rettungsdienst der Zukunft in 
Übereinstimmung mit der bundesgesetzlichen Re-
form auf den Weg zu bringen. Alles andere, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, wäre übrigens 
fahrlässig sowohl aus Sicht möglicher Patientinnen 
und Patienten als auch aus Sicht der Kommunen, 
was das Thema Kommunalhaushalte und Schutz der 
Kommunalhaushalte angeht.  

Mit Blick auf die Hereinnahme von möglichen Unter-
deckungen im Jahr 2026 werden wir das kommu-
nalaufsichtliche Einschreiteermessen, das wir ha-
ben, nicht ausüben. Das bekommen die Kommunen 
in den Hauptverwaltungsbeamtenkonferenzen – in 
der ersten war der Austausch aus meiner Sicht sehr 
gut –,  

(Christian Dahm [SPD]: Ich hörte etwas ande-
res!)) 



Landtag   18.06.2026 

Nordrhein-Westfalen 14 Plenarprotokoll 18/125 

 

Mitgeteilt, und es wird ausgetauscht, wie wir das 
dann operativ umsetzen wollen und werden.  

Das heißt, wir haben jetzt eine Steuerungsaufgabe. 
Dieser Steuerungsaufgabe haben wir uns angenom-
men. Wir werben dafür, dass die Kommunen diesen 
Beschluss ihren Räten und Kreistagen, sofern zu-
ständig, vorlegen. Die Alternative ist: Sie bekommen 
gar keine Mitfinanzierung mehr.  

Insofern ist es ein gutes Ergebnis, das wir in diesen 
Gesprächen erzielt haben, die nicht einfach waren. 
Das Angebot der Krankenkassen liegt auf dem Tisch. 
Gleichzeitig werden wir in einen Prozess eintreten, 
um den Rettungsdienst der Zukunft für das Land 
Nordrhein-Westfalen zu beschreiben und miteinan-
der aufzustellen.  

Das wird ein sehr guter Prozess werden, weil wir zu 
Standardisierungen kommen. Letztendlich wird sich 
die Spreizung bei den Kosten eines Rettungswa-
gens, die wir heute haben, zwischen 700 Euro bis 
2.000 Euro erheblich reduzieren. Damit ist sicherge-
stellt, dass jedes Kleinkind nicht nur heute 110, 112 
lernen kann, sondern auch morgen und dass jede 
Bürgerin und jeder Bürger die 112 anrufen kann, 
wird, soll. Es wird geleistet, bezahlt und in hoher 
Qualität erbracht. – Vielen Dank.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Vielen Dank, Frau Ministe-
rin Scharrenbach. – Aufgrund der Redezeitüber-
schreitung der Ministerin von gut anderthalb Minuten 
besteht die Möglichkeit für alle nachfolgenden Red-
nerinnen und Redner, dieses zusätzliche Zeitkapital 
in Anspruch zu nehmen.  

Frau Kapteinat hat das Wort für die SPD. 

Lisa-Kristin Kapteinat*) (SPD): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Kurz vor-
weg: Frau Ministerin Scharrenbach, es war jetzt das 
erste Mal, dass Sie einmal ansatzweise eine Antwort 
dazu gegeben haben. Genau diese Frage treibt die 
Kommunen seit bald sechs Monaten um,  

(Christian Dahm [SPD]: So ist das!) 

nämlich die Frage: Wie gehen wir eigentlich damit 
um? Dürfen wir aus einem kommunalen Haushalt 
eventuelle Gebühren auffangen, oder dürfen wir das 
nicht?  

Die Kommunen haben am Dienstag – das ist das, 
was die Kommunen berichten – weder Ihnen noch 
Minister Laumann nach Ihren Vorträgen applaudiert. 
Da hat keiner gesagt: „Super Sache, wir sind total 
dankbar“, sondern die sind nach wie vor enttäuscht. 
Die haben nach wie vor den Eindruck: Es ist ja schön, 
dass das Land sagt: „Wir lassen uns nicht erpres-
sen“. Dann müssen sich halt die Kommunen erpres-

sen lassen. – Ist das Ihre Vorstellung davon, wie man 
Hand in Hand zusammenarbeitet?  

(Beifall von der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von CDU und Grü-
nen, hier wird gerne der Eindruck erweckt, es sei un-
schicklich, das Thema „Fehlfahrten“ zum Thema zu 
machen. Es wird immer wieder definiert, was Fehl-
fahrten eigentlich sind. Ich möchte darauf aufmerk-
sam machen, dass wir dieses Thema seit Dezember 
letzten Jahres hier im Parlament, in Parlamentssit-
zungen, in Aktuellen Stunden, aber insbesondere in 
den zuständigen Fachausschüssen, permanent dis-
kutieren.  

Ich glaube, jeder, der sich damit beschäftigt, weiß 
mittlerweile, was Fehlfahrten sind. Es ist anders-
herum: Es hätte Ihnen gut zu Gesicht gestanden, das 
zu thematisieren, nachzufragen, was Phase ist, sich 
dafür zu interessieren und vor allen Dingen auch 
Druck zu machen. Denn es ist eine unerträgliche Si-
tuation, der die Hauptverwaltungsbeamtinnen und -
beamten in den Kommunen derzeit ausgesetzt sind.  

(Beifall von der SPD – Zuruf von Marco 
Schmitz [CDU]) 

Wir erleben seit Mitte Dezember, dass das ein 
Thema ist, das Bürgerinnen und Bürger beschäftigt. 
Ich habe selbst schon einige 24-Stunden-Dienste im 
Rettungswagen mitmachen dürfen und weiß, was die 
Sanitäterinnen und Sanitäter dort für herausragende 
Arbeit leisten.  

Ich weiß auch, dass es Anrufe gibt, bei denen man 
sich darüber streiten kann, ob es sinnvoll ist, dass 
man dafür einen Rettungswagen ruft oder nicht. Aber 
das geschieht in der Regel nicht, weil jemand faul ist, 
weil jemand Missbrauch betreiben möchte, sondern 
wegen Verunsicherung. Diese Verunsicherung hat 
Politik auch in Nordrhein-Westfalen in den letzten 
Monaten massiv betrieben, und zwar nicht die Sozi-
aldemokraten, weil sie das Thema angesprochen ha-
ben, sondern CDU und Grüne und die Landesregie-
rung, weil sie es liegengelassen haben.  

(Beifall von der SPD) 

Die Kommunen wissen nach wie vor nicht, was sie 
mit den Bescheiden machen sollen, die im Jahr 2025 
entstanden sind, die bisher in Schubladen liegen, die 
man nicht versandt hat. Sie fragen sich nach wie vor: 
Wie gehen wir damit um?  

Ich möchte nicht in einem Land leben, in dem sich 
gerade Menschen mit geringem Einkommen zwei-
mal überlegen, ob sie den Notruf wählen. Das darf 
nicht unser Anspruch sein. Das dürfen wir nicht zu-
lassen. Denn der kostenlose Zugang zum Rettungs-
dienst ist kein Luxus. Er ist das zentrale Versprechen 
unseres Sozialstaats.  

Für uns gilt: Krankheit darf nicht arm machen, und 
Hilfe darf im Notfall nicht vom Geldbeutel abhängen.  
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Was wir in den letzten Monaten erleben mussten, ist 
Unsicherheit für die Menschen, ist Rechtsunsicher-
heit für die Kommunen. Sie haben jetzt gerade zum 
ersten Mal im Parlament klar gesagt: Die Kommunen 
werden nicht verpflichtet, Beitragsbescheide zu ver-
senden. – Wir haben mittlerweile Mitte Juni, seit Mitte 
Dezember läuft diese Debatte. Das ist unerträglich. 

(Rodion Bakum [SPD]: Sie haben ein halbes 
Jahr Zeit gehabt! – Zuruf von Christian Dahm 
[SPD]) 

Am 20. Mai haben wir im Ausschuss für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales auf unsere Nachfrage hin vom 
Ministerium die Antwort bekommen: Man habe sich 
heute Vormittag zwischen den beiden Häusern eini-
gen können und den Verhandlungspartnern einen 
Vorschlag geschickt. – Am 20. Mai hat man es ge-
schafft, eine Einigung innerhalb der Landesregierung 
zu einem so relevanten Thema zu finden. Das muss 
Ihnen doch unangenehm sein. Das ist mehr als fünf 
Monate nach unserem Eilantrag. 

(Beifall von der SPD – Zurufe von Rodion Ba-
kum [SPD] und Dr. Jan Heinisch [CDU]) 

Das war, nachdem versprochen wurde, man werde 
eine Lösung bis Ostern haben, nachdem verspro-
chen wurde, man werde eine Lösung bis Pfingsten 
haben. Es hat Ewigkeiten gedauert. 

(Zuruf von Karl-Josef Laumann, Minister für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales) 

Niemand stellt sich hier hin und sagt, dass das total 
einfach ist. Ich finde es aber hochproblematisch, 
dass versucht wurde, so zu tun, als dürften wir es ei-
gentlich nicht debattieren, dass es keine proaktive 
Kommunikation an das Parlament, an die Kommu-
nen gegeben hat, dass es immer nur mit Druck funk-
tioniert hat, dass wir immer nachhaken mussten, 
dass selbst in den Ausschüssen ungerne geantwor-
tet wurde, dass Kleine Anfragen unzulässig beant-
wortet worden sind. 

(Zurufe von der CDU – Rodion Bakum [SPD]: 
Ihr könnt euch bei Thomas Kufen bedanken!) 

– Man merkt ja an der Art und Weise, wie Sie sich 
aufregen, dass wir recht haben. 

(Beifall von der SPD – Widerspruch von der 
CDU – Zuruf von Rodion Bakum [SPD]) 

Wir haben Anfang des Jahres danach gefragt, wie 
viele Fehlfahrten es in Nordrhein-Westfalen gibt. 

(Unruhe – Glocke) 

Darauf haben wir bis heute keine Antwort, vielleicht 
gibt es die gleich in Runde zwei. 

(Christian Dahm [SPD]: Nicht so hohe Erwar-
tungen!) 

Dabei muss doch klar sein: Niemand stellt in Frage, 
dass das eine Regelung ist, die grundsätzlich vom 
Bund getroffen werden muss. Aber der Anspruch des 
Landesparlaments von Nordrhein-Westfalen kann 
doch nicht sein, zu sagen: Wir lassen uns nicht er-
pressen, dann geben wir den Druck lieber an die 
Kommunen weiter. – Die sind doch ohnehin schon 
finanziell komplett am Ende und haben insbesondere 
mit Blick darauf, sich mit der Rechtproblematik aus-
einandersetzen zu müssen, wohl auch eine andere 
personelle Ausstattung als die Landesregierung. 

(Rodion Bakum [SPD]: Was ist denn die Politik 
der Landesregierung?) 

Der Rettungsdienst muss für die Menschen in Nord-
rhein-Westfalen gebührenfrei bleiben. Pflichtbe-
wusste Politik heißt, da Sicherheit zu geben, wo Men-
schen sie brauchen, da Verantwortung zu überneh-
men, wo sie gebraucht wird, anstatt wegzusehen. 
Und bitte hören Sie endlich auf, die Schuld auf an-
dere zu schieben. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Präsident André Kuper: Danke, Frau Kapteinat. – 
Für Bündnis 90/Die Grünen spricht der Abgeordnete 
Herr Mostofizadeh. 

Mehrdad Mostofizadeh*) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Werte Kolleginnen und Kollegen! Zunächst einmal 
herzlichen Dank an Frau Ministerin Scharrenbach, 
die sehr differenziert vorgetragen hat, was heute 
Phase ist – um die Wortwahl der SPD aufzugreifen. 

(Zuruf von Rodion Bakum [SPD]) 

Es geht nicht um eine Regelung, es geht um unter-
schiedliche differenzierte Sachverhalte – das ist so-
wohl von Frau Thoms als auch vom Kollegen Marco 
Schmitz vorgetragen worden. Mit der Regelung, die 
jetzt vorliegt – das ist von Frau Scharrenbach sehr 
deutlich vorgetragen worden –, werden einige Prob-
leme gelöst oder zumindest geklärt und andere nicht. 
Das kann auch nicht anders sein, weil das Problem 
der sogenannten Fehlfahrten – das haben Frau 
Thoms, Herr Schmitz und Frau Scharrenbach auch 
vorgetragen – damit nicht zu lösen ist. 

Die Frage, die auf dem Tisch liegt, lautet: Was kön-
nen wir mit der Übergangslösung jetzt lösen? Dazu 
ist ein vernünftiger Kompromiss – die Daten sind ge-
nannt worden – auf den Tisch gelegt worden. 

Zur Frage: Wer hat es erfunden? Man könnte auch 
sagen, die Grünen haben im Oktober letzten Jahres 
einen Gesetzentwurf auf Bundesebene vorgelegt, 
der die Frage des Rettungsgesetzes im SGB VIII ge-
löst hätte. Dem hätte man zustimmen können. Das 
lag im Übrigen schon in ähnlicher Weise zur Ampel-
zeit vor. Aber das ist nicht geschafft worden, liebe 
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Kolleginnen und Kollegen. Das hätte einen wesentli-
chen Aspekt dieses Problems gelöst, aber nicht alle. 

Der Ehrlichkeit halber muss man die Frage stellen, 
was in den Jahren davor passiert ist. Mit Blick auf die 
Stichworte „Unterdeckung“ und „Verrechnung in den 
Folgejahren“ wird dadurch nichts gelöst. Lösungen 
gibt es nur hinsichtlich des Blicks nach vorne, was an 
der Stelle allerdings ein entscheidender Aspekt ist. 

Warum trage ich das vor? Der Kreis Steinfurt kann 
mit der jetzigen Lösung natürlich weniger zufrieden 
sein, 

(Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Der hat sein Problem 
gelöst!) 

weil sein Problem möglicherweise ein anderes ist als 
das der Stadt Essen, die keine Unterdeckung hat. 

(Zuruf von Rodion Bakum [SPD]) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, sug-
gerieren Sie doch nicht, dass es eine Lösung gäbe, 
vielmehr gilt es, eine fundierte Klärung herbeizufüh-
ren. Der Bund hat das Rettungsgesetz auf Bundes-
ebene, also das SGB, zu ändern. Ich glaube, wir 
müssen – das hat Frau Thoms schon gesagt – auch 
unser Rettungsgesetz auf Landesebene anpassen. 

Zur Wahrheit gehört allerdings auch, dass 2015 unter 
Rot-Grün manche nicht bereit waren, diesen Schritt 
zu gehen. Die Grünen waren das nicht, 

(Beifall von den GRÜNEN) 

vielmehr kam der Druck von den Landrätinnen und 
Landräten und der anderen Seite. Die Ministerin 
hatte damals jedenfalls einen entsprechenden Ent-
wurf vorgelegt. 

(Zuruf von Rodion Bakum [SPD]) 

Aber das ist jetzt vergossene Milch, weil die Rechts-
lage so ist, wie sie ist.  

Deswegen kann ich nur vorschlagen, an das anzu-
knüpfen, was Ministerin Scharrenbach gesagt hat. 
Erstens sollte auf Bundesebene die Gesetzgebung 
klargestellt werden. Ein entsprechender Gesetzent-
wurf liegt vor, da geht es in die richtige Richtung. Wir 
würden es ein bisschen anders machen, aber die 
Richtung stimmt. Zweitens muss auf Landesebene 
dafür gesorgt werden, dass wir eine Verhandlungslö-
sung hinbekommen und vielleicht auch den einen 
oder anderen inhaltlichen Punkt machen. Drittens 
müssen die Kommunen – das gehört zur Wahrheit 
dazu; das hat Frau Scharrenbach sehr ausführlich 
dargelegt – Transparenz bei den Kosten schaffen 
und bereit sein, über Effizienz, Standards und Quali-
tät zu reden. 

Sie haben gesagt, das Land würde die Kommunen 
unter Druck setzen. Da bin ich sehr konsequent. 
Selbst wenn wir einen überbordenden Haushalt 

hätten, wäre ich nicht bereit, Streitigkeiten zwischen 
Kommunen und gesetzlicher Krankenversicherung 
auf Kosten der Kita-Versorgung oder anderer Posten 
auszutragen. 

(Beifall von Bodo Löttgen [CDU] – Zuruf von 
Justus Moor [SPD]) 

Das ist nicht in Ordnung. Wir sind Anwalt der Steuer-
zahlerinnen und Steuerzahler, liebe Kolleginnen und 
Kollegen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Das ist es, was mich letztlich am meisten ärgert. Die 
Lösung, alles mit Geld zuzuschütten, ist nicht die ein-
zig richtige. Vielmehr müssen wir hier im Land dafür 
sorgen, dass sich die Menschen an einen Tisch set-
zen, um Verhandlungslösungen herbeizuführen, die 
fair, sachlich korrekt und zukunftsweisend sind. Und 
das macht der Minister, das macht die Ministerin.  

Dafür sind wir angetreten, und jetzt muss es ein 
Stück weitergehen. Manche Leute müssen dabei ein 
bisschen mehr Schmerzen erleiden und manche ein 
bisschen weniger, es muss aber gelöst werden. 
Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, ich 
lade Sie ganz herzlich ein: Machen Sie mit, unterstüt-
zen Sie das, und zeigen Sie nicht nur mit dem Finger 
auf andere. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Präsident André Kuper: Danke, Herr Mostofizadeh. – 
Für die Landesregierung spricht nun Herr Minister 
Laumann. 

(Rodion Bakum [SPD]: Auf welcher Seite sitzt 
Barbara Steffens heute? – Mehrdad Mostofiz-
adeh [GRÜNE]: Und? Was willst du mir damit 
sagen?) 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Entscheidend ist 
doch das Ergebnis der Gespräche in den letzten Mo-
naten und auch der Debatte von heute. Das gemein-
same Ziel von Krankenkassen, Kommunen und der 
Landesregierung ist erreicht worden: In Nordrhein-
Westfalen kommen keine Gebührenbescheide in Sa-
chen „Rettungsdienst“ auf die Patientinnen und Pati-
enten zu. Das war doch die entscheidende Frage, 
und die wurde gelöst. 

Ich glaube, dass das auch für das Staatsverständnis 
gut ist. Denn ein funktionierender Rettungsdienst – 
der Rettungsdienst ist Bestandteil des Krankenkas-
senvertrages, den jedes Krankenkassenmitglied mit 
seiner Krankenkasse hat – ist qualitativ hochwertig, 
wird aber natürlich über die gesetzlichen Kranken-
kassen finanziert. Am Ende kommt es in der Politik 
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immer darauf an: Wie ist das Ergebnis? Ich finde, 
dass wird das gewünschte Ergebnis erreicht haben. 

Der zweite Punkt ist: Wir sind jetzt in einer Über-
gangszeit, wenn man das so sagen darf. Wir in der 
Bundesrepublik Deutschland erleben den Vorabend 
eines völlig anderen Rettungsgesetzes, als wir es 
bislang hatten. Am Freitag letzter Woche war die 
erste Lesung im Bundesrat. Mit Blick auf die Antrags-
lage ist die Wahrscheinlichkeit sehr hoch, dass die ge-
setzlichen Überlegungen – im parlamentarischen Ver-
fahren wird jedes Gesetz ein Stück weit verändert – 
die Zustimmung der Bundesländer finden wird. 

Wir in Nordrhein-Westfalen sind sehr froh, dass die-
ser Gesetzentwurf jetzt auf dem Tisch liegt. Darin 
wird nicht nur die Frage der Fehlfahrten geregelt, 
sondern darin wird auch geregelt, wie wir den medi-
zinischen Notdienst außerhalb der Praxisöffnungs-
zeiten organisieren. Dabei spielen natürlich auch die 
Kassenärztlichen Vereinigungen und vieles andere 
eine Rolle. Deswegen ist es klug, dass mit der Ent-
scheidung, dass wir die Gebühren nicht bekommen, 
auch eine Qualitätssicherungsphase verbunden ist. 

Dafür brauchen wir jetzt die Regionalkonferenzen. 
Denn es ist völlig klar, dass das neue Bundesgesetz 
die Strukturen des Rettungsdienstes in Nordrhein-
Westfalen ein Stück weit verändern wird. Ich bin sehr 
dafür, dass die Satzungslösung, die es in Nordrhein-
Westfalen und in ein paar weiteren Bundesländern 
noch gibt, durch eine Verhandlungslösung abgelöst 
wird. Dazu gibt es in der kommunalen Familie unter-
schiedliche Meinungen, aber das Bundesgesetz in 
dieser Frage klar ist. 

Der dritte Punkt ist: Wie ist dann die Struktur eines 
Rettungsdienstes? Wie ist die Zusammenarbeit einer 
Leitstelle, zwischen 112 und 116 117? Das sind ganz 
zentrale Fragen. Wie werden die Disponenten bei 
der Beurteilung unterstützt, ob ein Notfall wie zum 
Beispiel ein Herzinfarkt vorliegt, bei dem ganz schnell 
gehandelt werden muss? Ich möchte, dass wir die 
Rettungszeiten von acht und zwölf Minuten halten. 
Wenn sich aber jemand den Knöchel gebrochen hat, 
weil er beim Kirschenpflücken aus dem Kirschbaum 
gefallen ist, 

(Christian Dahm [SPD]: Oder beim Fichtensä-
gen!) 

sind die acht Minuten und die zwölf Minuten nicht so 
entscheidend wie bei einem Schlaganfall oder einem 
Herzinfarkt. Diese Fragen kriegen wir, auch auf der 
Kostenseite, nur in den Griff, wenn wir zu einem dif-
ferenzierten Planungserlass kommen.  

Das alles sind rein fachliche Fragen, die wir zurzeit 
mit den Fachleuten in den Kommunen, mit den 
Hauptgemeindebeamten und den Landräten bespre-
chen. Wir setzen uns gedanklich mit diesen Fragen 
auseinander, sodass wir in Nordrhein-Westfalen in 
der Lage sein werden – das muss das Ziel sein –, 

das Bundesgesetz, sobald wir es haben, relativ 
schnell richtig gut mit dem Landesrettungsgesetz zu-
sammenzufügen. 

Es ist nun mal so: Über das SGB V entscheidet der 
Deutsche Bundestag. Das ist ein Gesetz, bei dem 
der Bundesrat nur ein Einspruchsrecht hat. Über die 
Planung des Rettungsdienstes hingegen entschei-
den die Bundesländer mit den Trägern des Rettungs-
dienstes. Das ist wie bei der Krankenhausplanung 
und bei der Finanzierung der Krankenhäuser. 

Unser Ziel muss sein, dass das Bundesgesetz und 
das Landesrettungsgesetz nachher gut zusammen-
passen, damit in diesem Bereich wieder für viele 
Jahre eine klare Richtlinie gilt, auf die man sich in den 
Regionen einstellen kann. Das ist das Ziel der Lan-
desregierung; das ist das Ziel der Bundesregierung. 
Ich glaube, dass wir diese Frage ohne viel Streit, 
pragmatisch und vernünftig werden regeln können. – 
Schönen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Da 
mir keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, 
schließe ich hiermit die Aktuelle Stunde. 

Ich rufe auf: 

2 NRW muss wieder funktionieren: Wirtschafts-
abstieg und Wohlstandsverluste nach vier 
Jahren Schwarz-Grün stoppen 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/19788 

Für die antragstellende Fraktion hat der Kollege Ale-
xander Vogt das Wort. Bitte sehr. 

Alexander Vogt (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Sie haben kurz vor 
Beginn der Debatte sicherlich die Nachrichten ver-
folgt: Der Chemiekonzern Evonik will weitere 3.200 
Stellen abbauen; Werksschließungen sind geplant. 

(Christian Loose [AfD]: Was werden dafür 
wohl die Gründe sein?) 

Der Ministerpräsident ist vor diesem TOP rausge-
gangen. Es ist bezeichnend, welche Prioritäten hier 
gesetzt werden. 

(Beifall von der SPD und der FDP – Zuruf von 
Nadja Lüders [SPD]) 

Bei Evonik in Marl und in Witten fanden heute Mor-
gen kurzfristig einberufene Betriebsversammlungen 
statt. Das Ergebnis allein für das Ruhrgebiet lautet: 
Weitere 311 Stellen werden abgebaut. Weitere 311 
Beschäftigte verlieren ihren Arbeitsplatz; 311 



Landtag   18.06.2026 

Nordrhein-Westfalen 18 Plenarprotokoll 18/125 

 

Familien wissen heute weniger über ihre Zukunft. 
Der Polyesterstandort in Witten wird komplett ge-
schlossen. 

Während nicht nur in Betrieben im Ruhrgebiet, son-
dern auch in vielen anderen Betrieben gerade Be-
schäftigte um ihre berufliche Existenz bangen, haben 
CDU und Grüne Nordrhein-Westfalen hier gestern 
zum Aufsteigerland erklärt. Wäre der Ministerpräsi-
dent hier, würde ich ihn fragen: Was sollen die Be-
schäftigten in Marl und Witten eigentlich denken, 
wenn sie heute Morgen solche Schlagzeilen lesen?  

(Beifall von der SPD und der FDP) 

Was sollen die Menschen denken, die seit Jahren er-
leben, wie Industriearbeitsplätze verschwinden? Für 
diese Menschen ist Wirtschaftspolitik keine Presse-
mitteilung. Für diese Menschen ist Wirtschaftspolitik 
die Frage, ob der Arbeitsplatz noch da ist.  

Genau deshalb wirken die Aussagen von CDU und 
Grünen so abgehoben. Denn zwischen Ihrer Be-
schreibung des Wirtschaftsstandorts NRW und der 
Realität vieler Beschäftigter liegen mittlerweile Wel-
ten, meine Damen und Herren.  

(Beifall von der SPD) 

Lassen Sie mich noch einmal auf die gestrige De-
batte zur wirtschaftlichen Situation Nordrhein-West-
falens eingehen. Herr Wüst, Frau Neubaur, CDU, 
Grüne sprechen davon, dass Nordrhein-Westfalen 
wirtschaftlich aufsteigt. Mich würde interessieren: Wo 
eigentlich? Wenn damit die Tabelle der Unterneh-
mensinsolvenzen gemeint ist, muss ich Ihnen leider 
zustimmen. Dort ist Nordrhein-Westfalen einsamer 
Spitzenreiter. 

Schauen wir deshalb nicht nur auf Slogans, sondern 
auf Fakten. Nordrhein-Westfalen verliert Monat für 
Monat mehr als 2.500 Industriearbeitsplätze. Nord-
rhein-Westfalen liegt bei der Standortqualität nur 
noch auf Platz 9 von 13 Flächenländern und ist seit 
2022 erneut abgerutscht. Während in zwölf Bundes-
ländern die Wirtschaft wächst, schrumpft sie in Nord-
rhein-Westfalen. Die Wahrheit ist doch: Nordrhein-
Westfalen wird nicht nur durch Krisen abgehängt. 
Nordrhein-Westfalen wird auch von anderen Bun-
desländern abgehängt.  

Das sind keine Oppositionszahlen. Das sind keine 
Zahlen, die irgendwie ausgedacht sind. Das sind die 
Zahlen der Wirtschaftsinstitute, Zahlen aus Studien 
und ja, das sind zum Teil auch Ihre eigenen Zahlen. 
Alle kommen zum gleichen Ergebnis: Die wirtschaft-
liche Entwicklung in NRW ist mittlerweile eine der 
schlechtesten aller Bundesländer. Wenn das für Sie 
der Aufstieg ist, dann will ich mir gar nicht vorstellen, 
wie ein Abstieg aussieht.  

Wir hören von Ihnen, Frau Neubaur, seit Jahren die-
selben Erklärungen: die Weltwirtschaft, die Energie-
krise, geopolitische Konflikte. Ja, das alles belastet 

die Wirtschaft. Aber warum kommen dann zwölf an-
dere Bundesländer besser durch diese Zeit als Nord-
rhein-Westfalen? Was machen die eigentlich besser 
als Sie? Wenn Ihre Bilanz in diesem Tempo weiter-
geht, dann wird Nordrhein-Westfalen tatsächlich 
schneller klimaneutrale Industrieregionen als ge-
dacht, allerdings nur, weil keine Industrie mehr da ist.  

Gestern haben Sie noch für den Chemie- und Raffi-
neriepakt geworben und sich dafür gefeiert. Wo ist 
eigentlich die Bundesratsinitiative, die Sie als Herz-
stück dieses Pakts angekündigt haben?  

Herr Wüst sagte gestern – ich zitiere –: „Innovationen 
sind entscheidend, um Wohlstand und Arbeitsplätze 
zu sichern.“ Herr Wüst, bei den Patentanmeldungen 
ist NRW im Bundesländervergleich auf dem vorletz-
ten – auf dem vorletzten! – Platz. Und das Verrückte 
ist: Obwohl Nordrhein-Westfalen bei Zukunftstech-
nologien und Patenten längst nicht dort steht, wo wir 
stehen könnten, kürzen Sie ausgerechnet bei Inno-
vationsförderung, Digitalisierung, KI und dem Grün-
dungsstipendium.  

Wir haben viele Vorschläge gemacht: zum Heimat-
stahl; wir haben hier über die Chemieindustrie disku-
tiert und Vorschläge gemacht; zum Thema „Gieße-
reien“ haben wir Vorschläge gemacht; zum Transfor-
mationsfonds haben wir Vorschläge gemacht – Herr 
Stinka wird gleich noch weiter darauf eingehen. All 
diese Vorschläge wurden hier zwar diskutiert, aber 
von Schwarz und Grün abgelehnt.  

Was noch besonders interessant ist, sind Ihre Pres-
semitteilung und die Einlassungen von gestern. Wir 
hatten doch ein großes Projekt hier in Nordrhein-
Westfalen, nämlich die Direktreduktionsanlage für 
grünen Stahl in Duisburg. Dafür haben Sie 700 Milli-
onen Euro zur Verfügung gestellt. Sie haben Unmen-
gen an Fotos und Insta-Posts gemacht – zumindest, 
solange es noch so aussah, dass das alles funktio-
niert.  

Jetzt ist das Problem da. Es sind riesige Mengen an 
Fördergeldern geflossen. Wir haben immer gesagt: 
Übernehmen Sie Verantwortung. Gehen Sie mit in 
die Krupp-Stiftung. Sichern Sie über Aufsichtsrats-
mandate ab, was mit dem Geld passiert. – Das alles 
haben Sie abgelehnt. Nun verschwinden auch die 
Fotos, weil Ihnen – anscheinend insbesondere den 
Grünen – peinlich ist, dass nicht funktioniert, was Sie 
eigentlich versprochen haben.  

Mittlerweile ist es nicht nur die Opposition, die die Si-
tuation kritisiert. Die Wirtschaftsdaten, Insolvenzzah-
len, Arbeitsplatzverluste – alles zusammengenom-
men zeigt das Bild dieses Industriestandorts und Ih-
rer Wirtschaftspolitik.  

Irgendwann muss man sich eingestehen, dass mög-
licherweise nicht die Rahmenbedingungen an allem 
schuld sind, sondern vielleicht auch die eigene Poli-
tik. Denn wenn die Wirtschaft schrumpft, die Zahl der 
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Insolvenzen steigt, Industriearbeitsplätze abgebaut 
werden und Nordrhein-Westfalen im Bundesländer-
vergleich immer weiter zurückfällt, dann muss man 
sich die Frage stellen: Funktioniert diese Wirtschafts-
politik hier eigentlich? Man kann sehen: Schwarz-
Grün funktioniert nicht. Das ist ein klares Nein.  

(Beifall von der SPD) 

Falls heute noch jemand Zweifel daran hat, dann 
sollte er an die Menschen denken, die heute Morgen 
bei Evonik in Marl und Witten zur Betriebsversamm-
lung gegangen sind, an die 300 Beschäftigten, die 
heute erfahren haben, dass ihr Arbeitsplatz wegfällt, 
an die Familien, die heute nicht wissen, wie es wei-
tergeht. Für diese Menschen ist Nordrhein-Westfalen 
kein Aufsteigerland, Herr Wüst. Für diese Menschen 
ist heute ein verdammt bitterer Tag.  

(Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: So ist das!) 

Genau deshalb sollten Sie, Herr Wüst und auch Frau 
Neubaur, endlich aufhören, den Zustand in diesem 
Land schönzureden, und stattdessen eine Industrie-
politik machen, die Arbeitsplätze erhält. – Vielen 
Dank.  

(Beifall von der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der CDU hat nun Dr. Christian Untrieser 
das Wort. Bitte sehr.  

(Rodion Bakum [SPD]: Alles ist schön! Alles ist 
toll!) 

Dr. Christian Untrieser*) (CDU): Vielen Dank. – Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich fange 
mit einem Zitat von André Stinka von gestern an. Es 
mag ungewöhnlich sein, aber lieber André, du hast 
gestern gesagt: Eine ernsthafte Diskussion über Wirt-
schaftspolitik können Sie morgen mit uns führen. – Ich 
war gestern sehr gespannt, was heute kommt. Jetzt, 
nach der Rede, muss ich aber sagen: Ich bin sehr 
enttäuscht.  

(Nadja Lüders [SPD]: Ach je!) 

Positiv kann man formulieren: Der Antrag und die 
Rede passen zum Wetter an diesen Tagen – sehr 
viel heiße Luft.  

(Beifall von der CDU – Heiterkeit von Jens Ka-
mieth [CDU] – Alexander Vogt [SPD]: So kann 
man auch mit den Menschen umgehen, die ihre 
Arbeitslätze verlieren, Herr Dr. Untrieser! – Zuruf 
von Elisabeth Müller-Witt [SPD]) 

– Ein bisschen die Betriebstemperatur erhöhen! Ich 
freue mich über den Widerspruch.  

Ich nenne zwei Gründe. 

Zum einen finde ich, wenn Sie die Lage beschreiben … 
Ich glaube, das nehmen wir uns als Kollegen alle ab, 
dass es uns betrüblich macht, wenn Arbeitsplätze 
wegfallen, wenn Stellen gestrichen werden, weil die 
wirtschaftliche Lage gerade in der Industrie nicht gut 
ist.  

(Rodion Bakum [SPD]: Merkt man Ihnen gar 
nicht an! – Alexander Vogt [SPD]: Sehr zy-
nisch!)  

In Ihrem Antrag zeichnen Sie aber ein sehr düsteres 
Bild, das so nicht stimmt. Denn Sie müssen – das 
möchte ich hier festhalten – auch mal sagen, dass 
seit 2022 120.000 Arbeitsplätze in Nordrhein-West-
falen neu hinzugekommen sind. Wir verfügen zum 
Beispiel mit JUPITER – dem schnellsten Superrech-
ner in Europa und außerhalb der USA – über ein gu-
tes Ökosystem. Im Rheinischen Revier haben wir mit 
dem Microsoft-Rechenzentrum, ergänzt durch Pro-
jekte wie das AI Village, das Blockchain-Reallabor, 
Digitalparks und den Hightechstandort Frimmers-
dorf, viele tolle Ansätze in Nordrhein-Westfalen, bei 
denen es vorangeht.  

(Nadja Lüders [SPD]: Ja, Ansätze! – Zuruf von 
Lena Teschlade [SPD]) 

Das ist auch Teil der wirtschaftlichen Realität in Nord-
rhein-Westfalen. Sie blenden das leider alles aus, in-
dem Sie Nordrhein-Westfalen in Ihrem Antrag nur 
schlechtreden. Das wird der ganzen Debatte nicht 
gerecht, finde ich. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Zum Zweiten. Ich frage mich immer: Wo sind denn 
die konkreten Vorschläge? Es gibt andere Parteien, 
die hier Vorschläge machen. Die sind nicht immer 
gut.  

(Dietmar Brockes [FDP]: Meinen Sie Ihre?) 

Von der SPD höre ich aber seit vielen Monaten keine 
konkreten Vorschläge, außer: Der Staat muss stär-
ker werden. Der Staat muss stärker eingreifen. Wenn 
er schon fördert, dann braucht er Standortgarantien, 
dann braucht er Arbeitsplatzgarantien usw. – Das ist 
doch nicht die Lösung.  

(Alexander Vogt [SPD]: Was ist denn so 
schlimm daran? Wir verteilen gerade Geld, da-
mit Arbeitsplätze abgebaut werden!) 

Wenn der einzige Vorschlag aus SPD-Sicht für die 
Wirtschaftspolitik wirklich lautet, dass der Staat ein-
fach größer und noch ausgreifender werden muss, 
ist das nicht unser Verständnis von sozialer Markt-
wirtschaft. Es ist nicht unser Verständnis davon, wie 
wir Nordrhein-Westfalen wieder wirtschaftlich stärker 
machen können.  

Sie könnten sich – da vermisse ich die SPD wirklich – 
doch mal ein bisschen mehr auf der Bundesebene 
einsetzen. Das muss man sagen. 
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(Widerspruch von der SPD – Rodion Bakum 
[SPD]: Wer stellt denn da die Wirtschaftsmi-
nisterin? – Weitere Zurufe von der SPD) 

– Ja, Entschuldigung, es gibt in der gemeinsamen 
Bundesregierung doch beispielsweise viele gute Vor-
schläge zu Energiepreisen. Also, ich weiß nicht, wo 
Sie …  

(Christian Dahm [SPD]: Wer stellt denn da 
noch einmal die Wirtschaftsministerin?) 

Ich war in dieser Woche noch bei einem energiein-
tensiven Industrieunternehmen. Dort sagen sie: Die 
Energiepreise sind das große Problem.  

(Nadja Lüders [SPD]: Die Wirtschaftsministe-
rin ist von welcher Partei?) 

Diese werden in Berlin natürlich angegangen. Wenn 
ich „SPD“ google, lese ich immer nur von Frau 
Schwesig, die sagt, was bei der Reform von 
Deutschland gerade wieder nicht gehen soll. Wo ist 
eigentlich die Stimme der NRW-SPD, die sagt, dass 
wir Reformen bei Steuern, bei Sozialversicherungen 
und bei Energiepreisen brauchen?  

(Nadja Lüders [SPD]: Ah, weil Sie so stark 
sind! – Zuruf von der SPD: Das ist aber harte 
Kritik am Koalitionspartner!) 

Seien Sie doch mal Treiber und machen Sie doch 
mal gemeinsam mit, damit Nordrhein-Westfalen 
auch wieder besser werden kann.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN – 
Rodion Bakum [SPD]: Brauchen Sie Hilfe bei 
Frau Reiche, oder was? – Thorsten Klute 
[SPD]: Harte Kritik am Koalitionspartner aus 
Nordrhein-Westfalen!) 

Sie kennen mich. Ich möchte nicht immer nur sagen, 
was der Bund macht oder was andere nicht machen 
sollen. 

(Zurufe von der SPD: Ah!) 

– Ja, Sie kennen doch meine Reden aus der Vergan-
genheit. Ich werde Ihnen jetzt auch noch sagen, was 
wir in Nordrhein-Westfalen an vielen Stellen machen, 
und dies sogar mit einer ganz konkreten Einladung 
verbinden: Unter Tagesordnungspunkt 15 wird heute 
ein Antrag zur Industrieemissionsrichtlinie aufgeru-
fen, in dem wir den Bund auffordern, diese gängiger 
und unbürokratischer zu machen. Ich bin gespannt, 
ob Ihre Fraktion diesem Antrag heute zustimmt. Das 
wäre mal ein wichtiges Signal für Nordrhein-Westfa-
len.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN – Zu-
ruf von Lena Teschlade [SPD]) 

In den nächsten Wochen und Monaten werden wir 
noch einmal einen Landesentwicklungsplan aufstel-
len. Die Wirtschaft sagt uns: Das geht in die richtige 

Richtung und bringt mehr Freiheit und Flexibilität. 
Dadurch entstehen Arbeitsplätze.  

(Thorsten Klute [SPD]: Hui, hui, hui!) 

Die Landesbauordnung befindet sich derzeit in der 
Beratung. Da kommen wichtige Dinge, damit man-
che Dinge einfacher gebaut und schneller genehmigt 
werden können. Unserem Landesplanungsgesetz 
bescheinigt die IHK, dass wir Verfahren damit um ein 
Jahr beschleunigt haben. Das ist um ein Jahr schnel-
ler geworden. Bei unserem Landesnaturschutzge-
setz, das gerade noch beraten wird, sagen wir auch: 
Das geht in die richtige Richtung; da wird entschlackt 
und entbürokratisiert. – Wir haben ein Justizgesetz 
gemacht, durch das in vielen Bereichen, die indust-
riepolitisch von Belang sind, Genehmigungsschritte 
und Widerspruchsmöglichkeiten wegfallen. Das ha-
ben wir beschleunigt.  

Wir arbeiten aktuell – ich bin sehr gespannt darauf, 
wie Ihre Haltung dazu sein wird – auch an einem Be-
richts- und Dokumentationspflichtenaufhebungsge-
setz und wollen ab 01.01.2027 ganz viele Berichts-
pflichten und Dokumentationspflichten für die Wirt-
schaft wegfallen lassen. Es wäre interessant, zu se-
hen, ob Sie diesen Schritt mitgehen oder sich einfach 
als Opposition – und zwar als Krawallopposition – 
darstellen wollen.  

Ich lese aus Ihrem Antrag heraus, dass wir angeblich 
wenig für den Mittelstand und für die Wirtschaft in 
Nordrhein-Westfalen machten. Ich möchte auf den 
Haushalt hier rekurrieren. Wir haben nämlich im ak-
tuellen Haushalt 892 Millionen Euro für Wirtschaft 
und Mittelstand eingestellt. Die Investitionsquote 
wurde mittlerweile auf 60 % angehoben. 2018 waren 
es noch 27 %. 

(Nadja Lüders [SPD]: Für was?) 

– Ja, für was? Für ganz viele kleine mittelständische 
Dinge.  

(Nadja Lüders [SPD]: Dinge! – Thorsten Klute 
[SPD]: Radiergummis, Bleistifte!) 

Es ist nicht nur thyssenkrupp, für das wir auch Geld 
ausgeben, sondern es sind auch kleine und mittel-
ständische Unternehmen. Da kommt das an. Die In-
vestitionsquote ist deutlich höher als in den vergan-
genen Jahren.  

Ein letzter Punkt für diese erste Runde: Wir haben 
mit dem Programm NRW.BANK.Invest Zukunft ganz 
gezielt ein Instrument für kleine und mittlere Unter-
nehmen geschaffen. Allein seit dem Start im Mai 
2025 – es läuft also seit ca. einem Jahr – wurden 600 
Millionen Euro zugesagt. Insgesamt liegt das Förder-
volumen im Bereich „Wirtschaft“ bei 3,3 Milliarden 
Euro. Auch das ist ein deutliches Plus gegenüber 
den Vorjahren. Daran sieht man, dass Transforma-
tions- und Investitionsprogramme von uns angegan-
gen werden und wir vorangehen. 
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(Rodion Bakum [SPD]: Dann ist ja alles gut!) 

Das unterscheidet uns.  

Ich fasse noch mal zusammen: Wir tun ganz kon-
krete Dinge.  

(Nadja Lüders [SPD]: Dinge!) 

Sie haben keine Vorschläge, außer dass der Staat 
viel stärker werden muss. Wir glauben daran, dass 
wir in Nordrhein-Westfalen Chancen haben und ein 
Aufsteigerland sein können.  

(Zuruf von der SPD: Das könnten wir wirklich 
sein! – Zuruf von der SPD: Die Menschen bei 
Evonik gratulieren Ihnen! – Weitere Zurufe von 
der SPD) 

Deswegen machen wir genau diese Politik – von 
Ihnen hört man da leider gar nichts – und lassen uns 
von Ihnen auf unserem Weg auch nicht beeinträchti-
gen. Es wäre schön, wenn auch die SPD mehr Vor-
schläge dazu brächte. – Erst einmal herzlichen Dank, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN – Zu-
rufe) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der Grünen hat nun der Kollege Michael 
Röls das Wort. Bitte sehr. 

(Rodion Bakum [SPD]: Jetzt wird es besser, 
oder? – Heiterkeit – Rodion Bakum [SPD]: Ich 
wollte nur zitieren!) 

Michael Röls*) (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen der demokrati-
schen Fraktionen! Herr Vogt, Sie haben vorhin ge-
fragt: Was machen zwölf andere Bundesländer bes-
ser? – Diese Frage ist in diesem Zusammenhang un-
glaublich plump. Das wissen Sie vermutlich auch. 

(Thorsten Klute [SPD]: Alex, da hast du es!) 

Es gibt doch nicht in allen 16 Bundesländern die glei-
che wirtschaftliche Struktur. Bei unterschiedlichen 
wirtschaftlichen Strukturen und unterschiedlich 
starke Branchen in verschiedenen Bundesländern 
wirken sich externe Schocks auch unterschiedlich 
stark aus. Sie tun hier so, als ob es in 16 Bundeslän-
dern ein level playing field mit identischer Wirt-
schaftsstruktur und identischen Herausforderungen 
gäbe und man in ein paar Bundesländern einfach nur 
zu blöd wäre, es hinzukriegen. Ich weiß, bald ist 
Wahlkampf, aber da traue ich sogar der SPD etwas 
Klügeres zu.  

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU)  

Es ist überhaupt kein Geheimnis – alle, die in der 
Landespolitik aktiv sind, wissen das sehr genau –: 
Gerade in der Wirtschaftspolitik hat die Bundes-

ebene einen sehr großen Hebel. Landeswirtschafts-
politik ist ein wichtiges Feld, das sich daraus zusam-
mensetzt, einerseits zu tun, was die Landesebene 
leisten kann, damit es wirtschaftlich vorangeht, und 
andererseits von den politischen Ebenen, die einen 
noch größeren Hebel haben, vehement das Richtige 
einzufordern. 

Ihre elf Seiten, auf denen Sie einen Niedergang 
Nordrhein-Westfalens beschreiben, könnte man sehr 
einfach auch umdrehen. Man könnte auch sagen: 
Wir haben gerade eine Bundesregierung, die nicht in 
der Lage ist, die wirtschaftspolitischen Antworten zu 
geben, die es in der aktuellen, herausfordernden Si-
tuation dafür braucht, einer Wirtschaftsstruktur wie 
der in Nordrhein-Westfalen – mit Grundstoffindustrie, 
mit einer historisch sehr tiefen Verankerung von fos-
silen Energien im Wirtschaftssystem – den Auf-
schwung, den wir gerade brauchen, zu ermöglichen. 

Wir haben einen langen Weg vor uns, um uns mit ei-
ner klaren strategischen Ausrichtung unabhängig 
von fossilen Energien zu machen. Das ist nichts, was 
von heute auf morgen immer Früchte tragen kann. 
Es ist trotzdem der richtige Weg, weil wir nur dann 
eine gute Zukunft für die Wirtschaft und die Men-
schen in Nordrhein-Westfalen gestalten können, 
wenn es uns gelingt, diese Abhängigkeit von fossilen 
Importen zu beenden und uns resilient aufzustellen. 
Dann setzt uns in unserer Wirtschaftsstruktur in 
Nordrhein-Westfalen nämlich nicht alle zwei Jahre 
ein externer fossiler Energieschock so sehr unter 
Druck, 

(Zuruf von Christian Loose [AfD] – Zuruf von 
Tim Achtermeyer [GRÜNE] – Christian Loose 
[AfD]: Sie wollen sich vom Wettergott abhän-
gig machen! – Widerspruch von Tim Achter-
meyer [GRÜNE]) 

weil wir, wenn wir dieses Ziel erreicht haben, unab-
hängig von diesen externen fossilen Preisschocks 
sind. Dann können wir in Nordrhein-Westfalen auch 
unabhängiger von dem, was global passiert, was an 
Krisen, Kriegen und anderen Auseinandersetzungen 
passiert, arbeiten. 

Deswegen möchte ich den Blick darauf richten, was 
im SPD-Antrag klar ausgelassen wird. Wir haben 
trotz Irankrieg und Ölpreisschock einen Konjunktur-
bericht vom RWI, der uns noch ein moderates 
Wachstum bescheinigt – und auch, dass die Kon-
junkturimpulse der öffentlichen Hand wirksam sind. 
Wir haben außerdem ein auch über Nordrhein-West-
falen hinaus viel beachtetes Entlastungskabinett, von 
dem Entlastungspakete verabschiedet werden, die 
beispielgebend sind und zeigen, dass wir es ernst 
damit meinen,  

(Zuruf von Thorsten Klute [SPD]) 

mit dem Abbau von Bürokratie das zu tun, was not-
wendig ist, um der Wirtschaft Rückenwind zu 
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verschaffen, um denen, die investieren wollen, dies 
in Zukunft so einfach wie möglich zu machen. 

(Beifall von den GRÜNEN – Thorsten Klute 
[SPD]: Tosender Applaus! Die glauben das 
alle! – Zuruf von Alexander Vogt [SPD]) 

Mit dem Programm NRW.BANK.Invest Zukunft der 
NRW.BANK werden auch viele kleinere und mittlere 
Unternehmen mit wichtigen Zukunftsinvestitionen 
unterstützt. Das ist ein Weg, den wir zwingend wei-
tergehen müssen. 

Ich finde es unverständlich, dass Sie nicht mitadres-
sieren: Wann kommt denn die Senkung der Strom-
steuer für alle, die die Bundesregierung versprochen 
hat und die für die vielen kleinen Unternehmen, die 
aktuell nicht von der Entlastung profitieren, aber auch 
für Verbraucherinnen und Verbraucher dringend nö-
tige Entlastung bedeuten würde? Das schweigen Sie 
tot. Es sind elf Seiten Prosa, und dafür ist kein Platz. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Der Industriestrompreis ist ein wichtiger Schritt. Aber 
gerade diejenigen in Nordrhein-Westfalen, die be-
sonders dringend darauf warten – beispielsweise in 
der Stahlindustrie –, entlastet er nur unglaublich we-
nig. Da müssen wir einen nächsten Schritt gehen. 
Der Industriestrompreis muss auch für die funktionie-
ren, für die diese Brücke in der Transformation am 
wichtigsten ist. Da muss es Hand in Hand mehr En-
gagement von Bundes- und Landesebene geben. 
Wir waren in Nordrhein-Westfalen bei dieser Forde-
rung in der Vergangenheit sehr gemeinsam unter-
wegs. Ich wünsche mir, dass die SPD im Jahr vor der 
Landtagswahl nicht vergisst, auch im Sinne Nord-
rhein-Westfalens alle politischen Ebenen zu adres-
sieren. Das würde uns an der Stelle weiterhelfen. 

Zu Ihrem Antrag kann ich nur sagen: Was wir jetzt 
brauchen, sind positive Bilder für die Zukunft und 
eine klare strategische Ausrichtung, wie wir da hin-
kommen. 

(Nadja Lüders [SPD]: Dann mal weiter! – Zuruf 
von Angela Freimuth [FDP]) 

Alles schlecht zu reden und den Niedergang zu be-
schreien, wird keinen einzigen Arbeitsplatz in NRW 
sichern. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der FDP hat nun der Kollege Dietmar 
Brockes das Wort. 

Dietmar Brockes*) (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Lieber Kollege Röls, wenn man 
Ihnen gerade zugehört hat – was Sie im Moment bei 
mir noch nicht tun –, dann muss man feststellen, 
dass das Land offenbar gar keine Möglichkeiten hat, 

wirtschaftspolitisch irgendwas zu verändern. Es ist ja 
der Bund, es ist Europa schuld. Wenn Sie sagen: 
„Man kann sowieso nichts machen“,  

(Michael Röls [GRÜNE]: Das habe ich nicht 
gesagt, Herr Brockes!) 

dann müssen Sie auch konsequent sein und das 
Wirtschaftsministerium abschaffen. 

Leider wird die Wirtschaftspolitik hier so gemacht, als 
könnte man nichts machen. Das ist das Problem in 
diesem Land. Hier im Land passiert nichts, 

(Michael Röls [GRÜNE]: Nein!) 

und deshalb stehen wir da, wo wir heute stehen. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der SPD – Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh 
[GRÜNE]) 

Es ist heute die zweite Debatte zur Wirtschaftspolitik. 
Gestern hatten wir eine unter dem Mantel „ein starker 
Standort“, wie es im Antrag formuliert war. Liebe Kol-
leginnen und Kollegen der SPD-Fraktion, da muss 
ich wirklich sagen: Ihr Antrag heute ist mit Sicherheit 
die deutlich bessere Grundlage, weil Sie nämlich 
eine wirklich gute und – leider – richtige Problembe-
schreibung vornehmen. Was man daraus dann ma-
chen kann, dazu werde ich gleich noch einige Punkte 
nennen. 

Nordrhein-Westfalen verliert wirtschaftlich an Boden. 
Die industrielle Wertschöpfung schrumpft, Investitio-
nen bleiben aus, die Zahl der Insolvenzen steigt. Viele 
Unternehmen blicken mit Sorge in die Zukunft – nicht 
nur Evonik. Die schwarz-grüne Landesregierung hat 
es in den vergangenen vier Jahren versäumt, die 
richtigen Rahmenbedingungen für Wachstum, für In-
novationen, für Wettbewerbsfähigkeit zu schaffen. 
Wir teilen die zentralen Erkenntnisse des Antrags der 
SPD-Fraktion, denn so kann es nicht weitergehen.  

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der SPD) 

Gleichzeitig – um das auch zu sagen – unterschei-
den wir uns von der SPD bei der Frage, welche Kon-
sequenzen daraus gezogen werden müssen. Wer 
die wirtschaftliche Krise mit noch mehr staatlicher 
Steuerung beantworten will, bekämpft nicht die Ursa-
chen des Problems, er verstärkt sie womöglich sogar 
noch. Aus diesem Grunde werden wir uns heute zu 
Ihrem Antrag, liebe Kolleginnen und Kollegen, ent-
halten. Wir tragen das Warnsignal mit, aber nicht die 
wirtschaftspolitische Richtung, die die SPD daraus 
ableitet.  

Die wirtschaftlichen Daten sind für Nordrhein-West-
falen alarmierend. Die Wirtschaftsleistung des produ-
zierenden Gewerbes ist inzwischen das vierte Jahr in 
Folge rückläufig. Nach zwei Jahren Rezession lag 
das Wachstum zuletzt bei gerade einmal 0,3 %. Dies 
ist aus staatlich finanzierten Dienstleistungen getra-
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gen, aber eben nicht aus einer starken Wirtschaft. 
Herr Kollege Röls, wenn Sie in der letzten Wirt-
schaftsausschusssitzung zugehört hätten, dann wür-
den Sie sehen, dass dieses Mini-Wachstum von 0,3 
% in der Hauptsache auf den Kalendereffekt zurück-
zuführen ist, also dass wir in diesem Jahr mehr Ar-
beitstage haben. Es ist null Leistung von Ihnen und 
null Leistung von dieser Landesregierung.  

(Beifall von der FDP) 

Auch die Aussichten bleiben leider schwach. Die 
Prognosen für die kommenden Jahre liegen weit un-
ter dem, was ein Industrieland, was Nordrhein-West-
falen benötigt, um Wohlstand und Arbeitsplätze zu si-
chern. Gleichzeitig steigt die Zahl der Unternehmen-
sinsolvenzen auf Höchststände. Die Arbeitslosigkeit 
liegt deutlich über dem Bundesdurchschnitt, und Mo-
nat für Monat gehen Tausende Industriearbeitsplätze 
verloren. 

Das ist kein Naturgesetz. Das ist das Ergebnis einer 
Wirtschaftspolitik, die zu oft auf Symbolik statt auf 
Substanz setzt. Während der Ministerpräsident von 
Nordrhein-Westfalen als Wachstumsmotor in Europa 
spricht, schrumpft die Wirtschaftsleistung in unserem 
Land, während andere Bundesländer sogar wach-
sen. Zwischen Anspruch und Wirklichkeit klafft inzwi-
schen eine gewaltige Lücke bei dieser Landesregie-
rung. 

Besonders deutlich wird das bei den großen Indust-
riebranchen. Über Jahre wurde zugesehen, wie die 
Herausforderungen in der Chemie-, Raffinerie- und 
Grundstoffindustrie immer größer wurden. Erst unter 
massivem Druck wurden Pakete und Leitbilder prä-
sentiert. Doch viele der angekündigten Maßnahmen 
warten bis heute auf ihre Umsetzung. Auch dieser 
Kritik, liebe Kolleginnen und Kollegen der Genossen, 
stimmen wir daher zu.  

Noch gravierender ist jedoch die Vernachlässigung 
des Mittelstandes. Die kleinen und mittleren Unter-
nehmen bilden das Rückgrat unseres Wirtschafts-
standortes. Sie schaffen Ausbildungsplätze, sie 
schaffen Innovationen, sie schaffen Beschäftigungen 
vor Ort, und dennoch werden sie von der Landesre-
gierung mit immer neuen Vorgaben, wie zum Bei-
spiel jetzt mit dem Tarifentgeltsicherungsgesetz, mit 
zusätzlichen Berichtspflichten und mit immer mehr 
Bürokratie belastet.  

Selbst die angekündigte Stärkung der Clearingstelle 
Mittelstand bleibt aus. Hinzu kommen politische Ent-
scheidungen, die den Standort zusätzlich belasten: 
der vorgezogene Kohleausstieg, immer neue regula-
torische Vorgaben, Einschränkungen bei Flächen 
und Rohstoffen, weitere kostentreibende Maßnah-
men. Statt Wettbewerbsfähigkeit zu stärken, werden 
Unternehmen zusätzliche Hürden in den Weg ge-
stellt. 

Die Antwort auf wirtschaftliche Schwäche kann daher 
nicht lauten: mehr Staat, mehr Programme, mehr 
Eingriffe. An dieser Stelle unterscheiden wir uns von 
der SPD. Die FDP steht für einen anderen Weg. Wir 
brauchen ein wirtschaftspolitisches Aufbruchpaket 
für Nordrhein-Westfalen.  

(Beifall von der FDP) 

Wir brauchen ein Bürokratie-Moratorium, und zwar 
sofort und nicht nur Ankündigungen, Frau Ministerin. 
Wir brauchen schnellere Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren und einen echten nordrhein-westfä-
lischen Normenkontrollrat. Wir wollen die Clearing-
stelle Mittelstand stärken und Unternehmen umge-
hend spürbar von Berichtspflichten entlasten, nicht 
erst irgendwann im nächsten Jahr. Wir brauchen 
eine sichere und bezahlbare Energieversorgung 
durch mehr Technologieoffenheit, durch niedrige 
Stromkosten, durch effizientere Infrastrukturplanung. 
Außerdem müssen wir die Mittel aus dem Sonder-
vermögen vollständig in zusätzliche Infrastrukturin-
vestitionen fließen lassen, statt in neue Förderbüro-
kratie. 

Kurz gesagt: Nicht mehr Staat ist die Lösung, son-
dern mehr wirtschaftliche Freiheit, mehr Wettbe-
werbsfähigkeit, mehr Vertrauen in unsere Unterneh-
men und mehr Unterstützung für ihre Investitions- 
und Innovationskraft. Das sind die Lösungen.  

(Beifall von der FDP) 

Nordrhein-Westfalen braucht dringend eine wirt-
schaftliche Kehrtwende. Fangen Sie bitte endlich an, 
Frau Ministerin. Es wird Zeit. Sie haben vier Jahre 
verstreichen lassen, in denen es Nordrhein-Westfa-
len immer schlechter gegangen ist. Fangen Sie bitte 
endlich an und sorgen Sie dafür, dass von hier, von 
Nordrhein-Westfalen endlich wieder eigene Impulse 
ausgehen. – Vielen Dank.  

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der AfD hat jetzt Herr Loose das Wort. 
Bitte sehr.  

Christian Loose*) (AfD): Vielen Dank. – Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Was 
haben eine Leiter, eine Kaffeebohne und ein Paket 
Schrauben gemeinsam? Sie alle zeigen auf, wie irre 
die Bürokratie in Deutschland ist und wie unsere Un-
ternehmen durch Vorschriften gegängelt werden und 
damit das Wirtschaftswachstum abwürgen.  

Fangen wir mit der Leiter an. Wenn ein Malermeister 
den Lehrling auf eine Leiter schickt, dann muss er ihn 
natürlich im Vorfeld schulen. Wie ist die Leiter aufzu-
stellen? Wie viel Gewicht verträgt denn so eine Lei-
ter? Was kann bei einem Absturz passieren? Was 
gibt es dann für Notrufregeln etc.? Natürlich ist auch 
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die Leiter regelmäßig zu überprüfen. Alles wird auf-
geschrieben, dokumentiert: Wann und wo wurde der 
Mitarbeiter aufgeklärt? Dazu muss ein Protokoll ge-
macht und unterschrieben werden.  

Verstehen Sie mich nicht falsch. Natürlich gibt es 
schwere Leiterstürze, aber ist es wirklich nötig, dass 
wir alle Unternehmen in Deutschland zu solchen Do-
kumentationspflichten zwingen? Wenn man sich also 
fragt, warum so viel Sand im Getriebe der deutschen 
Wirtschaft ist, dann liegt das unter anderem auch an 
zu viel Berichtspflichten, an zu viel Dokumentations-
pflichten, an zu viel Bürokratie.  

Wir als AfD sagen aber klar: Wir befreien unsere Bür-
ger von bürokratischen Dokumentationspflichten und 
überlassen sie dem gesunden Menschenverstand.  

Nach der Leiter kommen wir nun zur Kaffeebohne. 
Da könnte man zunächst an unsere komplizierten 
Steuergesetze denken. Wenn eine Bäckerei so ei-
nen Kaffee to go verkauft, dann muss sie 19 % Um-
satzsteuer nehmen. Aber wenn es sich um einen 
Kaffee mit einem hohen Milchanteil, also einen Latte 
Macchiato mit mehr als 75 % Milchanteil, handelt, 
dann sind es nur 7 % Umsatzsteuer. Aber halt! Ist Ihr 
Kunde laktoseintolerant und Sie nehmen Sojamilch, 
sind es natürlich wieder 19 % Mehrwertsteuer. Sie 
sehen, wie kompliziert die Steuersätze in Deutsch-
land sind, was den Unternehmen zu schaffen macht. 

Aber es gibt auch noch andere Dinge bei der Kaffee-
bohne zu beachten. Sind Sie ein deutscher Kaffee-
importeur, dann kaufen Sie zum Beispiel Ihre Kaffee-
bohnen in Namibia. Sie sind aber gemäß Liefer-
kettensorgfaltspflichtengesetz dazu verpflichtet, sich 
um die Menschenrechte des Kleinstbauern in Nami-
bia zu kümmern, dass auch da der Mindestlohn ge-
zahlt wird, dass auch dort alles solidarisch läuft. Auch 
der Schutz der indigenen Bevölkerung gehört dazu. 

Wenn man jetzt glaubt, damit würde Deutschland 
wieder die Welt retten – weit gefehlt. Denn was ma-
chen dann die deutschen Kaffeekonzerne? Sie kau-
fen bei den Kaffeekonzernen in Namibia ein und 
nicht mehr beim Kleinstbauern auf dem Markt. Denn 
der entsprechende Konzern wird ein Dokument aus-
stellen, dass in Namibia natürlich alles unter Sozial-
bedingungen hergestellt wurde. 

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Hören Sie 
sich eigentlich selbst zu? 

Sie können sich mal bei den Eine-Welt-Läden infor-
mieren. Genau das ist nämlich das Problem. Viele 
Politiker glauben aber, dass sie mit Moral den Ver-
stand ersetzen können. 

Aber mit den Sozialstandards ist es noch nicht zu 
Ende, dnn denken Sie bei der Kaffeebohne auch 
bitte an die Entwaldungsrichtlinie. Jeder Kaffeeim-
porteur muss natürlich nachweisen, dass sein Kaf-
fee, wenn er den nach Deutschland importiert, von 
einer Plantage stammt, wo nicht in den letzten vier 

Jahren ein Baum gefällt wurde. Alles ist dann über 
die Entwaldungsrichtlinie dokumentiert. Sie müssen 
es auch selbst aufschreiben und dokumentieren, von 
welcher Plantage Sie den Kaffee importiert haben 
und dies mit GPS-Koordinaten auch beweisen. 

Kommen wir von der Leiter und der Kaffeebohne nun 
zu den Schrauben. Importieren Sie als großer Bau-
markt zum Beispiel 1 Million Schrauben aus China … – 
Der grüne Kollege jetzt schon verzweifelt, weil er das 
alles gar nicht glauben kann. Aber genauso ist die 
Welt. Genau das haben Sie mit Ihren Kollegen in der 
EU beschlossen: CBAM, Carbon Border Adjustment 
Mechanism, auch wenn Sie es nicht glauben wollen. 

Importieren Sie also als großer Baumarkt 1 Million 
Schrauben aus China, dann müssen Sie den CO2-
Fußabdruck bei der Herstellung dieser Schrauben 
entsprechend identifizieren und auch dokumentie-
ren. Dazu gehört nicht nur der Stahl, auch zum Bei-
spiel im Hinblick auf den Herstellungsschritt der Le-
gierung müssen Sie dort dokumentieren, wie viel 
CO2 dabei entstanden ist. 

Wenn der CO2-Fußabdruck in China dann positiv, 
aber der CO2-Preis in China zu gering ist, dann müs-
sen Sie entsprechend über das CBAM auch Strafen 
zahlen, Sie müssen dann Klimazertifikate kaufen. Mit 
solchen Methoden wollen die Klimapanikparteien 
dann die Welt retten. Angeblich soll dieses CBAM die 
deutsche Industrie schützen. Sie selbst haben thys-
senkrupp dazu gezwungen, in der EU Klimazertifi-
kate zu kaufen. Dadurch wird die Stahlherstellung 
um 25 % teurer. Der Chef von thyssenkrupp war mal 
bei uns im Ausschuss. Er hat uns die Daten detailliert 
dargelegt. Also sind wir jetzt 25 % teurer als der Rest 
der Welt. 

Wenn dann thyssenkrupp nicht mehr wettbewerbsfä-
hig ist und alle Mitarbeiter entlassen müsste, dann 
sagen Sie: Dann müssen wir jetzt die Ausländer auch 
bestrafen. Das heißt, wenn die Chinesen uns den 
Stahl liefern, also auch die Schrauben, müssen die 
gefälligst Klimazoll bezahlen. Glauben Sie wirklich, 
dass die Chinesen so blöd sind? Die werden Ihnen 
ein Zertifikat mitliefern, dass ihre Schrauben mit 
Strom aus Kernkraftwerken oder aus Wasserkraft-
werken produziert wurden. Das kann man relativ ein-
fach herstellen. 

Aber Sie glauben, gute deutsche oder europäische 
Klimazölle seien super. Gleichzeitig höre ich hier im-
mer wieder in Reden von Frau Ministerin Neubaur 
und von anderen, der Trump sei böse, weil er US-
Zölle erhebe. Das müsse ein ganz dummer Mensch 
sein, wenn er Zölle erhebe. Alles, was Trump macht, 
ist schlecht, und alles, was die Brandmauer-Parteien 
machen, ist gut. Gute deutsche Zölle retten die Welt. 

Denken Sie mal an China und an die Wasserkraft 
dort und daran, woher d demnächst der Strom her-
kommt. Übrigens wurden vor dem Bau des Stau-
damms in China 1,2 Millionen Menschen umge-
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siedelt, zahlreiche Dörfer überflutet – alles für eine 
grüne Energie. 

Das kann in NRW nicht passieren. Da gibt es ein 
paar Klimaterroristen, die rennen ein bisschen im 
Wald rum und danach wird dann die Regierung er-
presst. Es gibt Anschläge auf RWE, und dann wird 
dieser Wald, der eigentlich ein Forst ist, der Hamba-
cher Forst, gerettet, und dann wird sogar ein Denk-
mal für diese Klimaterroristen geschaffen.  

Man braucht sich bei solchen Sachen auch nicht 
über die Wirtschaftspolitik wundern, wenn eine CDU 
mit dem verlängerten Arm dieser Klimaterroristen in 
diesem Land auch noch koaliert. 

Aber die SPD versucht ja etwas anderes. Sie fordert 
in ihrem Antrag eine sogenannte aktive Wirtschafts-
politik, also die Rezepte der SED. Da braucht sich 
keiner zu wundern, dass die SPD deutschlandweit in-
zwischen bei 12 % angekommen ist. Warten wir mal, 
wann Sie einstellig werden. 

Liebe SPD, wenn die Unternehmen nicht mehr inves-
tieren, wenn sie entlassen, dann liegt das nicht am 
Markt. Er hat nicht versagt. Der Markt funktioniert, 
und die Unternehmer können rechnen. Das ist das 
große Problem. Dann gehen die Konzerne ins Aus-
land. Ford macht hier in Köln zu, hat den Fiesta ab-
geschafft. Jetzt kommt ein Elektro-SUV, der aber in 
ein paar Jahren nicht mehr gebaut wird, weil dann die 
Subventionen aufgebraucht sind. Das ist Ihre Politik. 

Wenn die Strompreise für eine energieintensive In-
dustrie doppelt so hoch sind wie vor sechs Jahren, 
braucht sich keiner über die Abwanderung zu wun-
dern. 

Wir werden das Ganze, wenn wir in Regierungsver-
antwortung sind, ändern und machen dann eine Po-
litik für Freiheit, Wohlstand und Vernunft. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Landesregierung hat nun Ministerin Mona Neu-
baur das Wort. Bitte sehr.  

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Jeder redet 
über das, was ihm wichtig ist. Die AfD redet über Kaf-
feebohnen und Schrauben. 

(Christian Loose [AfD]: Ja, dass das nicht 
wichtig für Sie ist …!) 

Zurück zum Antrag der SPD: Ja, die wirtschaftliche 
Lage ist ernst. Selbstverständlich habe ich für heute 
im Anschluss an meine Tagesordnungspunkte den 
Austausch mit den Vertretern der Beschäftigten 

sowie den Standortleitern für die jetzt angekündigten 
Schließungen bei Evonik längst in die Wege geleitet. 

Sie können mir glauben – weil ich viel im Land unter-
wegs bin und viel mit denen spreche, die an der Ge-
staltung dieses Strukturwandels als Arbeitnehmer-
vertreter*innen oder als Unternehmerinnen und Un-
ternehmer mitwirken –, dass mir solche Meldungen 
schwer auf dem Herzen liegen und dass wir nach un-
seren Kräften gemeinsam mit dem Arbeitsministe-
rium sicherstellen wollen, dass wir in so einer Situa-
tion, wo wir nur können, unter die Arme greifen. 

Lassen Sie uns ehrlich sein: Wer ist für diese wirt-
schaftliche Lage verantwortlich? Wenn ich das sagen 
darf, dann kann sich keine der hier im Landtag ver-
tretenen demokratischen Parteien aus der Verant-
wortung nehmen. Jahrzehntelang wurde in Nord-
rhein-Westfalen nicht ausreichend investiert. Wir in 
der Koalition von CDU und Grünen versuchen den 
dadurch entstandenen Scherbenhaufen oder Inves-
titionsstau in den letzten vier Jahren Schritt für Schritt 
aufzuräumen und aufzulösen. 

Der vorliegende Antrag beschreibt auf zwölf Seiten, 
dass sich Deutschland und Nordrhein-Westfalen in 
einer schweren Wirtschafts- und Strukturkrise befin-
den. Daran, liebe Kollegen der SPD, ist auch gar 
nichts zu beschönigen. Aber mir ist das Thema zu 
ernst, um dann ihre politische Folklore mitzugehen, 
die immer mehr in dystopische Szenarien ausartet 
und damit den Menschen im Land Ängste vermittelt, 
statt Lösungen aufzuzeigen. 

Ich habe es gerade schon erwähnt: Ich bin wirklich 
viel unterwegs und viel im Gespräch mit den Beteilig-
ten, die es für erfolgreiches Wirtschaften braucht – 
übrigens auch mit den von Ihnen im Antrag genann-
ten Unternehmen. 

In der Ursachenanalyse liegen wir näher beieinan-
der, als Sie es in Ihrem Antrag Glauben machen wol-
len. Jeder Unternehmer, jede Unternehmerin, alle 
Vertreterinnen und Vertreter der Beschäftigten würde 
die einfache Weltsicht, nach der diese schwarz-
grüne Landesregierung an allem schuld ist, bitter la-
chend zurückweisen. Denn alle wissen, dass die 
Probleme tiefer liegen. Wer einfache Scheinantwor-
ten propagiert, der will ganz bewusst nicht Teil einer 
Lösung werden. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Wir befinden uns in der schwersten Wirtschaftskrise 
seit dem Zweiten Weltkrieg. Dazu tragen externe 
Faktoren bei: Stichwort „Energiekrise“, Stichwort „ge-
opolitische Unsicherheiten“, Stichwort „gerissene in-
ternationale Lieferketten“, von denen Nordrhein-
Westfalen lebt. Wir sind eine Exportregion. Selbst-
verständlich wird der Standort Nordrhein-Westfalen 
beeinträchtigt, wenn zum Beispiel durch die Sper-
rung der Straße von Hormus die Lieferketten verzö-
gern und in Teilen temporär reißen. 
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Dazu kommen dann noch strukturelle Probleme, die 
Sie über Jahrzehnte auch nicht angepackt haben, 
auch nicht in Ihrer Verantwortung im Bund. Das 
Wachstum in Nordrhein-Westfalen bleibt bereits seit 
über 15 Jahren hinterm Bund zurück. Eine Hauptur-
sache dafür ist eine zu schwache Investitionstätig-
keit. Seit den 1990ern fällt diese in Nordrhein-West-
falen deutlich schwächer aus als im Bundesgebiet.  

Noch einmal: Über Jahrzehnte ist in Nordrhein-West-
falen zu wenig investiert worden. Die Infrastruktur ist 
marode, deswegen werden heute Brücken gesperrt. 
Auch das ist am Ende das Ergebnis einer jahrzehn-
telang verschleppten Investition. 

Diese Landesregierung hat einen Leitsatz für Infra-
strukturpolitik: Erhalt vor Neubau. Das ist bei be-
grenzten Ressourcen die richtige Fokussierung, die 
wir vornehmen. Wir wollen alles dafür tun, dass un-
sere Straßen und Brücken so schnell wie möglich in 
einen Zustand zurückversetzt werden, der ihnen die 
Aufgabe erfüllbar macht, die sie leisten sollen, näm-
lich: Menschen und Wirtschaftsgüter von A nach B 
zu bringen, sodass sie einen Teil dessen leisten, was 
man braucht, wenn man ein erfolgreicher Wirt-
schaftsstandort sein will. 

Wir in der Landesregierung wollen das. Deswegen 
sichern wir mit Beginn unserer Regierungszeit die öf-
fentliche Investitionsquote nach oben ab. Sie ist auf 
11,7 % und in 2025 auf 12 % gestiegen, wie es der 
Landeshaushalt im Gesamten nachweist. Bei den 
Vorgängerregierungen lag sie unter 11 %. Ja, das 
sind langsame Schritte, aber es sind Schritte in die 
richtige Richtung. Wir haben mit dem Nordrhein-
Westfalen-Plan 2025 das größte Infrastruktur- und 
Investitionsprogramm der Geschichte des Landes 
auf den Weg gebracht: über zwölf Jahre Gesamtin-
vestitionen in Höhe von 31 Milliarden Euro, die den 
langjährig angelaufenen Investitionsstau in Nord-
rhein-Westfalen Schritt für Schritt beenden sollen. 

Gerade in Zeiten, in denen unsere Kommunen mehr 
als knappe Kassen haben, versuchen wir, unseren 
Beitrag dazu zu leisten, dass wir vor Ort Investitionen 
sichern und zusätzliche Belastungen, zum Beispiel 
durch Steuererhöhungen, damit weniger wahr-
scheinlich machen. Das ist die Losung, auch von mir 
als Wirtschaftsministerin. Der beste Wirtschaftsför-
derer ist die handlungsfähige Kommune. Deswegen 
haben wir uns darauf verständigt und mit dem Nord-
rhein-Westfalen-Plan eine Investitionsgarantie für 
Nordrhein-Westfalen ausgesprochen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Sie versuchen hier immer wieder, zu sagen, die 
Großkonzerne seien der Liebling der Landesregie-
rung. 

(Alexander Vogt [SPD]: Wer hat das denn ge-
sagt?) 

Wir haben keine Lieblinge. Wir entscheiden nach 
Sachlogik, wir entscheiden nach Wachstumspotenzi-
alen, wir entscheiden nach neuer Technologie, die 
die Marktführerschaft der Zukunft für Unternehmen 
aus Nordrhein-Westfalen nach sich ziehen soll. Herr 
Untrieser hat es schon erwähnt: Auf Betreiben des 
Wirtschaftsministeriums ist es uns zusammen mit der 
NRW.BANK gelungen, ein Gesamtvolumen von 1 Mil-
liarde Euro bei über 5.500 Investitionsvorhaben si-
cherzustellen. Wir haben eine Finanzierung aufzu-
stellen, die für die nicht erfolgten Verbesserungen 
der Investitionsrahmenbedingungen durch die Bun-
desregierung eine Lösung gibt. Der Schwerpunkt 
liegt bei den kleinen und mittleren Unternehmen, 
denn über 90 % der Mittel gehen an diese. Ich lasse 
mir nicht nachsagen, diese Landesregierung würde 
über die Köpfe eines starken Mittelstandes hinweg 
und an dessen Interessen vorbei Initiativen und Ge-
staltung ermöglichen. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

An einer Stelle liegen Sie wirklich besonders hart ne-
ben der Realität: beim Themenfeld „Energie“. Liebe 
Kolleginnen und Kollegen von der SPD, Sie waren 
es, die uns über Jahrzehnte einseitig von fossilen 
Brennstoffen, von Wladimir Putin und anderen auto-
ritären Regimen abhängig gemacht haben. 

(Rodion Bakum [SPD]: Jetzt kommt die Kiste 
wieder! Unverschämtheit! – Kirsten Stich 
[SPD]: Mann! Mann! Mann!)  

Genau diese Abhängigkeit trifft ein energieintensives 
Industrieland eben besonders.  

(Alexander Vogt [SPD]: Wie läuft denn der 
Kohleausstieg?) 

Gerade hier würde ich mir von Ihnen etwas mehr 
Selbstkritik wünschen, denn Sie haben das Händ-
chenhalten mit der fossilen Zeit ehrlicherweise auch 
nur recht widerstrebend aufgegeben. 

Wir allerdings, CDU und Grüne zusammen, haben es 
in Nordrhein-Westfalen geschafft, dass wir die Ak-
zeptanz für den Hochlauf der Erneuerbaren sicher-
stellen und dass es keinen Streit der einen Interes-
sen gegen die anderen gibt. Wir haben akzeptanz-
steigernde Maßnahmen wie ein Bürgerenergiege-
setz geschaffen. Wir haben Planungssicherheit für 
die Regionen als oberste Maxime zum Ziel gehabt, 
und Stand jetzt sind wir damit auch sehr erfolgreich. 

Warum erwähne ich die Energie und die zukünftige 
Energiepolitik im Speziellen? Sie machen Unter-
schiede bei der Konjunktur und bei der Wirtschafts-
leistung, und Sie wissen es ja besser. Mein Kollege 
aus Hessen kann Ihnen sehr gut erklären, warum 
Hessen beim Wirtschaftswachstum 2025 schlechter 
als Nordrhein-Westfalen dasteht, wenn Sie ihn anru-
fen. Der Ministerpräsident von Brandenburg kann 
das genauso. Die anderen, die sozusagen mit uns 
unterwegs sind, können auch erklären: Die jeweilige 
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regionale Wirtschaftsstruktur hat eben eine Auswir-
kung. Deswegen geht es darum: Was wir im Land tun 
können, packen wir an. 

Wenn Sie hier behaupten, diese Landesregierung 
würde keine konkreten Schritte in Richtung Entlas-
tung unternehmen, kann ich Sie eines Besseren be-
lehren. Reden Sie mal mit dem zuständigen Bundes-
minister Wildberger darüber, welches Land eigentlich 
das Tempo vorgibt, um die Staatsmodernisierung da-
für zu nutzen, dass Bürgerinnen und Bürger sowie 
Unternehmerinnen und Unternehmer wieder Ver-
trauen in den Staat gewinnen, weil verstanden wird, 
dass die Prozesse anders werden müssen. Durch 
die Digitalisierung besserer Prozesse schaffen wir 
es, schneller zu werden und die Handlungsfähigkeit 
unserer Institutionen in einer liberalen Demokratie re-
gelhaft rechtsstaatlich auch in Zukunft sicherzustel-
len. 

(Beifall von Wilhelm Korth [CDU]) 

Diese Landesregierung hat anders als alle anderen 
vorher einen Schritt gewagt, der Risikobereitschaft 
zeigt, der – das kann ich Ihnen sagen – wahrschein-
lich auch nicht frei von Fehlern sein wird. Aber das 
gehört dazu. Wenn man den Leuten verspricht, 
schneller werden zu wollen, muss man aus der Kom-
fortzone heraus und sagen: Wir gehen ins Risiko. 

Was glauben Sie denn, was passiert, wenn wir alle 
Dokumentations- und Berichtspflichten, alle Schrift-
formerfordernisse abschaffen? Ich bin sehr ge-
spannt, welche kommunalen Vertreter, welche Ver-
bände, welche Abgeordneten sicherstellen werden, 
dass es doch besser so bleibt, wie es immer war.  

Ich lade alle dazu ein – ich habe es im Wirtschafts-
ausschuss schon gemacht –: Werden Sie Teil einer 
Lösung. Werden Sie Teil davon, dass unsere Gesell-
schaft, unsere Bürgerinnen und Bürger verstehen: 
Dieses Land will in Vertrauen miteinander arbeiten, 
weil Vertrauen die stärkste Grundlage dafür ist, durch 
schwere Krisen zu kommen und auf Augenhöhe so-
wie mit Vertrauensvorschuss gemeinsam in Rich-
tung Zukunft zu arbeiten. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der SPD hat nun Kollege Stinka das 
Wort. Bitte sehr. 

André Stinka*) (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zunächst einmal, 
Frau Ministerin: Ich glaube nicht, dass die Sozialde-
mokratie von Ihnen Belehrungen braucht, wie wir hier 
Industriepolitik umsetzen. Das will ich noch einmal 
ganz deutlich festhalten. 

(Beifall von der SPD – Mehrdad Mostofizadeh 
[GRÜNE]: Der fulminante Erfolg der Sozialde-
mokratie überwältigt!) 

Ich will noch einmal sehr deutlich machen, dass ich 
ganz klare Erinnerungen daran habe, dass eine mei-
ner ersten Reden zum Windkraftausbau unter Han-
nelore Kraft war, weil wir die Bremse lösen mussten, 
die vorher CDU und FDP eingezogen hatten. 

(Beifall von der SPD – Mehrdad Mostofizadeh 
[GRÜNE]: Ach, ihr wart das!) 

Bei historischen Vergleichen wäre ich daher ganz 
vorsichtig. Wenn Sie dann sagen, es sei alles so his-
torisch entstanden: Ja, wir haben Gas hier im Land ge-
nutzt. Ich habe relativ wenige Leute gehört, die gesagt 
haben: Oh, das machen wir jetzt aber mal nicht. – Erst 
als die Krise da war, wurde gesagt: Jetzt müssen wir 
umsteuern. 

Hier spricht eine Ministerin, die ohne Absprache mit 
der Industrie den Kohleausstieg 2030 organisiert hat – 
das hat sie im Ausschuss zugegeben –, und sich jetzt 
wundert, dass es nicht funktioniert. 

(Widerspruch von Mona Neubaur, Ministerin 
für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und 
Energie) 

Ich finde es geradezu unglaublich, was Sie heute 
Morgen aufgeführt haben. 

(Beifall von der SPD) 

Sie machen einen auf Mitleid. Wir haben mit INEOS, 
mit den Kolleginnen und Kollegen vor Ort, gespro-
chen. 

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Die Bun-
desregierung mit der SPD ist gerade dabei, 
die Windkraft zu entmachten!) 

Die Stadt hat Sie angeschrieben. Ihre Reaktion be-
stand aus zwei Zeilen; das war alles an Mitgefühl mit 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die dort gewe-
sen sind. Den Brief haben wir gesehen, Frau Neu-
baur. Deswegen müssen Sie nicht sagen, wie toll Sie 
sich um die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter küm-
mern. 

Sie können auch glauben, weil wir Sozialdemokraten 
ja so historisch sind, dass wir mit den Betriebsrätin-
nen und Betriebsräten vor Ort reden, und das auch 
bei BP. Da war Ihr Engagement, sagen wir mal, deut-
lich ausbaufähig. Daher wäre ich mit Angriffen auf die 
SPD in Nordrhein-Westfalen ganz vorsichtig. 

(Beifall von der SPD – Mehrdad Mostofizadeh 
[GRÜNE]: Ja ja, ganz vorsichtig! – Kirsten 
Stich [SPD]: Jetzt hören Sie doch mal zu!) 

Wir wissen sehr wohl, welche Verantwortung wir ha-
ben; wir wissen das ganz genau. Interessant war vor-
hin, dass Herr Dr. Untrieser noch einmal deutlich auf 
den gestrigen Antrag abgestellt hat, den er „fundiert“ 
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nannte. Wenn Sie heute die Medienschau dazuneh-
men, wissen Sie, was von dem Papier in den Medien 
zu halten war: null Komma null Komma gar nichts, 
Herr Untrieser; das will ich Ihnen sagen. 

(Beifall von der SPD) 

Beim Thema „Transformationsfonds und Unterstüt-
zung von Unternehmen“ hat Kollege Vogt recht: Es 
gibt Bundesländer, die in solche Initiativen einstei-
gen, gerade bei der Stahlindustrie. Das heißt aber: 
aktive Industriepolitik. Sie ziehen sich auf Ihr Pro-
gramm „NRW.BANK.Invest Zukunft“ zurück. Sie ha-
ben nur vergessen zu sagen, dass es bei 10 Millio-
nen Euro gedeckelt ist. 

Wir führen sehr viele Gespräche, gerade auch mit 
dem Mittelstand. Fragen Sie mal, welche Maschine, 
welche Umstellung man eigentlich für 10 Millionen 
Euro bekommt – relativ wenig. Deswegen brauchen 
wir einen Transformationsfonds für große Anschaf-
fungen für die Energiewende. 

(Beifall von der SPD) 

Wer dann wie Herr Untrieser sagt: „Oh, da greift der 
Staat ein“, dem sage ich: Schauen Sie sich mal an, 
was Japan macht, schauen Sie sich an, was China 
macht, und schauen Sie sich an, was die USA ma-
chen. 

(Zuruf von Dr. Christian Untrieser [CDU]) 

Das ist ja wohl des Teufels. – Das ist es eben nicht. 
Japan investiert so viel Geld in Zukunftsinvestitionen, 
dass sie dann auf diese Dinge eingehen. 

Nun kommen wir – ganz spannend – zur Energiepo-
litik. Ja, das ist ein Feld, auf dem hier große Räder 
bewegt werden müssen; das ist richtig. Nur: Wenn 
uns vorgeworfen wird, wir hätten keine Vorschläge 
gemacht, dann will ich noch einmal ganz klar darauf 
eingehen. Wir haben hier eine Machbarkeitsstudie 
für einen großen Speicher gefordert. Sie haben nicht 
einmal den Mut gehabt, eine Machbarkeitsstudie auf-
zustellen. Wo ist der Großspeicher jetzt? Er wird in 
Bayern gebaut. Deswegen gibt es große Krokodils-
tränen: Bayern ist wieder vor uns bei einem Groß-
speicher. – Sie setzen auf Batteriespeicher. Aber das 
alleine – das wissen Sie – reicht doch nicht. Deswe-
gen bleiben wir dabei: Unser Vorschlag war richtig. 

Zum Thema „Industriestrompreis“: Herr Dr. Untrie-
ser, ich habe einmal nachgeschaut. Ich weiß gar 
nicht, wer im Wirtschaftsministerium sitzt; ich glaube, 
Frau Reiche. 

(Heiterkeit von der SPD) 

Die hat Ihr Parteibuch; ich will es nur noch einmal sa-
gen. Soweit ich weiß, wird auch unsere Bundesregie-
rung von einem CDU-Mann aus Nordrhein-Westfa-
len geführt. Vielleicht nehmen Sie einmal das Handy 
in die Hand und telefonieren einmal, damit Frau 

Reiche endlich etwas für den Standort Nordrhein-
Westfalen tut. 

(Beifall von der SPD) 

Wenn es dann wieder heißt, wir hätten keine Vor-
schläge gemacht, verweise ich auf die Anträge, die 
wir geschrieben haben. Das waren übrigens mehr 
Anträge, als CDU und Grüne in der letzten Wahlperi-
ode hier gestellt haben. 

Wir haben eine Schrottstrategie eingefordert. Da hat 
Herr Röls das letzte Mal gelacht. Aber natürlich 
müssten wir dafür sorgen, dass Schrott nicht aus 
Nordrhein-Westfalen nach China geht und als Stahl 
wieder zurückkommt. Da wird dann gelacht. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Was ist mit der Kreislaufstrategie im Bereich „Kunst-
stoff“? Wir waren alle auf der Kunststoffmesse. Wir 
wissen, dass Chancen da sind. 

Als wir den Raffinerie-Antrag gestellt haben, haben 
wir eine E-Fuel-Strategie eingefordert – Fehlanzeige. 
Wir haben eine Umstellung der Binnenschifffahrt auf 
E-Fuels eingefordert – Fehlanzeige. 

Etwas Weiteres fordern wir bis heute ein. Frau Minis-
terin, Sie haben die Antwort dazu nicht gegeben. 
Was haben Sie denn als Bundesratsinitiative im Be-
reich „ETS 1“ gemacht? Sie haben schöne Leitbilder 
aufgeschrieben – mit der chemischen Industrie, mit 
den Raffinerien. Aber Sie müssen sich zu ETS 1 
schon einmal äußern. Was ist Ihre Bundesratsinitia-
tive in diesem Bereich? Bislang null Komma null – 
gar nichts. Das ist Ihre aktive Politik, die Sie hier ein-
fordern. 

(Beifall von der SPD) 

Deswegen zieht das Argument wirklich nicht, dass 
wir keine Beispiele geben würden. Ich bin auch gerne 
bereit, dass wir darüber reden, gemeinsam für den 
Standort etwas zu machen. 

Das gilt auch für den Bereich „Mittelstandspolitik“. 
Wir wissen alle, dass Sie kurz vor der Wahl noch et-
was zum Thema „Clearingstelle“ tun werden. Sie ha-
ben aber vier Jahre verplempert. Im Jahr 2025 sind 
ganze vier Verfahren bei der Clearingstelle gewesen 
– und dann rühmen Sie sich wieder in wunderbaren 
Pressekonferenzen, was Sie alles für die Entlastung 
des Mittelstandes tun. Da tun Sie auch nichts. We-
nige Monate vor der Wahl ist das zu spät; das wird 
Ihnen auch nicht mehr positiv angerechnet. 

Zum Schluss will ich noch einmal das Thema „Fach-
kräfte“ deutlich ansprechen. Wir wissen alle, dass ein 
Problem bei wirtschaftlicher Entwicklung auch das 
Fachkräfteproblem ist. Wo ist Ihre Fachkräfteinitia-
tive? Wo ist das Azubi-Ticket? Wo sind regionale 
Ausbildungsstrukturen wie beispielsweise im Gerüst-
bauhandwerk in Dortmund? Wo sind einmal wirklich 
neue Ansätze für junge Menschen? Ich will hier gar 
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nicht über Bildung und Kita reden – das würde ja 
stundenlang dauern – und darauf verzichten, etwas 
zu Kita-Zeiten und Familienfreundlichkeit zu sagen. 
Aber dazu wäre einmal eine Aussage richtig. Wo sind 
die Strukturen für eine neue Arbeitsmarktpolitik, die 
Fachkräfte schafft? – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für Bündnis 90/Die Grünen spricht nun der Abgeord-
netenkollege Herr Achtermeyer. 

Tim Achtermeyer (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Stand-
ort ist in einer wirklich schwierigen Lage, weil wir zwei 
Phänomene gleichzeitig zu betrachten haben. 

Auf der einen Seite haben wir einen Handelskrieg. 
Das sehen wir bei China, das mit Dumpingprodukten 
den Markt schwemmt. Dafür ist vor allem die Euro-
päische Kommission zuständig. Ich wünsche mir hier 
robustes Auftreten gegenüber China; denn ich 
glaube, dass die Strategie „Wandel durch Handel“ an 
ihr Ende gekommen ist. 

Der zweite Konflikt, den wir sehen, ist ein Energie-
krieg. Ausgelöst wurde dieser Energiekrieg durch 
Putin, der den Gashahn zugedreht hat. Das war der 
erste externe Schock. Jetzt ist es das Mullah-Re-
gime, das die Straße von Hormus zugemacht hat. 

Interessant ist, was die Gemeinsamkeit von denen 
ist: Das sind Ihre Freunde von der AfD. 

(Beifall von den GRÜNEN – Zuruf von Chris-
tian Loose [AfD]) 

Dahinter ist das Interessante, dass die fossilen Ener-
gien das trojanische Pferd für unseren Standort sind. 
Es kam hier so reingeritten, und wir dachten: Ach, 
das ist so schön; das ist so günstig. – Und jetzt haben 
wir den Salat. 

Eines verstehe ich nicht. Herr Loose, Sie von der AfD 
haben gerade gesagt, ich hätte so erstaunt geguckt. 
Ich bin tatsächlich jedes Mal wieder erstaunt, wenn 
Sie über die erneuerbaren Energien reden. Denn 
man muss sie gar nicht deshalb gut finden, um gegen 
die Klimakrise anzukommen. Sie könnten ja auch 
einfach ein großes Plakat drucken: „Heimische Ener-
gien fürs Heimatland – AfD wählen!“ 

(Heiterkeit – Christian Loose [AfD]: Super, 
nehmen wir!) 

Das könnten Sie doch machen und die erneuerbaren 
Energien fördern. Aber solange Sie vor einem Wind-
rad oder einer Photovoltaikanlage so viel Angst ha-
ben wie vielleicht nur noch vor dem Tofu oder dem 
Genderstar, sind Sie keine Patrioten, sondern treu-
lose Tomaten. – Danke. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU – Ver-
einzelt Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – Es 
liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Somit 
kommen wir zum Schluss der Aussprache und ge-
hen zur Abstimmung über. 
Die antragstellende Fraktion der SPD hat direkte Ab-
stimmung beantragt. Wir stimmen also über den In-
halt des Antrags Drucksache 18/19788 ab. Wer 
stimmt dem Antrag zu? – Das ist die Fraktion der 
SPD. Wer stimmt dagegen? – Das sind die Fraktio-
nen von CDU, Bündnis 90/Die Grünen und AfD. Wer 
enthält sich? – Das ist die Fraktion der FDP. Damit 
ist der Antrag Drucksache 18/19788 abgelehnt. 

Wir kommen zu: 

3 Elektromobilität durch eine flächendeckende 
und benutzungsfreundliche Ladeinfrastruktur 
stärken 

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/19773 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die Frak-
tion der CDU dem Abgeordnetenkollegen Herrn Blu-
menrath das Wort. 

Peter Blumenrath*) (CDU): Herzlichen Dank. – Frau 
Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! 425 km beträgt die durchschnittliche Reichweite 
von Elektrofahrzeugen in Deutschland. Laut ADAC 
haben sich die Reichweiten in den letzten 15 Jahren 
vervierfacht. 

Doch es geht nicht nur um die mögliche Reichweite, 
sondern auch um zuverlässiges Laden. Ende 2025 
standen landesweit bereits mehr als 35.000 öffentli-
che Ladepunkte zur Verfügung, darunter über 8.300 
Schnellladepunkte. 

Die gute Infrastruktur macht sich auch bei den Zulas-
sungszahlen bemerkbar. Allein zwischen Januar und 
Mai 2026 wurden deutschlandweit fast 300.000 
E-Fahrzeuge zugelassen, 41 % mehr als im Vorjahr, 
auch dank der E-Auto-Förderung des Bundes.  

Die Technologie ist seit Langem marktreif, und sie ist 
auch auf unseren Straßen angekommen. Über 
400.000 E-Fahrzeuge sind allein in Nordrhein-West-
falen zugelassen. Wir sind Elektroland. Das gilt für 
Pkws und Lkws, aber auch für die Zulieferindustrie. 
So stammt der europäische Standardstecker Typ 2 
immerhin aus dem schönen Sauerland. 

Grundsätzlich gilt: Die Menschen müssen sich auf 
eine zuverlässige Ladeinfrastruktur verlassen 
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können, also auf ausreichend viele Ladepunkte, ge-
nügend Leistung an der Ladesäule und ein dichtes 
Netz, das auch im ländlichen Raum den Bedarf si-
cher abdecken kann. 

Mit dem Handlungskonzept „Ladeinfrastruktur“ ha-
ben wir die Anzahl der Ladepunkte in den letzten bei-
den Jahren um 50 % gesteigert und die Anzahl der 
Schnellladepunkte sogar verdoppelt. Es ist uns ge-
lungen, dass 100 % der Kommunen über eine grund-
legende Ladeinfrastruktur verfügen. 

Auch die Privaten ziehen mit. Mehr als 2.100 Lade-
punkte in Mehrfamilienhäusern wurden beantragt. 
Der Bund unterstützt diese Maßnahmen mit immer-
hin 500 Millionen Euro. So werden Förderlücken ge-
schlossen, damit auch Mieterinnen und Mieter sowie 
WEGs von der E-Mobilität profitieren können. 

Inzwischen ist jede fünfte Neuzulassung ein voll-
elektrisches Fahrzeug. Deshalb ist es wichtig, dass 
die Infrastruktur mitwächst. 

Genau dort setzt der heutige Antrag an; denn wir wol-
len den weiteren Ausbau gezielt beschleunigen. Der 
Ausbau der Ladeinfrastruktur scheitert nämlich häu-
fig gar nicht am Willen, sondern an den verfügbaren 
Standorten. 

Deshalb werden wir erstens in Ergänzung zum 
Deutschlandnetz geeignete landeseigene Flächen 
zur Installation von Ladeinfrastruktur systematisch 
erfassen und in einem Flächentool bereitstellen. 

Zweitens nehmen wir die Versorgungssicherheit ab-
seits der Ballungsgebiete in den Blick. Wir befähigen 
nämlich die Kommunen, Konzessionen so zu verge-
ben, dass attraktive und weniger attraktive Standorte 
miteinander gekoppelt werden können. Durch solche 
kombinierten Lose stellen wir sicher, dass auch länd-
liche Räume und weniger frequentierte Standorte an-
geschlossen werden. 

Drittens schauen wir auf die Zukunft der Technolo-
gie, nämlich auf das bidirektionale Laden. Perspekti-
visch können Millionen E-Autos als flexible Strom-
speicher dienen. Das hilft uns, Verbrauchsspitzen zu 
kappen, erneuerbare Energien besser zu integrieren 
und unser Netz zu stabilisieren. Der Bund muss die 
steuerlichen und regulatorischen Hürden zügig ab-
bauen, damit das System für Bürgerinnen und Bür-
ger so einfach und reibungslos funktioniert wie der 
normale Ladevorgang. 

Am Ende des Tages ist doch eine Sache klar: Die 
Menschen steigen nur dann auf neue Technologien 
um, wenn die Infrastruktur verlässlich ist. Mit den 
Maßnahmen in unserem Antrag stellen wir genau 
das sicher und bieten wirtschaftliche Lösungen zur 
Dekarbonisierung der Mobilität. Daher werben wir 
um Zustimmung zu unserem Antrag. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für Bündnis 90/Die Grünen hat nun Abgeordneten-
kollege Herr Röls das Wort. 

Michael Röls (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen der demokra-
tischen Fraktionen! Vor knapp vier Jahren habe ich 
mich damit auseinandergesetzt, ein Auto anzuschaf-
fen. Die Frage war für mich – bei einem Grünen ist 
das vielleicht wenig verwunderlich –: Kann es ein 
E-Auto sein? – Ich wohne zur Miete in der Dortmun-
der Innenstadt, habe weder einen eigenen Stellplatz 
noch eine Wallbox und musste feststellen: Die öffent-
lich zugänglich Ladeinfrastruktur hat das zu diesem 
Zeitpunkt nicht hergegeben. 

Wenn ich mich heute umschaue, kann ich erkennen: 
Die Situation hat sich komplett gedreht. Es steht 
mehr als genug öffentliche Ladeinfrastruktur zur Ver-
fügung. Wenn ich mich heute der Frage stellen 
würde, welches Auto es als Nächstes wird, könnte 
ich feststellen, dass es ein E-Auto werden wird, weil 
die Infrastruktur so stark ausgebaut wurde. 

(Zuruf von Christof Rasche [FDP]) 

Diese Situation sehen wir nicht nur in Dortmund, son-
dern in ganz NRW. Diese Entwicklung hat in ganz 
NRW stattgefunden. Es existieren rund 40.000 öf-
fentliche Ladepunkte in Nordrhein-Westfalen. Das 
bedeutet eine knappe Verdreifachung in der laufen-
den Wahlperiode. 

(Christof Rasche [FDP]: Was?) 

In jeder einzelnen Gemeinde in Nordrhein-Westfalen 
gibt es öffentlich zugängliche Ladeinfrastruktur. 

Besonders krass finde ich die Entwicklung bei den 
Schnellladesäulen. In den letzten fünf Jahren hat sich 
deren Zahl in Nordrhein-Westfalen versechsfacht. 
Damit macht Nordrhein-Westfalen beim Schnelllade-
säulenausbau mehr Tempo als jedes andere Bun-
desland in Deutschland. Das ist ein wichtiger Erfolg 
für die Elektromobilität. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das nächste Auto wird elektrisch – dazu entschlie-
ßen sich gerade in Nordrhein-Westfalen immer mehr 
Menschen. Die Gründe liegen auf der Hand: stei-
gende Spritpreise, aber inzwischen auch eine grö-
ßere Modellvielfalt, größere Reichweiten und die 
Verfügbarkeit günstigerer Modelle. Zudem ermög-
licht die Wiederauflage der E-Auto-Förderung deut-
lich mehr Menschen nun eine solche Anschaffung. 

Das Ergebnis davon ist eindeutig: Die Zulassungs-
zahlen steigen. Daraus ergeben sich einige Heraus-
forderungen, von denen ich drei zentrale heraushe-
ben möchte. 

Erstens. Klar ist: Wir müssen die Ladeinfrastruktur 
weiter so ambitioniert ausbauen, wie wir es bislang 
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getan haben. Das Ziel, 92.000 öffentliche Lade-
punkte in Nordrhein-Westfalen bis 2030 zu errichten, 
ist ambitioniert. Aber die bisherige Entwicklung zeigt, 
dass es möglich ist. Angesichts des Aufschwungs 
der Elektromobilität bei den Zulassungszahlen zeigt 
sich auch, dass es notwendig ist. 

Zweitens. Wir müssen einen besonderen Fokus auf 
alle legen, die nicht zu Hause laden können, damit 
es auch für sie funktioniert, beim Automobil unabhän-
gig von Öl zu werden. Wir müssen die öffentliche La-
deinfrastruktur auch an nicht so attraktive Standorte 
bringen – über gemeinsame Konzessionen, also die 
Verbindung von Losen für Standorte, die eine hoch-
attraktive Frequenz aufweisen, und Standorte, die 
aktuell vielleicht noch nicht so attraktiv sind. Außer-
dem müssen wir das Laden am Arbeitsplatz fördern. 

Drittens. Wir müssen den Wettbewerb stärken. Es 
wird nicht mehr ausreichen, nur zu mehr Ladepunk-
ten zu kommen. Vielmehr müssen wir zu mehr Lade-
punkten kommen, zwischen denen ein Preiswettbe-
werb stattfindet, sodass Ladepreise bezahlbar sind – 
nicht nur an der eigenen Wallbox zu Hause, sondern 
auch im öffentlichen Raum. 

Deswegen finde ich die Forderung im Antrag sehr 
wichtig, dass wir auf der Landesebene über unsere 
Förderprogramme und über die Ausweisung von ei-
genen Flächen einen Einstieg finden möchten, um 
diesen Wettbewerb zu verstärken, zum Beispiel über 
ein Pilotprojekt zur Zulassung des Durchleitungsmo-
dells, bei dem Menschen ihren eigenen Stromtarif an 
die Ladesäule mitbringen können. Das ist ein wichti-
ger Schritt, um zu einer Kostenparität mit dem Ben-
ziner und dem Diesel zu kommen – und das nicht nur 
an der eigenen Wallbox, die es heute schon sehr 
zahlreich gibt, sondern auch im öffentlichen Raum. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Zum Schluss bleibt festzuhalten: Der Ausbau der La-
deinfrastruktur in Nordrhein-Westfalen muss und 
wird weitergehen – mit einer konsequenten Erfas-
sung und Bereitstellung von Flächen für Ladeinfra-
strukturbetreiber. Über das Flächentool möchten wir 
hier auch einen wichtigen Impuls leisten. Weiterma-
chen möchten wir mit der Unterstützung von Vermie-
tern und Wohnungseigentümergemeinschaften, in 
eigenen Garagen Wallboxen zu installieren, um mehr 
Menschen an den Punkt zu bringen, dass sie für sich 
auch sagen können, wenn sie auf ihren Alltag 
schauen: Mein Alltag wird so, wie er heute funktio-
niert, künftig auch mit einem Elektroauto funktionie-
ren; mein nächstes Fahrzeug wird ein Elektroauto. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der SPD hat nun Abgeordnetenkol-
legin Frau Stamm das Wort. 

Christin-Marie Stamm*) (SPD): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Wenn wir über E-Mobilität sprechen, dann sprechen 
wir häufig über technische Begriffe wie „Ladeinfra-
struktur“, „Netzkapazitäten“ oder „Kaufprämien“. 

Schaut man auf die aktuellen Zahlen, gibt es zu-
nächst durchaus Grund zur Zuversicht. Zum Stichtag 
1. Mai 2026 gab es bundesweit 203.951 öffentlich zu-
gängliche Ladepunkte. Das sind 17 % mehr als im 
Vorjahr. NRW liegt mit 40.322 gemeldeten Lade-
punkten an der Spitze, noch vor Bayern und Baden-
Württemberg. 

Doch diese Zahlen dürfen uns nicht blenden. Sie er-
zählen nicht die ganze Geschichte. Denn das Netz 
an Ladepunkten ist in unserem Bundesland noch im-
mer ungleich verteilt. Deshalb frage ich Sie: Wo bleibt 
eigentlich der ländliche Raum? Zur Wahrheit gehört: 
Ob die Mobilitätswende gelingt, entscheidet sich 
nicht nur in unseren Großstädten, sondern auch in 
den Dörfern und Kleinstädten unseres Landes. 

Die WDR-Datenrecherche aus dem Mai 2026 zeigt 
schwarz auf weiß, dass E-Auto-Fahrer in zahlreichen 
Regionen Nordrhein-Westfalens im Nachteil sind. Es 
fehlen Schnellladepunkte, und allzu häufig ist das La-
den nur über teure Abonnements möglich. Gerade 
dort, wo die Wege zur Kita, zur Arbeit, zum Wochen-
einkauf oder zum Ehrenamt lang sind, brauchen die 
Menschen Verlässlichkeit. 

Wer so wie ich auf dem Land lebt, ist auf das Auto 
angewiesen. Deshalb darf die Mobilitätswende nicht 
an den Bedürfnissen der Menschen außerhalb unse-
rer Großstädte vorbeigehen. 

(Beifall von Angela Freimuth [FDP]) 

Wenn die Menschen ihr E-Auto nicht unkompliziert 
auf dem Mitarbeiterparkplatz, am Supermarkt oder 
am Sportplatz laden können, dann verlieren wir ihre 
Akzeptanz für diese Technologie. Das möchte ich als 
Abgeordnete aus dem Sauerland hier in aller Deut-
lichkeit sagen. Auf dem Land liegen die Ziele der 
E-Mobilität noch nicht in Reichweite. Hier muss deut-
lich mehr passieren. Dafür müssen vor allem die lo-
kalen Verteilnetze massiv ausgebaut werden. 

Damit komme ich zu einer weiteren zentralen Her-
ausforderung, dem Umparken im Kopf. E-Mobilität 
bedeutet den Abschied von Gewohnheiten des ver-
gangenen Jahrhunderts: tanken, weiterfahren, tan-
ken, weiterfahren. Ein E-Auto lädt man dann, wenn 
es ohnehin steht: beim Einkaufen, beim Arbeitgeber 
oder über Nacht zu Hause. Die Technik ist längst 
weiter als unsere Gewohnheiten. Aber Vertrauen in 
neue Technologien entsteht nicht durch politische 
Appelle, sondern durch gute Erfahrungen. Dafür 
müssen wir die richtigen Rahmenbedingungen 
schaffen. Unsere Aufgabe ist deshalb, bestehende 
Bedenken auszuräumen und den Umstieg zu er-
leichtern. 
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Ich komme zum Schluss. Der vorliegende Antrag 
enthält einige gute Ideen. Die Unterstützung der 
Kommunen, die Förderung des bidirektionalen La-
dens und die bessere Nutzung landeseigener Flä-
chen gehen in die richtige Richtung. Auch die Unter-
stützung von Menschen ohne eigenen Stellplatz, 
etwa in Mietwohnungen, ist ein wichtiger Baustein 
auf dem Weg zu einer alltagstauglichen Ladeinfra-
struktur. 

Aber der Antrag bleibt hinter dem zurück, was der 
ländliche Raum braucht. Die besonderen Herausfor-
derungen werden zwar benannt, aber nicht mit der 
notwendigen Konsequenz beantwortet. Uns fehlt ein 
deutlich stärkeres Bekenntnis zu einer flächende-
ckenden und verlässlichen Ladeinfrastruktur – ge-
rade dort, wo Menschen besonders auf das Auto an-
gewiesen sind. Gleichwertige Lebensverhältnisse 
bedeuten auch: Die Mobilitätswende darf nicht an der 
Stadtgrenze enden. 

Deshalb können wir dem Antrag heute nicht zustim-
men. Weil er richtige Impulse setzt, werden wir ihn 
aber auch nicht ablehnen. Wir werden uns einfach 
enthalten. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der FDP spricht nun Abgeordneten-
kollege Herr Rasche. 

Christof Rasche (FDP): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Dieser Ta-
gesordnungspunkt 3, den wir heute beraten, erinnert 
sehr an die Beratung des gestrigen Tagesordnungs-
punktes 2, als die Regierung und die Koalition sich 
für die eigene Wirtschaftspolitik sehr lobten und sich 
als Aufsteigerland zelebrierten, wofür sie auf dpa und 
heute in der Tagespresse Hohn und Spott ernteten. 
Denn die anderen europäischen Staaten leiden 
ebenso unter geopolitischen Krisen wie wir hier, sind 
aber in der wirtschaftlichen Entwicklung weit besser, 
als wir das sind. 

Bei diesem Tagesordnungspunkt geht es um das 
Thema „Ladeinfrastruktur“. Da inszeniert sich die 
Landesregierung als Spitzenreiter in Deutschland. 
Das ist mutig. Zum 1. April 2026 haben wir 4.018 öf-
fentliche Ladepunkte in Nordrhein-Westfalen. Und 
bei dieser absoluten Zahl sagen Sie, Nordrhein-
Westfalen sei die Nummer eins im Ländervergleich? 
Halleluja! 

Im Ländervergleich muss man natürlich einen Bezug 
zu der Einwohnerzahl und zu den Fahrzeugen her-
stellen. Man kann doch nicht einfach Nordrhein-
Westfalen mit dem Saarland vergleichen, so wie Sie 
das tun. 

(Beifall von der SPD) 

Da muss man sich schon die Frage stellen: Für wie 
dumm halten Sie eigentlich die Menschen in Nord-
rhein-Westfalen? Berechnet man die Ladepunkte pro 
1.000 Elektroautos, liegt Nordrhein-Westfalen im 
Bundesvergleich auf Platz 13 von 16 Bundesländern. 

(Zuruf von Michael Röls [GRÜNE]) 

Nordrhein-Westfalen kommt auf 82,6 Ladepunkte 
pro 1.000 Fahrzeuge, Thüringen auf 141, Baden-
Württemberg auf 101 und Bayern auf 91. Und da sa-
gen Sie uns, Nordrhein-Westfalen sei Spitzenreiter 
und Nummer eins? Diese Inszenierung glaubt Ihnen 
kein Mensch. 

(Beifall von der FDP)  

Dann kündigen Sie eine Ausbauoffensive mit Bezug 
auf Landesliegenschaften an. Das ist nicht glaubwür-
dig, weil man dafür Geld zur Verfügung stellen 
müsste. Bei 4.000 Gebäuden im Landesbesitz haben 
wir gerade einmal 209 Ladepunkte. Das ist vernich-
tend wenig. 

Schauen wir uns auch einmal die Realität bei den 
Pendlern an. Der ADAC hat Ende letzten Jahres die 
Autobahnraststätten in Nordrhein-Westfalen bewer-
tet. Mit Blick auf die Ladeinfrastruktur wurden sämtli-
che Autobahnraststätten mit der Note „sehr mangel-
haft“ bewertet. Nordrhein-Westfalen hat hier also 
ganz viel aufzuholen. Wir liegen auf Platz 13 im Län-
dervergleich. 

Ich habe den Eindruck, dass Sie auch mit diesem An-
trag versuchen, die Wählerinnen und Wähler zu täu-
schen, und muss sagen: Das ist nicht mein Stil. Es 
beunruhigt mich aber nicht; denn die Wählerinnen 
und Wähler, die Menschen, merken das und lassen 
sich nicht täuschen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Danke schön. – 
Für die Fraktion der AfD spricht nun der Abgeordnete 
Herr Esser. 

Klaus Esser*) (AfD): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Wenn man 
den vorliegenden Antrag mit dem Titel „Elektromobi-
lität durch eine flächendeckende und benutzungs-
freundliche Ladeinfrastruktur stärken“ liest, gewinnt 
man den Eindruck, als lebten die Antragsteller und 
die Bürger dieses Landes in verschiedenen Welten. 

Während Unternehmen über hohe Energiepreise 
klagen, während Kommunen unter immer größeren 
finanziellen Lasten ächzen, während marode Brü-
cken gesperrt werden und Pendler täglich im Stau 
stehen, beschäftigt sich die Regierungskoalition, die 
ihre Zukunftsfähigkeit ja immer so schön betont, nur 
mit der weiteren Förderung einer einzelnen, durch 
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die sogenannte Verkehrswende ideologisch bevor-
zugten Mobilitätsform. 

Bereits in der Einleitung stellt der Antragsteller je-
doch fest – ich zitiere aus dem Antrag –: 

„Nordrhein-Westfalen steht beim Ausbau der La-
deinfrastruktur für Elektrofahrzeuge bundesweit 
an der Spitze.“ 

Wenn dem so ist – und daran bestehen angesichts 
der vorliegenden Zahlen wenig Zweifel –, stellt sich 
die naheliegende Frage: Welches Problem soll die-
ser Antrag dann eigentlich adressieren bzw. lösen? 

Wenn NRW bereits führend ist, wenn der Ausbau be-
reits voranschreitet, wenn die Zahl der Ladepunkte 
Jahr für Jahr wächst, warum wird dann erneut nach 
staatlichen Maßnahmen, weiteren Subventionspro-
grammen und zusätzlichen Eingriffen gerufen? Die 
Antwort liegt auf der Hand: weil es hier nicht um eine 
konkrete Problemlösung geht, sondern um die Fort-
setzung einer ideologisch motivierten Verkehrspoli-
tik. 

Mobilitätspolitik darf nicht darin bestehen, politische 
Wunschvorstellungen mit immer neuen Förderpro-
grammen durchzusetzen, also quasi eine Technolo-
gie an den Markt heranzusubventionieren. Aufgabe 
des Staates ist es vielmehr, verlässliche Rahmenbe-
dingungen für alle Bürger und Unternehmen zu 
schaffen. Doch genau daran mangelt es bei 
Schwarz-Grün hier im Land schon länger. Es werden 
keine verlässlichen Rahmenbedingungen geschaf-
fen, sondern es wird an einem Utopia gebastelt; 
Stichworte „klimaneutrale Industrie“ oder „klimaneut-
raler Verkehr“. 

Unsere Wirtschaft, unsere Industrie befindet sich in-
des in einer schwierigen Lage. NRW war über Jahr-
zehnte das industrielle Herz Deutschlands. Heute er-
leben wir, dass energieintensive Unternehmen ihre 
Produktion einschränken, Investitionen einstellen 
und Standorte ins Ausland verlagern. 

Gleichzeitig kämpfen unsere Städte und Gemeinden 
mit massiven Haushaltsproblemen. Viele Kommu-
nen wissen nicht mehr, wie sie ihre Pflichtaufgaben 
dauerhaft finanzieren sollen. Straßen und Brücken 
müssen auch im Kommunalen absolut prioritär in-
stand gesetzt werden, auch damit diese in Zukunft 
zum Beispiel für E-Lkws fit sind, die bekanntermaßen 
noch mehr Eigengewicht mitbringen als konventio-
nelle Lkws. 

Stattdessen diskutieren wir heute aber über weitere 
Maßnahmen zum Ausbau von Ladeinfrastruktur, ob-
wohl das Land nach eigener Aussage bereits an der 
Spitze steht und wie immer auf dem allerbesten Weg 
ist. 

Hinzu kommt ein weiterer Punkt, den die Antragstel-
ler konsequent ausblenden. Elektromobilität ist nicht 
allein eine Frage von Fahrzeugen und Ladesäulen, 

sondern vor allem eine Frage der Energieversor-
gung. Wer Millionen zusätzliche Elektrofahrzeuge 
auf die Straßen bringen will, benötigt gewaltige Men-
gen an verlässlich verfügbarem und bezahlbarem 
Strom. 

Doch genau hier liegt ein großes Problem. Deutsch-
land zählt seit Jahren zu den Ländern mit den höchs-
ten Strompreisen weltweit. Für private Haushalte ist 
Energie ebenso wie für Unternehmen zu einem im-
mer größeren Kostenfaktor geworden. 

Unter diesen Bedingungen wirkt die Vorstellung, 
Elektromobilität könne allein durch den Ausbau wei-
terer Ladepunkte für die breite Masse attraktiv ge-
macht werden, wenig überzeugend. Eine Ladesäule 
nützt nämlich wenig, wenn die Energie, die dort gela-
den wird, für viele Bürger zunehmend teurer wird. 

Vielmehr besteht die Gefahr, dass umfassende 
staatliche Subventionsmaßnahmen notwendig wer-
den, um die Preise künstlich niedrig zu halten. Am 
Ende zahlen wieder mal die Steuerzahler die Rech-
nung, unabhängig davon, ob sie ein Elektroauto be-
sitzen oder nicht. 

Eine faktenbasierte Verkehrspolitik muss technolo-
gieoffen sein – und das nicht nur als Plattitüde; sie 
muss wirklich technologieoffen sein. Sie darf nicht 
politisch vorgeben, welche Antriebsart besonders er-
wünscht ist. Ob batterieelektrische Fahrzeuge, Hyb-
ridlösungen, Wasserstofftechnologien, synthetische 
Kraftstoffe oder weitere zukünftige Innovationen – es 
sollte keine politischen Vorgaben, sondern einen 
Wettbewerb der Technologien geben, und letztlich 
sollten die Bürger entscheiden. 

(Beifall von der AfD) 

Gerade in Zeiten einer wirtschaftlichen Schieflage ist 
weniger staatliche Lenkung dringend angebracht. 

Was erwarten die Bürger in NRW von der Landespo-
litik insbesondere im Bereich „Verkehr“? Sie erwar-
ten funktionierende Straßen, befahrbare Brücken, 
eine leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur, wirt-
schaftliche Stabilität und bezahlbare Energie. Der 
vorliegende Antrag trägt dazu sehr wenig bei. Nord-
rhein-Westfalen braucht eine Verkehrspolitik, die 
sich an den Bedürfnissen der Menschen orientiert, 
die Investitionen nach Prioritäten ordnet und die die 
knappen öffentlichen Mittel verantwortungsvoll ein-
setzt. Aus diesen Gründen lehnen wir den vorliegen-
den Antrag ab. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Für die Landesre-
gierung spricht nun Frau Ministerin Neubaur. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrte Frau 
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Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! NRW 
ist heute eine treibende Kraft bei der Elektromobilität 
in Deutschland. Unter anderem deswegen fordern 
wir die Umsetzung des Versprechens im Bundesko-
alitionsvertrag, die Stromsteuer auf das europäische 
Mindestniveau abzusenken. Davon profitieren Bür-
gerinnen und Bürger, Unternehmen und das starke 
Handwerk. 

Warum? Wenn man vor der Entscheidung zwischen 
Elektroauto und Verbrennerfahrzeug steht, wird es 
bei einer Senkung der Stromsteuer attraktiver, zu sa-
gen: Bei dem, was wir kürzlich durch die Abhängig-
keit von Öl an den Zapfsäulen erlebt haben, ist es 
vielleicht planungssicherer, auf ein Elektroauto um-
zusteigen.  

Der Bestand der rein batterieelektrischen Personen-
kraftwagen in NRW lag Anfang 2026 bei über 
480.000 Fahrzeugen; die Anzahl öffentlich zugängli-
cher Ladepunkte lag bei über 40.000. Das bedeutet 
im Bundesvergleich: Nordrhein-Westfalen liegt an 
der Spitze. 

Geben wir uns damit zufrieden? Nein. Steuern wir 
nach, wenn sich Märkte verändern oder andernorts 
Förderungen ansetzen, damit wir Doppelförderun-
gen vermeiden? Ja. Wir haben mit dem Handlungs-
konzept für die Ladeinfrastruktur einen strategischen 
Rahmen dafür gesetzt, dass wir in die Umsetzung 
kommen, um den Menschen die Infrastruktur an die 
Seite zu stellen. Für die individuelle Entscheidung 
darüber, wie man von A nach B fahren will, sind dann 
auch Ladepunkte vorhanden. 

Wir unterstützen Unternehmen und Privatpersonen 
bei der Umstellung auf diese klimafreundlichen Fahr-
zeuge und bei der Errichtung der Ladeinfrastruktur. 
Wir haben ein breit angelegtes Maßnahmenbündel – 
bestehend aus Informationen, aus Kommunikation, 
aus Veranstaltungen und auch aus finanzieller För-
derung. 

Bei den eigenen Flächen, die zum Eigentum des 
Bau- und Liegenschaftsbetriebes des Landes Nord-
rhein-Westfalen gehören, geht es auch voran. Unser 
Ziel ist – das Ziel ist noch nicht erreicht ist, wir bleiben 
aber dran –, an Landesliegenschaften 2.000 Lade-
punkte aufzubauen und diese je nach Ort gegebe-
nenfalls auch Dritten zur Verfügung zu stellen. Die 
Forderungen im Antrag nach einer Erfassung weite-
rer geeigneter Flächen und nach einer Veröffentli-
chung auf der bundesweiten Plattform FlächenTOOL 
begrüße ich daher wirklich sehr. 

Damit diejenigen, die sich gerade im ländlichen 
Raum, in kleineren Kommunen mit kleineren Einhei-
ten der Aufgabe stellen, das Angebot zu stärken, als 
Kommune die Anzahl öffentlicher Ladepunkte auszu-
bauen sowie vor Ort zu wissen und zu überlegen, wie 
sie es zum Beispiel mit einem Arbeitgeber vor Ort gut 
umsetzen, dass Ladepunkte Autos laden, während 
die Menschen zur Arbeit gehen, und wie die 

Kommune selbst oder kommunale Wohnungsgesell-
schaften das umsetzen, haben wir unsere Förderan-
gebote zielgenau angepasst. Wir bieten denen, die in 
kleineren Kommunen Verantwortung tragen, dafür 
auch ganz gezielt Beratung und Unterstützung an, 
weil wir wollen, dass das umgesetzt wird. 

Eine Sache will ich abschließend noch sagen. Ja, die 
Automobilwirtschaft befindet sich in einem großen 
Umbruch. Was Nordrhein-Westfalen zu bieten hat, 
gerade im Bereich der Zulieferindustrie, im Automo-
tivebereich, kann uns dienen, wenn wir uns bei Ent-
scheidungen klarmachen, dass wir in Nordrhein-
Westfalen für die batterieelektrische Antriebsart 
schon heute Wertschöpfungsketten haben. Denken 
Sie an die großen Hersteller von Steckern im Sauer-
land. Denken Sie die großen Automobilkonzerne im 
Rheinland. Denken Sie an diejenigen, die mit einer 
guten Idee ein Unternehmen im Bereich „Batteriere-
cycling“ gründen und unserem Chemiestandort auf 
dem Weg in Richtung der Zirkularität damit eine 
neue, zukunftsgerichtete Wachstumsidee mitgeben. 

Lassen Sie uns als Politik, als Land sich also darauf 
beschränken, die Infrastruktur Schritt für Schritt noch 
besser auszubauen – und zwar so, wie wir es ange-
hen, nämlich mit einem strategischen Handlungs-
konzept, mit einem Griff unter die Arme derjenigen, 
die Unterstützung brauchen, aber vor allem mit einer 
gemeinsamen Ausrichtung der Kommunen, der Be-
triebe, der Landesregierung und des Bundes. Damit 
sind wir, glaube ich, auf einem guten Weg. Wir geben 
uns nicht zufrieden, sondern arbeiten weiter daran. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Es liegen keine weiteren Wortmeldun-
gen vor.  

Wir sind damit am Schluss der Aussprache und ge-
hen über zur Abstimmung. Die antragstellenden 
Fraktionen von CDU und Bündnis 90/Die Grünen ha-
ben direkte Abstimmung beantragt. Wir stimmen 
über den Inhalt des Antrags Drucksache 18/19773 
ab. Wer stimmt dem Antrag zu? – Das sind die Frak-
tionen von CDU und Bündnis 90/Die Grünen. Wer 
stimmt dagegen? – Das sind die Fraktionen von FDP 
und AfD. Wer enthält sich? – Das ist die Fraktion der 
SPD. Damit ist dieser Antrag Drucksache 18/19773 
angenommen. 

Wir kommen zu: 

4 Sonntag der Zukunft: Mehr Freiheit durch mo-
derne Nahversorgung, lebendige Innenstädte 
und rechtssichere Öffnungen 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/19804 
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Ich eröffne die Aussprache und erteile für die antrag-
stellende Fraktion der FDP dem Abgeordnetenkolle-
gen Herrn Brockes das Wort. 

Dietmar Brockes*) (FDP): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Der Sonntagsschutz hat in 
Deutschland eine lange Tradition. Er ist aus religiö-
sen und sozialen Gründen entstanden, als noch die 
Siebentagewoche galt und die wöchentliche Arbeits-
zeit noch nicht geregelt war. 

Doch die Rahmenbedingungen haben sich mittler-
weile geändert. Auch die Gesellschaft hat sich verän-
dert: Sie ist vielfältiger, mobiler, digitaler und individu-
eller als jemals zuvor. Deshalb müssen wir die Frage 
stellen: Passt das heutige Sonntagsrecht noch zu 
den Lebensrealitäten der Bürgerinnen und Bürger in 
Nordrhein-Westfalen? 

Für uns Freie Demokraten ist klar, dass es nicht um 
die Abschaffung arbeitsfreier Tage und auch nicht 
um einen Angriff auf den Sonntagsschutz geht. Statt-
dessen geht es um mehr Realismus, um mehr Frei-
heit, um mehr Rechtssicherheit und um mehr Ver-
trauen in die Eigenverantwortung unserer Bürgerin-
nen und Bürger. 

(Beifall von der FDP) 

Die Sonntagsruhe ist schon heute keineswegs abso-
lut. Zahlreiche Ausnahmen zeigen, dass unsere Ge-
sellschaft mit dem Sonntag längst flexibler umgeht. 
Tankstellen, Kioske an Bahnhöfen und Flughäfen 
dürfen öffnen, und auch der Direktverkauf landwirt-
schaftlicher Produkte ist erlaubt. 

Wir erleben aber ein Regelwerk, das immer kompli-
zierter geworden ist. Unterschiedliche Vorgaben, un-
klare Abgrenzungen und widersprüchliche Auslegun-
gen führen zu Rechtsunsicherheit und Ungleichbe-
handlung. 

Besonders deutlich wird das bei Kiosken und Trink-
hallen. Sie sind vielerorts nicht nur ein Nahversorger, 
sondern auch ein sozialer Treffpunkt. Dennoch müs-
sen Betreiber und Behörden häufig darüber streiten, 
welches Büdchen aufgrund einer Schankerlaubnis 
am Sonntag öffnen darf und welches nicht, welche 
Produkte zum Kernsortiment gehören und welche 
nicht.  

Begriffe wie „Kernsortiment“ oder „Randsortiment“ 
sind längst lebensfremd und nicht mehr zeitgemäß. 
Deshalb wollen wir die zulässigen Warengruppen 
künftig klar und verständlich als „Lebens- und Ge-
nussmittel“ definieren. Das schafft Rechtssicherheit 
für Betreiber und Kommunen.  

Ebenso wollen wir die bisherige Öffnungsdauer maß-
voll verlängern. Fünf Stunden reichen vielerorts eben 
nicht mehr aus, um dem tatsächlichen Bedarf der 
Menschen gerecht zu werden.  

Ein weiterer wichtiger Baustein sind verkaufsoffene 
Sonntage. Sie stärken unsere Innenstädte. Sie för-
dern den stationären Handel. Sie schaffen zusätzli-
che Anlässe für Begegnungen und Erlebnisse in un-
seren Städten und Gemeinden.  

(Beifall von der FDP) 

Doch die Genehmigungsverfahren sind oft unnötig 
kompliziert. Deshalb wollen wir bis zu zwölf verkaufs-
offene Sonn- und Feiertage pro Kommune und Jahr 
ermöglichen. Außerdem wollen wir rechtliche Hürden 
deutlich senken.  

Hinzu kommen die Chancen der Digitalisierung. Di-
gitale Kleinstsupermärkte, Automatenkioske und 
vollautomatische Angebote ermöglichen Versorgung 
auch ohne Sonntagsarbeit insbesondere im ländli-
chen Raum. Diese Möglichkeiten müssen rechtssi-
cher nutzbar sein. Deshalb wollen wir die digitalen 
Kleinstsupermärkte und Automatenkioske vom La-
denöffnungsgesetz ausnehmen.  

Ebenso wollen wir den Betrieb vollautomatisierter 
Autowaschanlagen in Gewerbe- und Industriegebie-
ten sonntags rechtssicher zulassen. Dies ist kein He-
xenwerk oder des Teufels, denn in vielen anderen 
Bundesländern ist das schon längst die Regel.  

(Beifall von der FDP) 

Auch dies würde gerade in Grenzregionen die Kauf-
kraft im Land halten, Wettbewerbsnachteile abbauen 
und den Wirtschaftsstandort Nordrhein-Westfalen 
stärken.  

Der Sonntag der Zukunft braucht keine ideologi-
schen Debatten. Er braucht pragmatische Lösungen 
und Antworten, die an die Lebenswirklichkeiten der 
Bürgerinnen und Bürger angepasst sind. Mehr Frei-
heit statt Bevormundung! Mehr Rechtssicherheit statt 
Bürokratie! Mehr kommunale Verantwortung statt 
starrer Vorgaben!  

Ich freue mich auf die Debatte und auf Ihre Zustim-
mung. – Vielen Dank.  

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der CDU hat nun Abgeordnetenkol-
lege Herr Okos das Wort.  

Thomas Okos*) (CDU): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lieber Herr Bro-
ckes, das war eine schöne Sonntagsrede zur Sonn-
tagsöffnung, 

(Zuruf von Christof Rasche [FDP]) 

aber es ist doch ein bisschen komplexer. Sie erwe-
cken den Eindruck, dass mit der Ladenöffnung am 
Sonntag viele Probleme der Innenstadt sofort gelöst 
wären. Dem ist mitnichten so.  
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(Dietmar Brockes [FDP]: Ein wichtiger Bau-
stein!) 

Zunächst müssen wir festhalten: Wir haben große 
Herausforderungen in den Innenstädten.  

(Dietmar Brockes [FDP]: Lösungen, Herr Kol-
lege!) 

Die hängen nicht an der Sonntagsfrage. Wir merken 
doch, wie Geschäfte darum kämpfen, genug Kunden 
zu bekommen, der Onlinehandel – das alles sind 
Faktoren, die bekannt sind.  

Es braucht andere Maßstäbe. Die Liberalisierung 
des Sonntagsrechts ist nicht der Maßstab und nicht 
die Lösung dafür. Das wissen Sie eigentlich, und das 
ging aus dem Antrag auch nicht hervor, zumal der 
FDP-Antrag auch einige Schwächen hat.  

Schon die historische Herleitung greift einfach zu 
kurz. Der Ruhetag hat seit Jahrtausenden eine an-
haltend besondere Stellung in der Gesellschaft. Im 
Judentum galt der Sabbat als heiliger Ruhetag. Kai-
ser Konstantin hat 321 n. Chr. den Sonntag erstmals 
als staatlichen Ruhetag geschützt, sogar für die da-
maligen Sklaven. Auch damals wurde aber eine Aus-
nahmeregelung für Landwirte geschaffen, weil es die 
Bedingungen einfach so vorsahen.  

Im Zuge der Christianisierung Deutschlands hat der 
Sonntag eine immer tiefere Verwurzelung bekom-
men.  

In Deutschland ist der Sonntag heute verfassungs-
rechtlich geschützt. In Art. 140 Grundgesetz wird 
eine Bestimmung der Weimarer Reichsverfassung 
übernommen, wonach der Sonntag als Tag „der Ar-
beitsruhe und der seelischen Erhebung gesetzlich 
geschützt“ bleibt.  

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Herr Okos, ich un-
terbreche Sie kurz, weil es eine Zwischenfrage von 
dem Abgeordnetenkollegen Herrn Brockes gibt. 
Möchten Sie die gestatten?  

Thomas Okos*) (CDU): Von Herrn Brockes immer 
gerne.  

(Heiterkeit von Nadja Lüders [SPD]) 

– Von Ihnen auch.  

(Heiterkeit von Nadja Lüders [SPD]) 

Dietmar Brockes*) (FDP): Vielen Dank, Frau Präsi-
dentin. – Lieben Dank, Herr Kollege Okos, dass Sie 
die Zwischenfrage zulassen. Ich hätte mittlerweile 
schon mehrere Nachfragen,  

(Nadja Lüders [SPD]: Mehrere darfst du aber 
nicht!) 

aber ich belasse es bei der einen, da ich ja nicht mehr 
stellen darf.  

(Thomas Okos [CDU]: Ich habe Zeit!) 

Sie haben eben gesagt, dass die verkaufsoffenen 
Sonntage nicht die Lösung für unsere Innenstädte 
bzw. für den Handel wären. Ist Ihnen bewusst, dass 
im Onlinehandel die höchsten Verkaufszahlen am 
Sonntag erzielt werden?  

(Nadja Lüders [SPD]: Wo genau?) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Herr Okos, Sie 
haben das Wort.  

Thomas Okos*) (CDU): Vielen Dank, Herr Abgeord-
neter Brockes. Ja, das ist mir bewusst. – Danke. 

(Beifall und Heiterkeit von Jens-Peter Nette-
koven [CDU] – Heiterkeit von Nadja Lüders 
[SPD]) 

Also: bessere Fragen stellen.  

Ich fahre mit meiner Rede fort.  

Das Spannende ist: Ich glaube, dass Ihnen, dass der 
FDP die Verwurzelung des Sonntags – um die Rede 
wieder aufzugreifen – nicht bewusst ist. In ihrem An-
trag bezeichnet die FDP die Sonntagsruhe nämlich 
als  

„[…] Aufrechterhaltung und Befriedung der christ-
lich-feudalen und später monarchistischen Ge-
sellschaftsordnung […]“. 

– Das ist ja schon ein Ding.  

Wir wissen nämlich, dass der Sonntag bis heute Kern 
des Zusammenlebens ist und auch einen besonde-
ren Schutz in unserer Gesellschaft erfährt, unabhän-
gig davon, wie man orientiert ist. Daher schafft der 
Sonntag Verlässlichkeit für Familien, für Ehrenamt, 
für soziales Engagement, und er genießt auch des-
halb den besonderen Schutz unseres Grundgeset-
zes.  

Damit kommen wir nach der historischen Einordnung 
noch zu der rechtlichen Einordnung, die ganz klar ist. 
Das Bundesverfassungsgericht hat mehrfach deut-
lich gemacht, dass Sonn- und Feiertage als Tage der 
Arbeitsruhe geschützt sind. Dieser Schutz ist nicht 
beliebig und kann nicht allein durch wirtschaftliche 
Erwägungen relativiert werden. – Da stößt der FDP-
Antrag an seine Grenzen.  

Die Rechtsprechung des Oberverwaltungsgerichts 
Nordrhein-Westfalen hat wiederholt festgestellt, dass 
weder die allgemeine Konkurrenzsituation gegen-
über dem Onlinehandel … Das wäre im Prinzip die-
ser Punkt gewesen – die Statistiken sind ja komplett 
korrekt –, nur die Lösung bringt es halt nicht, weil das 
vor Gericht keinen Bestand hat. Betriebswirt-
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schaftliche Interessen reichen einfach nicht für die 
Stärkung und Ausweitung.  

(Dietmar Brockes [FDP]: Dafür muss man das 
Gesetz ändern!) 

Sie müssen dauerhaft bestehen. Das ist das Ding; 
das ist der Kern. Darüber können wir uns streiten, 
aber wenn wir da einfach vor die Wand fahren … 

(Christof Rasche [FDP]: Unternehmerische 
Freiheit!) 

– Ja, aber Sie kennen deren Grenzen. Ihr Wirt-
schaftsminister Pinkwart hat das auch erfahren. Das 
ist keine Beliebigkeit.  

(Christof Rasche [FDP]: Mutlos!) 

– Ja, das war er.  

(Heiterkeit von Jens-Peter Nettekoven [CDU] 
und Nadja Lüders [SPD] – Zuruf von Christof 
Rasche [FDP]) 

Deswegen muss der Ausnahmecharakter erhalten 
bleiben. Der Sonntagsschutz ist die Regel, und die 
Öffnung ist die Ausnahme. Das Regel-Ausnahme-
Verhältnis ist zentraler Maßstab der Rechtspre-
chung. Wer Sonntagsöffnungen ausweiten will, muss 
deshalb mehr vorweisen als allgemeine wirtschaftli-
che Interessen. Das ist vielleicht nicht in Ihrem Inte-
resse, aber es ist nun mal die Gesetzeslage, wie wir 
Sie haben.  

Besonders deutlich wird das bei Ihrer Forderung 
nach den zwölf Sonntagen. Bereits die Novelle des 
Ladenöffnungsgesetzes im Jahr 2018 hat die Mög-
lichkeiten erheblich erweitert. Damals wurde unter 
Wirtschaftsminister Pinkwart mehr Flexibilität ge-
schaffen. Aber schon damals haben die Gerichte 
klare Grenzen gezogen. Die erneute Forderung nach 
einer rechtssicheren Ausweitung der Sonntagsöff-
nung ist vor dem Hintergrund schon fast naiv. Man 
kann sagen, dass die FDP hier mit dem gleichen 
Kopf gegen dieselbe Wand rennen will.  

(Beifall von Hedwig Tarner [GRÜNE]) 

– Vielen Dank. 

Weder aus dem Einzelhandelsverband noch aus der 
IHK gibt es deswegen auch die Forderung, das als 
zentrale Priorität zu sehen. Denn die Lautesten in 
dieser Debatte sind diejenigen, die Sonntagfrüh nicht 
den Laden aufschließen. Auch das gehört zur Wahr-
heit.  

Unsere größten Herausforderungen sind unter ande-
rem Bürokratie, Energiekosten und Fachkräfte. Zu ei-
nem konkreten Beispiel dafür, wie es vor Ort sein 
kann. Eine Metzgerei in meiner Kommune musste 
schließen, und zwar am Ende nicht etwa, weil die 
Wurst am Sonntag nicht verkauft werden darf, son-
dern weil die Fachkräfte fehlten. Wir müssen uns 
mehr diesen Lebensrealitäten stellen. Das können 

wir auch gerne in der weiteren Diskussion tun, weil ich 
schon am Ende der Redezeit bin. Daher freue ich mich 
auf die Fortsetzung der Debatte im Ausschuss. Wir 
haben aber jetzt schon eine ablehnende Haltung. – 
Vielen Dank.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank, Herr 
Okos. – Für die Fraktion der SPD hat nun Abgeord-
netenkollegin Frau Lüders das Wort.  

Nadja Lüders (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Immer wieder sonn-
tags scheint die FDP ihren Schreibtisch aufzuräumen 
und alte Kamellen zu finden,  

(Zuruf von der CDU) 

und zwar so alte, dass sie im vorliegenden Antrag auf 
Kaiser Wilhelm II. rekurrieren muss,  

(Heiterkeit von den GRÜNEN) 

wenn sie fragt – lassen Sie sich das Zitat aus dem 
Antrag auf der Zunge zergehen –:  

(Zuruf von Thomas Okos [CDU]) 

„ob die historischen Funktionen der Sonntags-
ruhe bzw. die Aufrechterhaltung und Befriedung 
der christlich-feudalen und später monarchisti-
schen Gesellschaftsordnung auch heute noch ei-
nen starren arbeitsfreien Wochentag rechtferti-
gen“.  

So lautet die Frage der FDP. Verkürzt gesagt hätten 
Sie auch einfach fragen können: Brauchen wir heute 
noch einen arbeitsfreien Werktag? Die Antwort wäre 
sehr kurz ausgefallen: Ja.  

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

Dann hätte uns dieses ganze Brimborium nicht wirk-
lich vorgelegt werden müssen.  

(Beifall von der SPD) 

Wenn die FDP von gleichwertiger Flexibilisierung, 
von maßvollen Ausweitungen spricht und dann noch 
ins Hochregal der Selbstbestimmung greift, werden 
wir als SPD hellhörig, insbesondere dann – das hat 
Herr Okos gerade aufgeführt –, wenn sie wider jegli-
che Rechtsprechung mal eben acht Sonntagsöffnun-
gen auf zwölf erweitern will.  

(Dietmar Brockes [FDP]: Berlin hat zehn!) 

Beim Aufräumen am Schreibtisch, Herr Brockes, ha-
ben Sie dann noch Ihren Gesetzentwurf zu vollauto-
matisierten Kiosken gefunden und sich irgendwie ge-
dacht: Ach, hätte ich in der vergangenen Woche viel-
leicht besser doch mein Auto gewaschen. Das kann 
ich heute nicht. Nehmen wir gleich auch noch die 
Waschstraßen mit rein. – Ernsthaft?  
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(Dietmar Brockes [FDP]: Da gibt es einen Ge-
setzentwurf!) 

Wenn Sie Ihren Schreibtisch aufräumen, gucken Sie 
mal an die Seite oder unter den Schreibtisch. Meis-
tens steht da der Papierkorb. Dahin gehört Ihr An-
trag.  

(Marcel Hafke [FDP]: Haben Sie auch In-
halte?) 

Wir stimmen der Überweisung zu. Sie erkennen 
aber: Wir werden ihn ablehnen. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von der SPD, der CDU und den 
GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für Bündnis 90/Die Grünen hat nun Abgeordneten-
kollegin Frau Tarner das Wort.  

Hedwig Tarner*) (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ja, man 
kann aus dem FDP-Antrag zitieren, und viele Stellen 
darin waren beim Lesen interessant und witzig. Ich 
vertrete heute bei der Rede zu diesem Antrag mei-
nen Kollegen Jan Matzoll und tue dies als Sprecherin 
meiner Fraktion für Stadtentwicklung sehr gerne. 
Denn der Ansatz der FDP, die sich vorstellt, dass sie 
eine lebendige Innenstadt durch die Ausweitung von 
kommerziellen Angeboten erreicht, ist viel zu stark 
verengt.  

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

Unsere Innenstädte haben sich auch in den kleinen 
und Mittelstädten, beschleunigt durch die Corona-
pandemie, stark verändert. Das Konsumverhalten 
der Menschen hat sich gewandelt. Ja, man kauft 
gerne sonntags ein, aber nur, wenn man dabei auf 
seinem Sofa sitzen bleiben kann. Was sich nicht ver-
ändert hat, ist der Schutz des Sonntags. Werte Kol-
leginnen und Kollegen von der FDP, es mag sein, 
dass Ihnen alle Gedanken, die hinter dem Sonntag 
stehen, ob religiös oder sozial, weniger wichtig sind 
als dem Bundesverfassungsgericht. Aber die Wirk-
lichkeit ist: Wir haben einen Sonntagsschutz. Gott sei 
Dank!  

Dies ist ein schützenwertes Gut, dessen Einschrän-
kungen sich kaum durch individuelle Konsumbedürf-
nisse bzw. monetäre Interessen rechtfertigen lassen. 
Für zahlreiche Betreiber des Einzelhandels ist die 
Forderung nach bis zu zwölf verkaufsoffenen Sonn-
tagen keine gute Nachricht. Die Kosten werden 
dadurch steigen, aber es ist kaum zu erwarten, dass 
der Umsatz sich im gleichen Maße entwickeln wird. 
Denn auch durch zusätzliche Öffnungszeiten oder 
ein breites Sortiment wächst die Konsumbereitschaft 
kaum. Der limitierende Faktor ist bei vielen, dass ge-
spart werden muss, und es wird gespart.  

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

Hinzu kommt, dass es nicht die Attraktivität der Ar-
beitsplätze im Einzelhandel verbessert – wie wir ge-
rade schon dem Beispiel der Metzgerei bei Ihnen im 
Ort entnommen haben, Herr Okos –, wenn jeden 
Sonntag geöffnet ist. Die Arbeitsplätze im Einzelhan-
del müssen attraktiv sein. Sie werden aber nicht 
dadurch attraktiver, dass man in seinen Familienka-
lender reinschreiben muss: Einmal im Monat wird 
sonntags gearbeitet. – Der Sonntag der Zukunft 
muss die Arbeitnehmer im Blick behalten.  

Nun zu Ihren einzelnen Forderungen, darunter: mehr 
Rechtssicherheit bei der Genehmigung von ver-
kaufsoffenen Sonntagen. Hier sehen Sie ein Prob-
lem, das der Einzelhandel in der Praxis so nicht be-
nennt. Die Ausweitung der Warengruppen, die in Ki-
osken oder Trinkhallen angeboten werden können, 
ist eine nachvollziehbare Forderung. Aber Sie wissen 
selbst, dass dies ein sehr schwieriger Prozess ist; 
denn was dem einen seine Eule, ist dem anderen 
seine Nachtigall. Für den einen ist der Nagellackent-
ferner, für die andere der Grillkohleanzünder unbe-
dingt aufzunehmen. Hier eine akzeptable Lösung zu 
finden, ist eine Herausforderung.  

(Dietmar Brockes [FDP]: Dann lieber gar 
nichts regeln!) 

Wie die automatische Autowaschanlage in diesen 
Antrag einzusortieren ist, mag für die FDP schlüssig 
sein. Mir geht es da wie der Kollegin von der SPD. 
Hier wird versucht, den Sonntagsschutz auch in Ge-
werbegebieten aufzuweichen. Durch die Wiederho-
lung dieser vielleicht dem FDP-Wähler wichtigen For-
derung wird sie nicht sinnvoller. 

Die Aufnahme von digitalen Kleinstsupermärkten 
oder Automatenkiosken in das Ladenöffnungsgesetz 
ist rechtlich nicht möglich; so hat das OVG entschie-
den.  

(Dietmar Brockes [FDP]: Nein!) 

Lebendige Innenstädte entstehen nicht durch immer 
längere Ladenöffnungszeiten und Maßnahmen zur 
zusätzlichen Umsatzsteigerung. Lebendige Innen-
städte entstehen durch eine hohe Aufenthaltsqualität 
und gute Erreichbarkeit, insbesondere mit dem Rad, 
mit dem ÖPNV oder zu Fuß. Vielfältige Nutzungen 
wie Wohnen, Nahversorgung, Kultur, Freizeit, Gast-
ronomie und Tourismus machen die Innenstädte zu 
lebendigen Orten der Begegnung und helfen, Leer-
stände zu vermeiden. 

Bei einer auf die Zukunft ausgerichteten Entwicklung 
hat man immer auch den Klimaschutz und die Klima-
folgenanpassung im Blick. 

Mein Fazit: Etikettenschwindel. Mit diesen Forderun-
gen wollen Sie keine lebendigen Innenstädte entwi-
ckeln, sondern höchstens einen höheren Umsatz er-
reichen. Wie auch meine Kollegen werden wir der 
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Überweisung an den Ausschuss, aber dem Antrag 
sicher nicht zustimmen. – Danke.  

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der AfD spricht nun der Abgeordnete 
Dr. Beucker. 

Dr. Hartmut Beucker*) (AfD): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Verehrte Damen, geehrte Herren! Die den 
Arbeitern zu gewährende Sonntagsruhe war 1890 
schon dem Kaiser ein Anliegen; den Bezug auf den 
Kaiser haben wir schon mehrfach gehört. Was da-
mals Teil kaiserlicher Sozialpolitik war, fand 1919 
Eingang in die Weimarer Reichsverfassung. Darin 
war die Rede von staatlich anerkannten Feiertagen, 
die Tage der Arbeitsruhe und der seelischen Erhe-
bung sind. Das wird neben der Tatsache, dass es 
überhaupt geregelt war, viel zu wenig berücksichtigt. 
Der spezielle deutsche Sonntag besteht also schon 
seit mindestens 100 Jahren. 

Für den einen ist er der Tag der Heiligen Messe, die 
anderen besuchen die Schwiegermutter und – was 
in der Familie eigentlich noch wichtiger ist – die Oma. 
Für wieder andere ist er der Tag der absoluten Ruhe. 
Unser Sonntag ist also kein gewöhnlicher Tag. 

Nun hat die FDP-Fraktion einen Antrag mit dem Titel 
„Sonntag der Zukunft“ vorgelegt. Das klingt modern, 
nach Bruch mit alten kaiserlichen Zeiten und Anlie-
gen, die schon so alt sind. Wer den FDP-Antrag liest, 
landet aber sehr schnell bei seit Jahren Bekanntem: 
Trinkhallen, Büdchen und Autowaschanlagen. 

Das muss nicht schlecht sein. Im Gegenteil: Manch-
mal beginnt gute, vernünftige Politik mit der Frage, 
ob das Büdchen bei mir in Barmen am Sonntag Bröt-
chen und Schokolade verkaufen darf oder ob das ein 
Fall für das Wuppertaler Ordnungsamt ist. 

Da steht im Antrag ein wirklich berechtigter Punkt. Es 
ist nämlich nur schwer vermittelbar, dass an Tank-
stellen, Bahnhöfen und Flughäfen sonntags vieles 
verkauft werden darf, während der Büdcheninhaber 
an rechtliche Unsicherheiten gerät. Wenn ein auto-
matisierter Minisupermarkt ohne Personaleinsatz 
funktioniert, dann stellt sich die Frage, warum der 
Staat da dieselben Maßstäbe wie bei einem Super-
markt mit Verkäufern aus Fleisch und Blut anlegen 
sollte. 

Unser Sonntag darf dabei aber nicht unter die Räder 
kommen, auch nicht in der vollautomatisierten 
Waschanlage der FDP. Unser Sonntag ist nämlich 
nicht nur ein Relikt aus der Kaiserzeit, wie es auch im 
FDP-Antrag an mehreren Stellen durchschimmert, 
unser Sonntag ist einer der wenigen gemeinsamen 
Ruhepunkte in einer Gesellschaft, die immer lauter 
und schneller wird, die so schnell und laut wird, dass 
man schon anfängt, den Kindern den Gebrauch von 

Technik zu verbieten. Wer den Sonntag zu einem 
zweiten Samstag macht, der nimmt vielen Menschen 
am Ende vermutlich wesentlich mehr, als er ihnen 
gibt. Ich erinnere: Seelenruhe. 

Lieber Herr Kollege Brockes, das ist eine tatsächliche 
Lebenswirklichkeit. Freiheit bedeutet nicht, dass der 
kleine Händler irgendwann gezwungen wird, mitzu-
ziehen, nur weil große Ketten und internationale On-
linekonzerne jeden Tag verkaufen können. Als Bei-
spiel sei der Amazon-Konzern genannt. Neben sei-
nem virtuellen Geschäft betreibt er unter anderem in 
London bereits automatisierte Minisupermärkte. Das 
ist für die AfD der entscheidende Punkt: ja zu gerech-
ten Regeln für Kioske und Trinkhallen, aber keine 
schleichende Entwertung des Sonntags als Ruhe- 
und Familientag. 

Die FDP-Fraktion fordert in ihrem Antrag zudem bis 
zu zwölf verkaufsoffene Sonn- und Feiertage pro 
Kommune. Nach geltender Rechtslage sind je Ver-
kaufsstelle bereits bis zu acht verkaufsoffene Sonn-
tage möglich. Ich halte diese aktuelle Begrenzung für 
ausreichend. Mir fehlt eine überzeugende Begrün-
dung für eine Erhöhung. 

Ich sehe bei mir im Stadtrat allerdings, dass die SPD 
reflexartig gar keine genehmigen will. Das wiederum 
ist ebenfalls totaler Unsinn.  

(Nadja Lüders [SPD]: Das stimmt doch gar 
nicht! Das ist gelogen!) 

Im Wirtschaftsausschuss wird zu prüfen sein, ob es 
tatsächlich um Entbürokratisierung geht oder ob das 
Ende unseres Sonntags vorbereitet wird. Dem Kaiser 
wäre das nicht recht gewesen, und damit hätte er 
nach so manchem Irrtum durchaus richtig gelegen. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Für die Landesre-
gierung spricht nun Frau Ministerin Neubaur. 

Mona Neubaur*), Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Im vorlie-
genden Antrag werden Dinge gefordert, von denen 
die antragstellende Fraktion sehr genau weiß, dass 
sie nicht möglich sind – jedenfalls nicht auf Landes-
ebene. Ihr Parteikollege Professor Pinkwart hat ja 
versucht, weitere Liberalisierungen durchzusetzen – 
mit dem bekannten Ergebnis, dass kaum mehr mög-
lich ist. 

Egal, wie man politisch oder persönlich dazu stehen 
mag, kommen wir nicht darum herum, dass der 
Sonn- und Feiertagsöffnung durch den grundgesetz-
lichen Schutz in Art. 140 des Grundgesetzes enge 
Grenzen gesetzt sind. Laut höchstrichterlicher 
Rechtsprechung muss der Gesetzgeber die 
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Sonntagsruhe als Regel definieren und die Öffnung 
am Sonntag entsprechend als eine Regelausnahme 
definieren. 

NRW hat das mit dem Ladenöffnungsgesetz NRW 
gemacht. Das Ladenöffnungsgesetz NRW ist ein 
weitgehend flexibilisiertes Regelwerk, das sich aus 
unserer Sicht bewährt hat. Die Ladenöffnung an 
Werktagen ist rund um die Uhr möglich. Mit maximal 
acht verkaufsoffenen Sonntagen im Jahr sind wir un-
ter den Bundesländern weit vorn. In vielen Ländern 
sind nur vier verkaufsoffene Sonntage möglich.  

Die Zahl der verkaufsoffenen Sonntage, die in Nord-
rhein-Westfalen jährlich stattfinden, liegt seit Ende 
der Coronabeschränkungen annähernd konstant bei 
über 1.100. Es gibt nur sehr wenige gerichtliche Aus-
einandersetzungen aufgrund derer verkaufsoffene 
Sonntage in Nordrhein-Westfalen abgesagt werden 
müssen.  

Die Anforderung einer Besucherprognose im Rah-
men des Antragsprozesses basiert auf einer höchst-
richterlichen Rechtsprechung. Weniger Dokumenta-
tion – so sehr wir dieses Ziel im Grundsatz teilen – 
würde an der Stelle zu mehr Unsicherheit und zu ei-
nem größeren Risiko möglicher Klagen führen. Eine 
aussagekräftige Prognose hilft bei der rechtssiche-
ren Genehmigung und Durchführung der verkaufsof-
fenen Sonntage in NRW. Eine offene Kommunika-
tion im Beantragungsverfahren hilft, Gerichtsverfah-
ren zu vermeiden. Insofern stellen wir fest, dass der 
Genehmigungsprozess bei verkaufsoffenen Sonnta-
gen in NRW rechtssicher ist und in der Praxis funkti-
oniert.  

Zum Thema Automatenshops: Mit den Entscheidun-
gen des Oberverwaltungsgerichts NRW und des 
Verwaltungsgerichts Köln ist diesbezüglich Klarheit 
geschaffen worden. Automatenshops fallen nicht un-
ter das Ladenöffnungsgesetz NRW, weil das Gesetz 
nicht für Warenautomaten gilt. Das bedeutet: Jegli-
che Regelung zu digitalen Verkaufseinrichtungen 
würde zusätzliche Regulierung schaffen, derer es 
angesichts der derzeitigen Vorgaben aus unserer 
Sicht gar nicht bedarf. Neue Regelungen führen im 
Zweifel zu neuer Rechtsunsicherheit und ganz sicher 
zu mehr Bürokratie.  

Entscheidend ist am Ende – das bietet uns das be-
stehende Gesetz –: Wir haben dabei auch die Inte-
ressen der Beschäftigten im Blick. Wir haben die 
Sonntagsruhe nach dem grundgesetzlichen Auftrag 
mit einer nach jetzigem Stand rechtssicheren Aus-
nahmeregel gewahrt. Mit dem Ladenöffnungsgesetz 
haben wir eine Regelung, die im Einklang mit den 
Vorgaben des Grundgesetzes und der Rechtspre-
chung einen sicheren Rechtsrahmen für unseren 
Einzelhandel in Nordrhein-Westfalen bietet. – Vielen 
Dank.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. – Weitere Wortmeldungen liegen mir 
nicht vor. Somit sind wir am Schluss der Aussprache.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
18/19804 an den Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie. Die abschließende Bera-
tung und Abstimmung sollen dort in öffentlicher Sit-
zung erfolgen. Wer stimmt dieser Überweisungs-
empfehlung zu? – Das sind die Fraktionen von SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen, CDU, FDP und AfD. Wer 
stimmt dagegen? – Niemand. Wer enthält sich? – 
Niemand. Damit ist diese Überweisungsempfeh-
lung angenommen.  

Wir kommen zu: 

5 Mein Feed, meine Entscheidung! Bürger vor 
staatlicher Algorithmen-Bevormundung 
schützen 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/19782 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die antrag-
stellende Fraktion dem Abgeordneten Tritschler das 
Wort. 

Sven Werner Tritschler*) (AfD): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wer an 
Zensur denkt, denkt zunächst an staatliche Bürokra-
ten, die irgendwo im Hinterzimmer mit dicken Rotstif-
ten und Scheren in kleinen Büros sitzen und darüber 
entscheiden, was in der Zeitung stehen darf und was 
eben nicht. Historisch mag es konkrete Beispiele da-
für gegeben haben, praktisch ist es aber schon lange 
aus der Mode gekommen und durch subtilere Metho-
den ersetzt worden.  

In der DDR etwa – einem Land, an das man sich 
manchmal erinnern kann, auch hierzulande – gab es 
zum Beispiel so etwas wie den staatlichen Postzei-
tungsvertrieb. Was so technisch und unschuldig 
klang, war mindestens genauso wirksam wie Sche-
ren und Rotstifte: Zeitungen und Zeitschriften, die 
nicht im Sinne des Regimes berichteten, wurde ein-
fach weniger Papier zugeteilt, oder sie verschwan-
den gleich ganz aus dem Katalog und waren damit 
zwar nicht verboten, aber sie erreichten ihre Leser 
einfach nicht mehr.  

In der real existierenden Bundesrepublik bedient 
man sich eines breiten Instrumentariums, um Bürger 
von Informations- und Meinungsquellen fernzuhal-
ten, die ihre Herrschenden für schädlich halten. Bis 
vor Kurzem gab es da zum Beispiel noch eine SPD-
Innenministerin Faeser, die eine missliebige Zeitung 
einfach verbieten und die Redaktionsräume von 
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einem Rollkommando der Polizei stürmen ließ. Die 
Justiz hat das glücklicherweise gestoppt. Aber das 
produziert ja auch schlechte Bilder, und es scheitert, 
wie gesagt, bisher zumindest an der in Teilen unab-
hängigen Justiz, die nicht jede Sauerei mitmacht.  

Deshalb verlagern Sie sich zunehmend auf die Mittel 
der sanften, aber nicht minder wirksamen Zensur. 
Während man in der DDR entschied, welche Publi-
kationen würdig sind, Papier zugeteilt zu bekommen 
und von der Post vertrieben zu werden, wollen Sie 
jetzt entscheiden – bzw. eine von Ihnen beauftragte 
Behörde –, wer im Feed, also auf der Startseite der 
Benutzer bei Instagram, bei Facebook, X, YouTube 
usw., erscheint. Nur wer das Public-Value-Siegel der 
Landesmedienanstalten hat, soll prominent platziert 
werden. Alles andere sieht man nur noch, wenn man 
ausdrücklich danach sucht. Es ist also wie in der 
DDR nicht verboten, aber schwerer zu finden. 

Social-Media-Plattformen sind Unternehmen. Sie 
verdienen ihr Geld dadurch, dass wir ihre Angebote 
möglichst viel nutzen. Dann können sie Werbung ein-
blenden oder uns sogar ein Abonnement verkaufen. 
Um möglichst attraktiv zu sein, blenden sie uns das 
ein, was wir nach unserem bisherigen Nutzerverhal-
ten attraktiv finden oder was wir in den Einstellungen 
ausgewählt haben. Wer gerne Katzenvideos an-
schaut, bekommt Katzenvideos, wer gerne Nachrich-
ten von diesem oder jenem Portal anschaut, be-
kommt sie vermehrt eingeblendet. Das nennt man 
Wettbewerb.  

Das hat zu einer ungeheuren journalistischen Vielfalt 
geführt. Zahlreiche Start-ups sind entstanden. Die 
Bürger sind längst nicht mehr auf eine Handvoll Zei-
tungen und TV-Sender angewiesen, um ihre Infor-
mationen zu beziehen, denn jedermann kann ohne 
großes Kapital Journalismus betreiben – und wenn 
er gut ist, auch richtig Geld damit verdienen. Aber 
das passt Ihnen nicht, meine Damen und Herren. Sie 
wollen Kontrolle. Sie wollen wie früher steuern, wel-
che Informationen dem Bürger vorgesetzt werden.  

Nach Ihrer Vorstellung sollen die Bürger zukünftig – 
ob sie nun Katzenvideos mögen oder Nachrichten 
von NIUS oder sonst wem – erst einmal jemanden 
vom Staatsfunk sehen, Dunja Hayali vom ZDF zum 
Beispiel, die die Welt dann für sie einordnet, wie es 
immer so schön heißt. Damit greifen Sie nicht nur 
ganz erheblich in die Freiheit unserer Bürger ein, da-
mit erschweren oder zerstören Sie auch die Ge-
schäftsmodelle kleiner und unabhängiger Journalis-
ten, die es nicht auf Ihre ideologisch gefilterte Public-
Value-Liste gebracht haben.  

Im Gegensatz zu Ihnen, meine Damen und Herren, 
halten wir aber die Bürger nicht für dumm. Wir glau-
ben, sie können selbst entscheiden, was sie sehen 
wollen und welche Plattformen sie nutzen. Wir glau-
ben nicht, dass es irgendwelche staatlichen oder 
halbstaatlichen Nannys braucht, die im Auftrag der 

Regierung entscheiden, welche Angebote denn nun 
wertvoll sind und welche nicht. Und ganz sicher glau-
ben wir nicht, dass Sie und Ihre Freunde, meine Da-
men und Herren, die Entscheidungsgewalt in dieser 
Frage haben sollten. Eine echte Demokratie braucht 
einen freien Diskurs und keinen von wem auch im-
mer gesteuerten. Deshalb braucht sie die AfD. – Vie-
len Dank. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Danke, Herr 
Tritschler. – Für die Fraktion der CDU spricht jetzt der 
Abgeordnete Eggers. 

Matthias Eggers (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! „Shadow-
banning“, „Meinungsnudging“, „Entmündigung“, 
„Wachtürme“ und natürlich auch „Zensur“: Diese 
Schlagwörter stehen im Antrag der AfD. Es ist wie 
immer, und wir kennen das schon: Die AfD formuliert 
ein aus ihrer Sicht vermeintliches Problem mit Pole-
mik, Dramatik, Verschwörungstheorien und ganz viel 
Skandal. 

Selbstverständlich zeichnet die AfD auch ein klar de-
finiertes Feindbild. Sind es sonst oft der öffentlich-
rechtliche Rundfunk oder Journalisten im Allgemei-
nen, so richten sich die Giftpfeile dieses Mal gegen 
die Landesanstalt für Medien. Anlass ist ein Strate-
giepapier von Landesmedienanstalten, in welchem 
es um Public-Value-Regeln geht. 

Die Antragsteller möchten den Eindruck erwecken, 
Politik wolle den Menschen vorschreiben, was sie 
denken, lesen und glauben sollen. Doch genau da-
rum geht es nicht. Es geht hier um die Frage, wie Me-
dienvielfalt und -transparenz in der digitalen Welt si-
chergestellt werden können. Denn Vielfalt und Mei-
nungspluralität, transparent und nachvollziehbar, 
sind ein Grundpfeiler eines freien und unabhängigen 
Mediensystems und somit Grundlage einer funktio-
nierenden Demokratie. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Dies gilt besonders auch für die digitale Welt. Die 
Vorstellung von einem vollkommen unabhängigen 
und freien Internet ist schon lange eine Träumerei 
aus der Vergangenheit. Algorithmen entscheiden 
darüber, welche Inhalte wir sehen, welche Nachrich-
ten uns angezeigt werden und welche Themen auch 
Reichweite erhalten. Neutrale Algorithmen gibt es 
schlichtweg nicht. 

In den Zentralen internationaler Tech-Konzerne wer-
den diese Entscheidungen getroffen. Dort ist nicht 
demokratische Verantwortung der Maßstab, sondern 
der Maßstab sind Aufmerksamkeit, Klickzahlen und 
damit verbundene Werbeeinnahmen. 
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Die AfD tut so, als verteidige sie die Freiheit der Me-
diennutzer. Tatsächlich verteidigt sie aber vor allem 
den Status quo der Plattformkonzerne. Die Frage 
lautet nicht: Freiheit oder Regulierung? Die eigentli-
che Frage lautet: Wer schafft die Rahmenbedingun-
gen für den digitalen Meinungsmarkt? Sollen wenige 
globale Unternehmen, deren Algorithmen darüber 
entscheiden, was Millionen Menschen täglich wahr-
nehmen, die Regeln bestimmen oder doch lieber de-
mokratisch legitimierte Institutionen, die Vielfalt, 
Transparenz und fairen Wettbewerb sichern wollen? 

Für uns ist die Antwort klar. Medienvielfalt muss ge-
schützt werden. Denn Medienvielfalt ist eine Voraus-
setzung für Demokratie. Deshalb hat das Bundesver-
fassungsgericht immer wieder betont, dass Mei-
nungsmacht begrenzt und somit Vielfalt gesichert 
werden muss. 

Dabei geht es ausdrücklich nicht darum, den Men-
schen Inhalte aufzudrängen oder politische Bewer-
tungen vorzunehmen. Es geht vielmehr darum, dass 
journalistische, kulturelle und informationsrelevante 
Angebote dort auffindbar bleiben, wo Menschen 
heute noch nach Informationen suchen: auf Social-
Media-Plattformen, in Suchmaschinen und künftig 
möglicherweise auch bei KI-Anwendungen. Dies gilt 
insbesondere auch für die Inhalte von Bloggern und 
kleineren unabhängigen Medien. 

Die Chance zur Auffindbarkeit ist keine Bevormun-
dung. Sichtbarkeit von Informationen ist keine Zen-
sur, und Medienvielfalt ist ganz bestimmt kein Angriff 
auf die Meinungsfreiheit. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Natürlich darf man Entscheidungen und Vorgehens-
weisen der Landesmedienanstalt hinterfragen und 
auch kritisieren. Deren staatsferne Organisation ist 
verfassungsrechtlich gewollt, um staatliche Zensur 
oder politische Einflussnahme auf die Medien zu ver-
hindern. Aus dieser staatsfern organisierten Institu-
tion ein angebliches Wahrheitsministerium zu kon-
struieren, ist keine sachliche Kritik. Das ist politische 
Dramatisierung. Das nenne ich Polemisierung, und 
dies löst kein einziges Problem. 

Die wirklichen Herausforderungen heißen „Desinfor-
mation“, „Deepfakes“ und „automatisierte Bots“. 
Auch die gezielte Einflussnahme auf demokratische 
Debatten, insbesondere auch aus dem Ausland, 
zählt dazu. Wer darauf die Antwort gibt, dass der 
Staat und gesamtgesellschaftliche Institutionen sich 
vollständig heraushalten sollten, der überlässt diesen 
Raum denjenigen, die ihn am lautesten, aggressivs-
ten und auch professionellsten manipulieren und für 
ihre finanziellen Interessen ausnutzen. Das darf ganz 
sicher nicht unser Anspruch sein. 

Meinungsfreiheit bedeutet, dass jeder seine Meinung 
frei äußern kann und darf. Meinungsfreiheit bedeutet 
aber nicht, dass die Algorithmen der Plattformen 

völlig ohne Transparenz und ohne Regeln agieren 
können. Unser Ziel muss ein digitaler Raum sein, der 
offen bleibt, Vielfalt sichert und maximal mögliche 
Transparenz gibt. Genau dafür brauchen wir eine 
moderne Medienordnung, auch in der digitalen Welt. 

Ich freue mich, dass die FDP eine Anfrage in den 
Ausschuss eingebracht hat. Da haben wir dann die 
Möglichkeit, auch über das Thema „Public Value“ zu 
diskutieren. Den Antrag der AfD lehnen wir selbstver-
ständlich ab. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Eggers. – Für die Fraktion der SPD 
spricht jetzt der Abgeordnete Obrok. 

Christian Obrok (SPD): Verehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Dieser Antrag zeigt 
mal wieder die wahren Methoden der AfD: Aus einem 
völlig normalen Vorgang werden Empörung und ein 
Skandal konstruiert. Das füllt dann wieder ihre eigenen 
Feeds, wohl wissend, dass die Algorithmen der Kon-
zerne – wir haben eben schon etwas dazu gehört – ge-
nau das belohnen. 

Ich will es etwas versachlichen. Worum geht es über-
haupt? Die meisten Menschen haben wahrscheinlich 
noch nie etwas davon gehört. Die Kurzfassung lau-
tet: Der Medienstaatsvertrag sorgt dafür, dass In-
halte mit einem Mindestmaß an Qualität leichter auf-
findbar sind. Die Medienanstalten haben nach § 84 
Abs. 5 des Medienstaatsvertrags dazu aufgerufen, 
diejenigen privaten Angebote zu bestimmen, die ei-
nen besonderen Beitrag zur Angebots- und Medien-
vielfalt leisten. 

Dafür gibt es sieben Kriterien vom zeitlichen Anteil 
nachrichtlicher Berichterstattung über Politisches 
und Zeitgeschichtliches sowie den Anteil barriere-
freier Angebote bis zum Anteil von Angeboten für 
junge Zielgruppen.  

Hervorzuheben ist – das ist wichtig –, dass es sich 
bei den Kriterien ausdrücklich nicht um eine inhaltli-
che Bewertung der Berichterstattung durch die Medi-
enanstalten handelt, sondern allein auf die quantita-
tive Betrachtung des Gesamtangebots abgezielt 
wird. Die Beurteilung von Inhalt, Qualität oder Quelle 
der Information ist explizit kein Bestandteil dieser 
Aufsichtsratstätigkeit.  

Anhand dieser sieben Kriterien – ich habe eben drei 
genannt – wird dann das Label „Public Value“ verge-
ben. Wer dieses Label hat, hat die Chance, leichter 
gefunden zu werden. Das sind in Deutschland über 
300 Angebote von Antenne Sylt bis ARTE, von 
WELT bis Bibel TV, von WDR bis SUPER RTL. Die 
Definition ist also denkbar weit gefasst, und es bildet 
somit auch eine entsprechende Vielfalt ab. 
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Was ist jetzt also der Anlass der ganzen Empörung? 
Die Landesmedienanstalten haben im Jahr 
2025/2026 – ich wiederhole noch einmal: 2026 – in 
einem Papier überlegt, künftig auch Social-Media-
Plattformen und Suchmaschinen in ihre Überlegun-
gen einzubeziehen. Ich denke, wir sind alle so ge-
schockt, als gäbe es zu Ostern bunte Eier oder zu 
Weihnachten Nikoläuse. Aber im Ernst – Sie haben 
es eben schon angekündigt –: Irgendwann werden 
wahrscheinlich auch KI-Bots in die Überlegungen 
einbezogen. Denn es gibt Leute, die sich offensicht-
lich auch dort informieren.  

Um solche Verbesserungen geht es der AfD aber na-
türlich nicht. Ihr passt das System als solches nicht. 
Warum das so, ist ganz klar. Ihr Stichwortgeber ist der 
rechtsextremistische Steve Bannon – ich zitiere –: 
„Flood the zone with shit“. Sie will also, frei übersetzt, 
sämtliche Diskursräume mit Mist überschütten, bis 
nichts mehr funktioniert.  

In den sozialen Medien funktioniert diese Strategie. 
Wir haben es eben schon gehört: Viele Algorithmen 
der Plattformbetreiber sind von finanziellen Interes-
sen, von propagandistischen Absichten oder von ke-
taminabhängigen Launen ihrer Bosse gesteuert. Das 
ist über die letzten Jahre immer klarer geworden. 

(Beifall von der SPD, der CDU und den 
GRÜNEN) 

Die AfD nennt diesen Zustand „algorithmische Neut-
ralität“. Das ist aus meiner Sicht ein ziemlich techni-
scher Begriff für eine Partei, die sonst eher auf der 
nationalistischen Emo-Schiene agiert. Die AfD will 
nämlich keine Neutralität. Sie möchte eher eine Logik 
der lautesten und penetrantesten Äußerungen und 
nicht eine der besten Argumente.  

Einer ihrer politischen Anführer, Björn Höcke, sagte 
in der letzten Woche, alle Westdeutschen seien 
keine Deutschen, sondern Amerikaner. Demnächst 
kommen dann wahrscheinlich Erkenntnisse darüber, 
dass die Erde eine Scheibe ist, oder Ausführungen 
über Echsenmenschen. Das alles ist für Sie Mei-
nungsfreiheit. Ich sage: Das ist gefährlich, weil es un-
sere Debattenkultur vergiftet.  

IT.NRW hat in der vergangenen Woche dazu Mikro-
zensusdaten vorgelegt. In den letzten zwei Jahren 
nahmen deutlich mehr Menschen Hassrede im Netz 
wahr. Bei den unter 45-Jährigen – also genau die Ge-
nerationen, die diese großen sozialen Netzwerke 
überhaupt groß gemacht haben – beklagt jede und 
jeder Zweite den Umgang im Netz.  

Dass die Landesmedienanstalten die Zeichen der 
Zeit erkennen und hier aktiv werden, ist daher gut 
und richtig. Ich betone das auch, weil immer die Ge-
fahr besteht, dass sich Entscheidungsträger von 
rechten und orchestrierten Stussdebatten ein-
schüchtern lassen – auch in Medienhäusern und in 
staatlich unabhängigen Anstalten wie der Landes-

medienanstalt. Der Schutz der Meinungsfreiheit 
braucht neben Informiertheit, Transparenz und dis-
kriminierungsfreiem Umgang nämlich auch ein stabi-
les Rückgrat der Verantwortlichen.  

In diesem Antrag der AfD geht es weniger um Mei-
nungsfreiheit oder um die Interessen der Nutzenden. 
Es geht einzig und allein darum, einen Freifahrt-
schein für rechte und rechtsextremistische Propa-
ganda zu erhalten. Das Ganze machen Sie bitte wei-
ter ohne uns. Wir lehnen diesen Antrag ab. 

(Beifall von der SPD, der CDU und den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Obrok. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht jetzt der Abgeordnete Achter-
meyer. 

Tim Achtermeyer (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Wir sprechen 
heute über Social Media. Die eigentliche Frage ist: 
Warum hängen wir die ganze Zeit an diesen Dingern 
und scrollen und scrollen und scrollen? 

(Tim Achtermeyer [GRÜNE] hält sein Mobilte-
lefon in die Höhe). 

Wie funktionieren eigentlich die Algorithmen? Was 
wird uns eigentlich aus welchen Gründen angezeigt?  

Dafür muss man gar nicht so ganz kompliziert den-
ken, sondern sich einfach nur die Frage stellen: Was 
nützt den Plattformen? Den Plattformen nützt, wenn 
wir möglichst lange hier dranhängen. Dann verdie-
nen die Geld durch Werbung. Und wie hängen wir 
möglichst lange da dran? Indem unsere Emotionen 
geweckt werden. Dann lösen wir uns nicht von die-
sem Gerät, sondern gucken auf dieses Display und 
verlieren unser Umfeld aus in Augen.  

Welche Emotionen sind die stärksten? Humor und 
Rührigkeit, vor allem aber Wut, Empörung, Aufre-
gung. Das ist das, was der AfD nutzt, weil das ihr Po-
litikverständnis ist – all das, wo man sich aufregen 
und worüber man sich empören kann. Da ist man 
dann wütend, und dann bleibt man an diesen Algo-
rithmen hängen.  

Das heißt: Wir haben bei den Algorithmen über die 
Plattform eine völlig andere Logik als beim öffentlich-
rechtlichen Rundfunk oder auch bei großen Zeitun-
gen. Denn dahinter steht als Logik nicht die Emotion, 
sondern die Information. Ich kann mir gut vorstellen, 
dass die AfD ein großes Interesse daran hat, dass 
dieser Fokus auf Emotion, auf Wut, auf Empörung 
bei den Netzwerken nicht geändert wird.  

Aber ich glaube, das macht mit unserer Gesellschaft 
etwas richtig Schlechtes, weil es zu einer Gesell-
schaft führt, die nicht mehr in Unterschiedlichkeit 
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zusammenhält, sondern sich nur noch gegenseitig 
anbrüllt. Deswegen sind wir gut beraten, den sozia-
len Netzwerken, den Plattformen ein bisschen auf die 
Finger zu klopfen – nicht nur, damit wir uns nicht 
mehr gegenseitig anbrüllen, sondern damit auch wie-
der Information eine Chance hat und nicht nur Emo-
tion.  

Ich muss sagen: Bei der AfD wundert es mich ein 
bisschen. Wenn Sie bei der Landesmedienanstalt 
oder beim öffentlich-rechtlichen Rundfunk sofort die 
Meinungszensur wittern, regen Sie sich wahnsinnig 
darüber auf – meistens ohne Substanz –, aber wenn 
es aber darum geht, dass man einmal ihrem Freund 
Elon Musk, dem ersten Billionär der Welt, der Milliar-
den mit seinen Algorithmen scheffelt, ein bisschen 
auf die Finger schauen sollte, dann sind Sie total still. 
Was ist eigentlich dessen Interesse? Hat der viel-
leicht ein Interesse daran, dass seine Nutzer bei X 
nur bestimmte Sachen anschauen? 

(Beifall von den GRÜNEN, der CDU und der 
SPD – Zuruf von Sven Werner Tritschler [AfD]) 

Wenn es darum geht, eine deutsche Debatte zu füh-
ren, dann sind Sie sofort dabei, hier irgendwie eine 
Meinungsdiktatur herbeizufantasieren. Wenn es 
aber eine wirkliche Meinungsdiktatur gibt, wie in 
Russland, dann fahren Sie dorthin und genießen mit 
Putin Champagner, Schnittchen und Co. Das ist 
doch total widersinnig.  

(Beifall von der SPD – Thorsten Klute [SPD]: 
Genauso ist es!) 

Wenn Sie sich für Meinungsfreiheit einsetzen wollen, 
dann machen Sie das mal bei ihren Freunden im 
Kreml.  

Ich finde, bei dem Antrag ist relativ durchsichtig, wo-
hin es geht. Aber die Idee, einmal darüber nachzu-
denken, wie eigentlich Algorithmen funktionieren und 
ob wir es vielleicht schaffen, Algorithmen wieder so 
anzupassen, dass sie demokratischer sind, dass sie 
mehr auf Informationen ausgerichtet sind und dass 
sie ein bisschen mehr zu einer Gesellschaft führen, 
die sich nicht anbrüllt, sondern in Vielfalt zusammen-
hält, fände ich gut. Da sehe ich nur bei Ihnen leider 
die falschen Verbündeten. Dennoch herzlichen Dank 
für die Debatte. Ich fand es bis hierhin sehr span-
nend. – Danke schön. 

(Beifall von den GRÜNEN, der CDU und der 
SPD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Achtermeyer. – Für die Fraktion der 
FDP spricht jetzt der Abgeordnete Witzel.  

Ralf Witzel*) (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Die klassischen Medien 
haben im Laufe der Zeit ihre dominante Gatekeeper-

funktion verloren. Man mag das bedauern und fest-
stellen: Neue digitale Medien drängen immer stärker 
auf den Markt. Internationalen Oligopolen wie Face-
book, Instagram oder X ist der Wahrheitsgehalt der 
von ihnen verbreiteten Postings dabei weitestgehend 
egal. Was geteilt wird, bestimmen im Wesentlichen 
Algorithmen; Qualität spielt dabei keine entschei-
dende Rolle. 

Das Bild, das nur auf Facebook zu sehen ist, oder 
der Text, der exklusiv auf LinkedIn erscheint, wird oft 
deutlich mehr Nutzern ausgespielt als Beiträge von 
klassischen Medien, die auf deren Webseiten verlin-
ken und damit aus dem sozialen Medium herausfüh-
ren. Diese Vorgehensweise ist aus Sicht der Kon-
zerne auch rational und schlicht im Eigeninteresse 
der Plattformen. 

Diese Beschreibung dieses Teils der Sorge teilen 
wir, aber, Herr Kollege Eggers, nicht die Lösung, die 
Sie daraus ableiten. Wenn man das Problem be-
schreibt, was gegenwärtig auf Plattformen passiert, 
ist die Lösung nicht, dass staatliche oder staatsnahe 
Institutionen stattdessen die Algorithmen festlegen, 
sondern dann müsste Ihr Plädoyer sein, dass selbst-
bewusste, selbstständige, freiheitlich denkende Men-
schen selbst für sich die Einstellung tätigen können, 
welche Angebote sie angezeigt bekommen wollen 
oder nicht. 

Deshalb ist aus freiheitlicher Perspektive natürlich 
auch ein kritischer Blick auf die Arbeit der Landesme-
dienanstalten geboten, die an Veränderungen arbei-
ten, ausgewählte Medien zukünftig zu bevorzugen 
und damit Festlegungen zu treffen, was in ihren Au-
gen für die Öffentlichkeit einen besonders hohen 
Wert hat – den Public Value, über den wir hier spre-
chen. 

Auch das folgt nicht alleine objektiven Kriterien, denn 
abhängig davon, wie man die Leitplanken setzt, 
ergibt sich eine Empfehlung für bestimmte Angebote 
und für andere eben nicht, die trotzdem nicht qualita-
tiv begründet sein muss.  

Es geht nicht darum, welche journalistischen Ange-
bote als besonders wertvoll gelten und deshalb eine 
bevorzugte Auffindbarkeit erhalten, sondern darum, 
welche Angebote auch journalistisch und deshalb 
besonders wertvoll sind. 

Das Public-Value-Verfahren basiert auf dem Medien-
staatsvertrag von 2020. Angebote, die den Definitio-
nen zufolge in besonderem Maße einen Beitrag zur 
Meinungs- und Angebotsvielfalt leisten, sollen leich-
ter auffindbar sein. Dies verpflichtet Anbieter von Be-
nutzeroberflächen zu einer bevorzugten Darstellung 
entsprechender Inhalte. 

Was die Bayerische Medienanstalt erst vor wenigen 
Wochen in ihrer Informationspolitik dazu betrieben 
und ausgeführt hat, ist Anlass, nachzudenken. Die 
Publikationen legen nämlich ausdrücklich nahe, dass 
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Public-Value-Verfahren auch auf inhaltsbezogene 
Logiken in algorithmisch kuratierten Feeds abstellen. 
Dies sei auf soziale Medien im Kontext des angekün-
digten Entwurfs des Digitale-Medien-Staatsvertrags 
anzuwenden. 

Die möglichen Auswirkungen wären gravierend: 
Auch bei YouTube oder TikTok würden vor allem die 
als „Public Value“ gelabelten Inhalte maßgeblich 
werden. Da gibt es schon ein großes Risiko. Was 
heißt das in der Praxis?  

Die SPD in Nordrhein-Westfalen hatte am letzten 
Wochenende ihre Landeswahlversammlung zur 
Landtagswahl 2027. Wenn hier Platz greift, was sich 
einige vorstellen, bekommt man nicht als Erstes das 
Video Ihrer Landeswahlversammlung angezeigt, 
sondern vielleicht den Verriss der heute-show, der 
das ins Lächerliche zieht und kommentiert, 

(Thorsten Klute [SPD]: Ich fände das gut!) 

weil es ein Angebot des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks ist und das dann mehr Wert hat als SPD-nahe 
Influencer, die nicht diesen Bekanntheitsgrad haben 
und nicht die öffentlich statuierten Kriterien erfüllen. 
Dann ist das die erste Wahrnehmung Ihrer Landes-
wahlversammlung. Das kann Ihnen auch nicht recht 
sein. 

Das heißt, hier ist Vorsicht geboten, und zwar in bei-
den Richtungen: Wir wollen keine Abhängigkeit von 
kommerziellen Interessen in den Konzernstrukturen 
internationaler Oligopole haben. Wir müssen aber 
auch alles dafür tun, dass hier keine einseitige Be-
vorzugung staatlicher oder staatsnaher Organisatio-
nen erfolgt. Der öffentlich-rechtliche Rundfunk mit 
seiner Pflichtfinanzierung steht nicht in einem fairen 
Wettbewerb mit neuen Anbietern, selbst wenn diese 
auch journalistische Qualität haben. Deshalb ist hier 
große Vorsicht geboten. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Witzel. – Für die Landesregierung 
spricht jetzt Minister Liminski. 

Nathanael Liminski, Minister für Bundes- und Euro-
paangelegenheiten, Internationales sowie Medien im 
Geschäftsbereich des Ministerpräsidenten: Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren Abgeordnete! Es 
ist zweifellos wahr: Onlineplattformen haben die Me-
dienwelt revolutioniert; das wurde heute schon mehr-
fach gesagt. Ich will ganz bewusst mit den positiven 
Dingen anfangen, weil dieser Antrag ein Pseudoan-
liegen formuliert. Diese positiven Dinge sind neue 
und schnellere Kommunikations- und Teilhaberäume 
sowie neue Verbreitungswege auch für journalis-
tisch-redaktionelle Inhalte und Angebote. 

Das ist gut; das ist eine Chance für die Öffentlichkeit 
und auch für die traditionellen Medien, denn die Ver-
triebswege werden potenziert und ganz neue Nutzer-
gruppen erreicht. Dadurch sind heute mehr Meinun-
gen, mehr Perspektiven und mehr Informationen auf-
bereitet und in verschiedenen Detailtiefen verfügbar 
als jemals zuvor. 

Auf das Problem hat Kollege Achtermeyer gerade 
hingewiesen: Das Ganze fühlt sich wahnsinnig viel-
fältig und frei an. Wenn man aber auf die Struktur da-
hinter schaut, stellt man fest: Wenige große Plattfor-
men prägen zunehmend, was gesehen, was gelesen 
und was gehört wird. Algorithmen entscheiden also, 
welche Perspektiven sichtbar sind. 

Insofern ist das ganze Gerede von der großen Frei-
heit nichts anderes als eine große Schimäre. Im Ge-
genteil gilt: Diese Algorithmen setzen den Ton und 
den Inhalt unseres öffentlichen Diskurses. Sie haben 
maßgeblichen Einfluss darauf, welche Informationen 
und welche Meinungen die Öffentlichkeit überhaupt 
erreichen und wie sie bewertet werden. Dabei wer-
den, wie wir wissen, die Grenzen zwischen Fakten 
und Meinungen verwischt – nicht nur zufällig, nicht 
nur aus Unachtsamkeit, sondern mitunter auch ganz 
bewusst.  

Deshalb haben wir uns als Länder im Digitalen Me-
dien-Staatsvertrag ins Lastenheft geschrieben, die 
bestehenden Auffindbarkeitsregeln weiterzuentwi-
ckeln und an diese neue Realität anzupassen. Ich 
sage ganz bewusst „weiterentwickeln“, denn anders, 
als es hier teilweise dargestellt wird, ist das nichts, 
was es noch nie gegeben hat. Das gibt es vielmehr 
seit vielen Jahren, und das hat sich auch sehr gut be-
währt: nämlich die Frage, ob wir als Gesellschaft – 
und für niemand anderen sitzen wir hier – ein Inte-
resse daran haben, dass es nicht nur Unterhaltung 
und andere Angebote gibt, sondern auch Informa-
tion, Nachrichten, Bildung und andere Dinge.  

Kollege Obrok hat darauf hingewiesen: Das, worüber 
wir sprechen und was jetzt weiterentwickelt werden 
soll, hat nie, auch in der Vergangenheit nicht, Wert 
darauf gelegt, bestimmte Inhalte zu bewerten: gut, 
schlecht, erwünscht, unerwünscht. Das, was an dieser 
Stelle stattfindet – man muss es leider so sagen –, ist 
nichts anderes als Framing. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vielmehr geht es um die Frage, wie viel davon in dem 
jeweiligen Angebot enthalten ist.  

Ich will ganz explizit sagen, dass ich für Nordrhein-
Westfalen als Heimat großer Privatrundfunksender 
großen Wert darauf gelegt habe, als wir seinerzeit die 
Public-Value-Kategorie eingeführt haben, dass diese 
nicht auf bestimmte Sender bezogen sein sollte. Es 
gab durchaus manche Kollegen, die gesagt haben, 
Public Value sei öffentlich-rechtlicher Rundfunk.  
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Ich habe damals sehr bewusst dafür gestritten, dass 
Public Value natürlich auch von Privatrundfunk ange-
boten werden kann. Es wäre doch vielleicht sogar 
gut, wenn wir die Auffindbarkeit als Incentive dahin 
legen, dass auch private Fernseh- und private Rund-
funksender sagen: Ich möchte auch so etwas anbie-
ten, damit ich aufgefunden werde.  

Und siehe da: Es hat funktioniert. Wir alle haben ge-
sehen, dass private Fernseh- und Rundfunksender 
ihr Angebot dahin gehend verändert haben, dass sie 
so etwas anbieten, um auffindbar zu sein. Und das 
nicht ohne Grund, denn Aufmerksamkeit ist die Wäh-
rung dieser immer vielfältigeren Medienwelt, auf die 
es ankommt.  

Deswegen, glaube ich, hat sich das System bewährt. 
Es ist absolut richtig und konsequent, es auf alle Me-
dienanbieter anzuwenden. Es wäre ja geradezu tö-
richt, Regeln für Medien aufzustellen und diese aber 
nur auf diejenigen anzuwenden, die sich entweder Li-
zenzierungsverfahren oder anderen Dingen unter-
ziehen, aber es auf all diejenigen, die von woanders 
aus operieren, nicht anzuwenden.  

Es ist für mich ein einzig logischer Schritt, das so zu 
tun. Wir tun das mit der gebotenen Vorsicht, weil – 
auch das habe ich hier als Sohn eines Journalisten 
schon häufiger betont – wir sehr wohl darauf achten, 
dass die liberale Demokratie sich so verteidigen 
muss, dass sie sich dabei nicht selber aushöhlt. Wir 
müssen darauf achten, dass das staatsfern organi-
siert wird, und deswegen ist es auch Aufgabe der 
Landesmedienanstalten, das zu tun.  

Wenn die Landesmedienanstalten das einbringen, 
vorbringen und diskutieren lassen, dann tun sie 
nichts anderes als ihren Job. Dann ist das keine Zen-
surmaschine, die sich dort auf den Weg macht, oder 
irgendetwas, was sich verselbstständigt. 

Ganz im Gegenteil – das will ich zum Schluss sagen – 
wundert es mich, dass ausgerechnet diejenigen so 
sensibel reagieren, die sonst überhaupt kein Problem 
haben,  

(Thorsten Klute [SPD]: So ist es!) 

mit Mächten und Menschen zusammenzuarbeiten, 
deren Beeinflussung ihrer Gesellschaft offenkundig 
ist für alle, die die Augen und die Ohren aufmachen. 
In diesem Sinne möge jeder sein Urteil fällen. – 
Danke schön.  

(Beifall von der CDU, der SPD und den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Minister Liminski. – Weitere Wortmeldungen lie-
gen mir nicht vor. Somit sind wir am Schluss der Aus-
sprache, und wir kommen zur Abstimmung.  
Die antragstellende Fraktion der AfD hat direkte Ab-
stimmung beantragt. Wir kommen somit zur Abstim-

mung über den Inhalt des Antrags Drucksache 
18/19782. Wer stimmt diesem Antrag zu? – Das ist 
die Fraktion der AfD. Wer stimmt dagegen? – Die 
Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU 
und FDP. Wer enthält sich? – Niemand. Damit ist der 
Antrag Drucksache 18/19782 abgelehnt.  

Wir kommen zu: 

6 Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den 
Nordrhein-Westfalen-Plan für gute Infrastruk-
tur 2025 bis 2036 (NRW-Infrastrukturgesetz 
2025 bis 2036) 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/19008 

Beschlussempfehlung 
des Haushalts- und 
Finanzausschusses 
Drucksache 18/19848 

zweite Lesung 

Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/20034 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die CDU-
Fraktion dem Abgeordneten Voussem das Wort. 

Klaus Voussem (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Heute beraten 
wir nicht irgendeine technische Anpassung eines Ge-
setzes. Wir beraten die Fortentwicklung eines Inves-
titionsprogramms, das auf eine ganze Generation 
wirkt.  

Als wir den Nordrhein-Westfalen-Plan auf den Weg 
gebracht haben, stand eine Erkenntnis im Mittel-
punkt: Die Infrastruktur unseres Landes ist über Jahr-
zehnte gewachsen. Sie hat Wohlstand ermöglicht 
und Zusammenhalt gesichert. Doch zugleich ist ein 
erheblicher Modernisierungsbedarf entstanden.  

Deshalb haben wir mit dem Nordrhein-Westfalen-
Plan das größte Investitionspaket gestartet, das 
Nordrhein-Westfalen je gesehen hat. Mindestens 
rund 60 Milliarden Euro investieren wir über zwölf 
Jahre hinweg in Schulen und Kitas, in Straßen und 
Brücken, in Krankenhäusern, in Digitalisierung und 
Sportstätten. Wir sorgen dafür, dass diese Investitio-
nen ihre Wirkung auch tatsächlich vor Ort entfalten.  

Mit der vorliegenden Änderung des Gesetzes über 
den Nordrhein-Westfalen-Plan für gute Infrastruktur 
beseitigen wir nämlich Hindernisse, schaffen Rechts-
sicherheit und stärken die kommunale Handlungsfä-
higkeit. Kurz gesagt: Wir ändern nicht den Plan, son-
dern verbessern seine Wirkung.  
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Die Anhörung und die Beratungen im Ausschuss ha-
ben dabei eines bestätigt: Der Nordrhein-Westfalen-
Plan wird von den Kommunen nicht als abstraktes 
Förderprogramm verstanden. Er wird als konkrete 
Chance wahrgenommen, Investitionen schneller um-
zusetzen und dringend notwendige Projekte endlich 
zu realisieren. Es ist unsere Aufgabe als Gesetzge-
ber, die Rahmenbedingungen fortlaufend zu über-
prüfen und dort nachzuschärfen, wo praktische Er-
fahrungen Verbesserungen nahelegen.  

Genau das tun wir heute. Wir stellen ausdrücklich si-
cher, dass Mittel aus dem Nordrhein-Westfalen-Plan 
zur Finanzierung kommunaler Eigenanteile einge-
setzt werden können. Das klingt zunächst technisch. 
In der Praxis bedeutet das aber etwas sehr Konkre-
tes: Jeder Euro, der nicht in komplizierte Förderlogi-
ken gebunden wird, kann in die Modernisierung un-
serer Städte und Gemeinden fließen. Das ist ein Bei-
trag zur Handlungsfähigkeit unserer Kommunen. Wir 
vertrauen denjenigen, die vor Ort Verantwortung tra-
gen. Die Kommunen müssen investieren können – 
nicht irgendwann, sondern jetzt. 

Gleichzeitig beseitigen wir Regelungen, die ihren 
Zweck erfüllt haben. Das Förderportal „Nordrhein-
Westfalen fördert“ ist in Betrieb. Die digitale Abwick-
lung funktioniert. Folgerichtig streichen wir die nicht 
mehr benötigte Übergangsregelung. Gesetze dürfen 
nicht wie Jahresringe eines Baumes wachsen. Sie 
müssen regelmäßig überprüft, angepasst und ent-
schlackt werden. 

Ein moderner Staat erkennt nicht nur neue Aufga-
ben, sondern hat auch den Mut, Überholtes abzu-
bauen. Gerade in Zeiten knapper Ressourcen ist Bü-
rokratieabbau keine reine Verwaltungssache. Er ent-
scheidet mit über die Attraktivität unseres Standorts, 
über unsere wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit 
und über das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger 
in einen funktionierenden Staat. 

Hinzu kommt ein weiterer Aspekt: Mit der verbindli-
chen Gestaltungsleitlinie schaffen wir landesweit ein-
heitliche Standards und vermeiden Unsicherheiten 
vor Ort. Öffentliche Investitionen sollen sichtbar sein. 
Die Bürgerinnen und Bürger haben einen Anspruch 
darauf, zu erkennen, wo öffentliche Mittel eingesetzt 
werden und welche Projekte daraus entstehen. Auch 
das stärkt das Vertrauen in staatliches Handeln. 

Konrad Adenauer hat einen Satz geprägt, der bis 
heute nichts an seiner Aktualität verloren hat: Alles 
Leben wird aus den Kommunen gespeist. – Ein star-
ker Staat entsteht nicht durch Zentralisierung, son-
dern er entsteht dort, wo Verantwortung übernom-
men werden kann. Deshalb stärken wir mit diesem 
Gesetz die Handlungsfähigkeit derjenigen, die vor 
Ort entscheiden, investieren und gestalten. 

Der gestrige Änderungsantrag der SPD hingegen 
greift zu kurz. Nordrhein-Westfalen braucht Investiti-
onen mit Plan, nicht nur Geld mit Adresse. Damit 

bleibt der Nordrhein-Westfalen-Plan das, was er von 
Beginn an sein sollte: 

(Christian Dahm [SPD]: Ein Trick!) 

kein kurzfristiges Konjunkturprogramm und kein poli-
tisches Schaufenster, sondern ein verlässlicher Rah-
men zur Modernisierung unseres Landes über Jahr-
zehnte hinweg. 

Wir bleiben auf Kurs. Wir beseitigen Hindernisse. Wir 
schaffen Klarheit. Und wir sorgen dafür, dass aus In-
vestitionsmitteln sichtbare Verbesserungen für die 
Menschen in Nordrhein-Westfalen werden. Deshalb 
bitte ich Sie um Zustimmung zum Gesetzentwurf – 
für starke Kommunen, für eine leistungsfähige Infra-
struktur und für ein starkes Nordrhein-Westfalen. – 
Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Voussem. – Für die Fraktion der SPD 
spricht jetzt der Abgeordnete Baer. 

Alexander Baer*) (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Werte Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Erlauben Sie mir, mit einem kur-
zen Gedanken zu beginnen. Seit Jahrhunderten ringt 
die Philosophie um die Frage, was eigentlich gut ist. 
Der Begriff wird häufig benutzt und bleibt erstaunlich 
unscharf. Je nach Kontext kann „gut“ vieles heißen: 
gerecht, sicher, nachhaltig, moralisch, überzeugend 
oder schlicht das, was einem gerade in den Kram 
passt. 

(Heiterkeit von Christian Dahm [SPD]) 

Während die Philosophie also bis heute um eine De-
finition ringt, genügt es im politischen Alltag, ein Vor-
haben mit dem Etikett „gut“ zu versehen, und schon 
soll Zustimmung entstehen. Genau deshalb lohnt der 
genaue Blick auf diesen Gesetzentwurf. Wenn die 
Landesregierung von „guter Infrastruktur“ spricht, 
dann meint sie offenkundig etwas anderes als die 
Kommunen, die diese Infrastruktur planen, finanzie-
ren und unterhalten müssen. Sie meint auch etwas 
anderes als die Opposition in diesem Hause. 

Reden wir also darüber, wie gut diese Regelungen 
tatsächlich sind. Ich fürchte, sie sind alles andere als 
gut. Eines steht schon jetzt fest: Handwerklich gut 
gemacht ist dieses Gesetz nicht. Kaum in Kraft ge-
treten, liegen die ersten Nachbesserungen vor, und 
selbst diese beheben nicht einmal die offensichtli-
chen Mängel. Das ist schlecht. 

Beginnen wir mit dem Positiven: § 4a ermöglicht, Mit-
tel des NRW-Plans künftig für kommunale Eigenan-
teile in Landesförderprogrammen einzusetzen. Das 
ist ein richtiger Schritt, mehr aber auch nicht. 

(Beifall von Christian Dahm [SPD]) 
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Denn der zentrale Konstruktionsfehler bleibt: Vor Ort 
kommt zu wenig an. Das Institut der deutschen Wirt-
schaft hat es erneut schwarz auf weiß belegt: Von 
rund 21 Milliarden Euro des Sondervermögens flie-
ßen nur etwa 60 % an die Kommunen. Mehr als 8 
Milliarden Euro behält das Land für eigene Zwecke, 
während 74 % unserer Kommunen allein bei den 
Schulgebäuden einen erheblichen Investitionsrück-
stand vor sich herschieben. 

Selbst das wirtschaftsnahe Ludwig Erhard Forum, 
wahrlich kein Freund sozialdemokratischer Think-
tanks, kommt zu einem klaren Befund: Die kommu-
nale Ebene stemmt rund 80 % der öffentlichen Sach- 
und Bauinvestitionen, aber ein überdurchschnittli-
cher Anteil der Mittel bleibt beim Land hängen – ohne 
erkennbare ökonomische Rechtfertigung. 

Im Klartext: Das Geld klebt im Düsseldorfer Apparat 
fest, während in Gelsenkirchen, Hagen und Lippe 
das Wasser durch die Schuldächer tropft. Das ist 
nicht gut, sondern verantwortungslos. 

(Beifall von der SPD) 

Deshalb bringen wir heute einen klaren Änderungs-
antrag ein. Wir fordern eine Erhöhung der kommuna-
len Weiterleitungsquote auf 80 %, keinen Cent weni-
ger. 

Ebenfalls alles andere als gut ist die Änderung in § 6. 
Herr Voussem, die verpflichtende Gestaltungsleitlinie 
produziert genau das, was Sie angeblich bekämpfen 
wollen, nämlich zusätzliche Bürokratie. Baustellen-
schilder werden auf Kosten der Kommunen faktisch 
zu Werbeflächen der Landesregierung umfunktio-
niert. Aus öffentlicher Infrastruktur wird politisches 
Marketing. 

(Ralf Witzel [FDP]: So ist es! – Zuruf von Klaus 
Voussem [CDU]) 

Das wirft handfeste Fragen der staatlichen Neutrali-
tät auf. Es ist kein Bürokratieabbau, sondern reine 
Schaufensterpolitik. 

(Beifall von der SPD und der FDP) 

Die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzen-
verbände findet dafür deutliche Worte: Es entstehe 
der Eindruck übersteigerter Symbolpolitik, die den re-
alen Anforderungen vor Ort nicht gerecht werde. 
Deutlicher kann ein kommunaler Hilferuf nicht sein. 

Nicht zufällig rufen die Spitzenverbände zum Akti-
onstag „Kommunen am Limit“ am 22. Juni auf. Wenn 
Städte, Kreise und Gemeinden mittlerweile öffentlich 
plakatieren müssen, dass sie am Anschlag arbeiten, 
dann ist das kein Stimmungsbild mehr, sondern ein 
Alarmsignal. Dieses Alarmsignal findet in Ihrem Ge-
setz schlicht nicht statt. 

(Beifall von der SPD) 

Deshalb sage ich es so deutlich, wie es eben nötig 
ist: Unsere Städte und Gemeinden brauchen keine 

Stilfibel für Öffentlichkeitsarbeit, sondern Handlungs-
freiheit. Streichen Sie diese bürokratische Schikane 
ersatzlos. 

Ich schließe mit der eindringlichen Mahnung: Bringen 
Sie das Geld dorthin, wo der Sanierungsstau die 
Menschen jeden Tag belastet, also in die Kommu-
nen. Wer ernsthaft helfen will, bläht Bürokratie nicht 
mit Logovorhaben auf, sondern stattet die Kommu-
nen mit den nötigen Mitteln aus. Stimmen Sie unse-
rem Änderungsantrag zu. Befreien Sie die Kommu-
nen aus diesem PR-Korsett. Geben Sie ihnen den 
fairen Anteil an dem Geld, das ihnen zusteht. 

Dann und nur dann wären wir tatsächlich auf einem 
guten Weg zu einem guten Gesetz für eine gute Inf-
rastruktur. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Baer. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht jetzt der Abgeordnete Rock.  

Simon Rock (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mit dem 
NRW-Plan nehmen Bund und Länder eine Menge 
Geld in die Hand, um die Kommunen finanziell zu un-
terstützen, insgesamt 12,7 Milliarden Euro, die nur 
für die Kommunen in Nordrhein-Westfalen zur Verfü-
gung stehen: für moderne Kitas und Schulen, für 
funktionierende Brücken, für Straßen ohne Schlaglö-
cher, für eine gute Schulinfrastruktur, für gute 
Schwimmbäder, Fußballplätze und vieles andere 
mehr. Wir wollen, dass diese Mittel schnell und flexi-
bel vor Ort ankommen.  

Die kommunalen Spitzenverbände sind auf uns zu-
gegangen und haben gesagt: Ändert doch an einer 
Stelle das Gesetz, damit es noch besser vor Ort 
klappt! – Genau das machen wir. Wir schaffen das 
Doppelförderungsverbot ab und sorgen dafür, dass 
es vor Ort mehr Flexibilität gibt, damit die Kommunen 
die Mittel auch zielgerichteter einsetzen können. Ge-
nau das ist in der Anhörung von einer Mehrheit der 
Sachverständigen auch gelobt worden. 

Wo wir gerade beim Thema „Bürokratieabbau“ sind: 
Wir wickeln das Ganze über eine digitale Plattform 
äußerst unbürokratisch ab.  

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Herr Kollege, 
entschuldigen Sie, wenn ich Sie an dieser Stelle un-
terbreche. Es bestehen zwischenzeitlich zwei Wün-
sche für eine Zwischenfrage, zum einen von Kolle-
gen Zimkeit. Würden Sie die Zwischenfrage zulas-
sen?  

Simon Rock (GRÜNE): Ja, bitte schön. 
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Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Bitte schön, 
Herr Zimkeit. 

Stefan Zimkeit*) (SPD): Schönen Dank, Herr Kol-
lege. Sie haben gerade betont, dass Sie der Forde-
rung der kommunalen Spitzenverbände zugestimmt 
haben und die hier in diesem Gesetz umsetzen. Das 
ist an dem einen Punkt richtig.  

Aber jetzt fordern die kommunalen Spitzenverbände 
auch einen deutlich höheren Anteil an direkten Zu-
weisungen aus dem Paket, wie die SPD das bean-
tragt. Warum folgen Sie, wenn Ihnen die Empfehlun-
gen des Städtetags so wichtig sind, dieser Forderung 
des Städtetags und der kommunalen Spitzenver-
bände nicht?  

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Bitte schön, 
Herr Rock.  

Simon Rock (GRÜNE): Vielen Dank für die Nach-
frage, Herr Kollege Zimkeit. Wir haben uns darüber 
im Zuge der Gesetzgebung, die wir im November, 
Dezember 2025 miteinander auf den Weg gebracht 
haben, sehr eingehend unterhalten. Wir haben da 
sehr eingehende Argumente gefunden. Die will ich 
an dieser Stelle nicht alle wiederholen.  

Im Übrigen will ich zu diesem Gesetzgebungsverfah-
ren nur sagen, dass die kommunalen Spitzenver-
bände die Regelung, die wir gefunden haben, aus-
drücklich gelobt haben.  

(Beifall von den GRÜNEN und von Klaus 
Voussem [CDU]) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Es besteht der 
Wunsch nach einer zweiten Zwischenfrage, wie an-
gekündigt, von dem Abgeordneten Witzel. Lassen 
Sie sie auch zu? 

Simon Rock (GRÜNE): Ich habe es mir schon fast 
gedacht. Bitte schön, Herr Witzel.  

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Ja, Sie denken 
mit. Das ist gut so.  

Ralf Witzel*) (FDP): Vielen Dank, Herr Präsident. – 
Herr Kollege Rock, Sie haben gerade ausgeführt, Sie 
würden mit diesem Gesetz den Willen der kommuna-
len Spitzenverbände umsetzen. Das ist in einem 
Punkt von Ihnen richtig beschrieben. Das gilt für den 
Teil des Gesetzes, den die Landesregierung Ihnen 
geschrieben hat.  

Die Landesregierung hat aber auch in der Vorlage 
18/5200 darauf hingewiesen, dass dieser Gesetzent-
wurf der Koalitionsfraktionen einen zweiten Teil bein-

haltet, den sie nicht geschrieben hat, sondern der 
von Ihnen als Fraktionen kommt, mit Regelungen, 
die die kommunalen Spitzenverbände ausdrücklich 
ablehnen.  

Meine Frage an Sie lautet: Warum zwingen Sie den 
Kommunen zehn Monate vor der Landtagswahl ein 
Marketing für schwarz-grüne Projekte der Landesre-
gierung gegen deren ausdrücklichen Willen auf, 
wenn Sie mit diesem Gesetz doch nur den Wunsch 
der kommunalen Spitzenverbände umsetzen wol-
len?  

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Bitte schön, 
Herr Rock.  

Simon Rock (GRÜNE): Vielen Dank, Herr Kollege 
Witzel, für die Nachfrage. Das gibt mir die Möglich-
keit, sehr eingehend darauf zu antworten, wobei ich 
sowieso schon vorhatte, das zu tun. Aber dann kann 
ich das im Rahmen der Beantwortung der Zwischen-
frage machen. Das verschafft mir dann auch mehr 
Zeit, vielen Dank dafür.  

Es ist erst mal nicht so, dass wir das nur im Rahmen 
des Wahlkampfs machen. Ich will noch mal betonen: 
Dieses Gesetz ist auf zwölf Jahre angelegt. Die Mittel 
stehen für die nächsten zwölf Jahre zur Verfügung. 
Deshalb ist schon allein Ihre Ausgangsthese, dass 
das nur für irgendwelche Wahlkampfzwecke instru-
mentalisiert würde,  

(Ralf Witzel [FDP]: Das habe ich nicht gesagt!) 

vollkommen fehl am Platze. Das ist das eine.  

Zum Zweiten geht es hier um Hinweisschilder – nicht, 
dass eine Regierungspartei, CDU oder Grüne, ir-
gendwas investiert, sondern dass die öffentliche 
Hand, dass der Staat etwas investiert,  

(Ralf Witzel [FDP]: Die Landesregierung!) 

und für die Bürgerinnen und Bürger in diesem Land 
deutlich wird, dass die Schuldenmittel, die aufge-
nommen werden, für gute Projekte eingesetzt wer-
den. Das hat das Ziel, dass sich in diesem Land end-
lich mal was tut, dass endlich mal was Positives vo-
rangeht, dass Schulen modernisiert werden, dass 
Schulklos saniert werden, dass Sportstätten auf Vor-
dermann gebracht werden und vieles andere mehr.  

Ich finde, wir sollten einmal aufhören, das in so einer 
negativen Attitüde miteinander zu diskutieren, und 
stattdessen ein bisschen mehr Optimismus an den 
Tag legen. Ich glaube, das kann Deutschland gut ge-
brauchen.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Wo wir beim Thema „Bürokratieabbau“ sind: Es gibt 
auch noch den dritten Teil, der betrifft die digitale 
Plattform. Darüber haben wir uns in der Vergangen-
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heit auch sehr intensiv ausgetauscht. Da stellen wir 
jetzt klar: Dadurch, dass die Plattform jetzt live ge-
schaltet ist, braucht es diese Übergangsvorschrift 
nicht. Das hatten Sie in der Vergangenheit auch kri-
tisiert. Die schaffen wir jetzt ab.  

Das war übrigens auch eine Initiative, wie Sie das der 
Antwort der Regierung entnehmen konnten, die aus 
der Mitte des Parlaments kam, die nicht durch einen 
Formulierungsvorschlag der Regierung entstanden 
ist.  

(Widerspruch von Ralf Witzel [FDP]) 

Insofern ist das auch ein Punkt, den die kommunalen 
Spitzenverbände, aber auch alle Sachverständigen 
in der Anhörung einhellig begrüßt haben. Ich finde, 
das kann man an der Stelle auch mal positiv hervor-
heben.  

Wenn wir schon bei dem Thema „Gestaltungsrichtli-
nie“ sind, will ich noch mal darauf hinweisen, dass 
das nichts ist, was sich diese Regierung ausgedacht 
hat, sondern es hat eine gewisse Tradition, dass auf 
Baustellenschildern darauf hingewiesen wird, woher 
die Mittel kommen. Das war bei „Gute Schule 2020“ 
der Fall, seinerzeit noch unter der Regierungszeit 
von Hannelore Kraft.  

(Christian Dahm [SPD]: Da waren noch Lan-
desmittel drin, Herr Kollege!) 

Das war ein gutes Programm. Ich will das ausdrück-
lich sagen. Das haben wir als Grüne mitbeschlossen, 
überhaupt keine Frage. Da wurde selbst die Schrau-
bengröße von Hinweisschildern reglementiert, übri-
gens waren das 13 Millimeter. Das kann man alles 
machen, das war auch zu dem damaligen Zeitpunkt 
alles richtig. Warum Sie sich aber jetzt hier hinstellen 
und sagen, dass das, was damals richtig war, heute 
falsch sein soll, das müssen Sie den Leuten mal er-
klären. Aus meiner Sicht ist das absolut nicht nach-
vollziehbar.  

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Am Ende ist für uns klar: Wir schaffen mit dem Ge-
setz mehr Flexibilität, weniger Bürokratie für die 
Kommunen. Das sind doch alles Punkte, die die FDP 
an anderen Stellen immer fordert. Jetzt machen wir 
es an einer Stelle, jetzt haben Sie die Möglichkeit, da 
mal aktiv mitzustimmen, und es ist Ihnen trotzdem 
nicht recht. Ich finde das nicht nachvollziehbar. Wir 
halten das Gesetz für gut. Deshalb werden wir heute 
auch guten Gewissens zustimmen.  

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Rock. – Für die Fraktion der FDP spricht 
jetzt der Abgeordnete Witzel. 

Ralf Witzel*) (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Als ich im letzten Plenum 
gesehen habe, dass die Koalition plötzlich ein Kor-
rekturgesetz für ihren NRW-Plan einbringt, da habe 
ich gedacht: CDU und Grüne haben die Probleme ih-
rer bisherigen Gesetzgebung endlich erkannt und 
machen nun das, was wir Ihnen schon im letzten 
Jahr empfohlen haben.  

Angesichts der sich verschärfenden Wirtschaftskrise 
wäre es geboten, beim Landesanteil der historischen 
Rekordschulden des Bundes endlich für zweierlei zu 
sorgen: 

Erstens. Man muss gewährleisten, dass diese einen 
Zusatznutzen haben, also neue Projekte in Angriff 
genommen werden, die es ansonsten nicht geben 
würde. Das wäre ein Konjunkturimpuls, reine Mitnah-
meeffekte bei ohnehin geplanten Maßnahmen sind 
dies nicht. 

Zweitens. Es müsste sichergestellt werden, dass es 
sich um werthaltige, nachhaltige, echte Investitionen 
handelt, die in unserem Land dauerhaft für Potenzi-
alwachstum sorgen. Die Erschließung eines Gewer-
begebiets mit moderner Infrastruktur kann dafür sor-
gen, dass Betriebe sich ansiedeln, ihre Produktion 
nicht einstellen oder profitabler arbeiten. Das redu-
ziert das Risiko von Deindustrialisierung und kann 
zusätzliche Steuereinnahmen in der Zukunft bedeu-
ten. 

(Beifall von der FDP) 

Genau das haben Ihnen in der Anhörung auch alle 
Vertreter von Wirtschaftsforschungsinstituten gera-
ten: die Fokussierung des NRW-Plans auf Zusätz-
lichkeit in Kombination mit einem echten Investitions-
begriff. Leider machen Sie genau das Gegenteil. 
Statt bei der Treffsicherheit von Maßnahmen nach-
zuschärfen, erweitern Sie den Verwendungszweck. 

Entgegen Ihren eigenen Erkenntnissen zur Sinnhaf-
tigkeit von Eigenanteilen in Förderprogrammen, die 
uns der Finanzminister in dieser Legislaturperiode 
explizit mitgeteilt hat, und des Ausschlusses ineffizi-
enter Doppelförderungen wollen Sie nun genau 
diese Anforderungen schleifen. Alle Wirtschaftsver-
treter in der Sachverständigenanhörung haben Sie 
eindringlich davor gewarnt, auch der Landesrech-
nungshof lehnt diese Aufweichung ab. Er sieht völlig 
zu Recht die Gefahr, dass vollständig fremdfinan-
zierte Projekte nicht der strengen Abwägung unter-
liegen, die die Ausgabe eigenen Geldes mit sich 
bringt. 

(Beifall von der FDP) 

Ohne jede Eigenbeteiligung kann zu leicht bestellt 
werden; für welche Zwecke haben Sie auf unsere 
Nachfrage hin offenbart. Die schuldenfinanzierten 
Gelder können nach dem Gesetzeswortlaut für alle 
Förderprogramme eingesetzt werden. Sie nennen 
uns in Vorlage 18/5200 nur einige Beispiele, 
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sicherlich nicht die schlimmsten davon: Sicherung 
von Gehölzstrukturen, Schaffung naturverträglicher 
Erholungsflächen, Vernetzung der grünen Infrastruk-
tur, Anlage von Nist- und Brutplätzen, Secondhand-
verkauf und Sharing. Hören Sie doch auf die Wirt-
schaftsexperten. Damit werden Sie keinen Wohl-
stand und kein Wachstum schaffen, was angesichts 
der dramatischen Schuldendimension aber gesche-
hen müsste. 

(Beifall von der FDP) 

Da wir hier eine ehrliche und vollständige Bespre-
chung der Expertenanhörung vornehmen wollen, will 
ich Folgendes nicht verschweigen – das ist hier auch 
bereits erwähnt worden –: Dieser Teil des Gesetzes 
der Koalitionsfraktionen ist von den kommunalen 
Spitzenverbänden begrüßt worden, und zwar auf-
grund der strukturellen Unterfinanzierung der Kom-
munen. Auf meine Nachfrage hin haben sie aus-
drücklich klargestellt, dass das an ihrer sonstigen 
Haltung zur Rückführung der Landesförderpro-
gramme überhaupt nichts ändert, aber dass sie in 
der Not natürlich jeden Euro nehmen, den man ihnen 
anbietet. 

Jetzt will ich Ihnen, Herr Kollege Rock, auch in Erwi-
derung auf das, was Sie gerade gesagt haben, gerne 
erläutern, warum wir es für falsch halten, dass Sie als 
Koalitionsfraktionen gegen den expliziten und in sei-
ner Form einmalig klar artikulierten Willen der Kom-
munen handeln. Das hat ja nicht die Landesregie-
rung von Ihnen erbeten. Sie also sagen: Uns als 
CDU und Grüne ist es wichtig, in den nächsten zehn 
Monaten vor der Landtagswahl – ich habe nicht ge-
sagt: nur in den nächsten zehn Monaten vor der 
Landtagswahl – eine im Wortlaut festgelegte, pflich-
tige Botschaft zur Vermarktung für das vorzusehen, 
was stattfindet. Diese lautet: In den nächsten zwölf 
Jahren investiert die Landesregierung über 30 Milli-
arden Euro in die Zukunft Nordrhein-Westfalens. 

(Matthias Kerkhoff [CDU]: Ist doch gut so! Ist 
doch richtig!) 

Diese schwarz-grüne Landesregierung tritt wahr-
scheinlich mit dem Ziel der Wiederwahl an und be-
wirbt sich dafür beim Wähler. 

(Zuruf von Ina Besche-Krastl [GRÜNE]) 

Damit haben wir natürlich eine Beeinflussung im Vor-
feld der Landtagswahl vorliegen. 

(Zuruf von Matthias Kerkhoff [CDU]) 

Im Übrigen halte ich die Botschaft auch inhaltlich für 
sehr grenzwertig und finde, dass sie an Desinforma-
tion heranreicht, weil hier 30 Milliarden Euro ins 
Schaufenster gestellt werden. Im Wesentlichen re-
den wir über die Weiterleitung von Bundesgeldern 
und das, was den Kommunen als Verbundanteil von 
23 % ohnehin an kommunaler Finanzierung zusteht. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Matthias 
Kerkhoff [CDU]) 

Das wird von Ihnen hier umgeframt. Das halten wir 
nicht für ehrlich, nicht für korrekt. 

Insgesamt lehnen wir das Gesetz natürlich ab. – Ich 
danke Ihnen. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Witzel. – Für die Fraktion der AfD 
spricht jetzt der Abgeordnete Dr. Beucker. 

Dr. Hartmut Beucker (AfD): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Verehrte Damen, geehrte Herren! Dieses Ge-
setz ändert ein anderes; geändert wird das Gesetz 
über den Nordrhein-Westfalen-Plan. Das ist ein Pro-
gramm, mit dem die Landesregierung vorgaukelt, 
Mittel bereitzustellen. Tatsächlich kommen die Mittel 
weitgehend vom Bund, aus Mitteln des Sonderver-
mögens für Infrastruktur und Klimaneutralität. 

(Zuruf von Simon Rock [GRÜNE]) 

NRW erhält daraus insgesamt rund 21 Milliarden 
Euro über einen Zeitraum von zwölf Jahren. Anstatt 
aber die gesamten 21 Milliarden Euro den Kommu-
nen zu überlassen, die es am dringendsten brau-
chen, sollen sie lediglich etwa 12,7 Milliarden Euro 
erhalten. Davon stehen den Städten und Gemeinden 
nur etwa 10 Milliarden Euro frei zur Verfügung. Das 
ist schon ein starkes Stück. 

Die Gemeinden sind chronisch unterfinanziert, weil 
Land und Bund die Aufgaben der Gemeinden nicht 
vollständig finanzieren, und dann sollen die Gemein-
den bei solchen Sonderausschüttungen auch noch 
kurzgehalten werden. 

Aber nun wird das Gesetz ja geändert. Wenigstens 
sollen die Kommunen die pauschalen Infrastruktur-
mittel als Eigenanteil bei Landesförderprogrammen 
einsetzen können. Ist das so toll? Nein, aber alles an-
dere wäre Blödsinn gewesen. Die Kommunen hätten 
anderweitig nämlich nur so wenig Geld gehabt, dass 
sie den notwendigen Eigenanteil bei Beteiligungen 
an Förderprogrammen gar nicht hätten aufbringen 
können. Eine Änderung also – so weit, so gut. 

Die Mittel vom Bund kommen aber ursprünglich für 
Infrastruktur und zusätzliche Investitionen, das hätte 
im Gesetz berücksichtigt werden müssen: Freiheit 
bei der Festlegung der Förderzwecke, aber gebun-
den daran, dass es sich um zusätzliche, werthaltige 
Investitionen handeln muss.  

Das Geld sollte auf keinen Fall für den Bedarf des 
allgemeinen Haushalts im Sinne von Konsumaufga-
ben verwendet werden; so war es vom Bund eigent-
lich gedacht. Nun haben die großen Wirtschaftsfor-
schungsinstitute aber festgestellt, dass diese Mittel 
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weitgehend für Konsumzwecke ausgegeben wer-
den. Sie wurden also schuldenfinanziert aufgebracht. 

Schulden von heute sind die Steuern von morgen 
und belasten die kommenden Generationen. Deswe-
gen sollten die Schuldengelder für Projekte ausgege-
ben werden, die der kommenden Generation auch 
noch in deren Gegenwart nutzen. Wenn diese Be-
stimmung nicht erfüllt wird, verwendet man die Gel-
der zum überwiegenden Teil für den Konsum, und 
das ist nicht im Sinne der kommenden Generation. 

Die Gesetzesbestimmungen bleiben also hinter dem 
Notwendigen zurück. Zudem würde sich an der Höhe 
der Weiterleitungen und an der Gängelung der Kom-
munen nichts ändern. Darum lehnen wir dieses Än-
derungsgesetz ab. 

In dem Änderungsantrag der SPD werden meine 
Hauptkritikpunkte hingegen aufgegriffen. Deswegen 
werden wir dem Änderungsantrag zustimmen. 

(Simon Rock [GRÜNE]: Glückwunsch!) 

Außerdem habe ich noch einen ganz persönlichen 
Grund dafür, diesem Änderungsantrag zuzustim-
men. Denn er erhöht die Mittel der Kommunen. Ich 
war am vergangenen Mittwoch beim Städtetag, und 
zwar bei einer Podiumsdiskussion, bei der es um die 
Finanzierung der Kommunen ging. Dort war auch 
eine Kollegin aus dem Bundestag von Bündnis 
90/Die Grünen, die doch allen Ernstes die Millionäre 
in NRW zur Finanzierung der kommunalen Defizite 
heranziehen wollte. 

(Simon Rock [GRÜNE]: So was aber auch!) 

Die Defizite belaufen sich auf 11 Milliarden Euro, und 
es gibt in NRW 8.000 Millionäre. Wenn man den Spit-
zensteuersatz auf 53 % erhöhen – das ist der histo-
rische Höchststand – und damit höchstens 100.000 
Euro pro Millionär zusätzlich erheben würde, ergäbe 
das etwa 7 % des kommunalen Defizits. Jeder Euro 
mehr für die Kommunen erhöht die Wahrscheinlich-
keit, dass ich solchen Blödsinn nicht mehr höre. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD – Zuruf von Tim Achter-
meyer [GRÜNE]) 

Präsident André Kuper: Danke, Herr Dr. Beucker. – 
Für die Landesregierung spricht Herr Minister Dr. 
Optendrenk. 

Dr. Marcus Optendrenk*), Minister der Finanzen: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Mit dem Nordrhein-Westfalen-Plan für gute 
Infrastruktur 2025 bis 2036 stärken wir unsere Kom-
munen und die Finanzinvestitionen des Landes 
Nordrhein-Westfalen. Zugleich beschleunigen wir In-
vestitionen. Mehr Tempo setzt auch den flexiblen 
Einsatz von Mitteln voraus. 

Die entscheidende Herausforderung, vor der wir ste-
hen, ist, dass wir Dinge jetzt umsetzbar machen 
müssen. Dafür haben wir viel Aufwand betrieben. 
Das ging beispielsweise bis hin zur Digitalisierung 
der Plattform „foederplan.web“, welche die Kollegin 
Scharrenbach dankenswerterweise schon auf den 
Weg gebracht hat. 

Die Kommunen sollen die Möglichkeit haben, mit ih-
ren Mitteln möglichst flexibel umzugehen. Es geht 
auch darum, die kommunalen Investitionen in diesen 
ökonomisch extrem schwierigen Zeiten zu stabilisie-
ren. 

Die volkswirtschaftlichen Diskussionen über Zusätz-
lichkeit sind, glaube ich, noch einmal einzuordnen. 

Bezogen auf den Bund bedeutet Zusätzlichkeit, dass 
dieser sich verpflichtet hat, bei seinem Teil des Inves-
titionspakets eine Investitionsquote von mehr als 
10 % sicherzustellen. 

Bei uns liegt die Investitionsquote bereits ohne die-
ses Paket über 11 %. Im Haushaltsplanverfahren ha-
ben wir Ihnen dargestellt, dass das, was vom Land 
im Rahmen dieses Infrastrukturplans investiert wer-
den soll, eine weitere, davon unabhängige Erhöhung 
der Investitionssumme sein wird. Das heißt: Über 
eine Zusätzlichkeit im ökonomischen Sinne brau-
chen wir uns bezogen auf das Land keine Gedanken 
zu machen. 

Bezogen auf die kommunale Seite will ich Ihnen al-
lerdings die Situation schildern, vor der wir aufgrund 
der Rahmenbedingungen, die seit Jahren aus Berlin 
kommen, stehen. Der Ampel ist es leider nicht gelun-
gen, dass auch der Bund seinen Anteil an den Alt-
schulden der Kommunen übernimmt. Wir haben für 
Nordrhein-Westfalen eine Übernahme geschafft. 
Uns wäre schon sehr geholfen, wenn wir den Kom-
munen sagen könnten: Nicht nur die 8,9 Milliarden 
Euro, die wir seit Januar an Kassenkrediten über-
nommen haben, werden übernommen, sondern 
auch der Bund hat schon etwas in gleicher Größen-
ordnung umgesetzt. 

Kollege Witzel, dazu waren wir mit Ihrem damaligen 
Bundesfinanzminister relativ weit. Aber es ist nicht 
dazu gekommen. Das heißt: Die kommunale Finanz-
lage hat sich aufgrund dieser Situation verschärft. 

Zudem ist es auch nicht gelungen, weder in der Am-
pel noch bisher in der neuen Bundesregierung, die 
strukturellen Ursachen der kommunalen Unterfinan-
zierung im Bund und im Land in den Griff zu bekom-
men. Denn von den Summen, die wir den Kommu-
nen heute über den Verbundsatz und über viele an-
dere Zuweisungen zukommen lassen, wird ein gro-
ßer Teil zur Finanzierung bundesgesetzlicher Aufga-
ben wieder an die Landschaftsverbände und an die 
Kreise hochgezont. 

Dieser Punkt ist uns als Landesregierung ein beson-
deres Anliegen. Wir kämpfen in Berlin dafür – das tun 
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wir auch wieder bis zur Ministerpräsidentenkonfe-
renz in der nächsten Woche –, dass wir die Systema-
tik, dass Leistungsgesetze eine deutlich höhere Aus-
gabendynamik haben, als sie die Einnahmeseite des 
Staates je haben wird, in den Griff bekommen. 

Es gilt, für die Kommunen Rahmenbedingungen zu 
schaffen. Deshalb ist das Anliegen der kommunalen 
Spitzenverbände zu dem § 4a des Gesetzes, dann 
wenigstens zu einer Stabilisierung der Investitions-
möglichkeiten der Kommunen zu kommen, völlig 
nachvollziehbar. Denn würden wir es nicht so ma-
chen, wie es die Koalitionsfraktionen vorgeschlagen 
haben und wie es gleich zur Abstimmung steht, wäre 
selbst die Investition, die aus Sicht einer Kommune 
zwingend notwendig ist, um ihre Infrastruktur in den 
Griff zu bringen, nicht mehr möglich, wenn die Kom-
mune beispielsweise in der Haushaltssicherung ist. 
Insofern ist die im Gesetzentwurf enthaltene Flexibi-
lisierung aus unserer Sicht sinnvoll. 

Es gibt einen weiteren Punkt, der eben angespro-
chen worden ist, nämlich bezüglich der Frage, wa-
rum nicht 100 % oder 80 % an die Kommunen ge-
hen. Die Genese des Gesetzes in Berlin macht viel-
leicht deutlich, dass Sie an dieser Stelle mit der Auf-
fassung, das Geld stehe allein den Kommunen zu, 
einen Denkfehler machen. Wer das denkt, der be-
rücksichtigt nicht den Titel des Gesetzes auf Bundes-
ebene. „LuKIFG“ ist die Abkürzung für „Länder-und-
Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz“. Inso-
fern ist völlig klar, dass gemeint ist, dass das Land 
beispielsweise auch Investitionsnotwendigkeiten bei 
seinen Universitätskliniken, seinen Hochschulen und 
anderswo mit solchen Mitteln erfüllen kann. Das 
Land ist völlig berechtigt dazu – das hat der Kollege 
Rock eben dargestellt –, die Dinge auch mit Mitteln 
aus diesem Gesamtkonstrukt anzugehen. 

Wir empfehlen die Zustimmung zu diesem Gesetz-
entwurf. – Ich bedanke mich herzlich. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Danke, Herr Minister. – Mir 
liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Daher 
schließe ich die Aussprache. 
Wir kommen zu zwei Abstimmungen, und zwar ers-
tens über den Änderungsantrag der Fraktion der 
SPD Drucksache 18/20034. Wer stimmt diesem Än-
derungsantrag zu? – Das sind die SPD und die AfD. 
Wer stimmt dagegen? – Das sind CDU und Bündnis 
90/Die Grünen. Wer enthält sich? – Das ist die FDP. 
Damit ist der Änderungsantrag Drucksache 
18/20034 wie gerade festgestellt abgelehnt.  

Wir stimmen zweitens über den Gesetzentwurf der 
Fraktionen von CDU und Bündnis 90/Die Grünen 
Drucksache 18/19008 ab. Der Haushalts- und Finanz-
ausschuss empfiehlt in Drucksache 18/19848, den Ge-
setzentwurf Drucksache 18/19008 unverändert 

anzunehmen. Wir kommen somit zur Abstimmung 
über den Gesetzentwurf selbst und nicht über die Be-
schlussempfehlung. Wer stimmt dem Gesetzentwurf 
zu? – Das sind CDU und Bündnis 90/Die Grünen. 
Wer stimmt dagegen? – Das sind SPD, FDP und 
AfD. Enthaltungen gibt es demnach nicht. Damit ist 
der Gesetzentwurf Drucksache 18/19008 wie ge-
rade festgestellt angenommen und verabschiedet. 

Wir kommen zu: 

7 NRW muss funktionieren: Bilanz der Landes-
regierung zeigt strukturelle Defizite bei Fami-
lie, Beruf, Pflege, Gleichstellung und Integra-
tion 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/19791 

Ich eröffne die Aussprache. Als Erste spricht für die 
SPD ihre Abgeordnete Frau Kapteinat. 

Lisa-Kristin Kapteinat*) (SPD): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! „Nordrhein-Westfa-
len ist stark durch Zusammenhalt“ und „Wir brauchen 
wieder ein echtes Miteinander“ – beides sind Äuße-
rungen von Ministerpräsident Hendrik Wüst aus sei-
ner Regierungserklärung 2022 und aus seiner Rede 
auf der Kundgebung des DGB 2026 in Mülheim an 
der Ruhr. Das klingt erst einmal gut; wahrscheinlich 
würden die meisten dahinter ein Häkchen machen. 

Aber was tut der Ministerpräsident, was tut diese 
Landesregierung von CDU und Grünen für diesen 
Zusammenhalt, für dieses Miteinander in unserem 
Land? Denn wir wissen: Zusammenhalt wird in NRW 
nach wie vor gelebt, in Vereinen, Verbänden und Fa-
milien, aber nicht wegen, sondern trotz der Politik 
dieser Landesregierung. 

Kolleginnen und Kollegen, Sie haben sich im Koaliti-
onsvertrag hehre Ziele gesetzt: Gleichstellung, 
Hemmnisse bei der Erwerbsbeteiligung von Frauen 
abbauen, verlässlichere Betreuungs- und Bildungs-
infrastruktur, faire Arbeitsbedingungen, gute gesund-
heitliche Versorgung, bessere Vereinbarkeit von 
Pflege und Beruf, Chancengleichheit für Menschen 
mit Einwanderungsgeschichte. – Leider müssen wir 
feststellen: Diese Ziele haben Sie nicht erreicht. 

Familien in Nordrhein-Westfalen brauchen echte 
Vereinbarkeit, keine Einschränkungen bei der Be-
treuungsinfrastruktur. Nicht einmal jede dritte Mutter 
arbeitet in unserem Bundesland in Vollzeit. Bei den 
Vätern sind es übrigens 91 %. 

Vor allem können wir uns als Gesellschaft als Gan-
zes keine geringeren Einkommen, keine schlechte-
ren Karrierechancen und keine langfristigen Nach-
teile bei der Rente von Frauen leisten. Frauen in 
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Nordrhein-Westfalen brauchen finanzielle Unabhän-
gigkeit. 

Sie haben diesbezüglich innovative Projekte verspro-
chen. PerMenti NRW hat im letzten Jahr gerade ein-
mal 159 Frauen erreicht. Aus Ihrem Lohnatlas, den 
Sie als Transparenzinstrument eingeführt haben, fol-
gen keine Konsequenzen, keine Maßnahmen. 

Jeder fünfte junge Mensch in Nordrhein-Westfalen 
bleibt langfristig ohne Berufsabschluss. Wie soll man 
da positiv auf die eigene Zukunft und auch auf unsere 
Demokratie blicken? Junge Menschen brauchen 
Perspektiven, Berufsorientierung und Ausbildungs-
stellen. Aber die Anzahl der gemeldeten Stellen in 
Nordrhein-Westfalen sinkt kontinuierlich, stetig und 
verlässlich. Leider geht die Entwicklung in die falsche 
Richtung. 

Auch arbeitslose Menschen und Langzeitarbeitslose 
brauchen Perspektiven. Die Arbeitslosenquote ist mit 
7,9 % aber höher als in Sachsen, in Brandenburg 
und in Thüringen. Sie wollen den sozialen Arbeits-
markt abbauen, aber auch die Langzeitarbeitslosig-
keit steigt kontinuierlich. 

Diese schlechte Arbeitsmarktpolitik hat Konsequen-
zen. Im Jahr 2025 waren 3,2 Millionen Menschen in 
Nordrhein-Westfalen armutsgefährdet. Kinder und 
Jugendliche sind überproportional betroffen. Jedes 
vierte Mädchen und jeder vierte Junge in NRW wach-
sen in Armut auf. Sie bräuchten einen echten Pakt 
gegen Kinderarmut, aus dem konkrete Maßnahmen 
folgen – keine öffentlichkeitswirksamen Armutskon-
ferenzen, deren Ergebnisse maximal im Sande ver-
laufen. 

Arm wird man in Nordrhein-Westfalen übrigens auch, 
wenn man pflegebedürftig ist oder Angehörige pflegt. 
Kolleginnen und Kollegen, die Eigenanteile liegen 
monatlich bei über 3.000 Euro! Herr Minister, jetzt 
kommen Sie mir bitte nicht wieder mit der Einzelzim-
merquote. Das ist nichts, was Nordrhein-Westfalen 
zufriedenstellen kann. Das ist nichts, was unsere 
Bürgerinnen und Bürger verdient haben. 

(Beifall von der SPD) 

Pflegebedürftige und ihre Angehörigen brauchen Un-
terstützung – keine Landesregierung, die sich wei-
gert, die Investitionskosten zu tragen und keinen 
Plan gegen Einrichtungsschließungen hat. 

Auch bei der hausärztlichen Versorgung gibt es Lü-
cken. Westfalen-Lippe ist Schlusslicht in Deutsch-
land. Das Schlusslicht kommt aus Nordrhein-Westfa-
len! Da kann man sich als Landesregierung nicht auf 
einer Landarztquote ausruhen und abwarten. 

„Warten“ ist ein gutes Stichwort insbesondere in Be-
zug auf Menschen mit einer seelischen Erkrankung. 
Auf einen Therapieplatz warten sie im Schnitt drei bis 
fünf Monate. Betroffene brauchen verlässliche Struk-
turen, und noch nicht Betroffene brauchen Präven-

tion – keinen tatenlosen Fingerzeig auf den Bund und 
den Gemeinsamen Bundesausschuss. 

Tatenlos bleiben Sie auch beim Lieblingsweihnachts-
thema des Ministerpräsidenten, der zunehmenden 
Einsamkeit in Nordrhein-Westfalen. Menschen, die 
sich einsam fühlen, brauchen mehr als eine Gruß-
karte zu Feiertagen. Setzen Sie endlich die Empfeh-
lungen der Enquetekommission um! Dafür braucht 
es Geld und nicht nur warme Worte oder Plätzchen. 

(Beifall von der SPD) 

Zum Schluss komme ich noch zum Thema „Integra-
tion“. Sie haben Chancengleichheit und ein diskrimi-
nierungsfreies Zusammenleben versprochen. Ein 
starkes Landesantidiskriminierungsgesetz hätte ein 
ganz wichtiger Baustein dafür sein können. Statt zu 
Zusammenhalt hat Ihr Gesetzentwurf aber zu einem 
großen Dissens bei allen Expertinnen und Experten 
geführt. 

Genau das ist ein hervorragendes Beispiel dafür, wa-
rum CDU und Grüne den Zusammenhalt in Nord-
rhein-Westfalen eben nicht stärken. Im Gegenteil: 
Aufgrund Ihrer Politik bröckelt es in vielen essenziel-
len Lebensbereichen. 

Sie können jetzt anfangen, sich an Ihre eigene Nase 
zu packen, Verantwortung zu übernehmen und sich 
um die Menschen zu kümmern, die Sie in Verantwor-
tung gewählt haben. Stimmen Sie unserem Antrag 
zu. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Präsident André Kuper: Danke, Frau Kapteinat. – 
Für die CDU spricht ihr Abgeordneter Herr Schmitz. 

(Thorsten Klute [SPD]: Alles ist total super!) 

Marco Schmitz (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lieber Kollege 
Klute, so einfach mache ich es mir nicht. 

(Heiterkeit von der SPD – Thorsten Klute 
[SPD]: Aber dann wäre schnell Ende!) 

Aber der Tenor ist damit schon ganz gut wiederge-
geben. 

(Heiterkeit von der SPD) 

Die SPD überschreibt ihren Antrag mit den Worten 
„NRW muss funktionieren“. Das klingt nach einem 
riesengroßen Anspruch. Aber wer den Antrag liest, 
findet darin keinen Plan, sondern ein Sammelsurium 
aus nahezu allem, was die SPD in den vergangenen 
Jahren schon einmal vorgebracht hat: Familie, Ar-
beit, Pflege, Gesundheit, Gleichstellung, Integration, 
Kinderarmut, Einsamkeit – alles wird aufgezählt, 
nichts wird priorisiert, und kaum etwas wird konkret 
beantwortet. Dieser Antrag ist kein Zukunftsplan für 
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Nordrhein-Westfalen, sondern ein Wahlkampfpros-
pekt mit Drucksachennummer. 

Ich war am vergangenen Wochenende nicht beim 
Parteitag der SPD, 

(Lisa-Kristin Kapteinat [SPD]: Sie hatten wahr-
scheinlich auch gar keine Einladung! – Wei-
tere Zurufe von der SPD) 

sondern bei der Meisterfeier der Industrie- und Han-
delskammer zu Düsseldorf. Dort habe ich Menschen 
gratuliert, die sich angestrengt, weitergebildet und 
Prüfungen bestanden haben – Menschen, die zu-
künftig Verantwortung in Betrieben übernehmen, Ar-
beitsplätze sichern und junge Menschen ausbilden 
werden. Ich war also bei zukünftigen Leistungsträ-
gern unserer Gesellschaft. 

Genau darin zeigt sich auch der politische Unter-
schied zwischen uns: Wir glauben an die Menschen 
in unserem Land. Wir glauben an ihre Fähigkeiten, 
ihren Fleiß und ihren Willen, etwas zu erreichen, und 
wir trauen ihnen etwas zu. 

(Zuruf von Sebastian Watermeier [SPD]) 

Deshalb haben wir in dieser Legislaturperiode auch 
die Meisterprämie eingeführt. Damit stärken wir die 
berufliche Bildung und zeigen, dass beruflicher und 
akademischer Aufstieg gleich viel wert sind. Wir re-
den nicht über Respekt vor Leistung, sondern wir 
schaffen ihn. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Zur Vorbereitung auf diese Debatte habe ich mir, 
auch wenn ich nicht beim SPD-Parteitag war, 

(Thorsten Klute [SPD]: Beim nächsten Mal!) 

die Rede von Jochen Ott im Internet angesehen. 

(Lisa-Kristin Kapteinat [SPD]: War gut, oder?) 

Dabei wird schnell deutlich: Dieser Antrag ist so wie 
die übrigen Anträge in weiten Teilen die parlamenta-
rische Fassung dieser Parteitagsrede. 

(Thorsten Klute [SPD]: Ja!) 

Dort ging es um berufstätige Familien, Kinderbetreu-
ung, Gleichstellung, Pflege, Tarifbindung und berufli-
che Perspektiven. Wenige Tage später erscheint das 
dann hier, ergänzt um Zahlen und Fußnoten. Was 
auf dem Parteitag als Wahlkampfrede beklatscht 
wurde, wird dem Landtag heute als parlamentarische 
Initiative präsentiert. 

(Thorsten Klute [SPD]: Man nennt es auch 
„Programm“! – Weitere Zurufe von der SPD) 

Das ist aber leider durchschaubar, und es erklärt, wa-
rum dieser Antrag so wenig konkret ist. Er soll nicht 
lösen, sondern zuspitzen. 

(Lisa-Kristin Kapteinat [SPD]: „Probleme auf-
zeigen“ nennt man das!) 

Er soll nicht gestalten, sondern Wahlkampf machen. 

Aber das funktioniert nicht. Denn Familien brauchen 
Verlässlichkeit. Familien und junge Menschen brau-
chen Perspektiven. Pflegebedürftige und ihre Ange-
hörigen brauchen Unterstützung. Menschen mit Er-
krankungen brauchen eine gute Versorgung. Gerade 
deshalb ist es doch falsch, Nordrhein-Westfalen als 
ein Land darzustellen, in dem angeblich kaum noch 
etwas funktioniert. 

(Sebastian Watermeier [SPD]: Oh, 2017 hat 
angerufen, Herr Kollege! – Thorsten Klute 
[SPD]: Immerhin funktioniert die Opposition 
noch!) 

Wir sehen ein anderes Land. Wir sehen Millionen 
Menschen, die jeden Morgen arbeiten, Kinder erzie-
hen, Angehörige pflegen, Unternehmen führen, 
junge Menschen ausbilden und sich ehrenamtlich 
engagieren. Wir sehen keine hilflose, sondern eine 
starke Gesellschaft, und wir glauben nicht an den 
Niedergang unseres Landes, sondern daran, dass 
die Menschen dieses Land jeden Tag tragen. 

Deshalb haben wir gehandelt. Wir unterstützen junge 
Menschen mit dem Programm „Kein Abschluss ohne 
Anschluss“. 

(Thorsten Klute [SPD]: Unser Programm!) 

Wir haben das Schulgeld in den Gesundheitsfachbe-
rufen abgeschafft. Wir haben die Landarztquote ein-
geführt. 

(Rodion Bakum [SPD]: Ja, war unser Antrag!) 

Wir haben zusätzliche psychotherapeutische Sitze 
gerade für ländliche und strukturschwächere Regio-
nen geschaffen. 

(Rodion Bakum [SPD]: Ja, ihr habt bei uns ab-
geschrieben, keine eigenen Ideen!) 

Wir bauen Housing First auf, weil wir wohnungslose 
Menschen nicht abschreiben. Wir handeln gegen 
Einsamkeit, weil wir an die Kraft von Gemeinschaft 
glauben. 

(Thorsten Klute [SPD]: Kekse backt ihr!) 

Wir haben die Meisterprämie eingeführt, weil wir 
Leistung, Weiterbildung und beruflichen Aufstieg an-
erkennen. 

Das ist unsere Haltung. Wir sehen nicht nur Defizite, 
sondern Fähigkeiten, und nicht nur Risiken, sondern 
Chancen. Respekt bedeutet nicht, Menschen ständig 
zu erklären, warum sie scheitern könnten, sondern, 
ihnen zuzutrauen, dass sie es schaffen. Das unter-
scheidet die Politik von Schwarz-Grün von Ihrer Poli-
tik. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN – Zu-
ruf von Rodion Bakum [SPD]) 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen der SPD, Opposition 
darf hart sein. Sie muss auch kritisch sein. 

(Rodion Bakum [SPD]: Aber nicht zu kritisch?) 

Opposition braucht aber – und das sehe ich heute 
leider nicht – auch gute Ideen sowie Verantwortung 
und Zuversicht. Dieser Antrag bietet davon leider zu 
wenig. 

(Zuruf von Rodion Bakum [SPD]) 

Nicht Nordrhein-Westfalen hat ein Funktionsprob-
lem, sondern die SPD hat ein Ideenproblem, glaube 
ich. Aber ich bin guter Dinge, dass Sie zwar in einem 
Jahr hier wieder die gleichen Dinge kritisieren wer-
den, 

(Zuruf von der SPD: Sie können ja anfangen, 
zu arbeiten!) 

wir jedoch mit unserer vernünftigen Regierungsarbeit 
weitermachen und das Land in gutem Fahrwasser 
halten. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN)  

Präsident André Kuper: Danke, Herr Schmitz. – Für 
Bündnis 90/Die Grünen spricht die Abgeordnete Frau 
Woestmann. 

(Marco Schmitz [CDU] kehrt zu seinem Platz 
zurück. – Rodion Bakum [SPD]: Die Rede 
habe ich schon mal wahrgenommen! – Marco 
Schmitz [CDU]: Dreimal, weil ihr immer das 
Gleiche einbringt! – Rodion Bakum [SPD]: Bis 
ihr es macht! – Weitere Zurufe – Glocke) 

Eileen Woestmann (GRÜNE): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen der 
demokratischen Fraktionen! Ein weiterer Antrag von 
der SPD, der NRW in düsteren Farben darstellt! Der 
Hintergrund dieses Antrags und der sechs weiteren 
Anträge, die Sie in dieser Woche in demselben Stil in 
das Plenum eingebracht haben, ist relativ einfach zu 
durchschauen – das hat Herr Schmitz soeben schon 
dargestellt –, nämlich Wahlkampf. 

(Zuruf von Lisa-Kristin Kapteinat [SPD]) 

Aber eine Sache verstehe ich ehrlicherweise nicht. 

(Christian Dahm [SPD]: Glaube ich!) 

Denn ich bin immer davon ausgegangen, dass es 
beim Wahlkampf darum geht, die eigene Sache in 
den Vordergrund zu stellen und klarzumachen, wa-
rum man gewählt werden möchte. Aber das passiert 
in diesem Antrag nicht. Er müsste eigentlich die 
Überschrift tragen: „SPD empfiehlt den Bürgerinnen 
und Bürgern: Ziehen Sie aus NRW weg.“ 

(Rodion Bakum [SPD]: Zumindest, solange 
Sie regieren!) 

Dafür wird man aber nicht gewählt. 

(Beifall von Marco Schmitz [CDU]) 

Der Antrag beschreibt reale Probleme, ist aber in 
weiten Teilen unglaubwürdig. 

(Thorsten Klute [SPD]: Was?) 

Denn die Forderung nach einer umfassenden 
Kurskorrektur enthält keine einzige politische Maß-
nahme. Zuständigkeiten werden nicht sauber ge-
trennt, Finanzierungen nicht benannt und Prioritäten 
nicht gesetzt. Der Antrag liefert vor allem eine Sache, 
nämlich Empörung. 

Wenn wir darüber sprechen, sich an die eigene Nase 
zu fassen, dann können wir das doch gerne einmal 
bei der Pflege- und Krankenkasse tun. Denn gerade 
hier wirkt die Empörung der SPD im Land besonders 
unglaubwürdig. In Berlin trägt sie eine Bundesregie-
rung mit, 

(Lisa-Kristin Kapteinat [SPD]: Ach, Berlin!) 

die keine solidarische Strukturreform vorlegt, son-
dern die Kosten bei Beitragszahlenden, pflegebe-
dürftigen Angehörigen und Kommunen ablädt. 

(Zuruf von der SPD: Ei, ei, ei! – Thorsten Klute 
[SPD]: Das ist die Bundesgesundheitsministe-
rin allein!) 

Der Kollege Dr. Maelzer hat gestern in seiner Rede 
etwas sehr Bemerkenswertes gemacht – ich habe 
extra noch einmal im vorläufigen Protokoll nachgele-
sen –, nämlich die Frage gestellt: Wo war eigentlich 
die Stimme aus NRW, als Nina Warken den atembe-
raubenden Vorschlag machte, die Rentenbeiträge 
für pflegende Angehörige zu kürzen? 

(Thorsten Klute [SPD]: Hier war sie, die 
Stimme! – Andrea Busche [SPD]: Laut und 
deutlich!) 

Deswegen ist es bemerkenswert, dass Sie hier in 
NRW offensichtlich bei der Landesregierung um Un-
terstützung betteln müssen, während die Genossen 
in Berlin gerade bereit sind, alles zu schreddern, was 
sozialdemokratische Politik ausmacht. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Um hier nicht nur über Probleme zu sprechen, son-
dern auch eine Lösung aufzumachen – auch dabei 
geht es um ein bundespolitisches Thema; aber wir 
reden heute offensichtlich über alles –: 

(Lisa-Kristin Kapteinat [SPD]: Nein, das ma-
chen nur Sie! – Zuruf von Ina Blumenthal 
[SPD]) 

Man könnte auch die gesetzliche Krankenkasse 
durch die steuerfinanzierte Übernahme versiche-
rungsfremder Leistungen kurzfristig um Milliarden 
entlasten und die Pflegeversicherung dauerhaft ge-
recht aufstellen. 
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(Thorsten Klute [SPD]: Ach so! – Zuruf von der 
SPD: Warum haben Sie das nicht in der letz-
ten Legislaturperiode mitgemacht?) 

Stattdessen werden die Kosten verschoben und zu-
gleich bundespolitische Reformprozesse gefährdet, 
die für NRW zum Beispiel bei der Krankenhausbe-
darfsplanung zentral sind. 

Kommen wir zur Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf. Wir sind dabei, das KiBiz zu novellieren, um für 
mehr Verlässlichkeit zu sorgen, weil wir uns eben 
nicht damit zufrieden geben, wie es gerade ist. 

(Lisa-Kristin Kapteinat [SPD]: Der Applaus fin-
det keinen Anfang!) 

Wir haben in den vergangenen Jahren mehrere Mil-
lionen Euro ins System gepumpt, um Kostensteige-
rungen abzudecken – zusätzlich zu den Milliarden, 
die ohnehin schon ins System fließen.  

Das Problem ist gerade in den Kitas aber nicht nur 
finanzieller, sondern vor allem auch personeller Na-
tur. Wir können uns die Fachkräfte, die fehlen, nicht 
backen. Wir sorgen aber dafür, dass die Ausbildung 
gestärkt wird, mehr Menschen den Job der Erziehe-
rin, des Erziehers übernehmen wollen und die Aus-
bildung auch praxisintegriert möglich ist. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Dann kommen wir noch zum Thema „Kinderarmut“. 
Da gelingt der SPD offensichtlich ein geistiger Spa-
gat, den auch nur die SPD hinbekommt. Es ist ein 
zentrales Thema, das uns alle eint. Es gibt in NRW 
„kinderstark“ und die BuT-Beratung, damit die Mittel 
für Bildung und Teilhabe auch bei den Familien an-
kommen. Natürlich wäre es schön gewesen, wenn 
wir eine strukturelle Lösung für die Frage von Kinder-
armut gefunden hätten. Allerdings muss man festhal-
ten, dass die Kindergrundsicherung auf Bundes-
ebene auch von der SPD verhindert wurde. 

(Beifall von den GRÜNEN und Thomas Okos 
[CDU]) 

Einsamkeit ist ein sehr zentrales Thema. Das haben 
die Landesregierung und unsere Koalition erkannt. 
Genau deswegen hat NRW als erstes Land einen ei-
genen Aktionsplan gegen Einsamkeit vorgelegt und 
damit dafür gesorgt, dass das Thema auch politisch 
sichtbar gemacht wird. Diese Maßnahmen werden 
im SPD-Antrag vollständig ignoriert. So wird das 
Thema auf pauschale Regierungskritik reduziert. Ich 
weiß nicht, ob das Thema „Einsamkeit“ dafür geeig-
net ist, dass wir damit Wahlkampf machen. 

In Ihrem Antrag werden auf rund sechs Seiten zahl-
reiche Herausforderungen bei Familie, Beruf, Pflege, 
Gleichstellung und Integration beschrieben. Dann 
kommt der Beschlussteil. Er erstaunt einigermaßen, 
weil die SPD für all diese komplexen Themenfelder 
im Wesentlichen eine zentrale Forderung hat. Die 

Landesregierung soll nämlich eine umfassende 
Kurskorrektur vornehmen. Die konkreten Maßnah-
men, die dabei ergriffen werden sollen, und die Prio-
ritäten, die die SPD setzt, bleibt sie uns leider schul-
dig. Gerade in Bereichen wie „Gesundheit“, „Pflege- 
und Fachkräftesicherung“, „Integration“ und „Gleich-
stellung“ sind die Herausforderungen komplex und 
lassen sich nicht mit einem pauschalen Ruf nach ei-
ner Kurskorrektur lösen. 

Vielleicht muss die SPD sich hier und heute einmal 
entscheiden. Möchte sie Wahlkampf machen? Dann 
braucht es Antworten. Oder macht sie mit durch-
schaubarem Oppositionsgetöse weiter? Damit wird 
man aber nicht gewählt werden. 

Wir lehnen den Antrag ab. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und Marco Schmitz 
[CDU]) 

Präsident André Kuper: Danke, Frau Woestmann. – 
Für die FDP spricht ihre Abgeordnete Frau Schnei-
der. 

Susanne Schneider (FDP): Herr Präsident! Liebe 
Kollegen und Kolleginnen! Ist es schon wieder Zeit, 
Bilanz zu ziehen? In der Wirtschaft ist das in der Re-
gel der Jahresabschluss. In der Politik zieht man 
meistens nach 100 Tagen im Amt Bilanz, macht die 
Halbzeitbilanz auf oder zieht am Ende der Wahlperi-
ode Bilanz. Die meisten typischen Zeitpunkte sind 
schon längst vorbei, und für eine Abschlussbilanz ist 
es noch ein bisschen zu früh. 

Wir alle spüren hier zwar vor allem heute bereits, 
dass die nächste Landtagswahl näher rückt. Aber bis 
dahin sind es noch rund 300 Tage. Da kann noch viel 
passieren – oder eben nicht. Daher erscheint mir die-
ser SPD-Antrag eher als Frühstart in den Wahl-
kampf. 

(Marco Schmitz [CDU]: Wird verpuffen wie al-
les andere!) 

Auch wie die Bilanz gezogen wird, überzeugt mich 
nicht unbedingt. Da wird der große Bauchladen auf-
gemacht. Mit Familie, Beruf, Pflege, Gleichstellung 
und Integration werden gleich fünf große Themenbe-
reiche aus zwei Ministerien aufgerufen. Dabei wäre 
es sicher lohnender, in die einzelnen Themen tiefer 
einzusteigen und nicht nur Probleme zu beschreiben, 
sondern auch konkrete Lösungsansätze aufzuzei-
gen. Damit ist für uns das Grundkonzept hinter die-
sem Antrag nicht ganz überzeugend. 

Bei der inhaltlichen Auseinandersetzung hingegen 
stoßen wir häufig ins gleiche Horn. Dies gilt gerade 
auch in der Gesundheitspolitik. 

Der Hausärztemangel wird sich in den nächsten Jah-
ren wohl in der Tat verschärfen. Die Landarztquote 
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allein wird zur Trendumkehr nicht reichen. Bei den 
anderen Maßnahmen, die Schwarz-Gelb damals auf 
den Weg gebracht hat, wird man es sehen. Was jetzt 
von Frau Warken aus Berlin kommt, macht eher alles 
zunichte, was wir uns damals überlegt und geplant 
haben. 

Eine Förderung von Medizinischen Versorgungszen-
tren nur in bestimmten Organisationsformen, wie es 
sich die SPD vorstellt, ist aber sicherlich auch nicht 
zielführend. Vielmehr muss es mehr Angebote zur 
Unterstützung bei Praxisgründungen oder Übernah-
men in unterversorgten Gebieten geben. Hausärzte 
müssen besonders dort gezielt gehalten oder ange-
zogen werden, wo sie fehlen. 

Wenn man Menschen wieder stärker motivieren will, 
im hausärztlichen Bereich zu arbeiten, müssen sie 
vor allem kräftig entlastet werden. Das geht aber nur 
mit einem konsequenten Bürokratieabbau. Viele 
Hausärztinnen und Hausärzte klagen über eine Flut 
an Formularen, unsinnige Berichtspflichten und tägli-
che Technikpannen. Wenn sich dort noch mehr Frust 
aufbaut, gefährdet das auch die Patientenversor-
gung. Hausärztinnen und Hausärzte sollen sich auf 
ihre medizinische Arbeit und ihre Patienten konzent-
rieren, nicht auf Verwaltung oder IT-Probleme. 

(Beifall von der FDP) 

Wir brauchen daher auch dringend eine landesei-
gene Digitaloffensive für die Praxen. 

Herr Präsident, werte Kolleginnen und Kollegen, wie 
Sie jetzt anhand eines Aspekts aus dem vorliegen-
den Antrag sehen konnten, ist bei der Fülle der The-
men eine tiefergehende Diskussion aller Aspekte 
überhaupt nicht möglich, wenn man die Redezeit 
nicht komplett sprengen will. Daher kann ich nur noch 
kurz wenige weitere Punkte ansprechen. 

Die Berufsorientierung in NRW braucht mehr Praxis-
bezug. Unsere Vorschläge für regionale Kompetenz-
zentren habe ich Ihnen gestern ausführlich darge-
stellt. Ich weise an diesem Punkt auch noch einmal 
auf das Freiwillige Handwerksjahr hin, über das Ju-
gendliche und junge Erwachsene innerhalb von zwölf 
Monaten vier Handwerksbetriebe und Gewerke ken-
nenlernen können, um praktische Erfahrungen zu 
sammeln. 

Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf muss weiter 
verbessert werden. Dazu brauchen wir endlich und 
dringend ein zukunftsfestes KiBiz. 

(Beifall von der FDP) 

Wir fordern neben einer konsequenten Fachkräfteof-
fensive ein transparentes Finanzierungskonzept, das 
den Trägern ermöglicht, dauerhaft gute frühkindliche 
Bildung anzubieten. 

Die Pflegeheimkosten sind in Nordrhein-Westfalen 
schon traditionell sehr hoch. Die Landesregierung tut 
aber auch überhaupt nichts dafür, mit dieser Tradi-

tion endlich zu brechen. Wir haben unter anderem 
eine Digitalisierungs- und Innovationsinitiative Pflege 
und eine Taskforce zum Bürokratieabbau in der 
Pflege gefordert. Das Land muss zudem seiner Ver-
antwortung bei der Finanzierung der Investitionskos-
ten gerecht werden. Es ist längst überfällig, dass die 
Kalkulationsgrundlage in der Durchführungsverord-
nung zum Alten- und Pflegegesetz mindestens an 
die Inflationsentwicklung angepasst wird.  

Als FDP-Landtagsfraktion sind wir kritisch, aber auch 
konstruktiv. Ich habe versucht, unsere Vorschläge 
kurz vorzustellen. Die SPD ist in diesem Antrag nur 
kritisch, konkrete Forderungen fehlen. Daher werden 
wir uns dieses Mal nur enthalten. – Ich danke Ihnen.  

(Beifall von der FDP) 

Präsident André Kuper: Danke, Frau Schneider. – 
Für die AfD spricht ihr Abgeordneter Herr Tritschler. 

Sven Werner Tritschler*) (AfD): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! „NRW 
muss wieder funktionieren.“ Das schreibt die SPD 
neuerdings über alle ihre Anträge und will dem unbe-
darften Beobachter wohl suggerieren, dass es mit ihr 
an der Regierung auch wieder funktionieren kann.  

(Rodion Bakum [SPD]: Sie haben was er-
kannt!) 

Bei manchen Anträgen schreiben sie das „wieder“ 
rein, hier jetzt nicht. Dem „wieder“ entnehme ich, 
dass Sie behaupten oder gar glauben, es habe unter 
Ihnen irgendwann mal irgendwo besser funktioniert. 
Offenbar setzt die SPD da auf die Demenz in weiten 
Teilen Ihrer Wählerschaft, und das ist zugegeben 
auch kein ganz abwegiger Gedanke.  

(Susanne Schneider [FDP]: Eine Frechheit!) 

Wenn man es nicht besser wüsste, dann könnte man 
von der Überschrift her meinen, es komme jetzt der 
ganz große Wurf. Familie, Beruf, Pflege, Gleichstel-
lung, Integration – alles mit drin. Überall werfen Sie 
der Landesregierung vor, dass sie versagt habe, und 
an vielen Stellen sicher auch nicht unberechtigt.  

(Zuruf von Thorsten Klute [SPD]) 

Ihre eigene Beteiligung unterschlagen Sie aber ge-
flissentlich, und Lösungsansätze – das haben wir ge-
rade schon gehört – bleiben gänzlich aus. Ein Bei-
spiel: das Kapitel „NRW hat die höchste Arbeitslosig-
keit aller westdeutschen Flächenländer“. Danke für 
die Einsicht, liebe SPD. Und wissen Sie, wie lange 
das schon so ist? Seit 24 Jahren.  

(Lena Teschlade [SPD]: Stimmt nicht!) 

Nachdem die SPD 39 Jahre lang ununterbrochen 
das Land heruntergewirtschaftet hat, hat NRW die-
sen fragwürdigen Ehrentitel  
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(Zuruf von Lena Teschlade [SPD]) 

erreicht, und seither haben es weder die CDU noch 
die SPD vermocht, dies zu ändern.  

Also, was wollen Sie uns damit sagen? Bitte auf kei-
nen Fall: noch mal SPD an der Regierung.  

Aber es wird noch besser. Dann schreiben Sie, dass 
jeden Monat 2.100 gut bezahlte Industriearbeits-
plätze das Land verlassen. Auch da volle Zustim-
mung von uns. Seit Jahren warnen wir vor der Dein-
dustrialisierung Deutschlands und den sozialen und 
wirtschaftlichen Verwerfungen, die das nach sich 
zieht. Wer trägt da die Verantwortung? Was sind 
denn die Faktoren, die es immer unrentabler ma-
chen, in Deutschland noch irgendetwas zu produzie-
ren? Wer treibt denn seit Jahren die dümmste Ener-
giepolitik der Welt voran? Wer ist immer mit dabei, 
wenn Steuern und Abgaben erhöht werden? Wer er-
stickt das Land unter Unmengen von Regulierungen 
und Bürokratie? Das alles waren doch Sie, meine 
Damen und Herren von der SPD. Und ja, CDU und 
Grüne sind nicht besser und ändern es nicht. Aber 
warum sollte es ausgerechnet jetzt mit der SPD wie-
der funktionieren? Mit Ihnen wird es eher noch 
schlimmer.  

Weiter beklagen Sie, dass immer mehr junge Men-
schen keine Ausbildungsstelle finden. Auch hier wie-
der kein Wort zu den Ursachen. Wie kommt es denn, 
dass sich immer mehr Ausbildungsgeber auf der an-
deren Seite beschweren, dass sie keine geeigneten 
Bewerber finden? Wie kommt es denn, dass unsere 
Bildungseinrichtungen jahrelang Menschen beschu-
len, die dann auf dem Arbeitsmarkt mit den einfachs-
ten Tätigkeiten nicht mehr zurechtkommen? Hat da 
vielleicht ein bisschen sozialdemokratische Bildungs-
politik eine Rolle gespielt?  

Es gäbe sehr, sehr viel zu diesem Antrag zu sagen. 
Aber einen Punkt will ich noch aufgreifen: die ver-
meintliche Lohnungleichheit zwischen Mann und 
Frau.  

(Zuruf von der SPD: Ach!) 

Belege bleiben Sie schuldig. Sie bemängeln ledig-
lich, dass Frauen häufiger in Teilzeit beschäftigt sind 
als Männer. Da muss ich fragen: Wo ist eigentlich 
das Problem, meine Damen und Herren?  

(Lisa-Kristin Kapteinat [SPD]: Altersarmut zum 
Beispiel!) 

Sie unterstellen einfach, dass sie das nicht wollen, 
dass die Frauen lieber Vollzeit arbeiten würden. Sie 
glauben, Sie wüssten es besser als die Frauen im 
Land, welches Beschäftigungsmodell das Richtige 
für sie sei.  

(Zuruf von Franziska Müller-Rech [FDP]) 

Anscheinend ist eine Frau für die SPD nur dann voll-
wertig, wenn sie den ganzen Tag arbeiten geht, … 

(Lisa-Kristin Kapteinat [SPD]: Sie sollten viel-
leicht nicht von Dingen sprechen, von denen 
Sie keine Ahnung haben!) 

– Ja, da können Sie ruhig reinkreischen. 

… die Kinder morgens in einer staatlichen Anstalt ab-
gibt und brav Steuern zahlt. Da unterscheiden wir 
uns eben ganz wesentlich von Ihnen.  

(Rodion Bakum [SPD]: Alle Frauen Ihrer Frak-
tion stimmen zu!) 

Wir möchten, dass jede Familie im Land für sich 
selbst entscheiden kann, welches Lebensmodell für 
sie das Richtige ist,  

(Lena Teschlade [SPD]: Ja, klar!) 

und dass der Staat da die Finger herauslässt.  

(Zuruf vom Franziska Müller-Rech [FDP]) 

Das Letzte, was ich will, 

(Weitere Zurufe – Glocke des Präsidenten) 

ist, dass irgendjemand von Ihnen für die Familien 
entscheidet, meine Damen und Herren.  

(Thorsten Klute [SPD]: Tritschler der Femi-
nist!) 

Die NRW-Sozialdemokratie zeigt mit diesem Antrag 
jedenfalls, dass sie nichts zu bieten hat. Sie ist 2026 
der Traditionsverein einer zugegebenermaßen einst 
stolzen Partei, der bei den Landtagswahlen 2027 
verdient baden gehen wird. Wir freuen uns drauf und 
lehnen Ihren Antrag selbstverständlich ab.  

(Beifall von der AfD – Zurufe von der SPD) 

Präsident André Kuper: Danke, Herr Tritschler. – 
Für die Landesregierung spricht nun Herr Minister 
Laumann. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Man kann eine Bi-
lanzdebatte so und so führen. Allerdings finde ich, 
dass der vorgelegte Antrag der Sozialdemokraten 
die Wirklichkeit in Nordrhein-Westfalen nun wirklich 
nicht widerspiegelt.  

(Thorsten Klute [SPD]: Was?) 

Schauen wir uns doch erst einmal die Frage an, wie 
sich der Arbeitsmarkt bei uns entwickelt hat. Wir ha-
ben heute in Nordrhein-Westfalen rund 1 Million 
mehr sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze als 
vor zehn Jahren. Das ist eine Bilanz, die, wie ich 
finde, sich sehen lassen kann. 

(Lisa-Kristin Kapteinat [SPD]: Das heißt, die 
Zahlen zur Arbeitslosigkeit stimmen nicht?) 
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Wir sind auch weiter in der Frage Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf. Auch hier nur wenige Zahlen. 
2026 stehen für diesen Bereich 6,2 Milliarden Euro 
zur Verfügung. Das sind 1,8 Milliarden Euro mehr als 
im Haushaltsjahr 2022. Wir haben heute 680.000 
Kita-Plätze. 2017/2018 waren es 600.000. Also, man 
kann an dieser Stelle nicht sagen, dass für die Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf in diesem Land 
nichts getan worden ist. Allein in den letzten zwei 
Jahren hatten wir eine Ausgabensteigerung für die-
sen Bereich um 1,8 Milliarden Euro und über 80.000 
Kita-Plätze mehr. Ich finde, auch so kann man die Bi-
lanz lesen.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Zu einer solchen Bilanz muss man hinzufügen: Es 
gibt in Nordrhein-Westfalen unter der jetzigen Lan-
desregierung – das war allerdings auch schon unter 
CDU/FDP so – klein Schulgeld mehr in der Berufs-
ausbildung. Wenn Sie eine Bilanz vorlegen, können 
Sie das ja auch mal hineinschreiben. Ein großer Vor-
teil in Nordrhein-Westfalen ist, dass es kein Schul-
geld mehr in der Berufsausbildung gibt. Das war 
meine Politik, die das durchgesetzt hat.  

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN)  

Sie hätten auch einmal in die Bilanz hineinschreiben 
können, dass Nordrhein-Westfalen das erste Land in 
Deutschland war, das eine Landarztquote eingeführt 
hat, und wir sie jetzt noch einmal aufgestockt haben, 
dass wir neben Bayern das einzige Land in ganz 
Deutschland sind, wo die Medizinstudienplätze wirk-
lich stark erhöht werden, mit der Fakultät in Bielefeld 
um 300 zusätzliche Medizinstudienplätze. 

(Beifall von der CDU – Christian Dahm [SPD]: 
Die gehen doch erst nach fünf Jahren an den 
Start!) 

Auch das hätten Sie mal in Ihre Bilanz schreiben kön-
nen, wenn Sie eine seriöse Bilanz auf den Tisch le-
gen wollten. Aber das ist eben so. Wenn man eine 
rosarote Brille hat, dann ist die Wahrheit einfach ver-
klärt. Das ist im Übrigen schon immer so, vor allen 
Dingen, wenn es um Zahlen geht. 

Ich will gerne einen weiteren Bereich nennen. Nord-
rhein-Westfalen ist ohne Frage in der Krankenhaus-
planung der Vorreiter in ganz Deutschland. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Das kann keiner infrage stellen. 

Wenn man sich jetzt die ganzen Sparpläne – ich 
sage dazu nicht „Reformpläne“ – aus der Bundesre-
gierung anguckt ... Im Übrigen sage ich klar, dass ich 
eine einnahmeorientierte Ausgabenpolitik in den So-
zialversicherungen für richtig halte. Wenn man den 
Sozialversicherungsbeitrag stabil halten will, um 
nicht noch mehr Arbeitsplätze zu verlieren, ist das 
wahrscheinlich eine wichtige Notwendigkeit. Aber 
was meinen Sie, wie froh unsere Krankenhäuser 

sind, dass sie wissen, wie die Leistungsgruppen aus-
sehen, dass sie wissen, wie die Leistungsbereiche 
aussehen, dass sie nicht nach dem Krankenhausge-
setz, das jetzt gilt, die Personalvorgaben einhalten 
müssen und sie vor allen Dingen wissen, dass sie 
nicht in eine ungewisse Versorgungspauschale mün-
den, sondern sie bis 2031 in ein Sicherungssystem 
der DRGs sind? Für all das sind die Krankenhäuser 
in Nordrhein-Westfalen sehr dankbar. 

Auch das hätte mal in Ihrer Bilanz stehen können, 
und dann hätten Sie auch dazuschreiben können, 
dass Sie immer dagegen waren, dass wir diese Poli-
tik machen. 

(Beifall von der CDU) 

Wir haben die Krankenhausplanung gegen den Wil-
len der SPD durchgesetzt. Auch das sollten Sie mal 
in Ihre Bilanz schreiben. 

Jetzt sage ich Ihnen als jemand, der schon ein paar 
Wahlkämpfe hinter sich hat, zum Schluss: Machen 
Sie so weiter, machen Sie einfach so weiter. 

(Beifall von der CDU) 

Ich finde das hervorragend, auch die Videoge-
schichte, die Sie jetzt über mich gebracht haben. Ma-
chen Sie einfach so weiter. Das wird schon eine wun-
derbare Geschichte. – Schönen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Danke, Herr Minister 
Laumann. – Ich habe keine weiteren Wortmeldungen 
und schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Die antragstellende 
Fraktion der SPD hat direkte Abstimmung beantragt. 
Wir kommen somit zur Abstimmung über den Inhalt 
des Antrags, der Ihnen in Drucksache 18/19791 vor-
liegt. Wer stimmt diesem Antrag zu? – Das ist die 
SPD. Wer stimmt dagegen? – Das sind CDU, Bünd-
nis 90/Die Grünen und die AfD. Wer enthält sich? – 
Das ist die FDP. Damit ist der Antrag Drucksache 
18/19791 wie gerade festgestellt abgelehnt. 

Ich rufe auf: 

8 „Finanzen verstehen heißt frei sein.“ Für finan-
zielle Kompetenz in jeder Lebenslage: Jetzt Fi-
nanzbildungsstrategie für Nordrhein-Westfa-
len entwickeln und umsetzen 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/19802 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 
Redner für die Fraktion der FDP dem Abgeordneten 
Herrn Witzel das Wort. 
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Ralf Witzel*) (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Der vorliegende Antrag 
thematisiert ein zugleich wirtschaftlich, politisch und 
gesellschaftlich wichtiges Problem. Die finanzielle 
Grundbildung in unserem Land ist in allen Bevölke-
rungsgruppen und Alterskreisen eindeutig zu gering 
ausgeprägt. Das hat gravierende Konsequenzen, die 
den Einzelnen, aber auch die Gesellschaft insgesamt 
teuer zu stehen kommen. Ein paar anschauliche Bei-
spiele sollen das verdeutlichen. 

Viele Bürger fühlen sich mit der Abgabe ihrer Steuer-
erklärung ohne fremde Hilfe überfordert, und das 
auch bei vergleichsweise simplen Steuerfällen. Sie 
benötigen Steuerberater, die sie als Neukunden gar 
nicht in allen Regionen des Landes oftmals zu den 
allgemeinen Gebührensätzen finden können. Denn 
viele Steuerberater sind stark ausgelastet und wür-
den sich lieber auf die anspruchsvollen Fälle kon-
zentrieren. 

Etliche Jugendliche überblicken nicht alle rechtlichen 
und finanziellen Folgen von Handy- und Versiche-
rungsverträgen oder Konsumentenkrediten. Schon 
etliche junge Menschen haben ein Verschuldungs-
problem. 

Fleißige Arbeitnehmer, die ihr Leben lang gearbeitet 
haben, haben Probleme, mit den geringer werden-
den Auszahlungen der gesetzlichen Rentenversiche-
rung zurechtzukommen, wenn sie sich nicht privat 
um eine zusätzliche eigene Altersvorsorge frühzeitig 
gekümmert haben. 

Im Ergebnis haben viele Bürger finanzielle Heraus-
forderungen im Leben zu stemmen, die sie bei 
gründlicher und frühzeitiger Information gar nicht ha-
ben bräuchten. Mit zunehmendem Problemdruck 
kümmert sich dann wie so oft der Staat um eine Un-
terstützung und bemüht sich um Reparatur. Er be-
zahlt Verbraucher- und Schuldnerberatungen, die 
Menschen in schwierigen Lebenslagen helfen sollen. 
Aus dem Bundeshaushalt werden immer höhere Zu-
schüsse zur gesetzlichen Rentenversicherung be-
zahlt, die weiter steigen dürften, obwohl sie bereits 
heute eine Dimension erreicht haben, die eine un-
faire Belastung für die junge Generation darstellt. 

Dieser Antrag hat nun das Ziel, durch Finanzbildung 
die finanzielle Freiheit eines jeden Menschen zu stär-
ken. Werbung erzieht oft zum schnellen Konsum, 
nicht aber zu langfristiger Vorsorge. Nicht jede provi-
sionsgetriebene Beratung und nicht jeder Bankbera-
ter hat nur die Interessen des Hilfesuchenden im 
Blick, das für ihn individuell objektiv beste Produkt zu 
finden. Die Riesterrente ist für viele gar kein guter 
Deal. Notwendige Strukturreformen in der gesetzli-
chen Rentenversicherung finden heute nicht statt. 

Die Folge lautet: Sozialversicherungsbeiträge stei-
gen wie das Renteneintrittsalter, aber die finanzielle 
Absicherung sinkt. Die Sozialabgabenquote liegt 
längst bei über 40 %, Tendenz steigend. Arbeit-

nehmer finanzieren das System mehr als sich selbst. 
Dabei darf es nicht bleiben. 

(Beifall von der FDP) 

Nach Angaben der Bundesbank lagen zum letzten 
Erhebungstermin rund 40 % des privaten Geldver-
mögens – wir sprechen über 9 Billionen Euro – auf 
Sparkonten, die entweder zinslos oder mit einer Ver-
zinsung unterhalb der Inflationsrate verbunden sind. 
Wer nie gelernt hat, mit Geld umzugehen, der spart 
sich arm, und das mit dem allerbesten Gewissen.  

Die Mehrzahl der deutschen Sparer hat ein zu gerin-
ges Problembewusstsein hinsichtlich der echten Not-
wendigkeiten und eignet sich daher eigeninitiativ 
auch zu wenig Wissen zu diesen Themen an. In nicht 
wenigen Fällen kommt eine zu geringe Spardisziplin 
mit hinzu. Etwa die Hälfte der Vorsorgeverträge wird 
vorzeitig gekündigt. Storno ist also der Regelfall und 
nicht die Ausnahme. Die tatsächliche Leistungsfähig-
keit vieler Produkte wird überschätzt. Vielen Verbrau-
chern fehlt die nötige Finanzbildung. Wissen ist des-
halb der beste Schutz für die Verbraucher. 

(Beifall von der FDP) 

Genau an diesem Punkt setzt dieser Antrag der FDP-
Landtagsfraktion an. So wie wir in der Vergangenheit 
bereits das Schulfach Wirtschaft eingeführt haben, 
brauchen wir schon in der Schule eine finanzielle 
Grundlagenbildung. Diese muss mit Angeboten in 
späteren Jahren kontinuierlich fortgesetzt und an die 
zukünftigen Entwicklungen von Märkten, Produkten 
und Möglichkeiten angepasst werden. Das gilt aus-
drücklich auch für die Erwachsenenbildung. 

Kenntnisse bei Recht, Wirtschaft und Finanzen soll-
ten für junge Erwachsene in der Berufsschule wichti-
ger sein als die Unterrichtsfächer Sport und Religion. 
Wir würden es begrüßen, wenn Finanzbildung in der 
Erwachsenenbildung einen viel größeren Rahmen 
an Volkshochschulen einnehmen würde als Ikebana-
Kurse oder klimakritische Stadtrundgänge. 

(Beifall von der FDP – Jule Wenzel [GRÜNE]: 
Das ist so entspannend!) 

Lassen Sie uns deshalb zusammen mit Experten 
eine nachhaltige Finanzbildungsstrategie für unser 
Land Nordrhein-Westfalen entwickeln. Unser aller 
Ziel muss mehr finanzielle Freiheit und Unabhängig-
keit für mehr Menschen sein. – Ich danke Ihnen für 
Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP) 

Präsident André Kuper: Danke, Herr Witzel. – Für 
die CDU spricht ihr Abgeordneter Herr Tigges.  

(Jule Wenzel [GRÜNE]: Bei Ikebana kann 
man so schön entspannen! Das kann ich nicht 
akzeptieren! – Ralf Witzel [FDP]: Es löst aber 
nicht alle finanziellen Probleme!) 
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Raphael Tigges (CDU): Nachdem wir jetzt die 
Volkshochschulkursangebote diskutiert haben, kön-
nen wir vielleicht weiter fortfahren. 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Finanzen verstehen heißt frei sein. Was für 
ein schöner Titel, werte Kollegen von der FDP. Viel-
leicht sollten wir unseren nächsten Haushaltsplan 
auch so überschreiben. Denn wir wären gerne alle 
frei, zu tun, was uns so einfällt. Aber die haushalteri-
sche Realität sieht dann leider oft anders aus. 

Herr Kollege Witzel, dass wir uns da nicht falsch ver-
stehen: Ich finde Finanzbildung wichtig, ohne Frage. 
Das Thema ist von Ihnen richtig benannt worden. Ich 
kann das selber aus eigener Erfahrung sagen. Meine 
berufliche Vergangenheit – auch die Ausbildung – 
liegt bei einer Sparkasse. Ich weiß durchaus, dass es 
bei vielen Menschen große Defizite hinsichtlich der 
Themen „Sparen“ und „Konsumverhalten“ gibt. 
Diese Themen werden oft nicht hinterfragt, und es 
werden leichtfertig Ratenzahlungen eingegangen, 
die dann zur Schuldenfalle führen, insbesondere 
auch beim digitalen Bezahlen. Da sind wir gar nicht 
so weit auseinander. Das ist durchaus richtig. 

(Ralf Witzel [FDP]: So ist es!) 

Aber was die FDP hier fordert, ist das Rundum-Sorg-
los-Paket für Finanzbildung – so will ich es einmal 
überschreiben –, ein Rundum-Sorglos-Paket für jede 
Generation – von der Wiege bis zur Bahre. 

(Franziska Müller-Rech [FDP]: Ja, weil wir Bil-
dung wichtig finden!) 

Ich dachte immer, dass die FDP „Privat vor Staat“ 
großschreibt und private Initiative, Eigenverantwor-
tung und auch Freiheit quasi atmet und voranträgt. 
Das scheint nicht so zu sein. 

(Ralf Witzel [FDP]: Spart viele öffentliche Fol-
gekosten!) 

Was der Antrag eigentlich will, ist, dass der Staat jetzt 
alles regelt, vorgibt und alle Menschen an die Hand 
nimmt. Das finde ich ein bisschen schwierig. Ich 
frage mich auch, wer das alles organisieren und um-
setzen soll und welche Ressourcen wir zur Verfü-
gung stellen sollen. Das geht aus meiner Sicht deut-
lich über die eigentliche Intention des Antrages hin-
aus.  

Der Antrag lässt viele Initiativen und Maßnahmen un-
erwähnt, die es bereits gibt. Das klang gerade ein 
bisschen durch. Meine örtliche Sparkasse hat sich 
immer sehr engagiert, Schulen und Kitas zu unter-
stützen, wenn es um Lernen oder Spielmaterial zum 
Thema „Geld“ geht. Sie hat Lehrern und Erziehern 
eine Menge an die Hand gegeben, um ihren Auftrag 
in den Einrichtungen entsprechend umzusetzen.  

Auch die Deutsche Bundesbank gibt ganz viele Ma-
terialien, um dieses Thema da zu unterstützen, wo 

sowieso schon die Arbeit mit Jugendlichen und Kin-
dern erfolgt.  

(Franziska Müller-Rech [FDP]: Es geht doch 
um Bildung!) 

Die Banken setzen – insbesondere zum Beispiel die 
Sparkasse – auf die Planspiele für junge Menschen, 
um den Aktien- und Wertpapiermarkt zu verstehen. 
Ich nenne als Beispiel nur das Planspiel Börse – ein 
sehr erfolgreiches Modell, das seit Jahrzehnten er-
folgreich umgesetzt wird. Auch der berühmte Welt-
spartag – die Begrifflichkeit ist vielleicht ein bisschen 
unsexy – hat das Ziel, junge Menschen mit dem 
Thema „Vorsorge und Sparen“ zu befassen.  

Ich bin dem Kollegen Witzel sehr dankbar, dass er 
sich erinnert, dass wir in unserer gemeinsamen Re-
gierungszeit das Thema „Wirtschaft“ unterstrichen 
und betont haben sowie das Fach in der Schule ein-
geführt haben –  

(Ralf Witzel [FDP]: Genau!) 

sicherlich nicht ohne Widerstände, das muss man 
auch erwähnen. Von Lehrern und Gewerkschaften 
gab es eine Menge Gegenwind.  

(Franziska Müller-Rech [FDP]: Vor allem von 
den Grünen!) 

Aber wir hatten klar das Ziel vor Augen, mehr Finanz- 
und Wirtschaftskompetenz in den Schulen zu imple-
mentieren. Das war auch richtig.  

Der Antrag fordert richtigerweise, dass wir uns dafür 
einsetzen, dass der Bund mit seiner Initiative „Finan-
zielle Bildung“ vorankommt. Es kann hilfreich sein, ei-
nen einheitlichen Rahmen zu definieren und Hand-
lungsfelder aufzuzeigen, aber genau deswegen ist 
eine eigenständige NRW-Strategie an der jetzigen 
Stelle nicht sinnvoll und würde wieder nur Doppel-
strukturen schaffen.  

(Zuruf von Franziska Müller-Rech [FDP]) 

Dieser Sonderweg bringt außer Bürokratie und Res-
sourcenbindung aus meiner Sicht relativ wenig und 
hilft am Ende auch nicht den Bürgerinnen und Bür-
gern. 

Die beste Übersicht und die fundierte Kenntnis über 
die verschiedenen Produkte und Möglichkeiten hat 
doch ohne Zweifel die Finanzwirtschaft. Hier unter-
schwellig zu unterstellen, dass die nicht neutral oder 
objektiv beraten, finde ich schon ein bisschen 
schwierig. Es klang gerade so, als Sie sagten: provi-
sionsgetriebene Beratung.  

(Ralf Witzel [FDP]: Das ist ein Teil dessen!) 

Das so pauschal zu unterstellen, finde ich schwierig, 
denn ich weiß selber aus eigener Erfahrung, welchen 
hohen Hürden und Auflagen wir unterworfen waren, 
die Kunden objektiv, fundiert und in der ganzen 
Breite zu beraten – immer mit dem Blick darauf, 
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verantwortlich mit dem Kunden und seinen Finanzen 
umzugehen. Das finde ich von der FDP in der Tat 
bemerkenswert. 

Wir brauchen bei der Förderung der Finanzkompe-
tenz sicherlich ein Miteinander aller Akteure. Wir 
brauchen die Eltern, die Bildungsträger, Verbrau-
cherzentralen, Finanzinstitute und die Wirtschaft. 
Wichtig ist eine zielgruppengerechte Kommunikation 
und Wissensvermittlung zwischen allen Ebenen. Da-
für braucht es einen klaren Rahmen und verantwort-
liches Handeln, im Übrigen auch von den Social-Me-
dia-Plattformen gerade bei Handel und Werbung mit 
dem Blick auf junge Menschen. Insofern ist das gut.  

Was eine Ihrer Forderungen mit dem Antrag zu tun 
haben soll, bleibt wohl Ihr Geheimnis. Sie fordern 
keine weiteren steuerlichen Belastungen und Sozial-
beiträge. Das ist eine sehr weit gespannte Forde-
rung, vermengt ein bisschen die Themen und hat ur-
sächlich gar nichts mit der eigentlichen Geschichte 
des Antrages zu tun. 

(Ralf Witzel [FDP]: Doch! – Franziska Müller-
Rech [FDP]: Mehr Vorsorge, weniger Folge-
kosten!) 

Es fällt im Übrigen auch gar nicht in unsere Zustän-
digkeit.  

Sehr geehrter Herr Präsident, ich komme zum Ende.  

Ihr Antrag ist im Anspruch sehr weitgreifend, in der 
Ausgestaltung aber sehr unklar. Dennoch – wir wer-
den im Ausschuss ja noch die Möglichkeit haben, 
darüber zu diskutieren und zu beraten – stimmen wir 
der Überweisung zu. – Ich bedanke mich für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Danke, Herr Tigges. – Für 
die SPD spricht ihre Abgeordnete Frau Kirsch.  

Carolin Kirsch (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Der Titel des FDP-
Antrags weckt erst einmal hohe Erwartungen: „Fi-
nanzen verstehen heißt frei sein“. Nicht weniger er-
wartet man natürlich auch von einem Antrag der 
Freien Demokraten. 

(Heiterkeit von der SPD) 

Aber Spaß beiseite: Viele Menschen in Deutschland 
verfügen über unzureichende Finanzkenntnisse. Die 
OECD-Studie 2024 sieht strukturelle Defizite bei fi-
nanzieller Resilienz und große Unterschiede zwi-
schen Einkommens-, Bildungs-, Alters- und Ge-
schlechtergruppen. Das haben Sie im Antrag zu 
Recht aufgegriffen. 

Es ist wissenschaftlich nachgewiesen, dass Men-
schen mit geringer Finanzbildung häufiger finanzielle 

Fehlentscheidungen treffen und stärker gefährdet 
sind, sich zu überschulden. In Deutschland galten 
2025 rund 5,7 Millionen Menschen als verschuldet. 
Dieser Wert ist höher als 2024; allerdings hatten wir 
davor eher rückläufige Werte. 

Gerade die Überschuldung junger Menschen muss 
uns sehr beunruhigen; hier ist die Tendenz seit Län-
gerem steigend. Junge Menschen verschulden sich 
insbesondere durch Kleinstkredite im Internet, durch 
Handyverträge und Onlinehandel. Diese Aufzählung 
macht schon deutlich, dass es vor allem um digitale 
Konsumformen geht. 

Über die Gefahren dieser Konsumformen müssen 
Kinder und Jugendliche und übrigens auch ihre El-
tern in der Tat viel intensiver und früher aufgeklärt 
werden, als dies offensichtlich bisher erfolgt. Gerade 
die Schule hat hier eine wesentliche Rolle und Ver-
antwortung. Auch die Forderung, dass Finanzbildung 
nicht an der Schule haltmacht, sondern schon in der 
Kita einsetzen sollte und auch ein wichtiger Bestand-
teil von Erwachsenenbildung sein muss, ist richtig. 

Bildung ist in erster Linie Ländersache. Daher ist es 
nur konsequent, dass wir auch hier im Landtag über 
dieses wichtige Thema diskutieren. Der Hinweis auf 
die nationale Finanzbildungsstrategie ist richtig; 
diese soll nach meiner Information auch bis Ende 
des Jahres mit einem konkreten Maßnahmenplan 
verabschiedet werden. Letztlich müssen wir uns 
aber, gerade was die Umsetzung in Kitas und Schu-
len angeht, ohnehin als Bundesland mit diesem 
Thema auseinandersetzen. Daher bin ich dankbar, 
dass die FDP dies hier aufgegriffen hat. 

Allerdings muss man auch sagen, dass wir hier in 
NRW nicht bei null anfangen. Bereits seit 2013 gibt 
es Empfehlungen der KMK zur Verbraucherbildung 
in Schulen. Der Begriff der Verbraucherbildung ist 
meines Erachtens im Übrigen deutlich umfassender 
als das, was gemeinhin unter „Finanzbildung“ ver-
standen und auch in diesem Antrag dargestellt wird. 

Seit 2017 gibt es in NRW Rahmenvorgaben für die 
Primar- und Sekundarstufe I, wie Verbraucherbil-
dung an Schulen umgesetzt werden soll. Die Rah-
menvorgabe sollte den Aufbau von Konsumkompe-
tenz der Schülerinnen und Schüler sichern. Sie sollte 
ein Referenzdokument für die Überarbeitung künfti-
ger Kernlehrpläne sein. Die Schulen sollten auf die-
ser Grundlage unterrichtliche und schulische Vorha-
ben der Verbraucherbildung bestimmen. Die Fach-
konferenzen sollten dies für eine kompetenzorien-
tierte Verbraucherbildung nutzen und eine fächer-
übergreifende Zusammenarbeit und außerunterricht-
liche Aktivitäten entwickeln. Die Lehrerfortbildung 
bietet daher auch seit geraumer Zeit in Kooperation 
mit den Verbraucherzentralen Schulungen zu die-
sem Thema an. 

Darüber hinaus gibt es in der Tat auch viele außer-
unterrichtliche Angebote für Schulen im Bereich der 
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Finanzbildung, wobei mein persönlicher Eindruck ist – 
das sehe ich etwas anders als Kollege Tigges –, dass 
sie, seit sie von Banken oder Sparkassen gemacht 
werden, vielleicht nicht immer ganz selbstlos sind 
und doch auch der Kundenakquise dienen sollen. 

(Christian Dahm [SPD]: Das gibts doch wohl 
nicht!) 

Trotz allem sehen wir in den letzten Jahren steigende 
Tendenzen bei der Verschuldung von jungen Men-
schen. Wir sollten also erst einmal kritisch hin-
schauen, warum die bereits seit Längerem vorgese-
hene Kompetenzbildung bei Schülerinnen und Schü-
lern und die bisherigen Maßnahmen offensichtlich 
nicht so greifen, wie wir uns das wünschen, und wie 
Bildungsangebote aussehen müssen, damit sie tat-
sächlich Wirkung erzielen. 

Der Antrag beschreibt zwar die Problematik, bleibt 
aber doch noch zu vage, wie solche Bildungsange-
bote konkret aussehen sollen. Wir werden uns zu 
den zahlreichen Forderungen in diesem Antrag in 
den zuständigen Ausschüssen sicherlich ausführlich 
austauschen können.  

Ich möchte aber noch direkt sagen: Private Altersvor-
sorge und Vermögensaufbau sind sicherlich wichtige 
Aspekte in der Finanzbildung. Für viele Menschen ist 
das aber angesichts ihrer persönlichen finanziellen 
Situation eher eine theoretische Frage. 

(Simon Rock [GRÜNE]: Das ist so!) 

Die Vorstellung, alles würde schon besser, wenn wir 
endlich die private kapitalgedeckte Altersvorsorge 
ausbauen, geht an der Lebensrealität der meisten 
Menschen in Deutschland vorbei. 

(Ralf Witzel [FDP]: Ergänzend!) 

Die Aussage „Finanzen verstehen heißt frei sein“ 
kann daher nur greifen, wenn Menschen ein aus-
kömmliches Einkommen haben und damit frei sind, 
solche Entscheidungen überhaupt treffen zu können. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Ich freue mich über die Diskussion im Ausschuss. Der 
Überweisung stimmen wir selbstverständlich zu. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Danke, Frau Kirsch. – Für 
Bündnis 90/Die Grünen spricht der Abgeordnete Herr 
Rock. 

Simon Rock (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir sind uns 
mit der FDP bei vielen Themen wirklich nicht einig 
und liegen weit auseinander. Ich will aber an der 
Stelle ausdrücklich sagen: Hier hat die FDP ein wich-
tiges Thema gesetzt. Dagegen, Kindern und Jugend-

lichen die unterschiedlichen Aspekte von Finanzbil-
dung näherzubringen, kann wirklich niemand etwas 
haben. 

(Zuruf von Franziska Müller-Rech [FDP]) 

Es geht um Themen wie Taschengeld, aber auch um 
Konzepte wie „heute kaufen, später zahlen“. Jeder 
20. junge Erwachsene hat Schulden; 7 % in dieser 
Altersgruppe sind überschuldet. Gleichzeitig boomt 
„buy now, pay later“. Das Problem ist nicht, dass 
junge Leute per se nicht mit Geld umgehen können, 
das Problem ist, dass es ihnen nicht ausreichend er-
klärt wird: dass Geld auf dem Girokonto oder Spar-
buch durch Inflation weniger wird, dass man langfris-
tig für das Alter vorsorgen kann, dass Aktienkurse 
langfristig steigen, wie ein Kredit funktioniert. Es ist 
keine Frage von Begabung, sondern es ist eine 
Frage von Bildung. Da ist noch einiges zu tun; da 
muss man auch nicht drum herumreden. 

Es ist aber auch – da hat die Kollegin Kirsch völlig 
recht – ein Verteilungsproblem in unserer Gesell-
schaft. Die Hälfte der Menschen hat überhaupt kein 
Vermögen. An der Stelle ist der Appell, mehr zu spa-
ren, doch eher theoretisch. Die reichsten 10 % der 
Bevölkerung besitzen mehr als die Hälfte des ge-
samten Nettovermögens; das gehört zur Wahrheit 
dazu. 

Richtig ist aber auch: Es ist auch eine Frage von fi-
nanzieller Bildung. Wer Geld übrig hat, tut besser da-
ran, langfristig in einen ETF zu investieren, anstatt 
das Geld auf einem Sparbuch versauern zu lassen, 
denn mittelfristig steigen Aktienkurse viel stärker, als 
das ein Festgeld jemals könnte.  

Dazu gehört auch eine umfassende Finanzbildungs-
strategie, übrigens – auch das sei gesagt – nicht nur 
für Junge, denn Sachen wie Anlagebetrug sowie Fra-
gen rund um Pflege und Erbe betreffen alle Genera-
tionen. Da ist der Satz „Man lernt nie aus“ durchaus 
sehr treffend.  

Ich will mich aber – und das meine ich ernst – aus-
drücklich für diese Initiative bedanken. Ich sage das 
auch in Richtung von Herrn Witzel. Es lohnt sich mit-
unter, auf Reizwörter wie „Schuldenbremse“, „Steuer-
senkung“ und „Grundsteuer“ zu verzichten. Dann 
kommt auch mal ein vernünftiger Antrag dabei heraus.  

(Beifall von den GRÜNEN – Lachen von der 
FDP – Ralf Witzel [FDP]: Alles eine Frage der 
Perspektive!) 

Eine Einschränkung muss ich jedoch schon machen. 
Sie haben es in Ihrem Antrag ja selbst erwähnt: Der 
Bund hat sich selbst zu einer Initiative „finanzielle Bil-
dung“ verpflichtet. Die Länder haben in der Finanz-
ministerkonferenz einstimmig für eine nationale Fi-
nanzbildungsstrategie votiert. Nun sind wir es von 
der amtierenden Bundesregierung schon gewohnt, 
dass Prozesse sich mitunter hinziehen wie Kau-
gummi. Der Herbst der Reform dauert auch schon 
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etwas länger, als wir es sonst von den vier Jahres-
zeiten gewohnt sind. 

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]) 

Trotzdem sollten wir die Bundesregierung nicht aus 
der Verantwortung entlassen. Wenn sich Bund und 
Länder einig sind, dass es eine nationale Finanzbil-
dungsstrategie braucht, dann sollte das auch der 
erste Schritt sein. Steuern, Girokonto, Altersvor-
sorge, Kapitalmarkt, Betrugsprävention – keines die-
ser Themen macht an Bundesländergrenzen Halt, 
und ein ETF funktioniert im Saarland auch nicht 
grundsätzlich anders als in Nordrhein-Westfalen 
oder Rheinland-Pfalz. 

Deshalb ist die richtige Reihenfolge aus unserer 
Sicht: Erst muss der Bund eine nationale Strategie 
vorlegen, dann entwickelt das Land eine Strategie, 
die punktgenau darauf abgestimmt ist. Denn es ist ja 
nicht so, dass das Land bislang die Hände in den 
Schoß gelegt hat. Es ist die zweite Schwäche Ihres 
Antrags, dass Sie das ein bisschen unterschlagen 
haben. Erst am vergangenen Donnerstag hat Ver-
braucherschutzministerin Silke Gorißen eine Real-
schule am Niederrhein besucht. Sie gratulierte dort 
zur 100. Schülerakademie Finanzkompetenz in 
Nordrhein-Westfalen.  

Das Land Nordrhein-Westfalen fördert die digitale 
Wirtschaftsbildung der Universität Siegen. Diese 
bringt im Rahmen dieser Förderung der Landesre-
gierung Schülerinnen und Schülern aus ganz Nord-
rhein-Westfalen das Thema „Finanzkompetenz“ nä-
her und bietet Schülerakademien an.  

Die Verbraucherzentrale hat bereits seit 1958, seit ih-
rer Gründung, die Finanzbildung als eines ihrer 
Kernthemen im Angebot – zuletzt übrigens verlän-
gert im Jahr 2025 bis ins Jahr 2030 hinein. Das ge-
hört zur Wahrheit auch dazu.  

(Beifall von Jule Wenzel [GRÜNE]) 

An allen Schulen in Nordrhein-Westfalen wird Ver-
braucherbildung fächer- und schulstufenübergrei-
fend unterrichtet, und im Rahmen der Initiative „Fit for 
life“ wird Schülerinnen und Schülern in Kooperation 
mit den IHKs Alltagswissen und Handlungskompe-
tenz vermittelt.  

Das alles zeigt: Es gibt schon eine ganze Reihe von 
Angeboten, aber – da bin ich komplett bei Ihnen – wir 
können und müssen uns darüber unterhalten, wie wir 
diese vorhandenen Angebote besser miteinander 
verzahnen.  

Deshalb will ich auch ganz deutlich sagen: Ich bin 
Ihnen dankbar dafür, dass Sie den Antrag heute in 
den Ausschuss überweisen lassen. Dort können wir 
uns in aller Ruhe darüber unterhalten, wie wir weiter 
damit umgehen. Für heute stimmen wir der Überwei-
sung selbstverständlich sehr gerne zu.  

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Rock. – Für die Fraktion der AfD spricht 
jetzt der Abgeordnete Dr. Beucker. 

Dr. Hartmut Beucker (AfD): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Verehrte Damen, geehrte Herren! Wir können 
also schon einmal festhalten: Kollege Tigges hat be-
ruflich jahrelang mit Menschen Verträge abgeschlos-
sen, deren finanzielle Bildung geringer war als seine, 
und zwar deutlich. Aber vielleicht können wir uns dar-
über noch einmal unterhalten.  

(Zuruf von der CDU) 

Das war natürlich nicht ganz ernst gemeint.  

Bildung ist wichtig, sicherlich auch im Bereich der Fi-
nanzen. Viel zu viele Menschen werden zu oft über 
den Tisch gezogen, weil sie es einfach nicht besser 
wussten. Das wäre das Thema „Verbraucherbera-
tung“. Und dann ist da noch die Vermögensbildung. 
Sie ist vor allen Dingen angesichts der mehr als un-
gewissen Zukunft unseres Rentensystems wichtig.  

Ja, diese Themen müssen stärker in der Schule be-
handelt werden. Wir haben allerdings Sorge, ob die-
ses Thema wirklich umsetzbar ist. Schließlich ist ein 
gewisser Anteil der Lehrer auch schon das Ergebnis 
unseres ungenügenden Schulapparates.  

Auch haben wir Zweifel, weil dieser Antrag vielleicht 
ein wenig eine eierlegende Wollmilchsau ist, also al-
les leisten soll, obwohl das eigentlich nicht möglich 
ist. Sie führen zwölf Punkte auf. Insgesamt wird das 
so nicht umzusetzen sein. Noch nicht einmal jeder 
Punkt betrifft das Thema „Finanzbildung“. Sie fordern 
zum Beispiel die Öffnung des Kapitalmarkts für breite 
Bevölkerungsgruppen durch Verzicht auf steuerliche 
Hemmnisse. Das hat erst einmal nichts mit Bildung 
zu tun; wir müssten uns da vielleicht konzentrieren.  

Haben Sie auch überlegt, dass Ihrem Antrag folgend 
der Bund eine Rolle in der Bildung übernimmt, ob-
wohl das Landessache ist? Zentralisierung und 
Gleichmacherei sollten doch nach der Verfassung ei-
gentlich nicht geschehen.  

Wenn wir schon über Finanzen sprechen, dann soll-
ten wir auch über die Kosten dafür reden. Das fehlt 
komplett in diesem Antrag. Es gehört doch zu einer 
guten Finanzbildung, dass man die Dinge durchrech-
net. Sie fordern ja eine ganze Menge für alle Alters-
gruppen. Es muss in diesen Zeiten angespannter 
Haushalte auch realistisch bleiben, was man macht.  

Gefordert ist außerdem, dass man schon Vorschul-
kinder in Fragen des Sparens, des Konsums und des 
Ausgebens von Geld ausbilden soll. Vielleicht kon-
zentrieren wir uns in der Politik doch erst einmal da-
rauf, dass die Grundlagen für die Aufnahme von Fi-
nanzwissen überhaupt vorhanden sind. Wir müssen 
gerade in der Grundschule den Fokus auf das Lesen, 
Schreiben und Rechnen legen. Ohne diese Fähig-
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keiten kann man sich nämlich keine Finanzbildung 
aneignen und auch keine Verträge lesen.  

Die FDP will ein Haus ohne solides Fundament auf 
Sand bauen. Wie soll das in der Schule aussehen? 
Es ist beispielsweise angesprochen worden, dass 
man für die Berufsschule voraussagen kann, dass 
es, wenn die Finanzbildung mit anderen Themen wie 
zum Beispiel „Sport“ konkurriert, ein Hauen und Ste-
chen geben wird. Denn der angesprochene Sportun-
terricht ist doch in einem Maße wichtig, dass man ihn 
kaum einfach beiseitelassen kann, gerade heutzu-
tage.  

(Ralf Witzel [FDP]: An Berufsschulen?) 

– Auch und gerade an Berufsschulen; alles andere 
wäre verantwortungslos.  

Die Diskussion im Ausschuss sehe ich allerdings so, 
dass sie nach allen Ankündigungen, die wir hier ge-
hört haben, sehr intensiv sein wird. Darum ist es 
mehr als nur eine Floskel, wenn wir sagen, dass wir 
uns auf diese Diskussion freuen und der Überwei-
sung zustimmen. – Vielen Dank.  

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Dr. Beucker. – Für die Landesregierung spricht 
jetzt Minister Dr. Optendrenk. 

Dr. Marcus Optendrenk*), Minister der Finanzen: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Die Landesregierung von Nordrhein-West-
falen stärkt bereits mit einer Vielzahl von auch in der 
Debatte schon angesprochenen Maßnahmen und 
Angeboten sowie mit der Unterstützung von Instituti-
onen und Einrichtungen, die entsprechende Finanz-
kompetenz vermitteln, die wirtschaftliche Selbststän-
digkeit der Bürgerinnen und Bürger.  

Insbesondere mit Blick auf die junge Generation – 
das wurde angesprochen – haben wir in den letzten 
Jahren eine Vielzahl von Themen in den Blick ge-
nommen und in unterschiedlichen Regierungskons-
tellationen zum Teil bereits umgesetzt. 

Die Rednerinnen und Redner haben auch darüber 
gesprochen, dass das nicht fertig und nicht alles 
schon perfekt ist, aber ich will exemplarisch einige 
Punkte noch einmal beleuchten. 

Ein Punkt war die Einführung des Faches „Wirt-
schaft“ als verpflichtendes Fach der Sekundarstufe I 
für alle Schulformen im Jahr 2017. Das kann erst auf 
der Zeitachse Wirkung zeigen. Ich glaube aber, es 
war der richtige Schritt. 

Beim Netzwerk Finanzkompetenz NRW vermittelt 
eine Vielzahl von Akteuren – Bildungseinrichtungen, 
Verbraucherorganisationen, Wirtschaft und Wissen-
schaft – Kindern, Jugendlichen und jungen 

Erwachsenen einen verantwortungsvollen Umgang 
mit Geld. 

In der Schülerakademie Finanzkompetenz bekom-
men junge Menschen einen Einblick in Budgetpla-
nung, Vertragswesen, Versicherungen und Alters-
vorsorge. 

In der Landesinitiative „Kein Abschluss ohne An-
schluss – Übergang Schule Beruf“ steht die Arbeit 
von Schülerfirmen im Mittelpunkt. So fördern wir die 
Unternehmerinnen und Unternehmer von morgen 
und/oder geben auch denjenigen, die keine Unter-
nehmerinnen und Unternehmer werden, dennoch ei-
nen Einblick, wie so etwas in der Praxis funktioniert 
und dass nicht alles so ganz einfach ist. 

Einen Überblick über Angebote und Maßnahmen im 
Bereich „finanzielle Bildung“ finden Sie übrigens auf 
der für alle gut verfügbaren Website „Finanzielle Bil-
dung für Nordrhein-Westfalen“. Dort wird zum Bei-
spiel unser Projekt SCHULE & STEUERN vorge-
stellt.  

Es gibt auch viele Kolleginnen und Kollegen aus Fi-
nanzämtern. Wenn Sie an der einen oder anderen 
Stelle vielleicht denen, die in der Finanzwirtschaft ar-
beiten, nicht unbedingt vollständig trauen, dann 
trauen Sie bestimmt unseren Finanzbeamtinnen und 
Finanzbeamten. Unabhängig davon, ob sie davon ei-
nen Ertrag haben, findet man in den Finanzämtern 
mit Sicherheit Menschen, die im Rahmen von Projek-
ten regelmäßig Schulklassen informieren, Finanz-
amtsbesuche organisieren und viel Wissenswertes 
rund um das Thema „Steuern“ vermitteln. Das findet 
zum Teil in AGs und zum Teil im Rahmen einzelner 
Besuche statt. Ich habe mir das in verschiedenen 
Gesprächen mit Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
präsentieren lassen. 

Es gibt also ein vielfältiges Angebot. Wenn Sie sich 
anschauen, was die OECD dazu sagt, dann erken-
nen Sie, dass Deutschland – wenn man Ihren Antrag 
liest, eher erstaunlicherweise, aber für mich ist das 
nicht so erstaunlich – gar nicht so schlecht dasteht, 
was das Angebot an finanzieller Grundbildung und 
auch das Niveau der Erwachsenen angeht. 

Zwar bestehen die eben schon dargestellten Unter-
schiede in Bevölkerungsgruppen, aber ob sich dar-
aus eine NRW-spezifische Finanzbildungsstrategie 
ableiten lässt, daran habe ich wie manche Vorredner 
auch erhebliche Zweifel. 

Wir stehen mit dem Bund – übrigens auch mit der 
Bundesbank – in einem engen Austausch darüber, 
wie eine Verbesserung der Vernetzung dieser Ange-
bote aussehen könnte. Der Bundesfinanzminister 
hat diesen Auftrag von seinem Vorgänger übernom-
men und uns erklärt, dass er das im Laufe des Jahres 
zum Abschluss bringen will. Die Bundesbank ergänzt 
das um eigenes Know-how. 
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Ich kann Ihnen sagen, dass wir im Januar letzten 
Jahres bei der 1000. Sitzung des Finanzausschus-
ses des Bundesrates im alten Bundesbankgebäude 
in Frankfurt explizit dazu von der Bundesbank eine 
Präsentation bekommen haben. Damals ist im 
Grunde der Gedanke entstanden, es in den drei Säu-
len so zu vernetzen, wie ich es gerade geschildert 
habe. 

Was die Bundesbank angeht, können wir uns die 
vielfältigen Angebote, die sie schon macht – vielleicht 
macht sie diese in Zukunft noch stärker –, noch ein-
mal vorführen lassen. Zuständiges Vorstandsmit-
glied ist übrigens ein waschechter Nordrhein-West-
fale, nämlich Lutz Lienenkämper. 

(Zuruf von Hendrik Schmitz [CDU] – Heiterkeit 
von Oliver Krauß [CDU]) 

Einer eigenständigen landesweiten Finanzbildungs-
strategie bedarf es auch vor diesem Hintergrund vo-
raussichtlich nicht. Ich freue mich, wenn wir darüber 
im Ausschuss noch vertieft beraten. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Minister Optendrenk. – Weitere Wortmeldungen 
liegen mir nicht vor. Somit sind wir am Schluss der 
Aussprache. 
Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
18/19802 an den Haushalts- und Finanzausschuss – 
federführend – sowie an den Ausschuss für Schule 
und Bildung. Die abschließende Beratung und Abstim-
mung sollen im federführenden Ausschuss in öffentli-
cher Sitzung erfolgen. Wer stimmt der Überweisungs-
empfehlung zu? – Das sind die Fraktionen von SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen, CDU, FDP und AfD. Wer 
stimmt dagegen? – Niemand. Wer enthält sich? – Nie-
mand. Damit ist diese Überweisungsempfehlung 
angenommen. 

Wir kommen zu: 

9 Gesetz zur Änderung des Abgeordnetengeset-
zes des Landes Nordrhein-Westfalen 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/19781 

erste Lesung 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die antrag-
stellende Fraktion dem Abgeordneten Dr. Beucker 
das Wort. 

Dr. Hartmut Beucker (AfD): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Verehrte Damen, geehrte Herren! Schmal-
hans ist jetzt Küchenmeister in diesem Land. Laut ei-
ner Analyse des Leibniz-Instituts für Wirtschaftsfor-
schung Halle wurden im ersten Quartal 2026 insge-
samt 4.573 Insolvenzen von Personen und Kapital-
gesellschaften registriert – so viele wie seit über 20 
Jahren nicht mehr. 

Die Menschen und Unternehmen sind bankrott. Sie 
haben mehr Schulden als Geld. Beinahe täglich ge-
ben Unternehmen bekannt, Produktionsverlagerun-
gen zu planen und Arbeitnehmer entlassen zu wol-
len, so auch heute Morgen. 

Seit der Coronapandemie hat Deutschland 341.500 
Industriearbeitsplätze verloren. Ende des ersten 
Quartals 2026 hat die Zahl der Beschäftigten bei 
deutschen Industrieunternehmen 2,3 % unter dem 
Vorjahresniveau gelegen. Das entspricht rund 
127.000 Jobs weniger als im Vorjahr, wie aus einer 
Analyse des Beratungsunternehmens EY hervor-
geht. Das sind Hiobsbotschaften für die Menschen in 
Deutschland und in NRW. 

Doch damit nicht genug: Die öffentlichen Kassen 
sind leer. Mehr Bezieher von Grundsicherung, Mas-
seneinwanderung in die Sozialsysteme und jahr-
zehntelang verschleppte Reformen in den sozialen 
Systemen zwingen die Altparteien zu Reformen und 
Veränderungen. 

Im Bereich der Krankenversicherungen sind es Aus-
gabenbegrenzungen bei Praxen, Kliniken und der 
Pharmabranche. Außerdem sind höhere Zuzahlun-
gen für Medikamente sowie Einschränkungen bei 
der beitragsfreien Mitversicherung von Ehepartnern 
geplant. Die Zuzahlungen bei der Pflege sind bereits 
astronomisch hoch. Es wird Einschnitte bei der 
Rente und höhere Beiträge bei der Rentenversiche-
rung der jüngeren Arbeitnehmer geben. 

Das ist nur ein Ausschnitt aus der Latte von Sorgen, 
von denen die Bürger geplagt werden. Demgegen-
über gehören die Abgeordneten in NRW zu den best-
bezahlten in Europa. Zudem liegt die Erhöhung in ab-
soluten Zahlen bei unseren Diäten normalerweise 
deutlich über dem Lohnanstieg vieler Arbeitnehmer. 
Diese Diskrepanz kann die Politikverdrossenheit in 
Teilen der Bevölkerung verstärken.  

Angesichts solcher Tatsachen wäre es ein wichtiges 
Signal, unsere Diäten in diesem Jahr nicht steigen zu 
lassen.  

(Beifall von der AfD) 

Die Botschaft ist einfach: Wir muten nicht nur dem 
Bürger etwas zu, sondern auch uns selbst. Wir sind 
zusammen in einem Boot. Alles andere können Sie 
niemandem in unserem Land noch erklären.  

Auch im Bund steht wohl eine Mehrheit gegen Diä-
tenerhöhungen. Wie erklären Sie den Menschen, wo 
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der Unterschied zwischen Bundestags- und Land-
tagsabgeordneten liegt? Hier braucht es die Solidari-
tät der Politik und der Abgeordneten insgesamt. An-
dernfalls werden die Menschen tatsächlich das Ver-
trauen in die demokratischen Institutionen verlieren. 

(Beifall von der AfD) 

Überlegen Sie bitte: Millionen Arbeitnehmer wären 
froh, wenn ihr Opfer darin bestünde, dass ein Mo-
natsgehalt von weit mehr als 10.000 Euro ein Jahr 
lang nicht weiter steigt. Überlegen Sie weiter: Wenn 
die Wirtschaft wieder richtig brummen sollte, können 
wir die Diätenerhöhung gerne nachholen.  

Ich sehe da allerdings schwarz. Denn das hieße, 
dass Sie Ihre Industrie- und Energiepolitik ändern, 
die millionenfache Plünderung unserer Sozialsys-
teme durch Ausländer stoppen und unser Land auf 
allen Ebenen entbürokratisieren. Das liegt aber ers-
tens an Ihnen und der von Ihnen verfolgen Politik, 
über die Sie selbst entscheiden, und zweitens ändert 
es nichts daran, dass der hier beantragte Verzicht 
jetzt die richtige Maßnahme für uns ist.  

(Beifall von der AfD) 

Nächstes Jahr können wir ja weitersehen.  

Ich weiß, diese Frage berührt generell grundlegende 
Prinzipien der Demokratie wie die Unabhängigkeit 
der Mandatsträger und die angemessene Entschädi-
gung für eine anspruchsvolle Tätigkeit. Gleichzeitig 
steht sie im Spannungsfeld zwischen dem gerade 
Geschilderten und den öffentlichen Erwartungen hin-
sichtlich Transparenz, Bescheidenheit und der Be-
rücksichtigung der Belange der Bürger.  

Der automatische Anpassungsmechanismus, der die 
Diäten an die allgemeine Lohnentwicklung koppelt, 
war ja gerade ein Versuch, Objektivität herzustellen 
und die Debatte zu versachlichen. Wenn wir aber die 
Balance zwischen notwendiger Professionalisierung 
und bürgernaher Repräsentation angemessen hal-
ten wollen, dann müssen in Zeiten wie diesen Be-
scheidenheit und Bürgernähe dominieren. Und das 
heißt: Diätenverzicht. – Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Danke sehr, 
Herr Dr. Beucker. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht jetzt die Abgeordnete Wenzel. 

Jule Wenzel*) (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen der demokrati-
schen Fraktionen! Wir erleben wirtschaftlich schwie-
rige Zeiten. Viele Menschen in diesem Land stehen 
finanziell unter Druck. Deshalb ist es gerade jetzt ge-
boten, dass wir uns als Parlament keine Schnell-
schüsse leisten, sondern transparent und orientiert 

an der Lebensrealität der Menschen in unserem 
Land agieren.  

Seitdem Bürger*innen für ihre Arbeit als Abgeord-
nete im Parlament Geld verdienen – übrigens eine 
historische Errungenschaft, damit auch die nicht ade-
lige Bevölkerung, also nicht die von Storchs, in einem 
Parlament arbeiten können –, gibt es die Debatte 
darüber, wie viel sie denn eigentlich verdienen sollen.  

Das Parlament ist da in einem Dilemma, denn es 
muss über seinen eigenen Lohn entscheiden. Diese 
parlamentarische Notwendigkeit wird seit jeher zu 
Verhetzungen nach aktueller Stimmungslage ge-
nutzt. Die AfD hat es sich gerade ja nicht nehmen 
lassen, auch bei dieser Debatte wieder mit auslän-
derfeindlichen Narrativen zu agieren.  

Wir haben uns in NRW für einen anderen Weg ent-
schieden, nämlich für einen transparenten und ver-
lässlichen. Das geltende Abgeordnetengesetz in 
Nordrhein-Westfalen ist mit den Stimmen aller demo-
kratischen Fraktionen beschlossen worden. Es sieht 
ausdrücklich vor, dass sich die Bezüge der Abgeord-
neten an der Entwicklung der Nominallöhne orientie-
ren.  

Das ist der zentrale Punkt, aber dazu wurde gerade 
nicht ausgeführt. Denn was heißt das? Wenn die 
Löhne in diesem Land steigen, dann steigen die Diä-
ten. Wenn die Löhne im Land sinken, dann sinken 
auch die Diäten. Diese Kopplung stellt sicher, dass 
wir uns eben nicht selbst bedienen, sondern uns an 
der Lebensrealität der Menschen in unserem Land 
orientieren.  

(Beifall von den GRÜNEN, der CDU, der SPD 
und der FDP) 

Im vergangenen Jahr sind die Nominallöhne in NRW 
um rund 4,3 % gestiegen. Genau daran bemisst sich 
die jetzige Anpassung. Das ist kein politischer Be-
schluss, keine willkürliche Entscheidung, sondern ein 
automatischer, transparenter Mechanismus, ermittelt 
durch das Statistische Landesamt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Problem an die-
sem Gesetz ist nicht nur sein Inhalt, sondern die 
Grundhaltung dahinter. Hier wird systematisch ver-
sucht, Vertrauen in demokratische Institutionen zu 
untergraben und sie Populisten preiszugeben, indem 
man so tut, als seien Anpassungen Ausdruck von 
Selbstbedienung.  

Das Gegenteil ist aber richtig. Gerade weil die An-
passung entpolitisiert und regelgebunden ist, schafft 
sie Vertrauen. Wenn jetzt je nach Stimmungslage 
oder Schlagzeile eingegriffen wird, dann wäre genau 
das der Einstieg in die Politisierung und die Willkür 
eigener Bezüge, abgekoppelt von der Lebensrealität.  

Ein gutes Beispiel dafür sind im Übrigen die Fraktions-
vorsitzenden der AfD im Bundestag, die sich locker zu 
den Spitzenverdiener*innen deutscher Abgeordneter 



Landtag   18.06.2026 

Nordrhein-Westfalen 69 Plenarprotokoll 18/125 

 

zählen dürfen und damit wohl auch im europäischen 
Vergleich die Spitzenverdiener*innen sein dürften.  

Lassen Sie mich abschließend eines deutlich sagen: 
Wer sich ernsthaft um die wirtschaftliche Lage der 
Menschen sorgt, der kümmert sich um gute Löhne, 
sichere Arbeitsplätze, Integration in den Arbeits-
markt, eine starke Wirtschaft und eine starke Sozial-
partnerschaft, in der Tarifauseinandersetzungen 
stattfinden,  

(Beifall von Dr. Günther Bergmann [CDU]) 

nicht um symbolische Debatten über ein bewährtes 
und transparentes Anpassungssystem. Wir lehnen 
diesen Gesetzentwurf ab.  

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Wenzel. –Weitere Wortmeldungen lie-
gen mir nicht vor. Somit sind wir am Schluss der Aus-
sprache.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs Drucksa-
che 18/19781 an den Hauptausschuss – federfüh-
rend – sowie an den Haushalts- und Finanzaus-
schuss. Wer stimmt dieser Überweisungsempfeh-
lung zu? – Das sind die Fraktionen von SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen, CDU, FDP und AfD. Wer stimmt 
dagegen? – Niemand. Wer enthält sich? – Niemand. 
Damit ist diese Überweisungsempfehlung ange-
nommen.  

Wir kommen zu: 

10 Für eine Kultur der Wertschätzung – Maßnah-
men zur künftigen Gestaltung des Veteranen-
tags in Nordrhein-Westfalen 

Antrag 
der Fraktion der CDU, 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/19777 – Neudruck 

Ich eröffne die Aussprache und erteile dem Abgeord-
neten Hagemeier für die Fraktion der CDU das Wort.  

Daniel Hagemeier (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Wenn 
junge Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr ge-
loben, „der Bundesrepublik Deutschland treu zu die-
nen und das Recht und die Freiheit des deutschen 
Volkes tapfer zu verteidigen“, dann ist das mehr als 
ein Satz. Dann ist das ein feierliches Gelöbnis, ein 
die jungen Soldatinnen und Soldaten bindendes Ver-
sprechen. 

Ein Versprechen ist stets verpflichtende Verantwor-
tung. Dieses Gelöbnis ist ein Versprechen gegen-
über unserem Land, ein Versprechen gegenüber un-
serer Verfassung, ein Versprechen gegenüber den 
Menschen, die in Freiheit, Sicherheit und Frieden le-
ben wollen. 

In diesem Sinne war das feierliche Gelöbnis vor dem 
Landtag Nordrhein-Westfalen im vergangenen Jahr 
ein starkes und beeindruckendes Zeichen. Rund 420 
Rekrutinnen und Rekruten haben vor der Herzkam-
mer unserer nordrhein-westfälischen Demokratie ihr 
Gelöbnis abgelegt. Es war ein sichtbares Bekennt-
nis: Die Bundeswehr gehört in die Mitte unserer De-
mokratie, und die Menschen, die in ihr dienen, gehö-
ren in die Mitte unserer Gesellschaft. 

(Beifall von der CDU, den GRÜNEN und Fran-
ziska Müller-Rech [FDP]) 

Über viele Jahrzehnte hinweg hat sich unser Land 
mit dieser Einsicht und diesem Bekenntnis gegen-
über unseren Bürgerinnen und Bürgern in Uniform 
schwergetan. Viele Soldatinnen und Soldaten haben 
erlebt, dass ihr Dienst kaum sichtbar war, mit Distanz 
betrachtet wurde oder ihnen mit Vorbehalten begeg-
net wurde. Dabei war immer klar: Die Bundeswehr ist 
keine Armee neben der Demokratie. Sie ist eine Ar-
mee in der Demokratie. Sie ist eine Parlamentsar-
mee. 

Gerade deshalb ist es richtig, dass wir heute über 
eine Kultur der Wertschätzung sprechen. Der Vete-
ranentag am 15. Juni ist dafür ein wichtiges Zeichen. 
Er macht deutlich: Wer unserem Land gedient hat, 
wer ihm heute dient oder wer in der Reserve bereit-
steht, verdient den Dank, den Respekt und die Auf-
merksamkeit unserer Gesellschaft. 

Veteraninnen und Veteranen haben Verantwortung 
übernommen, als andere nur über Verantwortung 
gesprochen haben. Sie haben gedient, geübt, ver-
zichtet, Einsätze getragen und Kameradschaft ge-
lebt. Manche haben in internationalen Krisengebie-
ten Dienst geleistet, andere haben im Inland gehol-
fen, etwa beim verheerenden Hochwasser 2021 oder 
während der Coronapandemie. Das alles ist keine 
Selbstverständlichkeit, das ist gelebte und prakti-
zierte Solidarität und hat unsere angemessene Wert-
schätzung verdient. 

(Beifall von der CDU und Franziska Müller-
Rech [FDP] – Vereinzelt Beifall von den 
GRÜNEN) 

Wer bereit ist, für unser Land Dienst zu leisten, ver-
dient kein Misstrauen, keine Gleichgültigkeit und kein 
betretenes Wegsehen, er verdient Respekt. 

Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine hat 
uns allen vor Augen geführt, dass Frieden, Freiheit 
und Sicherheit nicht selbstverständlich sind. Wir erle-
ben eine Welt, in der autoritäre Mächte, denen das 
international verbindlich geltende Völkerrecht 
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gleichgültig und lästig ist, die regelbasierte Ordnung 
herausfordern. 

Frieden und Freiheit bedingen einander. Freiheit gibt 
es ohne Frieden nicht, und Frieden zeichnet sich 
durch Freiheit aus. Dienst für unsere Verfassung ist 
immer auch Dienst für Frieden sowie für Freiheit, die 
den Genuss aller anderen Güter erst ermöglicht. In 
dieser Lage muss eine Demokratie wissen, wer sie 
schützt, und sie muss zu denen stehen, die diesen 
Schutzauftrag übernehmen. 

Nordrhein-Westfalen ist mit der Bundeswehr eng ver-
bunden. An 25 Standorten leisten rund 20.000 aktive 
Soldatinnen und Soldaten ihren Dienst, hinzu kom-
men rund 12.000 zivile Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter und viele Reservistinnen und Reservisten, die 
sich in unserem Land und für unser Land engagie-
ren. 

Deshalb ist es richtig, dass Nordrhein-Westfalen den 
Veteranentag auch im Land sichtbar gestaltet. Unser 
gemeinsamer Antrag von CDU, Grünen und FDP for-
muliert dafür konkrete Schritte. Wir wollen Veteranin-
nen und Veteranen am Nationalen Veteranentag an-
gemessen würdigen. Wir wollen öffentliche Veran-
staltungen in Abstimmung mit Landtag, Landeskom-
mando, Bundeswehr und Bundeswehrverbänden. 
Wir wollen auch die Landkreise sowie die kreisange-
hörigen und kreisfreien Städte einbeziehen. Der Ve-
teranentag soll das Band zwischen Bundeswehr und 
Gesellschaft stärken. 

Veteraninnen und Veteranen können mit sichtbaren 
und unsichtbaren Wunden, auch aus der Vergangen-
heit, zurückkehren. Daher nehmen wir mit dem Lan-
despsychiatrieplan im Bereich der Prävention und 
Gesundheitsförderung die Entstigmatisierung psy-
chischer Erkrankungen und Belastungsstörungen 
besonders in den Blick. Durch die Lotsen für Einsatz-
geschädigte erhalten belastete Soldatinnen und Sol-
daten und ihre Angehörigen bereits jetzt auf unbüro-
kratische Weise Beistand auf Augenhöhe. 

Meine Damen und Herren, der Veteranentag ist ein 
Tag der Anerkennung. Er erinnert uns: Freiheit 
braucht Schutz, Sicherheit braucht Menschen, und 
Demokratie braucht diejenigen, die bereit sind, ihr zu 
dienen.  

Deshalb sage ich für die CDU-Landtagsfraktion sehr 
klar: Wir stehen zur Bundeswehr als Parlamentsar-
mee, die fest auf dem Boden des Grundgesetzes 
steht. Wir stehen zu unseren Soldatinnen und Solda-
ten und zu den Veteraninnen und Veteranen dieses 
Landes. Der Veteranentag gibt uns die Gelegenheit, 
diesen Respekt für eine demokratische Gesellschaft 
sichtbar zu machen, die weiß, wem sie Dank schul-
det. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Hagemeier. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht jetzt die Kollegin Paul. 

Josefine Paul*) (GRÜNE): Herr Präsident! Sehr ge-
ehrte Damen und Herren! In diesem Jahr begehen 
wir zum zweiten Mal rund um den 15. Juni den Nati-
onalen Veteranentag. In diesem Jahr steht der Vete-
ranentag unter dem Motto „Veterans, Family & 
Friends“. Damit rücken neben den Soldatinnen und 
Soldaten auch diejenigen in den Mittelpunkt, die oft-
mals das Engagement erst ermöglichen und auch 
Belastungen mittragen und auffangen. 

Soldatinnen und Soldaten leisten einen besonderen 
Dienst für unsere Gesellschaft. Sie übernehmen Ver-
antwortung für die Sicherheit unseres Landes und sie 
verteidigen unsere Werte. Das ist gerade aktuell sehr 
wichtig, vielleicht wichtiger als in den vielen Jahren 
einer europäischen Friedensdividende. 

Die Bundeswehr ist eine Parlamentsarmee, sie ist 
dem Grundgesetz verpflichtet. Das bedeutet vor al-
lem, dass sie ein Teil unserer Gesellschaft ist. Wir 
hatten in dieser Woche im Hauptausschuss die Ge-
legenheit, mit Brigadegeneral Müller ein Gespräch zu 
führen, und er hat es mit diesen Worten zusammen-
gefasst: Die Bundeswehr ist dort angekommen, wo 
sie hingehört: in der Mitte der Gesellschaft. 

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN und der 
CDU) 

Genau das soll der Veteranentag zum Ausdruck brin-
gen: Wertschätzung und Sichtbarkeit für das Enga-
gement der Soldatinnen und Soldaten, aber auch ih-
rer Angehörigen und Freunde. Veteraninnen und Ve-
teranen setzen das höchste Gut – ihr Leben und ihre 
Gesundheit – für die Verteidigung unserer Sicherheit 
und Freiheit sowie der Werte unserer Gesellschaft 
ein. 

In den letzten Jahren ist aber auch immer wieder 
deutlich geworden, welch wichtigen Beitrag die Bun-
deswehr bei der Bewältigung von Krisen geleistet 
hat, ob während des schlimmen Hochwassers oder 
der Coronapandemie. Für diesen umfassenden Ein-
satz für unsere Gesellschaft gebührt ihnen unser 
Dank und unsere Anerkennung. 

(Beifall von den GRÜNEN, der CDU und der 
FDP) 

Der Veteranentag soll aber vor allem auch dazu die-
nen, die Menschen – ihre Geschichten, Erfahrungen 
und Beweggründe – in den Mittelpunkt zu stellen. 
Soldatinnen und Soldaten sind nämlich nicht nur Uni-
formträger. Sie sind Menschen, die Mütter, Brüder, 
Freunde oder Nachbarinnen sind. Sie sind Men-
schen, die Verantwortung übernommen haben. Da-
für verdienen sie neben der Anerkennung auch Un-
terstützung und Fürsorge.  
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Viele Soldatinnen und Soldaten tragen die Heraus-
forderungen und Belastungen ihres Dienstes noch 
lange mit sich, gerade dann, wenn sie mit sichtbaren 
und unsichtbaren Verwundungen aus Einsätzen zu-
rückkehren. Viel zu lange wurden gerade die weniger 
sichtbaren seelischen Verwundungen tabuisiert; sie 
blieben verborgen. Dabei ist die mentale und psychi-
sche Gesundheit längst ein gesamtgesellschaftli-
ches Thema. Es bedarf an vielen Stellen einer stär-
keren Sichtbarkeit, einer Enttabuisierung und Ent-
stigmatisierung sowie einer breiteren Versorgung. 
Dies gilt selbstverständlich auch für Soldatinnen und 
Soldaten. 

Umso wichtiger sind die Netzwerke und Unterstüt-
zungsstrukturen, die Veteraninnen und Veteranen 
sowie ihre Angehörigen unterstützen und begleiten. 
Wenn wir von Verteidigungsfähigkeit und Resilienz, 
die gerade in diesen Zeiten notwendig ist, sprechen, 
dann dürfen wir diese Unterstützung, diese Beglei-
tung und Nachsorge nicht außer Acht lassen. 

Wir erleben eine neue sicherheitspolitische Realität, 
und Bedrohungen sind längst nicht mehr abstrakt. 
Russlands Angriffskrieg gegen die Ukraine hat uns 
dies in aller Brutalität vor Augen geführt. Weltpolitisch 
steht Deutschland – und damit auch die Bundeswehr – 
vor zahlreichen Herausforderungen. 

Gleichzeitig beobachten wir, dass Sabotage und 
Desinformation zu einer Destabilisierung im Inland 
beitragen sollen. Das rückt die Frage der inneren wie 
der äußeren Sicherheit und damit auch unseren Blick 
auf diejenigen, die ihr dienen, neu in den Fokus. 
Umso wichtiger ist es, Resilienz umfassend zu den-
ken. Die militärische und die zivile Verteidigung müs-
sen in dieser sicherheitspolitischen Lage weiter ge-
stärkt werden. 

Dazu braucht es Menschen, die diese verantwor-
tungsvollen Aufgaben übernehmen – als Soldatinnen 
und Soldaten, als Reservistinnen und Reservisten, 
aber natürlich auch in den anderen Organisationen 
des Zivil- und Katastrophenschutzes. Ihnen allen ge-
bührt unser Dank, unsere Anerkennung und unsere 
Wertschätzung. Ihnen gebührt, dass wir diese Wert-
schätzung am Veteranentag auch hier in Nordrhein-
Westfalen mit unserer starken Verbundenheit zur 
Bundeswehr zum Ausdruck bringen. 

Ihnen gebührt ebenfalls, dass wir darüber hinaus die 
konkreten Unterstützungsangebote weiter ausbauen 
und damit zum Ausdruck bringen, dass unsere Bun-
deswehr in der Mitte der Gesellschaft steht, dass die 
Soldatinnen und Soldaten Bürgerinnen und Bürger in 
Uniform sind und dass wir bei ihrer herausfordernden 
und verantwortungsvollen Aufgabe an ihrer Seite ste-
hen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN, der CDU und der 
FDP) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Paul. – Für die Fraktion der FDP spricht 
jetzt die Abgeordnete Schneider. 

Susanne Schneider (FDP): Herr Präsident! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Ich hätte es schön ge-
funden, wenn unsere Debatte zur Bundeswehr ein 
bisschen mehr Aufmerksamkeit gefunden hätte. 

(Beifall von der AfD und Dr. Werner Pfeil [FDP]) 

Wenn bei der größten Regierungsfraktion deutlich 
weniger Abgeordnete als bei meiner FDP-Fraktion 
sitzen, dann macht mich das schon nervös. 

Lieber Daniel Hagemeier, ich muss Sie korrigieren. 
Sie haben eingangs gesagt, dass Soldaten geloben 
würden. Soldaten geloben aber nicht, sondern Sol-
daten schwören. Freiwillig Wehrdienstleistende da-
gegen geloben. Gelobt bzw. geschworen wird – ge-
statten Sie mir bitte die Wiederholung –, 

„der Bundesrepublik Deutschland treu zu dienen 
und das Recht und die Freiheit des deutschen 
Volkes tapfer zu verteidigen.“ 

Ich frage Sie, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren: Kennen Sie irgendeinen anderen Beruf, bei dem 
geschworen wird, für dieses Land tapfer zu sein? Ich 
kenne keinen. Allein das verdient aber schon einen 
Riesenrespekt. 

(Beifall von der FDP und Andreas Bialas 
[SPD]) 

50.000 Menschen haben am Tag der Bundeswehr 
meine Glückauf-Kaserne in Unna besucht. Das war 
eine tolle Veranstaltung. Die Bundeswehr hat sich 
grandios präsentiert und ihren Fuhrpark, ihre Mög-
lichkeiten, die verschiedenen Bereiche, die es dort 
gibt, sowie die Waffen vorgestellt. Ich habe mich ge-
freut, dass in meiner Kaserne, und zwar nur in mei-
ner, auch das KSK war, das auch eine Riesenreso-
nanz erfahren hat. Die Schlange für die Ninja-War-
rior-Veranstaltung – so nenne ich das jetzt mal –, die 
das KSK mit Interessenten durchgezogen hat, war 
beachtlich. Das zeigt: Die Bundeswehr ist und gehört 
in die Mitte unserer Gesellschaft. 

(Beifall von der FDP und Josefine Paul 
[GRÜNE]) 

Diejenigen, die die Bundeswehr kritisch sehen, soll-
ten auch Respekt an den Tag legen. Die Veranstal-
tung in Unna wurde natürlich von Demonstrationen 
und von einer Protestaktion begleitet. Darauf lässt 
sich nur so antworten, wie es auch die Bundeswehr 
tut: 

„Wir kämpfen auch dafür, dass du gegen uns sein 
kannst.“ 

Auch das spricht sehr für unsere Truppe. 
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(Beifall von der FDP, Dr. Günther Bergmann 
[CDU], Daniel Hagemeier [CDU] und Josefine 
Paul [GRÜNE]) 

Die Einführung des Nationalen Veteranentages, der 
nun jährlich am 15. Juni begannen wird, im Jahr 2024 
war ein längst überfälliger Schritt zur Anerkennung 
der Leistungen unserer Soldatinnen und Soldaten. 
Mit diesem sollen vor allem die Soldatinnen und Sol-
daten gewürdigt werden, die im Einsatz stehen und 
standen. Der Bundestag hat in seinem Beschluss 
ausdrücklich auch die Länder und Kommunen dazu 
aufgefordert, sich in geeigneter Weise an der Durch-
führung des Veteranentags zu beteiligen. 

Um die Beteiligung Nordrhein-Westfalens am Vete-
ranentag sicherzustellen und vor allem um weitere 
Unterstützungsmaßnahmen für die Veteranen und 
Veteraninnen auf den Weg zu bringen, hat die FDP-
Landtagsfraktion NRW bereits im letzten Jahr einen 
eigenen Antrag ins Verfahren eingebracht, der die-
sem hier ausgesprochen ähnelt. Dazu hat schon im 
letzten Dezember eine große Anhörung stattgefun-
den. 

Nordrhein-Westfalen ist eng mit der Bundeswehr ver-
knüpft. Wir haben es schon gehört: 25 Standorte in 
unserem Bundesland sind erwähnt worden. Es ist 
daher ein richtiges Zeichen, dass künftig eine öffent-
liche Veranstaltung in Abstimmung mit dem Landtag, 
dem Landeskommando NRW, der Bundeswehr und 
den Bundeswehrverbänden durchgeführt werden 
soll. Die Anerkennung von Leistung hat eine solche 
Öffentlichkeit mehr als verdient. 

(Beifall von Angela Freimuth [FDP]) 

Daneben war es uns aber wichtig, dass die Vetera-
ninnen und Veteranen auch ganz konkrete Unterstüt-
zung erfahren. Sie tragen die Last ihres Dienstes oft 
noch lange mit sich, auch nachdem der Einsatz 
längst vorbei ist und besonders dann, wenn sie mit 
sichtbaren oder unsichtbaren Wunden zurückkeh-
ren. Gerade die psychotherapeutische Versorgung 
muss dringend verbessert werden. Psychische Ein-
satzfolgen wie Posttraumatische Belastungsstörun-
gen müssen weiter entstigmatisiert werden. Men-
schen, die an PTBS leiden, finden in unserer Gesell-
schaft leider immer noch nicht die Aufmerksamkeit, 
die Offenheit und die Fürsorge, die sie verdienen. 
Das muss sich dringend ändern. 

(Beifall von der FDP, Andreas Bialas [SPD], 
Ina Besche-Krastl [GRÜNE] und Josefine Paul 
[GRÜNE]) 

Wir als FDP-Landtagsfraktion hätten uns sogar noch 
eine weitere Maßnahme vorstellen können. In unse-
rem Antrag hatten wir auch für Fortbildungsangebote 
für die Ärzteschaft und für Psychotherapeuten ge-
worben. Wir hatten uns auch für die Einführung einer 
flächendeckenden und rund um die Uhr professionell 
besetzten Notrufnummer für Krisensituationen mit 

zusätzlichem Onlinechat-Angebot eingesetzt. Geben 
wir unseren Veteraninnen und Veteranen die Aner-
kennung und die Unterstützung, die sie verdienen 
und benötigen.  

Die Grundlage dieses Antrags ist ein FDP-Antrag. 
Daher stimmen wir liebend gerne zu. – Vielen Dank.  

(Beifall von der FDP und Daniel Hagemeier 
[CDU]) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Schneider. – Für die Fraktion der SPD 
spricht jetzt der Abgeordnete Bialas. 

Andreas Bialas (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Zum 
Glück gibt es Menschen, die mit ihrem Können und 
Wollen, mit ihrer Seele, mit ihrem Leib bereit sind, 
uns, unsere Werte, unsere Heimat zu verteidigen, die 
bereit sind, mit ihrer Gesundheit, notfalls mit ihrem 
Leben dafür einzustehen. Wir sind froh, dass es 
diese Menschen gibt; wir sind dankbar, dass es diese 
Menschen gibt – unsere Soldatinnen und Soldaten.  

Wir setzen sie ein. Sie erhalten von uns ihre Auf-
träge. Wir schicken sie in Einsätze. Wer Soldatinnen 
und Soldaten einsetzt, der muss sich kümmern – vor-
her, währenddessen, nachher. Punkt. Das ist, das 
sei eine Selbstverständlichkeit. Fraglich ist, wie das 
gemacht wird.  

Nun wird es ein wenig seltsam. Fast wortgleich gab 
es den vorliegenden Antrag bereits einmal. Er 
stammt vom 27. Mai 2025 – das war ebenfalls um 
den Veteranentag herum – und kam von der FDP.  

(Beifall von Susanne Schneider [FDP]) 

Es wurde gerade benannt: Im Dezember gab es 
dazu eine Anhörung. Die war gut. Im Antrag stand 
viel Vernünftiges, und bei der Anhörung kam viel Ver-
nünftiges zur Sprache.  

Mal abgesehen davon, dass Sie von CDU und Grü-
nen die Regierung stellen und selbst jederzeit han-
deln können bzw. handeln müssten: Spätestens 
nach der Anhörung stand Ihnen ein Sammelsurium 
an hochkarätigen Vorschlägen aus dem Antrag 
selbst und aus der Anhörung zur Verfügung. Was ha-
ben Sie seitdem gemacht? Was haben Sie mit den 
Vorschlägen gemacht? Was haben Sie umgesetzt, 
veranlasst? Haben Sie irgendwie irgendwas getan? 
Echtes Kümmern sieht anders aus.  

Sie haben nach einem Jahr einen fast wortgleichen 
Antrag erneut zum Veteranentag, diesmal im Jahr 
2026, vorgelegt, „CDU und Grüne“ darübergeschrie-
ben und erst auf den letzten Metern die FDP hinzu-
genommen. Das ist alles, und das ist mehr als 
schade.  
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Ich hätte mir auch mehr Verve im Antrag und vor al-
len Dingen dann im Tun – der Titel ist ein bisschen 
anders als das, was drinsteht – im Hinblick auf die 
Verbesserung der Sichtbarkeit gewünscht: Einbezug 
von Bildungseinrichtungen, Erleichterung der Arbeit 
der Jugendoffiziere, sicherheitspolitische Diskurse 
und Berichte über Folgen von Einsätzen, Unterstüt-
zung von Veranstaltungen, in der Fläche Aufbau von 
Ansprechpartnern, in den Kommunen Planung von 
Standorten, Einbindung von Übungen, Ansprech-
partner bzw. Spiegel in den Ministerien, Tage der of-
fenen Türen mit gemeinsamen Feiern, regionale 
Partnerschaften, Unterstützung von Ausstellungen, 
Sport- und Kulturunterstützung, mehr Präsenz in den 
Medien, Unterstützung von Ehrenamtlern, Aufbau 
von Netzwerken etc. pp.  

Dazu – ich wiederhole mich bereits – war die Anhö-
rung eine Goldgrube an Vorschlägen. Also raus aus 
der Unsichtbarkeit, rein in die Mitte der Gesellschaft, 
und zwar nicht nur mit Reden heute hier, sondern mit 
tatsächlichem Tun auch vor Ort! Erkenntnisse liegen 
doch vor. Schreiben Sie keine lau aufgewärmten An-
träge, sondern handeln Sie.  

Was wir Soldaten brauchen und was wir auch verdie-
nen, ist keine Show und keine Anbiederung, sondern 
es sind Klarheit, Verlässlichkeit, Ernsthaftigkeit, Auf-
richtigkeit, Unterstützung und Fürsorge, Interesse 
und Integration an 365 Tagen im Jahr.  

Was mich zusätzlich ärgert – es steht mittlerweile in 
so vielen Ihrer Anträge, so auch hier –, ist die Äuße-
rung „im Rahmen vorhandener Mittel“. In der Anhö-
rung wurde über derzeit bereits geleistete, meist eh-
renamtliche und durch Spenden finanzierte Hilfen 
gesprochen. Es ging unter anderem um die Tätigkei-
ten des Bundes Deutscher EinsatzVeteranen sowie 
um das Kompetenznetzwerk psychosoziale Vetera-
nen- und Familienhilfe. Wenn wir über notwendige 
Hilfen sprechen, dann sind wir zutiefst dankbar, dass 
sich Ehrenamtler dem annehmen. Es kann aber nicht 
allein ihre Aufgabe sein. Hier muss der Staat notwen-
dige Hilfe leisten, und dann muss es eben auch im 
Haushaltsplan auftauchen.  

(Beifall von der SPD – Christian Dahm [SPD]: 
So ist das!) 

Es wäre etwas Neues im Jahr 2026 gewesen, sich 
auch haushalterisch zu bekennen.  

Ehrenamtler sollen sich der Menschen annehmen 
und nicht die Mehrheit ihrer Zeit mit dem Hinterher-
laufen nach Spenden füllen. Das gilt übrigens 
ebenso für andere Bereiche.  

Wenn etwas notwendig ist – und die Fürsorge für un-
sere Soldatinnen ist notwendig –, dann muss es auch 
getan werden. Dann darf es kein Zaudern geben. Sol-
datinnen zaudern auch nicht bei der Erfüllung ihrer 
Pflichten. Sie tun es, und wir müssen es auch tun – 
kleiner Tipp für den Haushalt 2027.  

Dennoch werden wir dem Antrag zustimmen. Ers-
tens steht nichts völlig Falsches drin, zweitens ergibt 
sich das Defizit nicht aus dem Antrag, sondern aus 
Ihrem fehlenden Handeln, und drittens ist es mehr als 
wichtig und wichtiger als irgendwelche Befindlichkei-
ten: Wenn wir über unsere Soldatinnen debattieren 
und etwas beschließen, sollten wir demokratischen 
Fraktionen das immer gemeinsam tun.  

Zum Abschluss bleibt mir, ein Wort an unsere Solda-
tinnen zu richten: Danke für euren Einsatz! Danke für 
euren Dienst! – Vielen Dank.  

(Beifall von der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Bialas. – Für die Fraktion der AfD 
spricht jetzt der Abgeordnete Röckemann.  

Thomas Röckemann (AfD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren Kollegen! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Dienstag war Veteranentag. Sonntag 
findet in Berlin ein zentraler Festakt unter dem Motto 
„Veterans, Family & Friends“ statt. Da gehört ein An-
trag von CDU und Grünen natürlich zum Pflichtpro-
gramm.  

Dabei kann man gerade den antragstellenden Par-
teien nicht über den Weg trauen. Die CDU hat die 
Bundeswehr über Jahrzehnte mitverwaltet, verklei-
nert und verschlissen. Dass sich ausgerechnet die 
grüne Sekte, die gerade ziemlich mit Abwesenheit 
glänzt,  

(Simon Rock [GRÜNE]: Hallo!) 

der Truppe zuwendet, ist durchaus als militärisch 
schizophren zu bezeichnen. Waren es nicht gerade 
auch Parteigänger der Grünen, die Parolen wie „Sol-
daten sind Mörder“ skandierten?  

Was wurde nicht alles unternommen, um die Bun-
deswehr an den Rand der Gesellschaft zu drängen? 
Uniform? Unerwünscht. Jugendoffiziere? Verdäch-
tig. Tradition? Unter Generalverdacht. Im Ausland? 
Kopf hinhalten. Im Inland? Möglichst unsichtbar blei-
ben.  

Von wegen Kultur der Wertschätzung: Gerade Af-
ghanistan zeigt, was wirklich Sache ist. Deutsche 
Soldaten wurden in diesen tödlichen Einsatz ge-
schickt, während die Politik zu Hause lange igno-
rierte, dass dort überhaupt gekämpft wurde. Afgha-
nistan war keine Friedensmission, sondern Krieg. Im 
Krieg fallen Soldaten. Sie sprechen von Todesfällen. 
Damit verweigern Sie bereits verbal die Anerken-
nung. Stattdessen fordern Sie jetzt Dialogformate, 
Austauschplattformen, Koordinierungskreise, Sensi-
bilisierungskonzepte und Netzwerke.  

Wer als Kriegsheimkehrer nachts nicht mehr schla-
fen kann, weil die Schatten ihn nicht mehr loslassen, 
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der braucht keinen Koordinierungskreis, sondern 
kompetente Ansprechpartner, kein Dialogformat, 
sondern erfahrene Ärzte und ein funktionierendes 
System, das seine seelischen und körperlichen Ver-
wundungen heilt. Er braucht schnelle und unbürokra-
tische Hilfe.  

(Beifall von der AfD) 

Das Gleiche gilt für die Familien gefallener Kamera-
den. Auch die benötigen keine Sensibilisierungskon-
zepte, sondern ebenfalls schnelle und unbürokrati-
sche Hilfe. Das alles erfordert Schaffenskraft und na-
türlich viel Geld. Genau hier verraten Sie sich. Die Fi-
nanzierung ihrer Ideen soll – ich zitiere – „im Rahmen 
vorhandener Mittel“ erfolgen. Aus Regierungssprech 
übersetzt heißt das: Es soll gut klingen und nichts 
kosten. Betroffene Veteranen und die Familien Ge-
fallener wissen Bescheid. Viele warten bereits jahre-
lang auf Unterstützung, oft vergeblich. Hier setzen 
wir an.  

Wir, die Alternative für Deutschland, fordern eine 
zentrale Anlaufstelle, geschulte Ärzte, eingebundene 
Veteranenverbände und, bevor Familien zerbrechen, 
schnelle Hilfe für Angehörige. Wir fordern die Sicht-
barmachung der Sorgen und Nöte unserer Soldaten 
und Veteranen in Städten, Schulen und Behörden 
mit Beflaggung, Veteranenabzeichen und Wert-
schätzung – der Wertschätzung, die bis jetzt gefehlt 
hat –,  

(Beifall von der AfD) 

und das nicht nur am Veterans-Family-and-Friends-
Day bei Bier und netten Gesprächen mit Kriegstrei-
bern wie Kiesewetter oder Waffenlobbyisten wie 
Strack Zimmermann.  

(Zuruf von Hendrik Schmitz [CDU]) 

Eine Gesellschaft, die ihre Soldaten versteckt oder 
sich ihrer schämt, darf sich nicht wundern, wenn das 
Band zwischen Volk und Truppe brüchig geworden 
ist.  

(Zuruf von Andreas Bialas [SPD]) 

Aus diesem Grund lehnen wir den aktuell gültigen 
Traditionserlass der Bundeswehr ab. Wir fordern 
eine grundlegende Reform der militärischen Erinne-
rungskultur. Wir plädieren für ein wesentlich breiteres 
Traditionsverständnis, in dem die verschiedenen his-
torischen Epochen entsprechend eingebunden sind. 
Davon sind Sie alle meilenweit entfernt. Ihr Schön-
wetterantrag macht schon auf den ersten Metern 
schlapp. Deshalb lehnen wir ihn ab. – Guten Tag.  

(Beifall von der AfD – Karl-Josef Laumann, Mi-
nister für Arbeit, Gesundheit und Soziales geht 
zum Redepult.) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Einen kleinen 
Moment noch, Herr Minister. – Herr Abgeordneter 

Röckemann, Sie haben sich zu Beginn Ihrer Rede 
gegenüber einer der antragstellenden Fraktionen 
sehr abweisend – ich will das nicht wiederholen – un-
parlamentarisch geäußert. Dafür erteile ich Ihnen 
eine nichtförmliche Rüge. Das ist der Würde des 
Hauses nicht angemessen. Zum Ende Ihrer Rede 
haben Sie von Kriegstreibern gesprochen. 

(Zuruf von Thomas Röckemann [AfD]) 

– Das bestätigen Sie jetzt sogar?  

(Thomas Röckemann [AfD]: Das war eine 
Frage!) 

– Nein, ich gebe Ihnen einen Hinweis, Sie fragen 
mich nicht. Das ist der Würde dieses Hauses eben-
falls nicht angemessen. Ich fordere Sie auf bzw. er-
mahne Sie, dies zukünftig zu unterlassen. Im Wie-
derholungsfall müssen Sie mit förmlichen Ordnungs-
maßnahmen rechnen. – Jetzt hat Minister Laumann 
für die Landesregierung das Wort.  

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich will die Debatte 
der demokratischen Fraktionen aufgreifen.  

(Zuruf von Christian Loose [AfD]) 

Wir alle sind uns darin einig, dass unseren Soldatin-
nen und Soldaten für ihre Dienste an unserem Vater-
land große Anerkennung gebührt. Es sind Men-
schen, die bereit sind, unserem Land in ganz beson-
derer Art und Weise zu dienen und unsere Freiheit 
und unsere Demokratie notfalls mit ihrem Leben und 
ihrer Gesundheit zu verteidigen.  

(Andreas Bialas [SPD]: So ist es!) 

Deswegen ist es gut, dass wir es in den vergangenen 
Jahren zu einer sichtbaren Anerkennungskultur ge-
bracht haben und die Gesellschaft vor allem denjeni-
gen Danke sagt, die in Missionen große Verantwor-
tung getragen haben. Wir wollen ihnen auch etwas 
zurückgeben. Alle haben gesagt – das ist auch die 
Auffassung der Landesregierung –, dass die Einfüh-
rung des Veteranentages eine gute Idee ist, um den 
Einsatz der Soldatinnen und Soldaten angemessen 
zu würdigen.  

Ja, diese Einsätze gehen immer auch mit schwieri-
gen Situationen und mit der Trennung von der Fami-
lie einher. Es kann zu Verwundungen, sowohl an der 
Seele als auch am Körper und im schlimmsten Fall 
eben auch zum Tod im Einsatz kommen. Ich halte es 
für gut, dass wir das nicht mehr verschweigen, son-
dern sichtbar machen; denn hinter jedem Einsatz 
stehen persönliche Geschichten und Familien mit oft 
erheblichen Belastungen.  

Der Veteranentag macht das sichtbar und bringt Ve-
teraninnen und Veteranen in die Mitte der Gesell-
schaft. Es ist fraglos so, dass sie dort hingehören, 
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und zwar – das füge ich hinzu – nicht nur am Vetera-
nentag.  

Dank und Respekt gebührt ausdrücklich auch deren 
Familien und Angehörigen, die den Dienst häufig 
über Jahre und mit großen Entbehrungen mittragen. 
Daher soll ein Schwerpunkt der Feierlichkeiten zum 
diesjährigen Veteranentag auch auf den Familien 
und Angehörigen als mittragende Säule des soldati-
schen Dienstes liegen.  

Die Wertschätzung und Anerkennung kann aber 
nicht allein durch Gedenktage und Veranstaltungen 
erfolgen, sondern muss sich auch in konkreten Un-
terstützungs- und Hilfsangeboten widerspiegeln. Als 
Gesundheitsminister will ich hier klar sagen: Dazu 
gehört auch, dass psychische Einsatzfolgen nicht ta-
buisiert werden. Posttraumatische Belastungsstö-
rungen müssen entstigmatisiert werden, im Übrigen 
nicht nur bei Soldatinnen und Soldaten.  

Mein Ministerium hat in seinem neuen Landespsychi-
atrieplan einen Schwerpunkt auf die Entstigmatisie-
rung psychischer Erkrankungen und Belastungsstö-
rungen gelegt. Im Zuge der Umsetzung des Landes-
psychiatrieplans wird das MAGS mit den relevanten 
Akteurinnen und Akteuren in einen Austausch ge-
hen, wie die Anti-Stigma-Arbeit verbessert werden 
kann. 

Jetzt zu den besonderen Herausforderungen für die 
Soldatinnen und Soldaten. Den Soldatinnen und Sol-
daten stehen, solange sie im aktiven Dienst sind, die 
gesundheitlichen Versorgungsstrukturen der Bun-
deswehr zur Verfügung. Psychische Belastungen 
zeigen sich allerdings oftmals erst zeitverzögert und 
damit oft auch nach dem aktiven Dienst. 

(Tim Achtermeyer [GRÜNE]: Genau!) 

Deswegen finde ich es sehr wichtig, dass belasteten 
Soldatinnen und Soldaten die sogenannten Lotsen 
für Einsatzgeschädigte zur Seite stehen und ihnen 
den Weg zu passenden Hilfeangeboten innerhalb, 
aber auch außerhalb der Bundeswehr weisen. 

Doch dafür brauchen wir auch ausreichend Behand-
lungsangebote. Die traumatisierten Menschen, da-
runter auch Einsatzkräfte, müssen derzeit zu lange 
auf einen Psychotherapieplatz warten. Deshalb setzt 
sich Nordrhein-Westfalen weiter mit aller Kraft für 
eine Reform der Bedarfsplanung ein. 

(Beifall von Tim Achtermeyer [GRÜNE]) 

Das Land wird seine mit den Akteuren des Gesund-
heitswesens begonnenen gemeinsamen Aktivitäten 
für einen Ausbau gruppenpsychiatrischer Angebote 
weiter vorantreiben, denn diese Angebote können 
gerade bei posttraumatischen Belastungsstörungen 
eine wirksame Hilfe sein und zugleich zu einer Ver-
kürzung der Wartezeiten beitragen. 

Für eine gute Begleitung und Behandlung, die dem 
jeweiligen Einzelfall gerecht wird, braucht es eine 

strukturierte Zusammenarbeit aller an der Versor-
gung beteiligten Akteure. Das Land sieht daher die 
gesetzliche Verankerung von gemeindepsychiatri-
schen Verbünden in der Neufassung des Gesetzes 
über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen 
Erkrankungen vor. Bei der konkreten Ausgestaltung 
dieser Verbünde wird das MAGS darauf hinwirken, 
dass auch Organisationen der Veteranenhilfe in die 
kommunalen Kooperationen einbezogen werden. 

Die Kooperation zwischen Bundeswehr, Veteranen-
hilfen, Akteuren des Gesundheitswesens und der 
Selbsthilfe soll auch auf Landesebene gestärkt wer-
den. Ein Landesnetzwerk für psychische Gesundheit 
von Einsatzkräften kann unter Nutzung von Syner-
gieeffekten auf bereits bestehende Kooperations-
strukturen der gesundheitlichen Versorgung auf-
bauen. 

Es ist wichtig, die Leistungen der Soldatinnen und 
Soldaten der Bundeswehr, die im Einsatz stehen und 
standen, angemessen zu würdigen. Es ist aber auch 
wichtig, als Land alles dafür zu tun, dass diejenigen 
von ihnen, die von den Einsätzen gezeichnet sind, 
unterstützt werden und wir dafür eine funktionierende 
Struktur haben. – Schönen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Minister. 

Der guten Ordnung halber sei darauf hingewiesen, 
dass der Minister seine Redezeit um 1 Minute 20 Se-
kunden überzogen hat. – Ich sehe eine weitere Wort-
meldung der Abgeordneten Schneider von der Frak-
tion der FDP, die aber keine 1 Minute 20 Sekunden 
Redezeit mehr hat, weil sie bei ihrer Rede die Rede-
zeit schon großzügig überschritten hat. 

(Franziska Müller-Rech [FDP]: Das wird nicht 
angerechnet!) 

Susanne Schneider (FDP): Vielen Dank, Herr Prä-
sident. – Mir ist nur wichtig – ich glaube, da spreche 
ich auch für meine Fraktion –, dass ich mir mit aller 
Entschiedenheit verbitte, dass unsere Parteifreundin, 
die Vorsitzende des Verteidigungsausschusses im 
Europäischen Parlament, hier von einer Fraktion als 
Waffenlobbyistin bezeichnet wird. Ich finde, das ist 
eine absolute Unverschämtheit. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP, der CDU, der SPD und 
den GRÜNEN) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Schneider. – Für die AfD hat jetzt der 
Abgeordnete Loose das Wort. 
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Christian Loose*) (AfD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das 
mag Sie zwar empören, Frau Schneider, aber diese 
Person tut in Deutschland im Grunde alles dafür, ge-
nauso wahrgenommen zu werden. 

(Lachen von Hendrik Schmitz [CDU] – Marcel 
Hafke [FDP]: Fragen Sie mal, wie Sie wahrge-
nommen werden!) 

Wir empfehlen, dass sie ihre Handlung und ihre Äu-
ßerungen ein wenig zurücknimmt. Dann könnte die-
ser Eindruck auch nicht entstehen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD – Simon Rock [GRÜNE]: 
Der Kreml hat gesprochen! – Weitere Zurufe) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Danke sehr, 
Herr Loose. – Weitere Wortmeldungen liegen jetzt 
nicht vor. Somit sind wir am Schluss der Aussprache. 
Wir kommen zur Abstimmung. Die antragstellenden 
Fraktionen von CDU, Bündnis 90/Die Grünen und 
FDP haben direkte Abstimmung beantragt. Wir kom-
men somit zur Abstimmung über den Inhalt des An-
trags Drucksache 18/19777 – Neudruck. Wer stimmt 
diesem Antrag zu? – Das sind die Fraktionen von 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU und FDP. Wer 
stimmt dagegen? – Das ist die Fraktion der AfD. Wer 
enthält sich? – Niemand. Damit ist der Antrag 
Drucksache 18/19777 – Neudruck – angenom-
men. 

Wir kommen zu: 

11 Milliarden aus Cum-Ex- und Cum-Cum-Ge-
schäften sichern statt verjähren lassen – Fi-
nanzkriminalität mit wirksamen Strukturen be-
kämpfen 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/19801 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die antrag-
stellende Fraktion dem Abgeordneten Dr. Pfeil das 
Wort.  

Dr. Werner Pfeil (FDP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren Kolle-
gen und Kolleginnen! Cum-Ex und Cum-Cum sind 
nicht weg, sondern noch da. Wir befinden uns mit 
dem Antrag in einer Wiederholungsschleife und mit 
dem, was bisher unternommen wurde, in einer War-
teschleife. Solange in diesem Bereich keine Fort-
schritte in Sicht sind, werden wir dieses Thema im-
mer wieder aufrufen – es sind noch zehn Monate bis 
zum Ende dieser Legislaturperiode –, denn es geht 
um mehrere Hundert Millionen Euro, die bisher nicht 

eingetrieben wurden, und um Strafverfahren, die ein-
fach nicht eingeleitet werden. 

Ich erinnere daran, dass es insgesamt um 1.700 Be-
schuldigte geht, gegen die von der Abteilung H der 
Staatsanwaltschaft in Köln ermittelt wird. Zwischen 
Anfang 2025 und jetzt, also in anderthalb Jahren, 
wurden in Cum-Ex-Verfahren vier Anklagen gegen 
sieben Beschuldigte erhoben. Merken Sie was? Ir-
gendwie stimmt das Verhältnis nicht: bei 1.700 Be-
schuldigten vier Anklagen, sieben Beschuldigte. 

Das eigene Unvermögen wird an zwei Beispielen 
deutlich. 

Die Staatsanwaltschaft Köln gibt jetzt, 2026, das Ver-
fahren gegen die HSH Nordbank nach acht Jahren 
Ermittlungsarbeit nach Hamburg ab. Hat man die ei-
gene Unzuständigkeit erst jetzt, erst am Ende einer 
achtjährigen Ermittlung festgestellt oder will man in 
der Sache einfach nicht weitermachen? 

Das zweite Beispiel. Die Bafin hat im Juni 2026 ver-
öffentlicht, dass es konkrete Anhaltspunkte gab, 
dass die DekaBank Deutsche Girozentrale in den 
Jahren 2013 bis 2018 gegen Rechnungslegungsvor-
schriften verstoßen hat. Es ging um 500 Millionen 
Euro, die zuerst hinterzogen, dann wieder gezahlt 
wurden.  

Worüber reden wir also? Wir reden über Hinterzie-
hungen, die immer noch durch Cum-Ex-, Cum-Cum- 
oder Umsatzkarussellgeschäfte stattfinden. Wir re-
den über Verfahren, die hier in Nordrhein-Westfalen 
nicht vom Fleck kommen. Wir reden darüber, dass 
bestimmte Verfahren abgegeben werden, um das 
Nichteinleiten von Strafverfahren zu überdecken 
oder um mitzuteilen, dass es gar keine Möglichkeit 
gibt, hier in Nordrhein-Westfalen entsprechende 
Strafverfahren einzuleiten. 

Dann kann man auch nur davon sprechen, dass die 
Ermittlungen bisher nur unzureichend oder schlep-
pend oder kaum wahrnehmbar sind. Wenn jetzt auf 
unseren Antrag hin von bestimmten Fraktionen ge-
sagt wird, dass wir nicht mehr Staatsanwälte brau-
chen, dann sage ich: Doch, natürlich; denn die bis-
herigen reichen offensichtlich nicht aus, um die 1.700 
Beschuldigten, gegen die ermittelt wird, mit Anklagen 
zu versehen und entsprechende Strafverfahren 
durchzuführen. 

Jetzt kann man dazu auch wieder sagen – und das 
wurde auch häufig vorgetragen –: Die Verfahren sind 
so komplex; das geht gar nicht so schnell. – Unser 
Einwand war da schon vor einem Jahr: Dann bildet 
mehr Staatsanwälte aus; dann können die ja wieder 
ermitteln. – Der Hinweis damals lautete: Nein, das 
können wir nicht; denn jeder Staatsanwalt, der jetzt 
neu ausgebildet wird, bindet wieder Ressourcen der 
derzeit bereits ermittelnden Staatsanwälte. 

Jetzt sind wir ein Jahr weiter, und nichts hat sich ge-
tan. Es wurden zumindest nur wenige Anklagen 
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eingeleitet. Das ist der konkrete Vorwurf, den wir 
auch in den nächsten zehn Monaten bis zum Ende 
dieser Legislaturperiode immer wieder geltend ma-
chen werden und auf den wir hinweisen wollen. Denn 
es geht um mehrere Hundert Millionen Euro Steuer-
gelder, die von korrupten Banken hinterzogen wur-
den und die wir bisher nicht zurückerhalten haben. 

Deswegen können wir in Nordrhein-Westfalen nur 
darauf hinweisen, die Staatsanwaltschaft zu verstär-
ken, die Ermittlungsaktivitäten zu erhöhen und weiter 
Anklagen zu erheben, um die hinterzogenen Gelder 
einzutreiben und die Strafverfahren einzuleiten. 

(Beifall von der FDP) 

Neben dieser Personalaufstockung hier in Nord-
rhein-Westfalen sind aber auch weitere Strukturen 
zur Bekämpfung der Finanzkriminalität notwendig. 
Da gibt es entsprechende Vorschläge auf Bundes-
ebene. Es gab sie schon in der alten Ampelregie-
rung. Sie sind nicht zum Ende geführt worden, weil 
die Ampel gescheitert ist. Jetzt gibt es sie auch im 
Hinblick auf die neue Bundesregierung. Aber sie ha-
ben einen großen Nachteil. Denn alle Kompetenzen 
der Strafverfolgung werden da nicht gebündelt, son-
dern werden aufgeteilt. Die Bundesregierung möchte 
das Thema so regeln, dass die international organi-
sierte Steuerhinterziehung und damit ein entschei-
dender Teil der Finanzkriminalität außen vor bleibt. 

Genau das ist unser Kritikpunkt. Wir sagen: Eigent-
lich muss da entsprechend angesetzt werden, und es 
muss eine interdisziplinäre Zusammenarbeit in dem 
Punkt stattfinden, damit wir auch die internationale 
organisierte Steuerhinterziehung durch die neue Or-
ganisationsstruktur auf Bundesebene schlagkräftig 
bekämpfen können. 

Das ist bisher nicht der Fall. Darauf bezieht sich un-
sere zweite Forderung in diesem Antrag. Wir fordern 
nicht nur Personalverstärkung, sondern auch, sich 
dafür einzusetzen, dass die Strukturen auf Bundes-
ebene entsprechend gestaltet werden. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der CDU hat nun der Kollege Sebastian 
Haug das Wort. Bitte sehr. 

Sebastian Haug (CDU): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Wenn wir heute über 
die Aufarbeitung von Cum-Ex- und Cum-Cum-Ge-
schäften sprechen, dann reden wir über einen der 
größten Steuerbetrugsfälle in der Geschichte der 
Bundesrepublik Deutschland. 

Durch missbräuchliche Aktiengeschäfte wurden dem 
Staat über Jahre hinweg Milliarden an Steuereinnah-
men entzogen – eine Belastung des Vertrauens der 

Bürger in die Steuergerechtigkeit und eine enorme 
Herausforderung für den Rechtsstaat. 

Um die Verantwortlichen zur Rechenschaft zu ziehen 
und auf kriminellem Weg erlangte Gelder zurückzu-
fordern, haben die Finanzverwaltungen ihre Prüfun-
gen intensiviert. Die gesetzlichen Grundlagen wur-
den mehrfach verschärft. Die Strafverfolgungsbehör-
den haben eine Vielzahl komplexer Ermittlungsver-
fahren eingeleitet. 

Nicht zuletzt haben die Berichte der Generalstaats-
anwaltschaft und der Staatsanwaltschaft Köln in der 
Sitzung des Rechtsausschusses am 11. März ge-
zeigt, dass diese Maßnahmen Wirkung zeigen. Nach 
dem jüngsten Stand ermittelt die Hauptabteilung H 
der Staatsanwaltschaft Köln in 138 Cum-Ex-Verfah-
ren gegen 1.756 Personen. Die Ermittlungen dauern 
zum großen Teil weiterhin an, weil die Sachverhalte 
außerordentlich komplex sind, internationale Ver-
flechtungen aufweisen und teilweise viele Jahre zu-
rückliegen. Dennoch besteht kein Zweifel daran, 
dass die zuständigen Behörden die Aufarbeitung 
konsequent vorantreiben. 

Vor diesem Hintergrund fordert die FDP-Fraktion 
heute zum einen 30 zusätzliche Staatsanwälte zur 
Bearbeitung der Straftaten in Köln. Zum anderen soll 
nach ihrem Antrag eine Bundesratsinitiative gestartet 
werden, um eine neue Bundesbehörde, ein Bundes-
amt zur Bekämpfung der Finanzkriminalität, zu 
schaffen. 

Der Antrag der FDP-Fraktion stellt aber schon die 
Ausgangslage nicht korrekt dar, lässt bereits ge-
troffene Maßnahmen außer Acht und arbeitet mit 
nicht mehr aktuellen Zahlen. 

Bis Ende des Jahres 2025 wurden 40 Stellen bei der 
Staatsanwaltschaft Köln zur Aufarbeitung von Cum-
Ex-Verfahren und hiermit verwandten Steuerstrafta-
ten vorgehalten. Diese 40 Stellen wurden im Januar 
2026 um neun weitere Planstellen für die Staatsan-
waltschaft Köln und eine weitere Planstelle für die 
Staatsanwaltschaft Bonn verstärkt. 

Von den mit dem Landeshaushalt 2026 eingerichte-
ten 58 neuen Planstellen für Staatsanwälte dienen 
mehr als ein Drittel ausdrücklich der Bekämpfung der 
Finanz- und Wirtschaftskriminalität. NRW kommt da-
mit der Aufgabe der Bekämpfung der Finanz- und 
Wirtschaftskriminalität mit einem im bundesweiten 
Vergleich beispiellosen Personaleinsatz nach. 

Absolut kontraproduktiv wäre nach unserer Auffas-
sung die geforderte Bundesratsinitiative zur Errich-
tung eines neuen Bundesamtes zur Bekämpfung der 
Finanzkriminalität. Für eine wirksame Strafverfol-
gung in diesem Bereich brauchen wir keine neue 
Bundesoberbehörde. Die bestehenden Strafverfol-
gungs- und Verwaltungsbehörden, die mit der Be-
kämpfung von Finanzkriminalität beschäftigt sind, 
sollten rechtlich und tatsächlich gestärkt werden. 
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Kooperationsmöglichkeiten und die ressortübergrei-
fende Zusammenarbeit sollten weiterentwickelt und 
gefördert werden. Zum Beispiel die Taskforce, der 
ständige Arbeitsverbund der Ministerien für Inneres, 
Justiz und Finanzen, hat sich seit der Gründung 2018 
mehr als bewährt und dient anderen Bundesländern 
als Vorbild für die Einrichtung ähnlicher fester Koope-
rationen. 

(Beifall von der CDU und Simon Rock [GRÜNE]) 

Wir setzen uns für verbesserte Datenaustauschmög-
lichkeiten zwischen allen für die Bekämpfung von Fi-
nanzkriminalität zuständigen Behörden ein. Aus un-
serer Sicht ist es zum Beispiel nicht ausreichend, 
wenn wie im Entwurf des sogenannten Zollfinanzge-
rechtigkeitsgesetzes von Bundesfinanzminister 
Klingbeil nur für die Zollverwaltung mehr rechtliche 
Möglichkeiten geschaffen werden. 

Ich verweise in diesem Zusammenhang auf die Ent-
schließung des Bundesrates zur effektiveren Be-
kämpfung der Finanzkriminalität vom 30. Januar die-
ses Jahres auf Initiative NRWs und Sachsens. Hierin 
fordern die Länder zu Recht mehr Befugnisse der Er-
mittlungsbehörden im Kampf gegen organisierte Fi-
nanzkriminalität, Geldwäsche und Untergrundban-
ken, vor allem erweiterte Möglichkeiten zur wirksa-
men Abschöpfung illegal erlangter Vermögenswerte, 
und keine Konzentration ausschließlich auf den Zoll. 

Die Aufarbeitung von Cum-Ex- und Cum-Cum-Ge-
schäften bleibt eine zentrale Aufgabe unseres 
Rechtsstaates. Die Verantwortlichen müssen konse-
quent verfolgt und unrechtmäßig erlangte Vermö-
gensvorteile abgeschöpft werden. Aber gute Politik 
bedeutet nicht, auf jede Herausforderung mit der 
Schaffung neuer Behörden zu reagieren. Gute Politik 
bedeutet, bestehende Strukturen kritisch zu prüfen, 
effizient einzusetzen und dort nachzusteuern, wo tat-
sächlich Defizite bestehen. 

Die zuständigen Behörden sind handlungsfähig. Die 
bestehenden Strukturen sollten daher konsequent 
genutzt und die laufende Aufklärungsarbeit weiterhin 
von uns allen in diesem Haus entschlossen unter-
stützt werden. Die Ermittlungsbehörden und die dort 
tätigen Menschen haben diese Unterstützung ver-
dient. Die CDU-Fraktion lehnt daher diesen Antrag 
ab.– Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der SPD hat nun die Kollegin Sonja Bon-
gers das Wort. Bitte sehr. 

Sonja Bongers (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir haben 
Schulen, die saniert werden müssen, und Kita-
Plätze, die fehlen. Darüber hinaus haben wir in Nord-
rhein-Westfalen eine marode Infrastruktur, die 

unsere Wirtschaft beeinträchtigt. Die massiven Kür-
zungen von sozialen Dienstleistungen haben in den 
letzten Jahren massenhaft Menschen zu Demonst-
rationen nach Düsseldorf bewegt. Es fehlt an so vie-
len Stellen Geld, das für das Leben der normalen Be-
völkerung wertvoll wäre. Umso ärgerlicher ist es, 
dass jährlich Milliarden durch Cum-Ex- und Cum-
Cum-Geschäfte verloren gehen. 

Der vorliegende Antrag der FDP-Fraktion ist ein be-
grüßenswerter Antrag, um dieser Problematik hier in 
diesem Hohen Haus erneut Aufmerksamkeit zu 
schenken. Der Kollege Pfeil hat es gesagt: Wir haben 
hier schon sehr häufig über dieses Thema diskutiert. 
Wir haben häufig über die fehlenden Staatsanwältin-
nen und Staatsanwälte gesprochen. Aber das viele 
Reden scheint noch nichts genutzt zu haben. Des-
wegen ist es gut und richtig, dass die FDP-Fraktion 
diesen Antrag hier heute stellt. 

Inhaltlich muss ich ein bisschen Wasser in den Wein 
gießen. Der Kollege Pfeil und die FDP-Fraktion ha-
ben recht damit, dass wir zu wenige Staatsanwältin-
nen und Staatsanwälte in der Abteilung H haben. 
Herr Dr. Pfeil hat die Zahlen genannt. Es gibt 1.700 
Beschuldigte. Ganz viele Verjährungen drohen in 
den nächsten Monaten bzw. in den nächsten ein bis 
zwei Jahren, obwohl – und daran kann man sehen, 
dass wir dringend etwas machen und schneller wer-
den müssen – die Verjährungsfrist von damals zehn 
Jahren auf fünfzehn Jahre verlängert wurde. Das 
heißt, dass uns die Zeit davonläuft. Wir diskutieren 
hier seit Jahren im Parlament von Nordrhein-Westfa-
len über dieses Thema, und es hat sich noch nicht so 
viel gebessert. 

Verschweigen möchte ich dennoch nicht die Bemü-
hungen des Justizministeriums, wenigstens ein biss-
chen etwas zu machen, nämlich das, was im Rah-
men der vermeintlich vernünftigen Haushaltsführung 
möglich ist. 

Ich sage aber immer zu dem Herrn Minister: Herr Mi-
nister, machen Sie bei den nächsten Haushaltsbera-
tungen den Rücken stark, und setzen Sie sich bei 
dem Finanzminister dafür ein, dass in diesem Be-
reich der Justiz weitere Stellen geschaffen und auch 
besetzt werden können. – Denn nur mit genügend 
Menschen, die auch für diese Aufgabe qualifiziert 
sind, können wir dieses Problem ein wenig bekämp-
fen. 

Meine Fraktion begrüßt auf Bundesebene die Initia-
tive des Bundesministeriums der Finanzen mit dem 
sogenannten Zollfinanzgerechtigkeitsgesetz. Das 
hat die FDP-Fraktion durchaus etwas kritisiert. Wir 
sehen das anders. Mit diesem Gesetz soll die Zoll-
verwaltung besser für die Bekämpfung von Geldwä-
sche gerüstet werden, um mit dem Prinzip „Follow 
the money“ organisierte Finanzkriminalität bekämp-
fen zu können. 
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Es gibt Kritikpunkte. Wir wissen das. Der Deutsche 
Anwaltverein und auch die Bundesrechtsanwalts-
kammer haben gewarnt und haben auch Nachbes-
serungsvorschläge gemacht. Insofern sollte man 
diese vielleicht aufgreifen, bevor man voreilig das tut, 
was die FDP-Fraktion in dem Antrag macht, nämlich 
neue Behörden zu fordern. 

Die Bekämpfung der Finanzkriminalität sollte hier 
oberste Priorität bekommen. Wir als Oppositionsfrak-
tion der SPD stehen jederzeit bereit, dem Minister zu 
helfen und den Rücken stark zu machen. Aber ich 
hoffe, dass wir das in diesem Jahr noch tun können. 
Denn wir wissen nicht, wie im nächsten Jahr die Zu-
sammensetzung des Landtags aussehen wird. 

Insofern bleibe ich bei dem, was ich gesagt habe. Es 
ist ein guter Antrag, aber an einigen Stellen etwas zu 
dünn. Aus diesem Grund können wir uns hier heute 
leider nur enthalten. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der Grünen hat nun der Kollege Simon 
Rock das Wort. Bitte sehr. 

Simon Rock (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die FDP for-
dert in ihrem Antrag, Finanzkriminalität entschieden 
zu bekämpfen und dabei Cum-Ex und Cum-Cum in 
den Blick zu nehmen. Ich sage es sehr deutlich: Bei 
diesem Anliegen haben Sie uns definitiv auf Ihrer 
Seite. Das ist keine Frage. Dazu gibt es auch keine 
zwei Meinungen. 

Bei Cum-Ex wird dieselbe Steuer mehrfach zurück-
gefordert, obwohl sie nur einmal gezahlt wurde. Das 
ist ein bisschen wie mehrfaches Ernten auf demsel-
ben Feld, und das Ganze zur gleichen Zeit. Aber 
während das auf einem Ackerfeld nicht funktioniert, 
hat es bei Cum-Ex leider viel zu oft geklappt. Das 
muss man auch so sagen. 

Auf rund 40 Milliarden Euro wird der bundesweite 
Schaden durch Cum-Ex und Cum-Cum geschätzt. 
Cum-Ex ist wie, im Elektroladen ein Handy zu 
klauen, es im Anschluss umzutauschen und sich 
auch noch das Geld erstatten zu lassen. 

Nur geht es nicht um ein Handy aus einem Elektrola-
den. Für 40 Milliarden Euro muss man rund 80 Milli-
onen Handys klauen, also – auf Deutsch gesagt – 
eins für jede Bürgerin und jeden Bürger in Deutsch-
land. Wenn man nur ein Handy am Tag klaut, braucht 
man dafür ungefähr rund 250.000 Jahre. Deshalb ist 
es nachvollziehbar, dass sich Kriminelle nicht auf 
Handyläden, sondern auf Steuerbehörden kon-
zentriert haben. Das ging wesentlich schneller. 

Es ist genau die Aufgabe des Staates, das möglichst 
zu verhindern und da, wo das nicht geht, massiv 

aufzuklären und sich die Milliarden möglichst zurück-
zuholen.  

Dazu gibt es keine zwei Sichtweisen zwischen den 
Fraktionen hier. Aber – darauf muss ich auch einge-
hen – es gibt natürlich verschiedene Vorschläge, was 
der beste Weg ist, um dieses gemeinsame Ziel best-
möglich zu erreichen. 

Die FDP fordert, ein Bundesamt zur Bekämpfung der 
Finanzkriminalität einzurichten. Diese Idee ist nicht 
so schrecklich neu. Sie stand schon einmal kurz vor 
der Umsetzung, und zwar während der Ampelzeit – 
bis sich die FDP irgendwann dazu entschieden hat, 
aus übergeordneten politischen Gründen die Regie-
rung zu verlassen. Dann wurde daraus nichts mehr. 
Das gehört zur Wahrheit dazu. 

Zur Wahrheit gehört auch, dass ein Bundesamt nicht 
per se schlagkräftiger ist, wie es in Ihrem Antrag sug-
geriert wird. Am Gesetzentwurf von Christian Lindner 
aus dem Jahr 2024 gab es auch deutliche Kritik. Un-
ter anderem fehlte eine effektive Vermögensab-
schöpfung, gegen die sich Teile der FDP jahrelang 
leider erfolgreich gewährt haben. Ich sage bewusst: 
Teile der FDP – nicht alle; aber zur Wahrheit gehört, 
dass es Teile der FDP waren. 

So ein Bundesamt baut sich auch nicht von heute auf 
morgen auf. Vielmehr ist dafür eine Menge Aufbau-
arbeit zu leisten. Man muss Personal finden, Perso-
nal einarbeiten, Strukturen aufbauen usw. usf. Alles 
das geht nicht von heute auf morgen. 

Folgerichtig hat auch die Bürgerbewegung Finanz-
wende zu dem Gesetzentwurf damals gesagt, dass 
es mit diesem Gesetz beim Kampf gegen Finanzkri-
minalität nicht zu einer substanziellen Verbesserung 
gekommen wäre. 

Damit wir keine falsche Legendenbildung haben: Am 
Ende lag es nicht an der grünen Bundestagsfraktion, 
dass das Gesetz nicht verabschiedet wurde. Sie hat 
nach dem Ende der Ampelkoalition doch noch ver-
sucht, das neue Bundesamt auf den Weg zu bringen. 
Gescheitert ist das Vorhaben dann am Ende an der 
FDP-Bundestagsfraktion, die gesagt hat: Nach dem 
Ende der Ampelkoalition fühlen wir uns nicht mehr 
daran gebunden, das auf den Weg zu bringen. – Das 
ist der Grund, warum es bis heute kein Bundesamt 
zur Bekämpfung der Finanzkriminalität gibt. – So viel 
zur Vergangenheitsbewältigung. 

Zur Gegenwart: Bundesfinanzminister Klingbeil hat 
sich inzwischen dagegen entschieden, die Behörde 
aufzubauen. Er will stattdessen den Zoll im Kampf 
gegen Geldwäsche stärken. Vor diesem Hintergrund 
muss man auch feststellen, dass eine Bundesratsini-
tiative eher weniger erfolgversprechend ist. Deshalb 
können wir diesen Forderungspunkt aus meiner 
Sicht abhaken. 

Was dann bleibt, ist die Forderung, die Staatsanwalt-
schaft in Köln mit 30 zusätzlichen Staatsanwältinnen 
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und Staatsanwälten zu stärken. Richtig ist: Die Stel-
lenzahl der Staatsanwaltschaft in Köln wurde unter 
dieser Koalition bereits mehrfach deutlich erhöht. 
Spezialisierte Cum-Ex-Verfahren erfordern tiefes Fi-
nanz- und Steuerrechtswissen. Die Einarbeitungs-
zeit ist real; wir können sie nicht wegdiskutieren. Die 
Qualität der Ermittlungen leidet am Ende auch, wenn 
ständig neue, unerfahrene Dezernenten in der Be-
hörde rotieren. Deshalb ist aus unserer Sicht die rich-
tige Antwort: dauerhaft betraute Spezialdezernenten 
statt Masseneinstellung. 

Wichtig ist auch das, was Sie in Ihrem Antrag nicht 
schreiben. Denn der Antrag ignoriert den Aufbau des 
Landesamts zur Bekämpfung der Finanzkriminalität 
völlig. Hier ist zum Beispiel in der Taskforce NRW ge-
gen Terrorfinanzierung die Zusammenarbeit von 
Staatsanwaltschaft, Polizei und Steuerfahndung ge-
lebte Praxis, und zwar schon seit Jahren. 

Im LBF gibt es auch eine Bündelung von Kompeten-
zen im Bereich des Umsatzsteuerbetrugs. Aus mei-
ner Sicht ist das eines der unterschätzten Phäno-
mene, wenn wir über Finanzkriminalität reden. Mei-
nes Erachtens legen wir einen zu starken öffentli-
chen Fokus auf Cum-Ex und Cum-Cum legen und 
einen viel zu geringen öffentlichen Fokus auf diese 
Umsatzsteuerkarusselle, die dem deutschen Staat 
noch viel mehr Geld wegnehmen, als es Cum-Ex und 
Cum-Cum jemals getan haben. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Christof Rasche: Beachten Sie die 
Zeit? 

Simon Rock (GRÜNE): Ja, ich beachte die Zeit und 
sage deshalb, dass es nicht so sinnvoll ist, Bundes-
ratsinitiativen zu fordern, die keine Aussicht auf Er-
folg haben. Gehen Sie lieber den Weg, den Nord-
rhein-Westfalen, diese Landesregierung und diese 
Koalition gehen. Deshalb stimmen wir dem Antrag 
auch nicht zu. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der AfD hat nun Herr Röckemann das 
Wort. Bitte sehr. 

Thomas Röckemann (AfD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren Kollegen! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Bei der Durchsicht des FDP-Antrags 
musste ich spontan an „Sterntaler“ denken, die Ge-
schichte eines armen Waisenmädchens, das alles, 
was es besitzt, an Bedürftige verschenkt – sein Brot, 
seine Kleidung –; schließlich verblieb ihm nur ein 
dünnes Hemdchen. Am Ende fallen dann Sterne 
vom Himmel, die sich in Taler verwandeln, wodurch 

das Mädchen reich beschenkt wird und ein glückli-
ches Leben führen kann. 

Was hat der Antrag der FDP nun mit Sterntaler zu 
tun? Ich sage es Ihnen: Ebenso wie Sterntaler hat die 
FDP in der Vergangenheit geradezu märchenhaft al-
les ihr Mögliche getan, das Geld der Steuerzahler zu 
verschenken. Ich erinnere an Dirk Niebel von der 
FDP. Wie selbstlos hat er in seiner Zeit als Bundes-
minister für Entwicklungshilfe hart erarbeitetes Steu-
ergeld ohne Gegenleistung ins Ausland verschenkt! 
Deshalb wurden in letzter Konsequenz von der heu-
tigen Bundesregierung Sonderschulden in Höhe ei-
ner märchenhaften Billion Euro aufgenommen. 
Deutschland ist damit noch ärmer als Sterntaler; die 
hatte zumindest keine Schulden. 

Das schöne viele Geld fehlt jetzt bei Infrastruktur, Bil-
dung, Krankenhäusern, Rente usw. usf. – und natür-
lich bei der Justiz. Statt dass mit dem Antrag der FDP 
nun die Sterne vom Himmel fallen und sich in Taler 
verwandeln, hagelt es Forderungen, die Taler kos-
ten. 

In Ihrem Antrag werden zwei Dinge gefordert: ein 
neues Bundesamt gegen Finanzkriminalität sowie 30 
zusätzliche Staatsanwälte. 

Zunächst: Wer bis jetzt noch nicht gelernt hat, dass 
ein zusätzliches Bundesamt zusätzliche Bürokratie 
bedeutet, was zusätzliches Geld kostet, und nicht be-
merkt hat, dass unser Staat an Bürokratie erstickt, 
der hat es sich wahrhaft verdient, aus den Parlamen-
ten zu fliegen. Deutschland braucht natürlich weniger 
Bürokratie und nicht mehr davon. 

Zusätzlich fordern Sie 30 Planstellen für die Bekämp-
fung von Wirtschaftskriminalität. Sie wissen schon, 
dass Juristen mit zweitem Staatsexamen an allen 
Ecken und Enden fehlen. Hier hat die Massenein-
wanderung keinen spürbaren Gewinn gebracht, je-
denfalls nicht auf der Habenseite. 

(Beifall von der AfD) 

Das Gegenteil ist der Fall. Die Justiz wird direkt ge-
gen die Wand gefahren. 

Wer nun also 30 Staatsanwälte fordert, muss auch 
sagen, woher diese Leute kommen sollen. Wollen 
Sie etwa Staatsanwälte von der Gewaltkriminalität 
abziehen? Selbst wenn es gelänge, 30 Staatsan-
wälte zu gewinnen, fehlen für deren effektive Arbeit 
zusätzliche Steuerfahnder, IT-Auswerter und Ge-
schäftsstellen. Davon und von der Finanzierbarkeit 
ist im Antrag natürlich keine Rede. 

Allein Ihre Hoffnung, dass Millionen, wenn nicht so-
gar Milliarden Euro durch die Strafverfolgung soge-
nannter Weiße-Weste-Täter für den Staat generiert 
werden könnten, scheitert an der einsetzenden Verjäh-
rungswelle – wir haben es heute mehrfach gehört – für 
die sogenannten Cum-Cum- und Cum-Ex-Ge-
schäfte. 
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Meine Damen und Herren von der FDP, das haben 
Sie in Ihrer Regierungszeit alles nicht bedacht und 
entsprechend nicht geregelt. Sicherlich waren Sie 
schwerpunktmäßig damit beschäftigt, anderer Leute 
hart erarbeitetes Geld zu verschenken. Im Ergebnis 
sind Sie, liebe FDP, nämlich nicht Sterntaler. 

(Lachen von der SPD und den GRÜNEN) 

Sie sind die Pechmarie, mit der bald niemand mehr 
etwas zu tun haben will. Aber das ist gelebte Demo-
kratie. – Wir wünschen Ihnen einen guten Tag. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Christof Rasche: Für die Landesre-
gierung hat nun Minister Dr. Limbach das Wort. Bitte 
sehr. 

Dr. Benjamin Limbach, Minister der Justiz: Sehr ge-
ehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mir 
ist bewusst, dass der Vorwahlkampf längst begon-
nen hat, lieber Herr Kollege Pfeil. Dieser Antrag der 
FDP kommt allerdings in Teilen einer Verzweiflungs-
tat gleich. Wenn hiermit den Bürgerinnen und Bür-
gern suggeriert werden soll, es werde ernsthafte Op-
positionsarbeit betrieben, sollte man sich schon die 
Mühe machen, keinen zusammengeschusterten An-
trag mit veralteten Zahlen und Falschzitaten abzulie-
fern. 

Soweit mit dem Antrag die Schaffung zusätzlicher 
staatsanwaltschaftlicher Stellen für die Hauptabtei-
lung H der Staatsanwaltschaft Köln gefordert wird, 
habe ich mir wirklich die Frage gestellt, ob wir am 11. 
März dieses Jahres eventuell an unterschiedlichen 
Sitzungen des Rechtsausschusses teilgenommen 
haben. Denn zur Begründung dieser Forderung wird 
nicht nur Bezug auf längst überholtes Datenmaterial, 
welches von der FDP übrigens anlässlich der Sitzung 
teils sogar noch einmal erfragt und von der Landes-
regierung natürlich am 21. Mai entsprechend beant-
wortet wurde, genommen, sondern es werden auch 
in der Sitzung ausführlich thematisierte Maßnahmen, 
die die Landesregierung bereits ergriffen hat – die 
Vorredner haben es schon gesagt –, schlichtweg ver-
schwiegen. 

Lassen Sie mich deshalb zunächst noch einmal das 
wiederholen, was ich bereits anlässlich der Sitzung 
des Rechtsausschusses im März ausgeführt habe; 
doppelt hält hier offensichtlich besser. 

Die Aufarbeitung von Cum-Ex-Geschäften und hier-
mit verwandter Steuergestaltung ist nicht nur mir, 
sondern der gesamten Landesregierung ein Anlie-
gen von äußerster Wichtigkeit. Ich versichere Ihnen, 
dass das keine leeren Worte sind. Wir sind uns der 
Verantwortung gegenüber allen ehrlichen Steuer-
zahlerinnen und Steuerzahlern bewusst und handeln 
auch konsequent danach. 

Genau deshalb hat die Landesregierung auch trotz 
der allseits bekannten angespannten Haushaltslage 
schon längst eine signifikante Verstärkung der 
Hauptabteilung H vorgenommen. Zu den dort bereits 
bestehenden 40 Stellen haben wir im Januar bei der 
Staatsanwaltschaft Köln weitere neun Stellen und bei 
der Staatsanwaltschaft Bonn als zuständiger Voll-
streckungsbehörde im Cum-Ex-Verfahren eine wei-
tere Stelle geschaffen. 

Hinsichtlich dieser Stellen sind die Bewerbungsver-
fahren bereits abgeschlossen und die Stellen bereits 
besetzt oder Einstellungszusagen erteilt. Von den im 
Antrag genannten Stellenzahlen und Vakanzen in 
den Jahren 2022 und 2023 sind wir also weit entfernt. 

Dies müsste eigentlich auch der antragstellenden 
Fraktion seit Längerem bekannt sein. So viel Mühe 
und Sorgfalt sollte man jedenfalls in einen Antrag für 
ein so wichtiges Gesamtanliegen investieren, wenn 
man der Regierung vorwerfen will, sie tue nicht ge-
nug. 

Das ist aber noch nicht alles. Mit dem Haushalt 2026 
wurden insgesamt 58 neue Planstellen für Staatsan-
wältinnen und Staatsanwälte eingerichtet. Von die-
sen dienen allein 20 ausdrücklich der Bekämpfung 
der Finanz- und Wirtschaftskriminalität. 

Wir haben damit nicht nur, wie soeben ausgeführt, 
die Hauptabteilung H verstärkt, sondern auch die be-
währten Schwerpunktstaatsanwaltschaften für die 
Verfolgung von Wirtschafts- und Finanzstrafsachen 
bzw. die Zentral- und Ansprechstelle für die Verfol-
gung von Wirtschafts- und Finanzkriminalität in Nord-
rhein-Westfalen. 

Auch diese sind ein wichtiger Baustein bei der effek-
tiven strafrechtlichen Aufarbeitung von Cum-Cum-
Geschäften – wobei es sich, wie von mir schon mehr-
fach betont, um eine gesamtstaatliche Aufgabe han-
delt. Nordrhein-Westfalen jedenfalls kommt damit 
der Bekämpfung von Wirtschafts- und Finanzkrimi-
nalität mit einem im bundesweiten Vergleich beispiel-
losen Personaleinsatz nach. Das gilt für alle beteilig-
ten Ressorts. 

Selbstverständlich können wir immer besser werden. 
Wir wollen die bestehenden landeseigenen Strafver-
folgungs- und Verwaltungsbehörden, die sich bei der 
Bekämpfung von Wirtschafts- und Finanzkriminalität 
in all ihren Facetten bewährt haben, daher auch wei-
ter stärken und stellen diese immer wieder auf den 
Prüfstand: Wo geht es besser? Wo geht es schnel-
ler? Wo hakt es? 

Die Landesregierung setzt sich dafür ein, Kooperati-
onsmöglichkeiten und Möglichkeiten der ressort-
übergreifenden Zusammenarbeit weiterzuentwickeln 
und zu fördern. Existierende Strukturen in Nordrhein-
Westfalen zeigen diesen Mehrwert bereits eindeutig. 
Nicht zuletzt deswegen haben sich auch Schleswig-
Holstein und Baden-Württemberg an uns ein Beispiel 
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genommen und gleichartige Formate der bewährten 
zusammengeschobenen Schreibtische umgesetzt. 
Diese ressortübergreifende Zusammenarbeit ist das, 
was Nordrhein-Westfalen auszeichnet und im Kampf 
gegen Wirtschafts- und Finanzkriminalität stark 
macht. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Ich kann Ihnen und insbesondere auch den Bürge-
rinnen und Bürgern unseres Landes erneut versi-
chern, dass die gesamte Landesregierung dabei 
auch künftig an einem Strang ziehen – und auch in 
dieselbe Richtung – und dafür Sorge tragen wird, 
dass für die Aufgabenerledigung alle erforderlichen 
Ressourcen bereitstehen. Wir werden auch im Bund 
dazu mit starker Stimme sprechen. 

Hierzu bedarf es indes nicht in erster Linie einer 
neuen Bundesoberbehörde, sondern klar geregelter 
Kompetenzen und einer wirksamen Stärkung von In-
strumentarien, die die Täter dort treffen, wo es wirk-
lich wehtut: beim Geld. 

Allen an diesem Anliegen beteiligten Personen 
möchte ich daher an dieser Stelle im Namen der Lan-
desregierung nochmals ausdrücklich Dank und An-
erkennung aussprechen. – Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Es 
liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Damit 
sind wir am Schluss der Aussprache. 
Die antragstellende Fraktion der FDP hat direkte Ab-
stimmung beantragt. Wir kommen somit zur Abstim-
mung über den Inhalt des Antrags Drucksache 
18/19801. Wer stimmt diesem Antrag zu? – Die Frak-
tion der FDP. Wer lehnt diesen Antrag ab? – Die 
Fraktionen von CDU, Grünen und AfD. Wer enthält 
sich? – Die Fraktion der SPD enthält sich. Damit ist 
dieser Antrag Drucksache 18/19801 abgelehnt. 

Wir kommen zu: 

12 Transparenz der Polizeilichen Kriminalstatis-
tik erhöhen 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/19784 

Ich eröffne die Aussprache. Für die antragstellende 
Fraktion hat Herr Wagner das Wort. Bitte sehr.  

Markus Wagner*) (AfD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Herbert Reul ist 
heute nicht anwesend. Er nimmt an der Konferenz 
der Innenminister in Hamburg teil, und wenn es gut 

läuft für Deutschland, dann ist dies die letzte Innen-
ministerkonferenz ohne AfD-Beteiligung.  

(Beifall von der AfD) 

Denn schon im Herbst sind in Sachsen-Anhalt und 
Mecklenburg-Vorpommern ein oder zwei frische 
neue AfD-Innenminister möglich. Sie sind möglich, 
weil sie nötig sind. Deutschland muss jetzt endlich 
wieder die Kurve kriegen bei Wirtschaft, Energie, 
Migration und eben auch bei der Kriminalitätsbelas-
tung.  

Es ist klar: Wenn wir heute über vermeintlich kleintei-
lige Reformen in der Polizeilichen Kriminalstatistik 
sprechen, dann reiht sich das ein in etwas Größeres. 
Die alten, die jetzt untergehenden Parteien haben 
unser Land an den Abgrund gebracht. Sie sind ver-
braucht und abgewirtschaftet. Kaum noch etwas läuft 
mehr gut. Deutschland geht bergab. Was noch steigt, 
sind Schulden, Arbeitslosigkeit und Messerattacken.  

(Zurufe von Marcel Hafke [FDP] und Christian 
Loose [AfD] 

Aber so, wie wir alle den Verdruss, die Resignation, 
ja die tiefe existenzielle Sorge um unser Land spü-
ren, so fühlen wir doch auch die Hoffnung. Die Welt, 
der Westen und damit auch Deutschland stehen vor 
der größten Kurskorrektur der letzten Jahrzehnte. 
Ein seit 1968 bis heute anhaltender, sich ständig be-
schleunigender Trend nach links ist gebrochen, welt-
weit gebrochen. Links ist vorbei.  

Das hatte in einem der selten gewordenen lichten 
Momente selbst Friedrich Merz erkannt, aber eben – 
wir kennen das – nicht umgesetzt. Er hat auch dort 
wie so oft gelogen.  

Ob Italien, USA, Japan, Argentinien, Chile – fast 
überall ist links tatsächlich vorbei. Nur Deutschland 
hinkt noch etwas hinterher. Aber ich verspreche 
Ihnen: Das wird sich ändern, wir werden das ändern, 
und wir sind schon voll dabei.  

Knapp 2.000 Kleine Anfragen habe ich dem Minister 
jetzt zu Straftaten in NRW zukommen lassen. Sie 
sind ein Sittengemälde des Verfalls.  

(Beifall von der AfD – Zurufe von Marcel Hafke 
[FDP] und Thomas Schnelle [CDU]) 

Ein Beispiel: Gruppenvergewaltigung – ein Begriff, 
den wir vor der CDU-Migrationspolitik so gar nicht 
kannten und den es deshalb auch in der Polizeilichen 
Kriminalstatistik nicht gab.  

Seit mehr als zehn Jahren hat sich die Zusammen-
setzung unserer Bevölkerung allerdings so verän-
dert, und sie tut es weiter bis heute, dass er in unse-
ren Wortschatz eingedrungen ist, so wie die Masse 
der tatverdächtigen Gruppenvergewaltiger in unser 
Land eingedrungen ist. Aber die PKS weist das bis 
heute nicht aus.  

(Thomas Schnelle [CDU]: Doch!) 



Landtag   18.06.2026 

Nordrhein-Westfalen 83 Plenarprotokoll 18/125 

 

Es gibt keine sofortige Übersicht darüber, wie viele 
Gruppenvergewaltigungen es gibt.  

Stattdessen frage ich das regelmäßig ab und erhalte 
dann eine Sonderauswertung aus dem Ministerium. 
Es ist doch mehr als klar, dass wir das automatisie-
ren müssen. Das für die Bürger Ärgerliche ist: Auch 
gegen derart sachlich unstrittige Vorschläge wird die 
CDU gleich wieder stimmen. Warum? Weil Ihnen die 
Brandmauer wichtiger ist als die Sicherheit der Bür-
ger. Die Sicherheit ist Ihnen egal, wenn Sie über-
haupt erst das Risiko für Gruppenvergewaltigung 
durch Ihre Migrationspolitik erhöhen.  

(Beifall von der AfD) 

Und dann wollen Sie es bitte auch nicht in Zahlen 
schwarz auf weiß vor sich sehen – ja, CDU eben.  

Auch die Messerstatistik ist neu. Bis 2019 gab es so 
eine Statistik in Deutschland nicht. Sie war nie nötig. 
Dann wurde sie nötig. Warum wohl? Wir alle wissen 
warum, und wir wählen die Gründe ab.  

(Zuruf) 

Es ist auch kein Wunder, dass der Anteil in bestimm-
ten Berufsgruppen teilweise noch mehr pro AfD ist 
als ohnehin schon im Volk. Denn immer mehr Berufe 
sind neuerdings von Gewaltdelikten als Folge der 
etablierten Politik betroffen.  

Gerade die letzten Tage musste mir der Minister auf 
meine Nachfrage zur Entwicklung von Gewaltdelik-
ten in Krankenhäusern antworten. Auch die steigt 
schon wieder. Allerdings konnte er mir nicht spezifi-
ziert beantworten, wer genau betroffen ist, weil die 
PKS dafür nicht differenziert genug ist.  

Aber immerhin hat er nun angekündigt, das, was ich 
hier beantrage, in meinem Sinne, in unserem Sinne 
etwas nachzubessern. Allerdings auch hier bleibt 
festzuhalten: Die größere Transparenz, die genaue-
ren Zahlen, so wie wir sie auch heute wieder einfor-
dern – all das darf nur Mittel zum Zweck sein, diese 
neue Kriminalität beinhart zu bekämpfen. 

(Beifall von der AfD) 

Ich verspreche Ihnen: Genau das werden wir tun, 
wenn auch NRW endlich seinen verdienten AfD-In-
nenminister bekommt.  

(Beifall von der AfD) 

Der wird dann gleich den nächsten Punkt des Antra-
ges durch- und umsetzen: Was endlich mit ausge-
wiesen werden muss, sind die sogenannten Tatver-
dächtigenbelastungszahlen. Hier wird sehr anschau-
lich und sofort und ganz gerecht sichtbar: Wer ist Kri-
mineller, wer nicht, unabhängig von Alter, Ge-
schlecht oder ethnischer Herkunft?  

Zweimal haben wir daher bereits ein solches Lage-
bild gefordert. Die CDU hat das mit den Grünen zu-
sammen abgelehnt. Auch hier ist klar: Die CDU hat 

Angst vor den Zahlen. Sie hat Angst vor der Wahr-
heit.  

(Beifall von der AfD) 

Angst vor der Wahrheit – das gilt auch für die Pres-
semitteilungen der Polizei. Es ist unfassbar, was der 
Minister hier abliefert, besser gesagt: nicht abliefert. 
Am 26. August 2019 teilte Innenminister Herbert 
Reul mit, dass in Presseauskünften der Polizei die 
Nationalität von Tatverdächtigen benannt werden 
wird. Hierfür solle der Erlass zur Öffentlichkeitsarbeit 
der Polizei verbessert werden.  

Da sich nichts tat, fragte ich den Minister am 6. Ja-
nuar 2020 hinsichtlich des Sachstandes. Ergebnis: 
null. Also habe ich das direkt hier im Plenum bean-
tragt. Sowohl der Antrag vom 25. März 2022 als auch 
der vom 25. Mai 2023 wurden abgelehnt. Obwohl 
Herbert Reul Ende Juli 2024 selbst erneut ankün-
digte, nun endlich den Erlass auf den Weg zu brin-
gen, passierte bisher nichts.  

Fortan, zuletzt am 11. Juni, habe ich den Minister in 
bisher zwei mündlichen und 15 schriftlichen Berichts-
wünschen gefragt, wann er denn nun endlich sein 
Versprechen einlöst. Die Antwort: 17 mal nada, 
niente, Fehlanzeige.  

Sieben Jahre – und der Minister hat noch immer nicht 
eine läppische Änderung des Erlasses hinbekom-
men, für den er zuständig ist. Das ist nicht Politik für 
Deutschland, das ist Pinocchio-CDU gegen Deutsch-
land.  

(Beifall von der AfD) 

Auch hier ist klar: Der neue Transparenzerlass wird 
zu den ersten Amtshandlungen des AfD-Innenminis-
ters in NRW gehören, und für den wird es verdammt 
noch mal Zeit. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von der AfD)  

Vizepräsident Christof Rasche: Für die Fraktion 
der CDU hat nun der Kollege Thomas Schnelle das 
Wort. – Bitte sehr. 

Thomas Schnelle (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es tut 
mir ein bisschen leid, dass ich mir diesen langen An-
trag durchgelesen und mich damit beschäftigt habe, 
weil Sie, Herr Wagner, zu diesem Antrag zu 90 % 
überhaupt nicht gesprochen 

(Heiterkeit von Elisabeth Müller-Witt [SPD]) 

und wahrscheinlich die PKS sowie deren Inhalte und 
Auswirkungen gar nicht verstanden haben. Trotzdem 
will ich Ihnen in meiner Rede etwas dazu sagen. 

Ich habe vor meiner Zeit im Landtag ca. 20 Jahre als 
Kriminalbeamter gearbeitet und mich daher mit der 
Polizeilichen Kriminalstatistik intensiv beschäftigen 
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müssen. Ich habe damit täglich gearbeitet und nicht 
mit solchen weltfremden Anträgen hantiert. Ich weiß, 
was sie kann, und ich weiß auch, was sie nicht kann, 
wie alle anderen Fachleute auch. 

Sie haben es in Ihrer Rede zuletzt angesprochen: 
Wir lernen immer wieder dazu, welche Delikte wir in 
die Kriminalstatistik aufnehmen müssen, zuletzt Ge-
walt gegen Pflegekräfte, Bahnpersonal und unsere 
Einsatzkräfte. Das wird immer wieder evaluiert. So 
hat die Landesregierung sich auch in diesem Fall auf 
den Weg gemacht und versucht, die Erfassung von 
Opfern aus Gesundheitsberufen zu verbessern. 

Da die Polizeiliche Kriminalstatistik bundesweit gilt, 
ist das aber nur in Absprache mit den anderen Bun-
desländern möglich, wenn man dazu eine aussage-
kräftige Aussage erhalten will. 

(Zuruf von Christian Loose [AfD]) 

Das ist der Unterschied zwischen uns: Wir stellen 
keine Showanträge, sondern wir arbeiten daran. 

Ich halte es auch für eine relevante Information, ob 
Tatverdächtige einen Migrationshintergrund haben. 
Natürlich gibt es Unterschiede. Die Kriminologie weiß 
in vielen Fällen sehr genau, woher diese Unter-
schiede kommen. Sie entstehen durch fehlende In-
tegration, Armut, Bildungslücken und mangelnder 
Unterstützung. All das will die AfD noch verschärfen. 

Wir haben die Informationen, die wir brauchen, um 
für dieses Land vernünftige Entscheidungen zu tref-
fen. Ob aber ein Tatverdächtiger „Ali“ oder „Anatoli“ 
heißt, ist für politische Entscheidungen vollkommen 
irrelevant. Wenn Sie sich in Ihrem rassistischen 
Klein-Klein verlieren wollen, was Sie auch gerade 
wieder getan haben, dann tun Sie das gerne, aber 
nutzen Sie nicht solche Showanträge dafür. 

(Beifall von der CDU, den GRÜNEN und 
Marcel Hafke [FDP] – Zuruf von Christian 
Loose [AfD]) 

Wir als Regierungsparteien müssen stattdessen 
echte Entscheidungen treffen – Entscheidungen, die 
die Sicherheit in unserem Land verbessern und das 
Leben der 18 Millionen Menschen, die hier leben, 
besser machen. Dabei hilft Ihr Antrag in keiner 
Weise. 

Sie wollen zum Beispiel die Tatverdächtigenbelas-
tungszahl auf einzelne Bevölkerungsgruppen herun-
terrechnen. Sie drucken sogar die Zahl von 50.000 
für Kiribati ab. Der Zensus 2022 geht davon aus, 
dass ca. drei Menschen aus Kiribati in Nordrhein-
Westfalen leben. 

(Christian Dahm [SPD]: So sieht’s aus!) 

Wenn Sie sagen, dass 50.000 die Tatverdächtigen-
belastungszahl sei, und das berechnen, dann hieße 
das, jeder zweite Mensch aus Kiribati wäre kriminell. 

Der Bevölkerungsanteil ist so gering, dass eine Sta-
tistik überhaupt nichts dazu aussagen kann. 

(Christian Dahm [SPD]: Richtig!) 

Sie sagt nur, dass die Bezugsgröße zu klein ist und 
dass Ihre Forderung politisch, kriminologisch und 
auch ganz allgemein gesehen Quatsch ist. 

(Christian Dahm [SPD]: So ist es!) 

Ich könnte auch über den Alterseffekt reden. Den 
Weg nach Deutschland nehmen vor allem junge 
Männer auf sich, weil er beschwerlich und gefährlich 
ist. Diese Gruppe ist hier also überrepräsentiert. 
Junge Männer begehen überall mehr Straftaten. 
Deutsche junge Männer begehen im Grunde ge-
nauso viele Straftaten. Es sind im Verhältnis nur we-
niger, weil unsere Bevölkerung nicht nur aus jungen 
Männern besteht. 

(Dr. Hartmut Beucker [AfD]: Das stimmt nicht!) 

Dieses Phänomen ist längst bekannt. Wir brauchen 
dafür keine andere Kriminalstatistik. 

In Ihrer eigenen Einleitung räumen Sie selbst ein, wie 
leicht sich diese Statistik für Hass und Hetze miss-
brauchen lässt. Das haben wir gerade in Ihrer Rede 
in vollem Umfang gesehen. Sie tun nichts anderes. 

(Beifall von der CDU, der SPD, den GRÜNEN 
und Marcel Hafke [FDP]) 

Anhand der PKS Entscheidungen zu treffen, die das 
Leben der Menschen in NRW besser machen, ist die 
eigentliche Arbeit. Dafür muss man in diesem Fall 
auch verstehen, was eine Statistik ist. Dabei können 
wir uns leider nicht so viele Gedanken um Kiribati 
machen. 

(Heiterkeit von Elisabeth Müller-Witt [SPD] 
und Sebastian Watermeier [SPD]) 

Eine nüchterne und ehrliche Betrachtung ist bei der 
Kriminalstatistik wie bei jeder Statistik oberstes Ge-
bot. 

Schauen wir zum Schluss einmal darauf, was in der 
PKS erfasst wird. Der Straftatenkatalog der Kriminal-
statistik umfasst 1.274 einzelne Kategorien. Wir müs-
sen uns hinsichtlich der Handhabbarkeit eigentlich 
Gedanken darüber machen, wie wir diesen Katalog 
reduzieren. 

Wir haben zum Beispiel aufgeschlüsselt, ob eine 
Vergewaltigung von einer Person oder mehreren 
Personen begangen wird, und zwar in den Katego-
rien 111810, 111820 und 111830. Dort findet sich üb-
rigens auch Ihr Lieblingsthema, das Sie gerade wie-
der angesprochen haben und fast in jedem zweiten 
Ihrer Anträge vorkommt, nämlich das Thema der 
Gruppenvergewaltigung. Natürlich muss man dieses 
Problem angehen, aber das können Sie nicht mit ir-
gendwelchen Dingen in der Kriminalstatistik tun. 
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Klar muss bei manchen Dingen eine Sonderauswer-
tung gefahren werden. Das ist bei manchen Dingen 
sinnvoll. Bloß kann es nicht dazu führen, dass Tau-
sende von Kriminalbeamten dadurch weiter belastet 
werden, weil sie irgendwelche Dinge über Kiribati 
oder sonst irgendetwas in der Statistik untergebracht 
bekommen wollen. 

Wir haben auch aufgeschlüsselt, welche Nationalität 
die Tatverdächtigen haben. Wir sehen die Opfer. Wir 
sehen die Tatmittel. Wir sehen die Schwere der Tat. 
Wir sehen auch den Ort und die Opfergruppe. All das 
können Sie bis ins kleinste Detail aus der Statistik ab-
lesen; all das ist möglich. Wir finden all diese Dinge 
und auch die Probleme unseres Landes in dieser 
Statistik abgebildet. Das ist längst der Fall – ohne die 
neue Bürokratie, die Sie einführen wollen. 

Wir haben also kein Erkenntnisproblem. Hinter die-
ser Statistik stehen Kolleginnen und Kollegen, die 
Tag für Tag jeden einzelnen Fall erfassen. Wir haben 
ihnen schon viel Arbeit zugemutet, um diese Daten 
zu erfassen. Jetzt kommen Sie noch mit Kiribati, 

(Heiterkeit von Elisabeth Müller-Witt [SPD]) 

zusätzlich zu den Hunderten von Stunden, die die 
Kolleginnen und Kollegen zur Beantwortung Ihrer 
teils unsinnigen Kleinen Anfragen brauchen. Denn 
diese werden vor Ort und nicht im Ministerium beant-
wortet. 

Mit der AfD hätten wir keine bessere PKS, sondern 
mehr Bürokratie für ein schlechteres Ergebnis. Wir 
lehnen den Antrag ab – nicht, weil wir wegsehen, 
sondern weil wir genau hinsehen und weil wir die Re-
gierung tragen und entscheiden, anstatt zu reden. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU, den GRÜNEN und 
Marcel Hafke [FDP]) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der SPD hat nun der Kollege Sebastian 
Watermeier das Wort. Bitte sehr. 

Sebastian Watermeier (SPD): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen der de-
mokratischen Fraktionen! Herr Wagner, der vorlie-
gende Antrag der AfD kommt im Gegensatz zu Ihrem 
Vortrag gerade erst einmal recht harmlos daher. Man 
könnte im ersten Moment meinen, es sei tatsächlich 
ein sachlicher Beitrag zur Weiterentwicklung der 
PKS. Im Kern zerschlägt sich dieser Eindruck aber 
doch sehr schnell. Das Narrativ von den bekannten 
Messermännern – so hat es Ihre Parteivorsitzende 
Weidel einmal formuliert – zieht sich auch durch die-
sen Antrag.  

Seitenlang wird aufgeführt, in welchen Deliktgruppen 
ausländische Täter und ganz selten Täterinnen 

überproportional vertreten sind, um dann scheinhei-
lig, wie Sie nun mal sind, zu schreiben:  

„Die Zahlen bedeuten selbstverständlich nicht, 
dass jeder Ausländer oder Mensch mit Migrati-
onshintergrund kriminell ist.“ 

– Zitat Ende.  

Na sowas, das ist ja erst mal eine Erkenntnis. Diese 
Erkenntnis schützt aber nicht einmal Staatsangehö-
rige karibischer Kleinstaaten davor, von Ihnen als 
Negativbeispiel herangeführt zu werden, obwohl, wie 
der Kollege Schnelle gerade ausgeführt hat, die 
Grundgesamtheit der Menschen in Nordrhein-West-
falen einfach viel zu gering ist, um da überhaupt eine 
statistische Aussage treffen zu wollen.  

Aber es muss ja ins Bild passen. Bei solchen Argu-
mentationslinien fällt mir dann immer Methusalix aus 
den Asterix-Comics ein, der in „Das Geschenk Cä-
sars“ sagt:  

„Du kennst mich. Ich habe nichts gegen Fremde, 
einige meiner besten Freunde sind Fremde; aber 
diese Fremden, die sind nicht von hier.“  

(Beifall von der SPD und der CDU) 

Und es wird noch besser. Sie schreiben: 

„Die AfD-Fraktion steht für eine Sicherheitspolitik, 
die sich an den realen Fakten orientiert, nicht an 
politisch gewünschten Narrativen.“ 

So viel Chuzpe muss man erst mal haben, so einen 
Satz zu schreiben, wenn Ihre eigene stellvertretende 
Fraktionsvorsitzende letzte Woche ins Internet einen 
ganz anderen Satz geschrieben hat, der nämlich die 
Ausschreitung in Nordirland als Reaktion auf Gewalt-
kriminalität positiv bewertet und Männer dazu aufruft, 
sich doch tatkräftig daran zu beteiligen.  

(Beifall von der SPD, der CDU und den 
GRÜNEN) 

Das zeigt nun sehr wohl, dass es Ihnen um politisch 
gewünschte Narrative geht, mit der Sie die Men-
schen beeinflussen wollen, und nicht um die Be-
kämpfung oder gar die Prävention von Kriminalität.  

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE])  

Daran ändern auch die in Ihrem Antrag so weichge-
spülten Formulierungen nichts.  

Erst mal zur generellen Einordnung dieses Antrags: 
Wenn ich mit hoher Abstraktionsleistung diesen Hin-
tergrund ausblende, wird es auch nicht besser. Denn 
statt die Ursachen von Kriminalität differenziert zu 
analysieren, verengen Sie den Blick nahezu aus-
schließlich auf die Herkunft von Tatverdächtigen.  

Ihnen geht es aber noch nicht weit genug, Staatsan-
gehörigkeit zu benennen. Denn selbstverständlich 
möchten Sie auch, dass der individuelle Migrations-
hintergrund von Tätern mit deutscher Staatsan-
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gehörigkeit erfasst wird. Will sagen, nach der von 
Ihnen selbst gewählten Definition: Waren denn 
Mama oder Papa irgendwann einmal nicht deutsche 
Staatsangehörige?  

Abstammung soll bei Ihnen zum statistischen Täter-
merkmal werden.  

Entscheidende andere individuelle Einflussfaktoren 
wie Alter, soziale Lage oder Bildungschancen blei-
ben dabei natürlich außen vor. Herausgegriffen wer-
den einzelne besonders auffällige Zahlen, ohne sie 
in den notwendigen Zusammenhang einzuordnen. 
So entsteht kein vollständiges Bild der Realität, son-
dern ein verzerrter Eindruck, der vor allem Ihren po-
litischen Absichten dient. Das ist eine sattsam be-
kannte Technik der AfD.  

Und auch bei den konkreten Forderungen fällt dieser 
Antrag in sich zusammen. Denn was schlagen Sie 
denn eigentlich vor? Mehr Datenerhebung, mehr Ka-
tegorien, mehr Veröffentlichungspflichten. Aber kein 
Wort dazu, wie dadurch auch nur eine einzige Straf-
tat verhindert werden soll.  

Mehr Tabellen schaffen noch keine Sicherheit. Mehr 
Statistiken ersetzen keine wirksame Kriminalpolitik. 
Prävention und ein Verbessern kriminalitätsbegüns-
tigender sozialer Problemlagen bleiben auf der Stre-
cke. Dieser Antrag dient nicht einer differenzierten 
Analyse von Kriminalität. Er dient der immer gleichen 
Botschaft der AfD: Kriminalität soll möglichst eng mit 
Migration verknüpft, sie soll „ethnisiert“ werden.  

Selbst deutsche Staatsbürger mit Migrationshinter-
grund sollen in der Kriminalstatistik eindeutig identifi-
zierbar sein, denn – auch das fordern Sie; es soll 
auch nach Migrationshintergründen differenziert wer-
den – bestimmten Migrationshintergründen soll Kri-
minalität als originäres Merkmal zugeschrieben wer-
den. Das ist der Versuch, Ressentiments und Kli-
scheebilder mit vereinfachenden statistischen Mitteln 
zu untermauern. Sie werden sich denken können: 
Wir lehnen diesen Versuch ab. –Herzlichen Dank.  

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Fraktion der Grünen hat nun Kollegin Dr. Julia 
Höller das Wort. Bitte sehr. 

Dr. Julia Höller (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen der de-
mokratischen Fraktionen! Dieser Antrag der AfD ist 
einfach zusammenzufassen: Auf den ersten beiden 
Seiten erklärt die AfD ausführlich, warum die Polizei-
liche Kriminalstatistik die Kriminalitätswirklichkeit nur 
unzureichend abbildet. Auf den nächsten Seiten be-
nutzt sie dann genau diese Statistik als Beweis für 
ihre politischen Vorurteile. Und am Ende fordert sie 
eine neue Kategorie, nach der Menschen nicht mehr 
nur nach ihrer Staatsangehörigkeit, sondern nach ih-
rer Abstammung erfasst werden sollen, und das 

begründet sich irgendwie aus dieser eigentlich nicht 
validen Statistik.  

Man muss es wirklich erst einmal schaffen, einen An-
trag zu schreiben, der die eigene Datengrundlage 
erst zerlegt, um sie anschließend als Kronzeuge für 
die eigene Ideologie aufzurufen.  

(Beifall von den GRÜNEN, der CDU und der 
SPD) 

Genau darüber reden wir heute. Denn dieser Antrag 
beginnt eigentlich erstaunlich ehrlich. Auf den ersten 
Seiten beschreibt die AfD sehr ausführlich, was die 
Polizeiliche Kriminalstatistik ist, und vor allem, was 
sie nicht ist. Eine Kritik an dieser PKS benennen wir 
Grünen schon seit vielen Jahren, weil die PKS nur 
das Hellfeld abbildet. Sie hängt vom Anzeigeverhal-
ten der Bevölkerung ab. Sie hängt von der Kontroll-
dichte ab. Sie erfasst Tatverdächtige und keine ver-
urteilten Täter. Diese Kritik ist schon kriminologischer 
Standard und wird auch von vielen aus der Politik 
heraus geteilt.  

Nachdem auf mehreren Seiten erklärt wird, warum 
die PKS nur begrenzt aussagefähig ist, wird sie als 
Beweis für Ihre migrationspolitischen Thesen be-
nutzt. Ganz plötzlich ist von importierter Kriminalitäts-
last die Rede, von Kontrollverlust, von einem Zerfall 
des Respekts. Mit anderen Worten: Die Statistik ist 
angeblich zu schlecht, um ihr zu vertrauen, aber 
gleichzeitig gut genug, um die eigene Ideologie zu 
begründen. Das ist kein Erkenntnisinteresse, das ist 
einfach nur Instrumentalisierung.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wir wissen: Wer Kriminalität ernsthaft bekämpfen 
will, spricht über Prävention, über Opferschutz, über 
schnelle Verfahren, über eine gut ausgestattete Poli-
zei und Justiz, über Organisierte Kriminalität, über 
Geldwäsche, über die Milliarden, die kriminelle Netz-
werke unserer Gesellschaft entziehen. Und all dies 
findet einfach nicht statt.  

Stattdessen geht es Seite um Seite um Herkunft, um 
Abstammung und um die Frage: Wer ist denn hier 
eigentlich deutsch? Das ist der Kern dieses Antrags, 
dass die AfD fordert, den Migrationshintergrund in die 
PKS aufzunehmen, also nicht mehr nur die Staats-
angehörigkeit, den Pass, sondern Blut und Abstam-
mung.  

Was bedeutet das konkret? Danach wird derjenige in 
der Statistik als Ausländer benannt, dessen Eltern, 
oder sogar nur ein Elternteil, nicht die deutsche 
Staatsangehörigkeit durch Geburt besaßen. Mit an-
deren Worten: Es wird nicht mehr gefragt, wer deut-
scher Staatsbürger ist, sondern woher die Eltern, wo-
her die Großeltern kamen. Das ist ein Riesenprob-
lem, denn unser Grundgesetz kennt Staatsbürger, es 
kennt keine Deutschen erster und zweiter Kategorie. 
Wer die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt, ist 
Deutscher – Punkt. 
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(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – Ver-
einzelt Beifall von der CDU) 

Das ist eine Lehre aus unserer Geschichte, und des-
halb lehnen wir es ab, Menschen in staatlichen Sta-
tistiken nach ihrer Abstammung zu sortieren, so wie 
die AfD es will. 

Vizepräsident Christof Rasche: Es gibt den 
Wunsch nach einer Zwischenfrage von Herrn Wag-
ner. 

Dr. Julia Höller (GRÜNE): Auf gar keinen Fall, aber 
danke. – Das hat mit Transparenz nichts zu tun. Viel-
mehr ist es der Versuch, ein nationalistisches Men-
schenbild in staatliche Kategorien zu übersetzen, 
und das werden wir nicht zulassen. 

Wir nehmen Sicherheit ernst, und deshalb sagen wir 
nicht nur, was alles nicht geht, sondern wollen auch 
wissen, wo Gefahren entstehen. Das machen wir auf 
der Grundlage guter Wissenschaft und guter Daten 
wie etwa Dunkelfeldforschung, regelmäßigen Sicher-
heitsberichten und der Verknüpfung der PKS mit 
Strafverfolgungsstatistiken und Opferbefragungen. 
Wir wollen Erkenntnisse, die AfD will Bestätigung für 
ihre rassistischen Thesen. Das ist der Unterschied. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU – Ver-
einzelt Beifall von der SPD und der FDP) 

Wer Statistiken so lange umbaut, bis sie zur eigenen 
Ideologie passen, betreibt keine Sicherheitspolitik, 
sondern Stimmungsmache. Wer aus Abstammung 
eine staatliche Kategorie machen will, sorgt nicht für 
mehr Sicherheit, sondern spaltet das Land. Wir leh-
nen diesen Antrag ab. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU – Ver-
einzelt Beifall von der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Christof Rasche: Herr Wagner hat 
eine Kurzintervention angemeldet. Das war hier 
vorne auf dem Bildschirm zu sehen. Frau Dr. Höller 
hat sich dafür entschieden, diese von ihrem Platz aus 
zu beantworten. Aber jetzt hat zunächst Herr Wagner 
für bis zu 60 Sekunden das Wort. Bitte sehr. 

Markus Wagner*) (AfD): Schönen Dank, Herr Präsi-
dent. – Die Kritik entzündet sich also unter anderem 
daran, dass wir nun den Mikrozensus heranziehen 
und den Migrationshintergrund in der Polizeilichen 
Kriminalstatistik erfasst sehen möchten. In Nord-
rhein-Westfalen wird sogar der Anteil von Schülern 
mit Zuwanderungsgeschichte, also Migrationshinter-
grund, an allgemein- und berufsbildenden Schulen 
erhoben. Der liegt hier bei 44,3 %. Die Bundesagen-
tur für Arbeit veröffentlicht regelmäßig detaillierte 
Zahlen zu erwerbsfähigen Bürgergeldbeziehern 
nach Migrationshintergrund und Staatsange-

hörigkeit, inklusive deutscher Staatsbürger mit und 
ohne Migrationshintergrund. All das geschieht schon. 
Von daher ist mir völlig unverständlich, warum das 
für die Kriminalitätsstatistik nicht auch gelten soll. 

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsident Christof Rasche: Frau Dr. Höller, 
wenn Sie sich einmal kurz einklinken würden. – Bitte 
sehr. 

Dr. Julia Höller (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Unser Standpunkt ist sehr klar: Die Frage, wer 
kriminell wird, entscheidet sich nicht aufgrund der 
Staatsangehörigkeit. Das ist nicht der Punkt. 

(Zuruf von Markus Wagner [AfD]) 

Das entscheidet sich nicht aufgrund der Herkunft und 
nicht aufgrund dessen, wo die Eltern oder die Groß-
eltern herkommen. Das ist nicht die Frage, wenn es 
darum geht, warum jemand kriminell wird. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – Ver-
einzelt Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Christof Rasche: Das war die Ant-
wort. Vielen Dank. – Wir machen weiter mit der Aus-
sprache. Für die Fraktion der FDP hat der Kollege 
Marcel Hafke das Wort. Bitte sehr. 

Marcel Hafke (FDP): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr ge-
ehrter Herr Wagner! Das ist eine bemerkenswerte 
Debatte. Ich hatte bislang nicht den Eindruck, dass 
wir in diesem Land ein Erkenntnisdefizit hinsichtlich 
dessen haben, woher Kriminalität kommt und wie sie 
sich entwickelt. 

Ich hätte von Ihnen heute erwartet, dass Sie mit Ih-
rem Antrag und Ihren Forderungen aufzeigen, wie 
genau Sie Kriminalität bekämpfen wollen, wenn Sie 
diese Daten haben. Wie wollen Sie die Polizei in 
Nordrhein-Westfalen verbessern, sodass sie Krimi-
nalität bekämpfen kann? Was wollen Sie tun, um die 
Justiz zu stärken? Was wollen Sie tun, um die Aus-
stattung der Polizistinnen und Polizisten zu verbes-
sern? Das hätte ich heute von Ihnen erwartet. 

Herr Wagner, ich verrate Ihnen mal ein Geheimnis: 
Eine Statistik bekämpft keine Kriminalität. Dafür 
brauchen wir Menschen, die draußen unterwegs sind 
und gegen die bösen Menschen vorgehen, aber nicht 
irgendwelche Debatten über Herkunft. 

(Beifall von der FDP und den GRÜNEN – Ver-
einzelt Beifall von der CDU und der SPD) 

Ich finde es bemerkenswert, dass Sie gerade vom 
Rednerpult aus gesagt haben, dass Ihre Politik heute 
schon wirken würde. Sie haben gesagt, dass Sie 
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2.000 Kleine Anfragen gestellt hätten. Wissen Sie ei-
gentlich, was Sie damit verursacht haben? 

(Lachen von Markus Wagner [AfD]) 

Dass Polizistinnen und Polizisten in diesem Land 
nicht mehr arbeiten können, nicht mehr gegen Krimi-
nalität vorgehen können, sondern Ihren Unsinn be-
antworten und Überstunden machen müssen. Das 
ist das Problem, das Sie in diesem Land verursa-
chen. 

(Beifall von der FDP, der CDU, der SPD und 
den GRÜNEN – Zuruf von den GRÜNEN) 

Sich hier hinzustellen, Herr Wagner, und zu behaup-
ten, Sie würden den nächsten Innenminister stellen: 
Wissen Sie was? 

(Zuruf von Markus Wagner [AfD]) 

Ich habe eine Gewissheit, was in diesem Land nicht 
passieren wird: dass Sie im nächsten April den In-
nenminister stellen werden. Das weiß ich. 

(Beifall von der FDP, der CDU, der SPD und 
den GRÜNEN – Markus Wagner [AfD]: Sie 
sind dann nicht mehr hier! Sie sind dann au-
ßerparlamentarisch!) 

Die Menschen in diesem Land sind klug. Auf popu-
listische Debatten, wie Sie sie hier jedes Mal führen, 
egal ob im Innenausschuss oder im Plenum, fallen 
die Menschen nicht herein. 

(Zuruf von Markus Wagner [AfD]) 

Die Menschen in diesem Land sind frustriert, das 
sehe ich. Aber einfache Antworten und populistische 
Überschriften in den Raum zu werfen und zu sagen, 
Menschen nach ihrer Herkunft unterteilen zu wollen, 
ist falsch. 

Eine Statistik ist auch kein besseres Integrations-
instrument. Sagen Sie doch, wie Sie die Integration 
und die Migration in diesem Land steuern wollen. 
Sprechen Sie es hier am Rednerpult doch offen und 
ehrlich aus und verstecken Sie sich nicht hinter Sta-
tistiken. 

(Markus Wagner [AfD]: Das habe ich mehr als 
einmal gesagt!) 

Das wäre ehrlich, aber diesen Mut haben Sie nicht. 
Deswegen werden wir den Antrag ablehnen. – Vielen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP, der CDU, der SPD und 
den GRÜNEN) 

Vizepräsident Christof Rasche: Vielen Dank. – Für 
die Landesregierung kommt jetzt Minister Karl-Josef 
Laumann. 

Karl-Josef Laumann*), Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Sehr geehrter Herr Präsident! Vor 
drei Monaten hat Herr Minister Reul die Polizeiliche 
Kriminalstatistik 2025 für Nordrhein-Westfalen vorge-
stellt. 

Sie wissen also, dass die Zahl der registrierten Straf-
taten im Vergleich zum Vorjahr um rund 3 % zurück-
gegangen ist. Im Jahr 2025 gab es in Nordrhein-
Westfalen knapp 1,36 Millionen Straftaten. Zur Erin-
nerung: Das sind 100.000 weniger als im Jahr 2016. 

Gerne erkläre ich, was es mit der PKS auf sich hat: 

Erstens. Sie wird nach einer Richtlinie erstellt, die in 
der ganzen Bundesrepublik Deutschland gleich ist.  

Zweitens. Sie wird jedes Jahr erstellt. 

Drittens. Sie enthält Daten zu Straftaten, Tatverdäch-
tigten, Geschädigten, Verletzungen, Schäden und 
Tatorten. 

Das heißt: Alle Bundesländer und auch der Bund er-
fassen grundsätzlich nach denselben einheitlichen 
Regeln. Das heißt aber auch, dass wir die Systema-
tik dahinter nicht ohne Weiteres ändern können, 
selbst wenn wir das wollten. Es ist enorm wichtig, 
dass die Zahlen bundesweit vergleichbar bleiben. 
Sonst redet der eine von Äpfeln und der andere von 
Birnen. Deshalb müssen Änderungen an der Syste-
matik in den zuständigen Bund-Länder-Gremien be-
raten und beschlossen werden. 

Was in der PKS erfasst wird, ist zudem schon sehr 
transparent. Wer sich das NRW-Jahrbuch der PKS 
ansieht, kann dort alle jährlichen Zeitreihen und 
sämtliche Standardtabellen finden. Das ist alles öf-
fentlich nachvollziehbar und einsehbar. Wer ange-
sichts dessen von Heimlichtuerei und Verschleierung 
redet, macht das wider besseres Wissen und mit 
dem Ziel, politisches Kapital aus Verschwörungsthe-
orien und Hetzereien zu schlagen. 

Wenn die Polizei für ihre Arbeit weitere Daten benö-
tigt, werden Lagebilder erstellt, und das wissen Sie. 
In diesen sind wichtige Informationen zu regionalen, 
überregionalen und phänomenbezogenen Schwer-
punkten enthalten. 

Sie fordern nun weitere kleinteilige Ausdifferenzie-
rungen der PKS durch zusätzliche Straftatenschlüs-
sel, Tatörtlichkeitswerte und Erfassungsmerkmale. 
Wir lehnen das ab, und zwar aus folgenden Gründen. 

Das wäre ein ungeheurer Aufwand und anfällig für 
Fehler, und wir hätten Probleme bei der Vergleich-
barkeit. Das Wichtigste ist: Es gäbe keinerlei Er-
kenntnisgewinn, nichts, wodurch unsere Polizei bes-
ser in der Lage wäre, Kriminalität zu bekämpfen oder 
Menschen davor zu bewahren, Opfer einer Straftat 
zu werden. Auf gut Deutsch: Würde ihr Antrag umge-
setzt, würde aus einer transparenten, klaren, nützli-
chen und vergleichbaren Angelegenheit eine auf-
wendige, fehleranfällige und unnütze gemacht. 
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Sie halten das für eine gute Idee, und ich sage Ihnen, 
warum. Daten, die schlechter zu durchschauen und 
fehlerhafter sind, lassen sich besser von Ihnen nut-
zen, um den Leuten etwas vorzumachen. 

(Beifall von der CDU, den GRÜNEN, Elisabeth 
Müller-Witt [SPD], Sebastian Watermeier 
[SPD] und Marcel Hafke [FDP]) 

Ich greife mal ein Beispiel aus Ihrem Antrag auf. Bei 
Tatörtlichkeiten besteht kein Anpassungsbedarf. Der 
Tatörtlichkeitskatalog der PKS ist mit mehr als 560 
unterschiedlichen Tatörtlichkeiten bereits äußerst 
umfangreich. Bei Bedarf können natürlich Sonder-
auswertungen erfolgen. 

In der PKS erfolgt auch bereits eine Differenzierung 
ausgewählter Personengruppen mithilfe der Opfer-
spezifik. Es gibt bereits einen Katalog mit Berufs-
gruppen. Gehört ein Opfer einer Berufsgruppe an, 
kann diese also bereits jetzt ausgewählt werden. Es 
sind natürlich nicht alle Berufe hinterlegt. Außerdem 
muss es einen sachlichen Zusammenhang zwischen 
der Tat und dem Opfermerkmal geben – alles andere 
wäre Blödsinn. Wird ein Postbote Opfer eines Rau-
bes und passiert diese Tat in seiner Freizeit, hat der 
Beruf doch nichts mit dem Raub zu tun. Daher wird 
der Beruf dann auch nicht erfragt, nicht erfasst und 
kann dann – das ist auch sinnvoll – nicht ausgewertet 
werden. So viel zur Erläuterung dieses Aspekts. 

Was die Fraktion der AfD in dem Antrag fordert, wäre 
auch unmöglich, wenn alle Berufsgruppen im Kata-
log hinterlegt wären. Der Beruf eines Opfers lässt 
keine Rückschlüsse auf eine Opfer-Tatverdächtigen-
Beziehung zu. Diese bildet in der PKS beispielsweise 
ab, ob Tatverdächtiger und Opfer in einem Haushalt 
leben. 

Ich sagte es schon: Mehr erfassbare Berufe führen 
unweigerlich zu mehr Aufwand. Auch hierbei gilt au-
ßerdem, dass mehr erfassbare Berufe zu mehr Feh-
lern führen. Aufgrund der immensen Vielfalt an Be-
rufsbildern muss daher gut überlegt werden, welche 
Gruppen eine statistische Aufnahme rechtfertigen, 
ohne dabei den Rahmen zu sprengen.  

Dies möchte ich Ihnen anhand des folgenden Bei-
spiels verdeutlichen, das auch mein eigenes Ressort 
betrifft. Beschäftigte im Gesundheitswesen sind in 
der jüngsten Vergangenheit als mögliche Opfer von 
Straftaten besonders in den Fokus geraten. Hier se-
hen wir den Bedarf einer Aufnahme in den entspre-
chenden Katalog. Herr Minister Reul hat hierzu auf 
der Frühjahrssitzung der Innenministerkonferenz ei-
nen Tagesordnungspunkt angemeldet – mit dem 
Ziel, es bundeseinheitlich zu lösen. Wie Sie wissen, 
findet diese Konferenz aktuell statt. Deshalb hat Herr 
Reul sein Fehlen bei den aktuellen Plenarsitzungen 
bereits vor Monaten entschuldigt. 

Ich nenne ein weiteres Beispiel. Der Begriff der Grup-
penvergewaltigung ist kein juristischer Begriff und 

auch kein eigenständiger Straftatbestand. Wir müs-
sen uns an die Systematik des Strafgesetzbuches 
halten, und in der gibt es diesen Begriff nicht. Man 
darf nicht glauben, dass eine immer kleinteiligere Er-
fassung auch zu besseren, differenzierteren Ergeb-
nissen führt. Oft ist das Gegenteil der Fall: Je kompli-
zierter die Erfassung ist, desto häufiger treten Erfas-
sungsfehler auf, die es zu vermeiden gilt. Eine be-
sondere Einführung als Straftatenschlüssel wird da-
her nicht befürwortet und ist nicht notwendig, weil wir 
die Möglichkeit entsprechender Sonderauswertun-
gen haben und nutzen. 

Ich ziehe ein kurzes Fazit: Die Forderungen der Frak-
tion der AfD sind wie so oft weder fachlich sinnvoll 
noch erforderlich. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN, 
Sandy Meinhardt [SPD] und Christina Weng 
[SPD]) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, es liegen keine wei-
teren Wortmeldungen vor. Wir sind somit am Schluss 
der Aussprache.  

Wir gehen über zur Abstimmung. Die antragstellende 
Fraktion der AfD hat direkte Abstimmung beantragt. 
Wir stimmen also über den Inhalt des Antrags Druck-
sache 18/19784 ab. Wer stimmt dem Antrag zu? – 
Das ist die Fraktion der AfD. Wer stimmt dagegen? – 
Das sind die Fraktionen von CDU, SPD, Bündnis 
90/Die Grünen und FDP. Wer enthält sich? – Keine 
Enthaltungen. Damit ist der Antrag Drucksache 
18/19784 abgelehnt.  

Wir kommen zu: 

13 Zukunftsfähige Inklusion und Teilhabe am Ar-
beitsleben für Menschen mit Behinderungen 
stärken 

Antrag 
der Fraktion der CDU, 
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/19778 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die Frak-
tion der CDU dem Abgeordnetenkollegen Herrn Ha-
gemeier das Wort. Bitte schön. 

(Beifall von Jens-Peter Nettekoven [CDU] und 
Thomas Okos [CDU]) 

Daniel Hagemeier (CDU): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Arbeit ist 
mehr als Einkommen. Arbeit bedeutet Tagesstruktur, 
Anerkennung Selbstwirksamkeit und letztendlich 
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Zugehörigkeit. Wer arbeitet, erlebt: Ich werde ge-
braucht; ich kann etwas beitragen.  

Wir sprechen vor allem über Teilhabe an der Gesell-
schaft, über Selbstständigkeit auch im Sinne der 
Selbstbestimmung, über soziale Kontakte, Anerken-
nung, Erfüllung und Würde im Sinne von Art. 1 unse-
res Grundgesetzes und im Sinne der UN-
Behindertenrechtskonvention. Genau deshalb ist 
Teilhabe am Arbeitsleben für Menschen mit Behin-
derung eine zentrale Frage von Inklusion.  

(Beifall von der CDU und Dennis Sonne 
[GRÜNE]) 

Der Teilhabebericht Nordrhein-Westfalen 2025 zeigt 
uns gleichzeitig ein differenziertes Bild der aktuellen 
Situation. Die Erwerbsquote von Menschen mit Be-
hinderung liegt weiterhin deutlich unter der von Men-
schen ohne Behinderungen. Zugleich sehen wir aber 
auch, dass Nordrhein-Westfalen im bundesweiten 
Vergleich besser dasteht. Die Zahl der beschäftigten 
Menschen mit Behinderungen ist in den vergange-
nen Jahren gestiegen. Viele Arbeitgeber erfüllen ihre 
Beschäftigungsverpflichtung oder kommen ihr sehr 
nahe.  

Das ist eine gute Grundlage, aber kein Grund, stehen 
zu bleiben.  

(Jens-Peter Nettekoven [CDU]: Sehr richtig!) 

Denn noch immer bleibt der allgemeine Arbeitsmarkt 
für viele Menschen mit Behinderungen schwer er-
reichbar. Die Arbeitssuche dauert häufig länger. 
Übergänge aus Werkstätten in die sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigung gelingen noch zu sel-
ten. Auch Unternehmen brauchen oft bessere Infor-
mationen, Beratung und Unterstützung, wenn sie 
Menschen mit Behinderung einstellen wollen.  

(Jens-Peter Nettekoven [CDU]: Richtig!) 

Mit dem vorliegenden Antrag wird deshalb an der 
richtigen Stelle angesetzt. In ihm wird Anerkennung 
für das bestehende System mit dem Anspruch ver-
bunden, es weiterzuentwickeln. 

Werkstätten für Menschen mit Behinderungen leis-
ten in Nordrhein-Westfalen einen wichtigen und ver-
lässlichen Beitrag zur Teilhabe an Arbeit.  

(Beifall von der CDU) 

Sie bieten Sicherheit, Qualifizierung und soziale Ein-
bindung. Außerdem sind sie für viele Menschen un-
verzichtbar. In Zusammenarbeit mit dem Bund gilt 
es, die Werkstätten weiterzuentwickeln.  

Das gilt ausdrücklich auch für den sogenannten 
NRW-Weg für Menschen mit hohem Unterstützungs-
bedarf. Diesen Weg wollen wir erhalten und stärken. 
Gleichzeitig müssen Werkstätten ihren Qualifizie-
rungsauftrag noch besser erfüllen können. Denn wer 
den Schritt in den allgemeinen Arbeitsmarkt gehen 
möchte, soll dabei bestmöglich unterstützt werden.  

Dabei müssen auch soziale Absicherung, Rentenfra-
gen und realistische Beschäftigungsperspektiven 
mitgedacht werden. Ein Wechsel in den allgemeinen 
Arbeitsmarkt darf im Ergebnis nicht bedeuten, Men-
schen in Unsicherheit oder in dauerhaft prekäre Be-
schäftigung zu führen. Deshalb ist es richtig, ein Ge-
samtkonzept unter der engen Einbindung der Selbst-
hilfe zu erarbeiten. Denn Menschen mit Behinderung 
müssen an der Weiterentwicklung der Strukturen be-
teiligt werden.  

Ein weiterer wichtiger Baustein sind Inklusionsbe-
triebe. Sie sind bereits Teil des allgemeinen Arbeits-
markts und verbinden wirtschaftliche Tätigkeiten mit 
besonderer Unterstützung. Sie zeigen, dass inklu-
sive Beschäftigung praktisch gelingen kann. Deshalb 
wollen wir diese Betriebe weiterentwickeln und stär-
ker in den Blick nehmen.  

Auch für Unternehmen insgesamt gilt: Inklusion ist 
nicht nur eine soziale Aufgabe, sondern auch eine 
Chance. In Zeiten hoher Fachkräftebedarfe können 
wir es uns nicht leisten, vorhandene Potenziale un-
genutzt zu lassen. Viele arbeitslose Menschen mit 
Behinderungen verfügen über eine abgeschlossene 
berufliche oder akademische Ausbildung. Hier liegen 
Fähigkeiten, Erfahrung und Motivation, die auf dem 
Arbeitsmarkt gebraucht werden. Dafür müssen Hür-
den abgebaut werden. Unternehmen brauchen ein 
einfaches Antragsverfahren, niedrigschwellige Bera-
tung, gute Beispiele und klare Informationen über 
Fördermöglichkeiten, Budgets für Arbeit und Ausbil-
dung sowie Unterstützungsstrukturen.  

Ein letzter Gedanke: Wichtig ist auch der Übergang 
von der Schule in den Beruf. Programme wie „KAoA-
STAR“ leisten hierbei bereits einen wichtigen Bei-
trag. Junge Menschen mit Behinderung brauchen 
frühzeitig Orientierung, Begleitung und echte Per-
spektiven auf Ausbildung und Beschäftigung. Denn 
auch Teilqualifizierungen können helfen, konkrete 
berufliche Wege zu öffnen.  

Der vorliegende Antrag von CDU, SPD, Bündnis 
90/Die Grünen und FDP zeigt, dass Inklusion auf 
dem Arbeitsmarkt eine gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe für Land, Bund, Kommunen, Landschaftsver-
bände, Unternehmen, Werkstätten, Inklusionsbe-
triebe, Arbeitsverwaltung und Selbsthilfe ist.  

Nordrhein-Westfalen verfügt bereits über wichtige In-
strumente. Jetzt geht es darum, sie besser zu vernet-
zen, Übergänge zu erleichtern und Teilhabe an Ar-
beit an verschiedenen Orten möglich zu machen. 
Denn unser Ziel ist klar: mehr Chancen, mehr Durch-
lässigkeit und mehr sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigung für Menschen mit Behinderung, ohne be-
währte Schutzräume vorschnell infrage zu stellen.  

Arbeit schafft Teilhabe, und Teilhabe stärkt unsere 
Gesellschaft. Teilhabe am Arbeitsleben soll für Men-
schen mit Behinderung selbstverständlich sein – 



Landtag   18.06.2026 

Nordrhein-Westfalen 91 Plenarprotokoll 18/125 

 

nicht als Ausnahme, sondern als gelebte Normalität 
in einem inklusiven Nordrhein-Westfalen.  

Deshalb bitte ich um Zustimmung zu diesem Antrag 
und danke Ihnen für Ihr Vertrauen.  

(Beifall von der CDU, den GRÜNEN, Kirsten 
Stich [SPD] und Lena Teschlade [SPD]) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der SPD spricht nun Abgeordneten-
kollegin Frau Butschkau.  

Anja Butschkau (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Ar-
beit ist weit mehr als Broterwerb. Arbeit bedeutet 
Teilhabe und Selbstbestimmung. Wer arbeitet, er-
fährt Anerkennung und erhält die Möglichkeit, seine 
Fähigkeiten und Stärken einzubringen. Genau des-
halb müssen Menschen mit Behinderungen die glei-
chen Chancen auf dem Arbeitsmarkt erhalten wie 
alle anderen auch. Nichts anderes bedeutet Inklu-
sion. 

(Beifall von der SPD und Daniel Hagemeier [CDU]) 

Doch die Realität sieht leider noch immer anders aus. 
Erst in der vergangenen Woche berichtete der WDR 
eindrücklich über einen Mann, der verzweifelt nach 
einem inklusiven Arbeitsplatz sucht, der Bewerbung 
um Bewerbung schreibt und dabei immer wieder auf 
Unternehmen trifft, die gar nicht wissen, welche Mög-
lichkeiten und Unterstützungsangebote es für die Be-
schäftigung von Menschen mit Behinderungen gibt. 
Dieses Beispiel steht stellvertretend für viele andere.  

Mehr als 15 Jahre nach Inkrafttreten der UN-
Behindertenrechtskonvention sind Menschen mit Be-
hinderungen auf dem Arbeitsmarkt noch immer be-
nachteiligt. Ihre Erwerbsquote ist deutlich geringer. 
Sie suchen oft länger nach einer Beschäftigung und 
stoßen weiterhin auf Barrieren, auf Vorurteile und 
Unsicherheiten. So bleibt noch immer viel Potenzial 
ungenutzt.  

In Nordrhein-Westfalen leben fast zwei Millionen 
Menschen mit einer anerkannten Schwerbehinde-
rung. Es handelt sich um Menschen mit Fähigkeiten, 
mit Erfahrung und Perspektiven, die etwas beitragen 
wollen. Doch viel zu häufig werden sie übersehen.  

Das ist ungerecht und in Zeiten des Fachkräfteman-
gels zudem wirtschaftlich kurzsichtig. Deshalb hat 
die SPD-Fraktion bereits im vergangenen Jahr einen 
Antrag zur Stärkung des inklusiven Arbeitsmarkts in 
Nordrhein-Westfalen vorgelegt. Kurz darauf folgte 
ein Antrag der Regierungsfraktionen zu demselben 
Thema. In der Anhörung im Januar haben uns die 
Sachverständigen sehr eindrucksvoll bestätigt, wie 
groß der Handlungsbedarf ist und wie viele Chancen 
in einem inklusiven Arbeitsmarkt liegen.  

Gerade weil Menschen mit Behinderung häufig da-
rum kämpfen müssen, gehört und gesehen zu wer-
den, freut es mich besonders, dass wir in den jetzi-
gen Beratungen nicht die Unterschiede, sondern die 
Gemeinsamkeiten für einen interfraktionellen Antrag 
der demokratischen Fraktionen gesucht haben. 

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Das ist ein starkes Signal für die Betroffenen und ihre 
Familien sowie für all diejenigen, die sich jeden Tag 
für mehr Teilhabe einsetzen.  

Der heute vorliegende gemeinsame Antrag enthält 
viele wichtige Bausteine: den Abbau von Barrieren, 
eine bessere Unterstützung von Arbeitgeberinnen, 
die Stärkung von Inklusionsbetrieben sowie bessere 
Übergänge von der Ausbildung in Beschäftigung und 
von Werkstätten in den allgemeinen Arbeitsmarkt. 
Denn der Arbeitsmarkt darf niemanden zurücklas-
sen. 

Inklusion ist keine Gefälligkeit, sondern ein Men-
schenrecht. Deshalb wird dieser Antrag nicht das 
Ende einer Debatte sein, sondern er ist der Aus-
gangspunkt für weitere Verbesserungen. Heute sen-
den wir gemeinsam eine klare Botschaft: Menschen 
mit Behinderungen gehören mit ihren Talenten, Er-
fahrungen und Leistungen selbstverständlich in die 
Mitte unserer Gesellschaft und damit in die Mitte un-
seres Arbeitslebens.  

(Beifall von der SPD) 

Sie werden gebraucht. Lassen Sie uns diesen Weg 
gemeinsam und konsequent weitergehen. Ich bitte 
Sie um Zustimmung. – Herzlichen Dank und Glück-
auf! Danke schön. 

(Beifall von der SPD, der CDU und den 
GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen spricht nun 
Abgeordnetenkollege Herr Sonne.  

Dennis Sonne*) (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Damen und Herren der demo-
kratischen Fraktionen. Wenn ein Mensch mit Behin-
derung sich auf den Weg in das Berufsleben macht, 
dann entscheidet immer noch zu selten sein Talent 
über seinen Lebensweg, sondern die Struktur, in die 
er hineingerät. Noch immer erleben Menschen mit 
Behinderung getrennte Bildungswege, einge-
schränkte Berufsperspektiven und deutlich größere 
Hürden beim Einstieg in das Arbeitsleben als Men-
schen ohne Behinderung.  

Dabei geht es nicht um Einzelfälle, sondern um Hun-
derttausende Menschen mit Fähigkeiten, Talenten 
und Potenzialen. Genau deshalb sprechen wir heute 
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nicht nur über Sozialpolitik. Wir sprechen über Ge-
rechtigkeit, wirtschaftliche Vernunft und über die Zu-
kunft unseres Landes. Denn während Unternehmen 
in Nordrhein-Westfalen händeringend nach Personal 
suchen, bleiben die Fähigkeiten vieler Menschen mit 
Behinderung noch immer ungenutzt. Genau das kön-
nen wir uns nicht länger leisten.  

(Beifall von den GRÜNEN, der CDU und der SPD) 

In etwa die Hälfte aller arbeitslosen Menschen mit 
Behinderung verfügt bereits über eine abgeschlos-
sene Berufsausbildung bzw. über einen akademi-
schen Abschluss. Die entscheidende Frage lautet 
also: Wie schaffen wir es, dass diese Menschen ihre 
Fähigkeiten dort einsetzen können, wo sie gebraucht 
werden?  

Ein wichtiger Teil der Antwort sind Inklusionsbe-
triebe. Inklusionsbetriebe zeigen seit Jahren, dass 
wirtschaftlicher Erfolg und gesellschaftliche Verant-
wortung überhaupt kein Widerspruch sind. Sie schaf-
fen Arbeitsplätze, ermöglichen Entwicklungsper-
spektiven und beweisen jeden Tag, dass Inklusion 
funktioniert.  

Auch immer mehr Unternehmen gehen neue Wege. 
Sie schaffen inklusive Teams, bauen Inklusionsabtei-
lungen auf und erkennen, dass Vielfalt kein Risiko, 
sondern ein Gewinn und ein echter Wettbewerbsvor-
teil ist; denn unterschiedliche Perspektiven machen 
Unternehmen innovativer, widerstandsfähiger und 
auch erfolgreicher.  

Ein gutes Beispiel für diesen Gedanken ist das soge-
nannte RouterPrinzip des Unternehmens Projekt-
Router in Köln. Dort wird nicht gefragt, in welches 
System ein Mensch passt, sondern welcher Weg für 
den einzelnen Menschen der richtige ist. Der Mensch 
und nicht die Struktur steht im Mittelpunkt.  

Genau dieses Denken brauchen wir überall in Nord-
rhein-Westfalen. Immer mehr wird erkannt, dass 
Menschen mit Behinderung in die Mitte unserer Ge-
sellschaft und nicht an den Rand, in Sonderwelten 
oder exklusive Strukturen gehören. Davon hat nie-
mand etwas, weder der einzelne Mensch noch die 
Unternehmen, unsere Wirtschaft oder unsere Gesell-
schaft.  

Ich möchte an dieser Stelle auch etwas Persönliches 
sagen. Nach meinem Unfall im Jahr 2004 wurde mir 
selbst geraten, in einer Werkstatt für Menschen mit 
Behinderungen Arbeit zu suchen. Dort sei alles bar-
rierefrei und auf meine Bedürfnisse ausgerichtet. 
Dort sei mein Platz.  

Zum Glück habe ich mich damals anders entschie-
den. Ich habe zwei Ausbildungen abgeschlossen, 
zwei Musikalben veröffentlicht und darf heute sogar 
mit Ihnen gemeinsam hier als Abgeordneter arbeiten. 
Was aus meinem Leben geworden wäre, wenn ich 
damals den Weg in die Werkstatt gewählt hätte, weiß 

ich nicht. Aber vermutlich wäre meine berufliche 
Laufbahn komplett anders verlaufen. 

Doch es geht hier nicht um mich, sondern um die 
Menschen da draußen. Es geht um die Frage, wie 
viele Talente wir jeden Tag verlieren, weil wir Men-
schen mit Behinderung noch immer zu oft danach 
beurteilen, in welches System sie passen, statt sie 
danach zu fragen, welches Potenzial in ihnen steckt. 

(Beifall von den GRÜNEN, der CDU und der 
SPD) 

Wie viele Fachkräfte, Künstlerinnen, Unternehmerin-
nen oder Handwerkerinnen erreichen wir nie, weil wir 
ihre Möglichkeiten einfach unterschätzen? Das kön-
nen wir uns nicht mehr leisten – wie schon gesagt: 
weder gesellschaftlich noch wirtschaftlich. 

Besonders freut mich heute, dass dieser Antrag frak-
tionsübergreifend von den demokratischen Fraktio-
nen eingebracht wurde. Denn bei allen politischen 
Unterschieden eint uns die Überzeugung, dass Men-
schen mit Behinderungen die gleichen Chancen auf 
Teilhabe am Arbeitsleben verdienen wie alle anderen 
Menschen.  

Wir haben erkannt, dass Inklusion kein Randthema, 
sondern eine Zukunftsfrage ist. Sie ist eine Zukunfts-
frage für unseren Arbeitsmarkt, für unseren gesell-
schaftlichen Zusammenhalt und für die Wettbe-
werbsfähigkeit unseres Landes. Wenn wir Nord-
rhein-Westfalen stark halten wollen, dann dürfen wir 
kein Talent zurücklassen.  

Die Potenziale von Menschen mit Behinderung sind 
Teil der Lösung. Lassen Sie uns deshalb gemeinsam 
daran arbeiten, Barrieren abzubauen, Chancen zu 
schaffen und eine inklusive Arbeitswelt zur Selbst-
verständlichkeit zu machen.  

Was die Reform des Werkstattsystems betrifft, 
möchte ich an dieser Stelle Jürgen Linnemann für 
seine Stärke danken. Er arbeitet seit Jahrzehnten in 
einer Werkstatt für Menschen mit Behinderung. 
Heute klagt er auf Mindestlohn. Das ist ein wichtiger 
Schritt, weil er eine Debatte anstößt, die wir als Politik 
viel zu lange vor uns hergeschoben haben. Denn die 
Frage, die Jürgen Linnemann stellt, betrifft nicht nur 
ihn persönlich. Sie betrifft die grundsätzliche Frage, 
welchen Wert wir der Arbeit von Menschen mit Be-
hinderung beimessen.  

Wer arbeitet, Verantwortung übernimmt und einen 
Beitrag leistet, verdient Anerkennung. Und Anerken-
nung zeigt sich nicht nur in Worten, sondern auch in 
Rechten und fairen Bedingungen. Deshalb sollten wir 
den Mut haben, bestehende und veraltete Strukturen 
kritisch zu hinterfragen und dort zu reformieren, wo 
sie Menschen Chancen verwehren, statt Chancen zu 
öffnen. 
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In diesem Sinne stimmen wir als Fraktion dem Antrag 
gerne zu und freuen uns, wenn auch Sie ihm zustim-
men. – Danke schön. 

(Beifall von den GRÜNEN, der CDU und Kirs-
ten Stich [SPD]) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der FDP hat nun Abgeordnetenkol-
legin Frau Schneider das Wort. 

Susanne Schneider*) (FDP): Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Menschen mit Behinde-
rungen möchten wie alle Menschen möglichst selbst-
bestimmt leben. Dazu gehört auch, seinen Lebens-
unterhalt selbst zu verdienen. 

Doch die Inklusion gestaltet sich auf dem Arbeits-
markt häufig sehr schwierig. Die Landesbehinderten-
beauftragte hat sogar schon vor einer rückläufigen 
Inklusion gewarnt. Die Arbeitslosenquote von Men-
schen mit Behinderungen ist nach Angabe der Aktion 
Mensch in Nordrhein-Westfalen immer noch zu hoch. 
Selbst wenn ein integrativer Arbeitsplatz gefunden 
wurde, machen immer mehr Menschen mit Behinde-
rungen Erfahrungen mit Kündigungen. Das ist natür-
lich auch eine Folge der angespannten wirtschaftli-
chen Lage. 

Viele Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber nutzen ent-
sprechende Förderprogramme für Beschäftigte mit 
Behinderungen nicht, weil sie schlichtweg nicht be-
kannt oder zu bürokratisch sind. Dabei geht es auch 
anders. Beeindruckt hat mich ein Bericht über einen 
Fahrradladen in Mönchengladbach. Dort arbeiten 
mittlerweile sechs Mitarbeiter mit Unterstützungsbe-
darf, zwei davon im Rollstuhl. Grandios! 

Menschen mit Behinderungen verfügen häufig über 
hohe berufliche Kompetenzen und Qualifikationen. 
Wenn ein Arbeitgeber Menschen mit Behinderungen 
eine Chance gibt, bekommt er erfahrungsgemäß 
eine besondere Loyalität und hohes Verantwortungs-
bewusstsein von seinen Mitarbeitern zurück.  

Um diesen Schritt zu gehen, müssen Arbeitgeber 
aber bereit sein, die Chancen zu erkennen und nicht 
nur mögliche Risiken zu sehen. Wir sollten sie daher 
weiter ermutigen. Gerade in Zeiten des Fachkräfte-
mangels wäre es fast fahrlässig, wenn die Potenziale 
von Menschen mit Behinderungen ungenutzt blie-
ben. 

Der Erfolg bei der Integration von Menschen mit Be-
hinderungen in den Arbeitsmarkt hängt stark von den 
handelnden Personen ab. Da kommt man häufig 
nicht mit dem Schema F weiter. Vielmehr braucht 
man einzelfallbezogene Lösungen und Angebote so-
wie Überzeugungsarbeit bei den Betrieben.  

Die Einheitlichen Ansprechstellen für Arbeitgeber – 
kurz: EAA – übernehmen dabei eine wichtige 

Vermittlerrolle. Sie besuchen Betriebe vor Ort und 
beraten diese aus der Perspektive der Arbeitgeber. 
Sie können die jeweiligen Unternehmen über Förder-
leistungen und Unterstützungsangebote sowie über 
Zuständigkeiten und Ansprechpartner in den Behör-
den informieren. Diese Aufklärungsarbeit bei den Ar-
beitgebern muss noch weiter intensiviert werden. 

Eine Schlüsselposition haben auch die Werkstätten 
für Menschen mit Behinderungen. Sie müssen aber 
stärker auf Qualifizierungen und auf den Übergang in 
den allgemeinen Arbeitsmarkt ausgerichtet werden. 
Werkstätten müssen so aufgestellt sein, dass ihre 
Beschäftigten ganz nach ihren Fähigkeiten an die be-
triebliche Realität herangeführt werden. Werkstätten, 
die mit Unternehmen kooperieren und somit einen 
fließenden Übergang von den Werkstätten in den Ar-
beitsmarkt ermöglichen, müssen das Ziel sein. Daher 
bin ich sehr froh, dass die Weiterentwicklung der 
Werkstätten für Menschen mit Behinderungen ein 
entscheidender Punkt im Forderungsteil dieses An-
trags ist. 

Aus unserer Sicht braucht es aber noch weitere Maß-
nahmen. Teilqualifizierungen und Inklusionsunter-
nehmen müssen weiter gefördert werden. Ich freue 
mich, dass auch die Koalitionsfraktionen die Bedeu-
tung der Landesförderung für Investitionen der Inklu-
sionsbetriebe erkannt haben. Die tatsächliche Politik 
von Schwarz-Grün sah in den letzten Jahren noch 
etwas anders aus. Und auch im Themenbereich „In-
klusion“ kann noch viel beim Bürokratieabbau getan 
werden. 

Der vorliegende Antrag wäre wahrscheinlich noch et-
was zielführender, wenn er nicht unter dem schwarz-
grünen Vorbehalt der vorhandenen Haushaltsmittel 
stehen würde. Andererseits ist es ein starkes Zei-
chen, dass sich bei diesem Thema die Landtagsfrak-
tionen von CDU, SPD, Grünen und FDP zusammen-
geschlossen haben und diese Initiative gemeinsam 
tragen. Hoffentlich geht es mit der Arbeitsmarktinklu-
sion jetzt weiter voran. – Ich danke Ihnen. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU, der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der AfD spricht nun der Abgeordnete 
Herr Dr. Vincentz.  

Dr. Martin Vincentz (AfD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Menschen 
mit Behinderung in Arbeit zu bringen oder auch in Ar-
beit zu halten, sollte uns eigentlich alle etwas ange-
hen.  

Das betrifft auf der einen Seite natürlich die Men-
schen mit Behinderung selbst – nicht nur, um einer 
Erwerbstätigkeit nachzugehen und Einkünfte zu ha-
ben, sondern auch, weil Arbeit an sich ein starker 
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Wert ist; weil es etwas Gutes ist, wenn man sich mit 
Kollegen austauschen kann; weil man natürlich auch 
einen ganz anderen Zugang zum Geld hat, wenn 
man selbst dafür arbeiten gegangen ist.  

Auf der anderen Seite ist es in einer alternden Ge-
sellschaft für uns alle gut, wenn wir die Potenziale 
heben, die wir da haben, und zwar auf der einen 
Seite bei denjenigen, die schon mit einer Behinde-
rung geboren wurden und dementsprechend mit an-
deren Voraussetzungen in den Arbeitsmarkt starten, 
und auf der anderen Seite bei den vielen Menschen – 
das ist der große Teil der Behinderungen, dem wir 
begegnen –, die sich im Laufe ihres Lebens eine Be-
hinderung zuziehen. Sie in Arbeit zu halten, erfordert 
Kreativität, einzelne Lösungen und an der einen oder 
anderen Stelle vielleicht auch mal ein bisschen mehr 
Mobilität im Denken vieler Arbeitgeber. Das sollten 
wir gemeinsam miteinander angehen. 

Jetzt haben wir 20 Minuten gelauscht, wie sich die 
anderen vier Parteien gegenseitig verbal auf die 
Schulter klopfen. Gucken wir uns aber doch mal die-
sen Antrag an, den Sie gemeinsam miteinander ver-
abschieden, nachdem wir in den vergangenen Mo-
naten schon einige unterschiedliche Anträge von 
Ihnen beraten haben, Sie sich aber nicht so richtig 
auf einen einigen konnten. Das ist jetzt also der 
große Wurf von Ihnen. 

Sie fordern die Landesregierung unter anderem auf, 
„die Inklusion im Erwerbsleben zu fördern und die Ar-
beitslosigkeit von Menschen mit Behinderung wirk-
sam abzubauen“. Das ist ja stark. Dazu mussten die 
vier Fraktionen die Landesregierung jetzt tatsächlich 
auffordern? Dazu haben Sie hier einen Antrag einge-
bracht? Da ist es fast schon schade um die Bäume, 
die für dieses gechlorte Papier gefällt werden muss-
ten. 

(Zuruf von Matthias Kerkhoff [CDU]) 

Sie fordern eine faire Entlohnung für die Beschäftig-
ten in Werkstätten für Menschen mit Behinderungen. 
Wenn Sie an dieser Stelle so konkret werden, weiß 
man in etwa, wie einfach das wird, sich unter den vier 
Parteien auf eine faire Entlohnung zu einigen. Eine 
faire Entlohnung – was ist das denn? 

Sie fordern, den NRW-Weg weiterhin aufrechtzuer-
halten. Also bleibt alles so, wie es ist. Sehr gut! 

Dann kommt: Abbau von Bürokratie. Super! Ein Bei-
spiel dafür nennen Sie nicht. 

(Heiterkeit von Markus Wagner [AfD]) 

Bessere Beratung. Saustark! Was genau ist bessere 
Beratung? Keine Ahnung, steht hier nicht. 

Stärkere Information und Aufklärung. Toll! Also ein 
Flyer? Oder wie kann man sich das vorstellen? Mir 
hat nur noch gefehlt, dass Sie schreiben: mehr Zu-
kunft, und zwar für alle.  

(Heiterkeit bei der AfD – Markus Wagner 
[AfD]: Donnerwetter!) 

Das ist also der Konsens, auf den Sie, die vier Par-
teien hier im Landtag von Nordrhein-Westfalen, sich 
bei so einem unfassbar wichtigen Thema wie der Be-
schäftigung von Menschen mit Behinderung einigen 
können. Was haben denn bitte schön die Menschen 
jetzt draußen von Ihnen zu erwarten, wenn Sie sich 
auf so etwas einigen? Was für konkrete Schritte fol-
gen denn jetzt daraus? Wie wollen Sie die Trend-
wende tatsächlich einleiten? Wie wollen Sie mehr 
Betriebe dazu bringen, dass sie Menschen mit Be-
hinderung einstellen? Welche Fördermöglichkeiten 
gibt es? An welchen Stellen wollen Sie anpacken? All 
dem bleiben Sie hier alle viel zu viel schuldig.  

Also nett, dass wir hier darüber sprechen. Es ist ein 
wirklich wichtiges Thema. Den Applaus, den Sie sich 
gegenseitig gespendet haben, den teile ich nicht. 
Aber eben, weil es ein gutes, ein wichtiges Thema 
ist, weil die Problembeschreibung in Ihrem Antrag 
durchaus die richtige ist, werden wir uns zumindest 
enthalten. – Vielen Dank.  

(Beifall von der AfD) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Für die Landesre-
gierung hat nun Herr Minister Laumann das Wort. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zunächst einmal 
möchte ich mich auch aus meiner Sicht als Arbeits-
minister für diesen Antrag bedanken, auch dafür, 
dass wieder erneut im Landtag von Nordrhein-West-
falen klar ist, dass Behindertenpolitik für uns keine 
parteipolitische Frage, sondern ein gemeinsames 
Anliegen ist. Das ist eine gute Tradition. 

(Beifall von der CDU, der SPD und den 
GRÜNEN) 

Ich rede seit vielen Jahren über Arbeitskräftemangel, 
Fachkräftemangel in unserem Land. Das Thema 
nimmt allerdings auch aufgrund der großen Prob-
leme in der Industrie zurzeit ab. Aber wir haben 
53.000 Menschen bei der Bundesagentur für Arbeit 
als arbeitslos gemeldet. Davon hat die Hälfte eine 
vernünftige, abgeschlossene Berufsausbildung, und 
trotzdem sind sie arbeitslos.  

Es ist auch keine Frage von Geld, denn Förderun-
gen, um solche Menschen einzustellen, stehen über 
die Integrationsämter in Hülle und Fülle zur Verfü-
gung.  

Sie wissen, dass wir mit der nordrhein-westfälischen 
Wirtschaft eine entsprechende Abmachung auf den 
Weg gebracht haben, damit wir uns gemeinsam um 
diese Aufgabe kümmern. Ich habe viele Veranstal-
tungen zu dem Thema besucht und habe in vielen 
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Gesprächen Erfahrungen gesammelt und Beobach-
tungen gemacht. Es ist einfach so, dass die Erkennt-
nisse über die Frage von Behinderten bei vielen Ar-
beitgebern und bei denjenigen, die das Recht haben, 
Personal einzustellen, nicht besonders ausgeprägt 
sind. Deswegen brauchen wir einfach Werbung und 
Information.  

Ich persönlich bin immer wieder davon überrascht, 
mit welchen Möglichkeiten wir heute Behinderungen 
am Arbeitsplatz weitestgehend ausgleichen können. 
Die Digitalisierung hat Möglichkeiten geschaffen, die 
wir uns vor 15 Jahren gar nicht vorstellen konnten. 
All das muss vielmehr in der Arbeitswelt bekannt wer-
den. Das ist eben eine Aufgabe, an der man dran-
bleiben muss, um Veränderungen hinzubekommen.  

Der nächste Punkt ist: Je länger ein Mensch mit Be-
hinderung in einem Sondersystem ist, desto schwe-
rer wird es, ihn da wieder herauszubekommen. Das 
ist auch eine Erfahrung, die ich über die vielen Jahre 
gesammelt habe. Deswegen finde ich es wichtig, 
dass wir bei der Berufsorientierung von Menschen 
mit Behinderungen sehr korrekt, sehr individuell, 
sehr auf den einzelnen bezogen arbeiten müssen.  

Daher bin ich froh darüber, dass es uns gelungen ist, 
Berufsorientierung etwa für behinderte Menschen, 
die in den Inklusionsschulen, aber auch in den För-
derschulen sind, in diesem Land zu installieren, um 
so weit wie möglich zu verhindern, dass der Weg in 
die Behindertenwerkstatt, da wo er nicht sein muss, 
angetreten wird. Denn wenn du erst einmal in diesem 
System bist, ist es gar nicht so einfach, da wieder 
herauszukommen, auch wenn du fehlgeleitet bist.  

Deswegen werbe ich überall bei den Trägern der Be-
hindertenwerkstätten dafür, dass man weiterhin ein 
Auge dafür hat, auch in einer Behindertenwerkstatt 
zu erkennen, wenn da jemand ist, der da nicht rein-
gehört, dass man ihm den Weg in den ersten Arbeits-
markt ebnet. Da sind natürlich Inklusionsbetriebe 
eine gute Brücke in den ersten Arbeitsmarkt, weil es 
Unternehmen sind, die dafür gegründet worden sind, 
gerade Menschen mit Handicaps in den Arbeitsmarkt 
zu integrieren.  

Ich bin froh darüber, dass mittlerweile zunehmend 
Privatunternehmen eine Inklusionsabteilung in ihren 
Unternehmen haben, dass Inklusion eben nicht nur 
in den Behindertenwerkstätten mit Außenarbeitsplät-
zen usw., was wir alle kennen, stattfindet, sondern 
eben auch in dem ersten Arbeitsmarkt. Da haben wir 
einiges Gutes erreicht.  

Auch freue ich mich darüber, dass wir in den letzten 
Jahren in den Berufsbildungsausschüssen erreichen 
konnten, wieder erheblich mehr Fachpraktika-Ausbil-
dungsberufe zu haben. Das sind in allererster Linie 
Berufe mit einer abgespeckten Theorie, aber es sind 
wirklich Brücken in den ersten Arbeitsmarkt, in gute 
Beschäftigung. Wir haben zurzeit 3.300 junge Leute 
in Nordrhein-Westfalen in der Fachpraktika-Aus-

bildung, und ich bin den Sozialpartnern sehr dank-
bar, dass man dieses Thema „Fachpraktika-Ausbil-
dung“ heute etwas entideologisiert hat und dass man 
dort auch weiter zu guten Ergebnissen kommt.  

Zum Schluss möchte ich gerne sagen, dass diese 
Frage eine stetige Aufgabe der Arbeitsmarktpolitik 
ist. Ich wünsche auf jeden Fall, dass alle Menschen, 
die im erwerbsfähigen Alter sind, Teilhabe am Ar-
beitsmarkt haben. Wir dürfen uns nie mit Arbeitslo-
sigkeit abfinden, denn ich persönlich habe in meinem 
Leben die Erfahrung gemacht: Wenn ein Mensch kei-
nen guten Grund hat, morgens aufzustehen, weil er 
nirgendwo erwartet wird, ist das eine schwierige Si-
tuation. Jeder von uns muss sich nur mal vorstellen, 
wie es wäre, wenn er selbst in einer solchen Situation 
wäre. Jeder von uns soll sich nur mal vorstellen, was 
das bedeutet, wenn man zu Hause ein Kind hätte, 
was aus der Schule ist und keine Lehrstelle findet, 
das auf der anderen Seite aber auch nicht in die Be-
hindertenwerkstatt gehört.  

Das macht deutlich, dass man an dieser Frage ein-
fach dranbleiben muss. – Schönen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. Der 
Transparenz halber: Die Landesregierung hat ihre 
Redezeit um fast eine Minute, genauer gesagt um 59 
Sekunden überschritten. Selbstverständlich steht 
Ihnen das auch zu. Ich sehe aber keine weiteren 
Wortmeldungen.  
Somit kommen wir zum Schluss der Aussprache und 
gehen über zur Abstimmung. Die antragstellenden 
Fraktionen von CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen 
und FDP haben direkte Abstimmung beantragt. Wir 
stimmen also über den Inhalt des Antrags Drucksa-
che 18/19778 ab. Wer stimmt dem Antrag zu? – Das 
sind die Fraktionen von CDU, SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen und FDP. Wer stimmt dagegen? – Keine Ge-
genstimmen. Wer enthält sich? – Das ist die Fraktion 
der AfD. Damit ist der Antrag Drucksache 18/19778 
angenommen. 

Wir kommen zu: 

14 Wiedereröffnung und dauerhafte Sicherung 
des Deutschen Museums für Naturschutzge-
schichte auf Schloss Drachenburg in Königs-
winter – Bewahrung eines einzigartigen kultu-
rellen und historischen Erbes Nordrhein-West-
falens 

Antrag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/19779 
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Ich eröffne die Aussprache und erteile für die antrag-
stellende Fraktion der AfD dem Abgeordneten Herrn 
Schalley das Wort. 

Zacharias Schalley (AfD): Vielen Dank. – Frau Prä-
sidentin! Werte Damen und Herren! Hätten Sie es 
gewusst? Die Wiege des deutschen Naturschutzes 
steht in Nordrhein-Westfalen. 1836 stellte der preu-
ßische Staat Teile des Drachenfels im Siebengebirge 
unter Schutz. Der markante Gipfel mit seiner maleri-
schen Burgruine drohte durch intensive Steinbruch-
arbeiten zerstört zu werden. Bürger aus Bonn und 
Köln protestierten gegen diesen Raubbau und die 
Naturzerstörung. 

Der preußische König Friedrich Wilhelm III. hörte auf 
die Stimmen aus dem Volk. Er veranlasste den Kauf 
des Gipfels durch den preußischen Staat und verbot 
fortan jeden Steinabbau auf dem Drachenfels, um so 
die Silhouette des Berges als Naturschönheit zu si-
chern. Das war der Geburtsmoment des staatlichen 
Naturschutzes hier bei uns. Im Siebengebirge wurde 
erstmals in unserem Land eine Landschaft um ihrer 
Selbstwillen geschützt, nicht aus wirtschaftlichen 
Gründen und lange bevor es Naturschutzgesetze, 
globale Nachhaltigkeitsziele oder gar die Grünen 
gab. Es ging um die Bewahrung von Schönheit, Iden-
tität und Heimat. 

Was am Drachenfels begann, setzte sich in den fol-
genden Jahrzehnten fort. 1869 gründete sich der 
Verschönerungsverein für das Siebengebirge. 1886 
folgte der Verein zur Rettung des Siebengebirges. 
Die Bürger sammelten Spenden, organisierten Lotte-
rien und kauften über 800 Hektar Land, um die wild-
romantische Landschaft aus Fels, Ruine und Wald 
vor weiterem Raubbau zu retten. 

Die Idee, Natur als Ausdruck von Heimatliebe und 
Identität zu verstehen, war genuiner Bestandteil von 
Umweltschutz. Der 1904 durch Ernst Rudorff gegrün-
dete „Bund Heimatschutz“ verband Naturschutz, 
Denkmalschutz und den Erhalt des deutschen Volks-
tums untrennbar miteinander. Für Rudorff und die 
Heimatschutzbewegung lag in dem innigen Gefühl 
für die Natur und die Heimat die Wurzel für die Kraft 
eines Volkes. Genau diese Verbindung von Natur-
schutz und Heimatliebe hat das Deutsche Museum 
für Naturschutzgeschichte auf Schloss Drachenburg 
über viele Jahre vermittelt, konkret, anschaulich und 
auch mit Stolz auf die Wurzeln des deutschen Natur-
schutzes. 

Und heute? Heute steht das einzige Museum, das 
sich ausschließlich der Geschichte der deutschen 
Naturschutzbewegung widmet, seit über drei Jahren 
leer. Die Türen sind zu, die Ausstellung ist dunkel. 
Ein Skandal, der nicht länger hingenommen werden 
darf. Das ist ein Prüfstein dafür, ob dieses Land noch 
zu seiner eigenen Geschichte steht oder ob es sie 

einfach vergisst, weil sie nicht mehr ins aktuelle Nar-
rativ passt. 

Die Stiftung Naturschutzgeschichte als Träger des 
Museums hat es aus finanziellen Gründen schließen 
müssen. Das Land NRW trägt als Mitgründer dieser 
Stiftung jedoch eine besondere Verantwortung. Es ist 
paradox, dass ausgerechnet unter einem grünen 
Umweltminister das Museum, welches die Ur-
sprünge der deutschen Naturschutzbewegung doku-
mentiert, seit Jahren geschlossen ist. Wer einerseits 
den Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen be-
schwört, aber andererseits zulässt, dass das Ge-
dächtnis des Naturschutzes dauerhaft geschlossen 
ist, der muss sich fragen lassen, wie ernst es ihm mit 
der Bewahrung unserer Heimat und Natur wirklich ist. 

Es kann nicht sein, dass Geld da ist für die Untersu-
chung von neurechten Interventionen im Naturschutz 
während gleichzeitig die Erinnerung an die histori-
schen Wurzeln der Naturschutzbewegung vernach-
lässigt wird. 

Was sagt das eigentlich über den Zustand dieses 
Landes aus? In unserer Landesverfassung steht es 
unmissverständlich. Die Jugend soll zur Verantwor-
tung für die natürlichen Lebensgrundlagen erzogen 
werden, in Liebe zu Natur und Heimat. Dieses Mu-
seum hat genau das getan. Es hat gezeigt, wie Bür-
gerengagement und Ehrenamt unseren Naturschutz 
stark gemacht haben von den ersten Protesten am 
Drachenfels über die Vereine im Siebengebirge bis 
zur Heimatschutzbewegung. Es hat nicht abstrakte, 
globale Ideologien vermittelt, sondern konkrete, an-
schauliche und auch stolze Heimatgeschichte. 

Aber vielleicht ist genau das auch der Grund für die 
mangelnde Fürsorge. Betrachtet man die Geschichte 
der Naturschutzbewegung, so wird klar: Umwelt-
schutz ist Heimatschutz und damit konservativ. Es 
ging den Vätern der Naturschutzbewegung nicht um 
globale Klimaziele oder bedrohte Tiere am anderen 
Ende der Welt, es ging ihnen stets um das Eigene, 
die Identität und Kultur unseres Volkes, die aus un-
serer heimatlichen Natur entspringt. 

Ernst Rudorff wäre angeekelt von Figuren wie Luisa 
Neubaur oder Greta Thunberg. König Friedrich Wil-
helm und die damaligen Bewohner am Fuße des Dra-
chenfels würden die Hände über dem Kopf zusam-
menschlagen, wenn sie von den Windindustrieanla-
gen auf der Kasseler Heide bei Königswinter wüssten. 

Besinnen wir uns also auf die konservativen Wurzeln 
des Naturschutzes. Sorgen wir dafür, dass es wieder 
einen Ort gibt, wo diese Wurzeln sichtbar sind. Denn 
dieses Museum ist der Beweis, dass Naturschutz 
und Heimatliebe seit jeher zusammengehören, von 
den Bürgerprotesten vor über 200 Jahren über Ernst 
Rudorff und den „Bund Heimatschutz“ bis in unsere 
Zeit. – Vielen Dank. 

(Beifall von der AfD) 
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Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Herr Schalley, bei 
allem Respekt für unterschiedliche Positionen gilt es 
hier immer wieder, die Würde des Hauses und vor 
allen Dingen auch die der einzelnen Persönlichkei-
ten, der Personen zu achten und zu schützen. 

Ich finde, dass einige Ihrer Äußerungen bezüglich ei-
niger Personen wirklich grenzwertig waren. Ich sage 
jetzt mal „grenzwertig“, und rufe Sie an dieser Stelle 
zur Ordnung auf, weil ich das nicht einfach so stehen 
lassen möchte. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – Zu-
ruf von der AfD) 

– Wann ich was mache, das entscheide ich. Da brau-
che ich überhaupt keine Anmerkung von der Seite. 
Ansonsten bekommen Sie einen Ordnungsruf. 

(Zacharias Schalley [AfD]: Gern!) 

– Für dieses Verhalten bekommen Sie auf jeden Fall 
einen Ordnungsruf, und den Rest schauen wir uns 
auch noch mal an. – Für die Fraktion der CDU hat 
nun Abgeordnetenkollege Herr Grunwald das Wort.  

Jonathan Grunwald (CDU): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

„Weit droht ins offne Rheingfild der turmgekrönte 
Drachenstein, die breite Brust der Wasser schwillt 
an Ufern hin, bekränzt vom Wein.“ 

Als der englische Dichter Lord Byron 1816 diese Zei-
len beim Anblick des markanten Drachenfelsens in 
Königswinter dichtete, konnte er nicht ahnen, was er 
auslöste. Sein Gedicht über den turmgekrönten Dra-
chenfels wurde in vielen Reiseführern abgedruckt 
und löste einen bis dahin nicht gekannten Massen-
tourismus aus. Millionen romantisch gesinnter Tou-
risten kamen ins Rheintal und erklommen zu Fuß, mit 
dem Esel oder später mit der Zahnradbahn den Gip-
fel und bescherten Hotels und Gastronomen gute 
Geschäfte.  

Die Attraktivität der Region konnte allerdings nur ge-
sichert werden, da der preußische Staat 1836 den 
Steinbruch am Drachenfels erwarb, um die Abbauar-
beiten mit sofortiger Wirkung zu stoppen. Der Kauf 
gilt als die erste Großtat eines deutschen Staats im 
Bereich des Naturschutzes. 

Später gründete sich der Verschönerungsverein für 
das Siebengebirge und bewahrte die gesamte Sie-
bengebirgslandschaft vor weiterer industrieller Zer-
setzung durch die damals noch zahlreich vorhande-
nen Steinbrüche. 1923 dann wurde das Siebenge-
birge als zweites Naturschutzgebiet in Deutschland 
ausgewiesen. 

Es ist daher absolut folgerichtig, dass 1996 die dann 
gegründete Stiftung Naturschutzgeschichte ihren 
Sitz unterhalb des Drachenfelsens im Siebengebirge 
bezog. Untergebracht in den Räumlichkeiten von 

Schloss Drachenburg – wahrscheinlich dem schöns-
ten Schloss des Landes; diese kleine Zwischenbe-
merkung sei mir mit Blick auf meine Heimat gestattet 
– dokumentiert und erforscht die Stiftung seitdem die 
Geschichte des Naturschutzes in Deutschland. 

Ich will zu Beginn ausdrücklich sagen: Die fundierte 
und wertvolle Arbeit, die von den Mitarbeitern der 
Stiftung geleistet wird, verdient Anerkennung, Sicht-
barkeit, aber sicherlich keine parteipolitische Verein-
nahmung und ideologische Instrumentalisierung 
durch die AfD. 

(Beifall von der CDU, der SPD, den GRÜNEN 
und der FDP) 

Genau damit sind wir beim Thema des vorliegenden 
Antrags. Die AfD macht die vor gut drei Jahren er-
folgte Schließung einer in der Vorburg von Schloss 
Drachenburg untergebrachten Ausstellung über die 
Geschichte des Naturschutzes zum Gegenstand der 
Debatte. Sie fordern die unverzügliche Wiedereröff-
nung der Ausstellung, die Ausarbeitung eines Wirt-
schafts- und Betriebsplans sowie einen jährlich dem 
Landtag vorzulegenden Maßnahmen- und Zeitplan 
zur Sicherung des Museums. 

Sie fordern dies, ohne sich ernsthaft und aufrichtig 
mit den Gründen der Schließung auseinandergesetzt 
zu haben. Ich helfe Ihnen: Die Gremien der Stiftung 
haben einstimmig – ich wiederhole: einstimmig – be-
schlossen, die 15 Jahre alte Dauerausstellung zu 
schließen. Wie Sie der Homepage der Stiftung hätten 
entnehmen können, ist die Entwicklung eines virtuel-
len Museums geplant, um den neuen Nutzungsge-
wohnheiten der Menschen gerecht zu werden. Alles 
nachvollziehbar und genau richtig, um die wichtige 
Arbeit der Stiftung einem noch größeren Publikum 
zugänglich zu machen. 

(Beifall von der CDU) 

Ihr Antrag ist daher nichts als blanker Hohn und eine 
Missachtung der Arbeit der Mitarbeiter der Stiftung. 

Aber das alles interessiert die AfD nicht. Herrn Schal-
ley geht es in seinem vermeintlich kulturtragenden 
Antrag überhaupt nicht um die Dauerausstellung. Die 
AfD instrumentalisiert mit diesem Antrag lediglich die 
Stiftung und Schloss Drachenburg, um die Natur-
schutzgeschichte mit der völkisch-ideologischen Er-
zählung des Heimatschutzes zu ideologisieren. Sie 
wollen aus einem Kultur- und Bildungsort eine Pro-
jektionsfläche für die eigenen Begriffe von Volk, Hei-
mat und nationaler Identität machen. Das ist abartig 
und geschichtsvergessen.  

(Beifall von der CDU, der SPD, den GRÜNEN 
und der FDP) 

Ich bin der Stiftung Naturschutzgeschichte in Königs-
winter daher umso mehr dankbar für die Forschungs-
arbeiten zu rechtsextremen und nationalistischen Ak-
tivitäten im Naturschutz. Die Ausarbeitung über die 
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20er- und 30er-Jahre des letzten Jahrhunderts, in 
denen führende Naturschützer Brücken zur Blut- und 
Bodenideologie der Nationalsozialisten bauten und 
Vorstellungen eines Urdeutschlands kreierten, sind 
eine wichtige Dokumentation der Geschichte, aus 
der es zu lernen gilt. 

Die Stiftung befasst sich aber nicht nur mit der Aufar-
beitung und Dokumentation der Vergangenheit, son-
dern arbeitet auch brandaktuell zum Beispiel zum 
Versuch des völkischen Rechtspopulismus rechts-
extremer Kreise wie dem Dritten Weg oder der Iden-
titären Bewegung, den Naturschutz systematisch 
und strategisch zu unterwandern und thematisch zu 
besetzen. 

Inwieweit sich auch die Beiträge eines AfD-Landes-
politikers aus Nordrhein-Westfalen im neurechten 
Ökomagazin „Die Kehre“ zum Beispiel zur rechten 
Landwirtschaftspolitik hier einordnen lassen, wissen 
Sie, Herr Schallay, sicherlich am besten. 

(Zuruf von Zacharias Schalley [AfD]) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir akzeptieren 
nicht, dass Stiftungen und deren Mitarbeiter oder un-
sere Wälder und der Schutz der Natur zum Spielball 
ideologischer Weltanschauung degradiert werden. 

(Beifall von der CDU, der SPD, den GRÜNEN 
und der FDP) 

Der AfD-Antrag bietet keine Grundlage für eine seri-
öse Auseinandersetzung mit der Geschichte des Na-
turschutzes in unserem Land. Er ist ideologisch 
durchzogen und der Versuch, Heimat- und Natur-
schutz durch die AfD zu vereinnahmen. Ihr Versuch 
ist gescheitert. Wir lehnen den Antrag ab. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der SPD hat nun Abgeordnetenkol-
legin Frau Blask das Wort. 

Inge Blask*) (SPD): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen der demokratischen 
Fraktionen! Herr Grunwald, ich kann mich gerne dem 
anschließen, was Sie gesagt haben. Deswegen kann 
ich mich auch kurzfassen.  

(Beifall von der SPD, der CDU und den 
GRÜNEN) 

Die AfD interessiert sich jetzt für den Naturschutz in 
Deutschland und dessen Geschichte, was ange-
sichts des Populismus und der Rhetorik dieser Partei 
gegen Natur- und Umweltschutzorganisationen wie 
ein schlechter Scherz anmutet. Es entpuppt sich 
auch bei einmaliger Lektüre des AfD-Antrages als 
solcher.  

In diesem Antrag wird die Wiederöffnung und dauer-
hafte Sicherung des Museums für Naturschutzge-
schichte am Drachenfels gefordert. Dieses Museum 
ist seit drei Jahren zu. Wir haben uns die Mühe ge-
macht und haben mit der Stiftung gesprochen, die 
das Museum und das Archiv betreibt. Dahinter steckt 
keine Verschwörung. Es ist schlicht so, dass der Dra-
chenfels selbst und das benachbarte Schloss Dra-
chenburg derart viele Besucher ziehen, dass das 
Museum für Naturschutzgeschichte an diesem 
Standort einfach kein Interesse mehr generieren 
konnte. 

Es wurde uns aber versichert, dass das Archiv und 
die Stiftung Naturschutzgeschichte der Wissenschaft 
weiter zur Verfügung stehen und auch rege genutzt 
werden. Das Museum soll als virtuelles Museum wie-
derbelebt werden, wo die Ausstellungsstücke und die 
Geschichte für jedermann und -frau digital und nied-
rigschwellig erlebbar gemacht wird.  

Der Antrag ist also wie so oft Schall und Rauch. Wo 
wir schon beim Thema „AfD und Naturschutz“ sind: 
Eben jene Stiftung Naturschutzgeschichte, um die es 
hier geht, hat kürzlich eine sehr gute Handreichung 
herausgegeben, wie man mit dem Versuch der Ver-
einnahmung des Naturschutzes durch die Neue 
Rechte umgehen sollte. Im Gegensatz zum AfD-An-
trag kann ich Ihnen die Lektüre dieser Handreichung 
sehr ans Herz legen. Mehr muss nicht gesagt wer-
den. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD, der CDU, den GRÜNEN 
und der FDP) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für Bündnis 90/Die Grünen hat nun Abgeordneten-
kollege Dr. Wille das Wort. 

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Auf-
gabe der Stiftung Naturschutzgeschichte ist es, die 
Geschichte des Naturschutzes in Deutschland zu do-
kumentieren, wissenschaftlich zu erforschen und 
darzustellen. Im Zentrum stehen das Verhältnis des 
Menschen zu Natur und Umwelt und die gesell-
schaftliche Auseinandersetzung darüber. 

Es handelt sich um eine private Stiftung, in der neben 
dem Bund zahlreiche Bundesländer und Verbände 
Mitglied sind. Tätigkeitsschwerpunkte sind das Ar-
chiv, das Forum und bis 2023 auch das Museum in 
der Vorburg der Drachenburg. Das Museum gewährt 
uns einen Blick zurück auf die Geschichte des Natur-
schutzes. 

Im 19. Jahrhundert gab es erste Unterschutzstellun-
gen von Natur in konkreten Einzelfällen, zum Beispiel 
die Unterschutzstellung des Drachenfelsen im Jahr 
1836 – wenn man so will, das erste Naturschutzge-
biet im heutigen Deutschland bzw. in Preußen. 
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Naturschutz wurde besonders um die Jahrhundert-
wende eine Antwort auf die zunehmende Industriali-
sierung sowie immer intensivere Nutzung und Inan-
spruchnahme der Landschaft. Dabei gab es ganz un-
terschiedliche Erwägungen: naturwissenschaftliches 
Interesse, Erholungsfunktion, naturverträgliche 
Landnutzung, Liebe zur Natur und ein breites Natur-
bewusstsein formierten sich, aber noch ungesteuert 
und uneinheitlich. Nach und nach entwickelten sich 
viele ehrenamtliche Strukturen, Verbände formierten 
sich, und der Naturschutz erlangte eine politische 
Repräsentation. 

Das alles wurde im Deutschen Museum für Natur-
schutzgeschichte in Königswinter dargestellt, und es 
war eine wirklich sehr lohnenswerte Ausstellung. So-
mit ist das Anliegen des Antrags erst einmal grund-
sätzlich nicht falsch; es verwundert aber, dass es nun 
ausgerechnet von der AfD vorgetragen wird. Das 
Museum berichtet nämlich auch sehr ausführlich von 
völkisch-rassistischen Strömungen im frühen Natur-
schutz und der Vereinnahmung des Naturschutzes 
durch die Nationalsozialisten. 

(Markus Wagner [AfD]: Damit haben wir nichts 
zu tun!) 

Der Naturschutz wurde in der NS-Zeit gezielt mit ei-
ner Blut- und Bodenideologie aufgeladen. Diese Ide-
ologie gipfelte in der Instrumentalisierung des Natur-
schutzes für zutiefst antisemitische Volksverhetzung. 
Jüdische Naturschützer und solche, die dieser Ideo-
logie nicht folgten, wurden zum Opfer des NS-
Regimes. 

Nach 1945 erfolgte viele Jahre lang kaum eine kriti-
sche Aufarbeitung dieses dunklen Kapitels der deut-
schen Naturschutzgeschichte. Auch und insbeson-
dere daran gilt es zu erinnern, wenn man sich mit der 
deutschen Naturschutzgeschichte beschäftigt. Das 
hat das Museum getan, und das ist die entschei-
dende Leerstelle des AfD-Antrages. Hier wird schon 
wieder versucht, den Naturschutz als bloße Heimat-
liebe zu verklären, während man die Schattenseiten 
dieser Instrumentalisierung bewusst ausblendet und 
keine echten Lösungen zum Schutz der Natur anbie-
tet. 

Die aufgrund von mehrjährigen Erfahrungen der Stif-
tung getroffene Entscheidung, das Museum bis auf 
Weiteres nicht zu betreiben, sondern die Inhalte in 
den digitalen Raum als virtuelles Museum zu über-
tragen, halten wir für nachvollziehbar. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Herr Dr. Wille, ich 
unterbreche kurz, weil es die Wortmeldung zu einer 
Zwischenfrage des Abgeordneten Herrn Schalley 
gibt. Möchten Sie die gestatten? 

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE): Gerne am Ende 
meine Rede. – Wir sehen keinen Anlass für das Land 

NRW, im Museumsbereich einzugreifen. Zudem ist 
die Landesregierung im Bereich „Naturschutzbil-
dung“ auf vielfältige Weise engagiert. Über die biolo-
gischen Stationen, die BNE-Zentren und die NUA 
können Menschen jeden Alters unter anderem Bil-
dungsangebote zum Naturschutz- und Naturerleben 
wahrnehmen. 

Angesichts der Tatsache, dass die AfD noch bei den 
Beratungen zum Landeshaushalt 2026 den Natur-
schutzetat um mehr als 10 Millionen Euro kürzen 
wollte, 

(Inge Blask [SPD]: Hört! Hört!) 

ist dieser Antrag für mehr Ausgaben zutiefst schein-
heilig und unredlich. Wir lehnen den Antrag der AfD 
daher ab. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN, der CDU und der 
SPD) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Sie möchten noch 
die Frage zulassen? – Dann ist Ihr Mikro jetzt freige-
schaltet, Herr Schalley. 

Zacharias Schalley (AfD): Vielen Dank, Frau Präsi-
dentin. – Auch vielen Dank, Herr Kollege Dr. Wille, 
dass Sie die Frage zulassen. Sie haben uns gerade 
unterstellt, dass wir diese braune Vergangenheit des 
grünen Denkens in unserem Antrag ausgelassen 
hätten. Das war gar nicht die Intention. Wir haben da-
rauf abgezielt, dass die gesamte Geschichte des Na-
turschutzes in Deutschland eben in diesem Museum 
erlebbar und auch begehbar ist. 

Darum meine Frage: Halten Sie es nicht für besser, 
wenn es einen physischen Ort gibt, an dem zum Bei-
spiel Schulklassen oder auch Studenten vor Ort sol-
che Lerninhalte aufnehmen können anstatt durch 
bloßes Klicken an irgendwelchen Bildschirmen? 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Sie können ant-
worten. 

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE): Wenn ein Museum 
und die Stiftung, die es trägt, nach langjähriger Erfah-
rung glauben, ihre pädagogische Arbeit und ihre Öf-
fentlichkeitsarbeit auf den heutigen Stand bringen 
und auf die Bedürfnisse der Besucher ausrichten zu 
müssen, halte ich das für eine richtige Entwicklung. 
Man muss den Fachleuten, die das machen, auch 
vertrauen, und das tun wir. 

(Beifall von den GRÜNEN, der CDU und der SPD) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Fraktion der FDP hat nun Abgeordnetenkol-
legin Yvonne Gebauer das Wort. 
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Yvonne Gebauer*) (FDP): Frau Präsidentin! Meine 
lieben Kolleginnen und Kollegen! Wenn man den 
AfD-Antrag liest, könnte man meinen, hier hätten 
sich über Nacht neue Mitstreiter für den Naturschutz 
gefunden. Während die AfD sonst keine Gelegenheit 
auslässt, um zentrale Instrumente des Umwelt- und 
Klimaschutzes abzulehnen und wissenschaftliche 
Erkenntnisse zum menschengemachten Klimawan-
del zu negieren, schwingt sie sich nun zum Anwalt 
des Naturschutzes auf. Ich würde sagen: ein durch-
schaubares Täuschungsmanöver. 

(Beifall von der FDP, der CDU, der SPD und 
den GRÜNEN) 

Es ist richtig: Jedes Museum, das schließt, hinter-
lässt eine Lücke in unserer Kulturlandschaft. Es ist 
bedauerlich, dass das Deutsche Museum für Natur-
schutzgeschichte auf Schloss Drachenburg aus wirt-
schaftlichen Gründen schließen musste. Dass dieser 
Schritt aber bereits vor mehr als drei Jahren, wir hier 
schon mehrfach gesagt, vollzogen wurde, die AfD 
aber erst jetzt mit ihrem Antrag um die Ecke kommt, 
zeigt, dass hier ein Skandal konstruiert werden soll, 
der in Wirklichkeit keiner ist. 

(Dr. Günther Bergmann [CDU]: So ist es!)  

Wer die komplexe Geschichte des Naturschutzes zu-
dem auf ein rückwärtsgewandtes Identitätsnarrativ 
reduziert, der verkennt die kulturelle und bildungspo-
litische Dimension dieses Museums. 

Als Kulturpolitikerin möchte ich zudem betonen, dass 
Museen Orte der kritischen Auseinandersetzung mit 
Geschichte sind, die kulturelle Teilhabe ermöglichen, 
unterschiedliche Perspektiven eröffnen und zum 
Nachdenken anregen sollen. 

(Beifall von der FDP) 

Der vorliegende Antrag reduziert all das auf den As-
pekt „Heimat“. Das Deutsche Museum für Natur-
schutzgeschichte verdient jede Unterstützung – aber 
nicht von einer AfD, die das Schicksal des Hauses 
missbraucht, um es als Bestätigung ihrer identitäts-
politischen Agenda zu interpretieren. 

(Beifall von der FDP, der CDU, der SPD und 
den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, deshalb kann und des-
halb muss man den vorliegenden Antrag ablehnen. – 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall von der FDP, der CDU, der SPD und 
den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Vielen Dank. – 
Für die Landesregierung hat nun Herr Minister Kri-
scher das Wort. 

Oliver Krischer, Minister für Umwelt, Naturschutz 
und Verkehr: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich glaube, es ist 
in der bisherigen Debatte schon deutlich geworden: 
Hier geht es nicht um ein Museum für Naturschutz-
geschichte. Es geht nicht um eine Stiftung für Natur-
schutzgeschichte. Es geht schon gar nicht um den 
Schutz der Natur oder irgendetwas. 

Es geht einzig und allein darum, dass die AfD sich 
eines Themas bemächtigen will und ganz bewusst, 
wie wir das kennen, die Fakten außer Acht lässt, um 
hiermit Stimmung zu machen, Unwahrheiten zu ver-
breiten und am Ende Positionen zu formulieren, die 
Erfolge und Fortschritte infrage stellen sollen. Meine 
Damen und Herren, das können und das werden wir 
nicht akzeptieren. 

(Beifall von der CDU, der SPD und den 
GRÜNEN) 

Die Stiftung Naturschutzgeschichte ist 1996 gegrün-
det worden. Die Stiftungsurkunde – man muss nur 
auf die Homepage schauen – haben unter anderem 
die damalige nordrhein-westfälische Umweltministe-
rin Bärbel Höhn und der damalige brandenburgische 
Umweltminister Matthias Platzeck unterzeichnet. Ich 
will gar nicht wissen, was die beiden denken würden, 
wenn sie jetzt sehen würden, wie diejenigen, die ge-
gen Naturschutz arbeiten und Naturschutz infrage 
stellen, hier dieses Thema instrumentalisieren. Sie 
würden sich schütteln. Schon allein das sollte uns 
eine Mahnung sein. 

Es ist richtig gesagt worden: Diese Stiftung ist eine 
privat organisierte Stiftung. Sie entscheidet, wie sie 
ihre Arbeit durchführt. Ich kann hier nur berichten: Sie 
macht ihre Arbeit. 

Sie hat eine Handreichung zum Umgang mit rechts-
extremen Tendenzen im Naturschutz verfasst. Sie ist 
in vielfältiger Weise tätig, die Geschichte des Natur-
schutzes in allen Bereichen aufzuarbeiten. Das findet 
nach wie vor statt. Es ist hoch anerkennenswert, 
dass die Stiftung hier ihre Arbeit tut. 

Ihre Arbeit besteht auch darin, dass sie ein Museum, 
das in die Jahre gekommen ist, kritisch überprüft, 
sich die Besucherzahlen anschaut, Aufwand und Er-
trag bemisst und dann entscheidet: Wir müssen uns 
hier neu, anders, zeitgemäßer aufstellen. – Es ist die 
normale Arbeit eines jeden Museums, einer jeden 
Stiftung, dies entsprechend zu machen. Diese Arbeit 
der Neukonzeption auch eines Museums findet statt. 
Selbstverständlich spielen digitale, virtuelle Ele-
mente und der Transport in die digitale Welt, um ein 
breiteres Publikum zu erreichen, eine entscheidende 
Rolle. 

Deshalb ist die Arbeit für die Naturschutzgeschichte 
in Nordrhein-Westfalen keinesfalls zu Ende. Sie geht 
weiter, nur auf eine andere Art und Weise und nicht 
in dieser Form, in diesem Museum, wie es 15 Jahre 
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lang der Fall war. Das ist kein Skandal, sondern eine 
völlig normale Entwicklung. 

Ich kann vonseiten der Landesregierung sagen: Dort, 
wo wir gefragt werden, wo unsere Aktivität gefordert 
ist, werden wir diese Arbeit wie in der Vergangenheit 
weiterhin begleiten und positiv unterstützen. 

Die Debatte hier zeigt, wie wichtig und notwendig die 
Arbeit zur Naturschutzgeschichte ist. Es war in 
Deutschland schon einmal der Fall, dass Natur-
schutz mit völkischen, rassistischen Ideologien in-
strumentalisiert wurde, um Menschen zu blenden 
und zu gewinnen. Wir alle sollten dafür sorgen – das 
ist auch bitter nötig –, dass sich diese Geschichte 
nicht wiederholt. Schon allein deshalb ist die Stiftung 
für Naturschutzgeschichte mit allem, was sie erarbei-
tet, notwendig und richtig und sollte nicht von einer 
Partei instrumentalisiert werden. – Ich danke für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU, der SPD, den GRÜNEN 
und der FDP) 

Präsident André Kuper: Danke, Herr Minister Kri-
scher. – Ich habe keine weiteren Wortmeldungen 
vorliegen. Daher schließe ich die Aussprache. 
Wir kommen zur Abstimmung. Die antragstellende 
Fraktion der AfD hat direkte Abstimmung beantragt. 
Wir kommen somit zur Abstimmung über den Inhalt 
des Antrags Drucksache 18/19779. Wer stimmt dem 
Antrag zu? – Die AfD. Wer stimmt dagegen? – CDU, 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP. Damit gibt es 
keine Enthaltungen. Der Antrag Drucksache 
18/19779 ist wie gerade festgestellt abgelehnt. 

Ich rufe auf: 

15 Industrieemissionsrichtlinie: Risiken ab-
bauen, Chancen nutzen und praxisgerecht 
umsetzen – Nordrhein-Westfalens Transfor-
mation weiter unterstützen 

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 18/19776 

Ich eröffne die Aussprache. Als Erster spricht für die 
CDU ihr Abgeordneter Herr Dr. Untrieser. 

Dr. Christian Untrieser*) (CDU): Vielen Dank. – Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bin ja 
heute sehr konziliant zu den Sozialdemokraten. Des-
wegen möchte ich ein Zitat eines berühmten Sozial-
demokraten an den Beginn setzen, nämlich das Zitat 
„Der Himmel über dem Ruhrgebiet muss wieder blau 
werden“ von Willy Brandt. Sie kennen das alle. 

(André Stinka [SPD]: Top-Mann! – Weitere Zu-
rufe von der SPD) 

Da hat er natürlich recht gehabt. 

(Zuruf von der SPD) 

– Ja, ja. Jetzt fange ich schon so freundlich an. Er hat 
damit also recht gehabt. 

Schauen wir uns heute einmal an, wie sauber Luft, 
Wasser und Boden in Nordrhein-Westfalen sind. Das 
ist ein Gewinn für die Menschen, für uns alle. Gleich-
zeitig sind wir noch Industrieland. Daran sieht man, 
dass in den letzten Jahren und Jahrzehnten auch ei-
niges richtig gemacht wurde. 

Wie komme ich jetzt zu dem Thema? Die Industrie-
emissionsrichtlinie – die europäische Gesetzgebung 
muss nun in nationales Recht umgesetzt werden – 
ist quasi der nächste Schritt, mit dem Industrie in die-
sem Land in Zukunft noch ein bisschen sauberer und 
noch emissionsärmer werden soll.  

Mir ist aber auch ganz wichtig, zu betonen, dass die 
Regularien so gestrickt sein müssen, dass Industrie 
überleben kann und sich transformieren kann. 

Gerade deswegen ist es so wichtig, dass wir heute 
Abend noch einmal über die europäische Industrie-
emissionsrichtlinie sprechen; denn sie stellt die 
Grundlage für die Genehmigung, den Betrieb, die 
Überwachung und die Stilllegung von umweltrele-
vanten Industrieanlagen ab einer bestimmten Grö-
ßenordnung dar. In Nordrhein-Westfalen sind unge-
fähr 3.300 Anlagen davon betroffen. 

Wir erleben gerade eine Umsetzung in nationales 
Recht, die sich ein bisschen verbessert hat, aber 
nicht ausreichend ist. Deswegen ist dieser Antrag 
heute wichtig. 

Das haben der Bundesrat und die Umweltminister-
konferenz schon erkannt. Deswegen möchte ich ein-
mal zitieren, was die Umweltministerkonferenz be-
reits im Dezember letzten Jahres festgehalten hat: 

„Die Umweltministerinnen, -minister und -senato-
rinnen der Länder betonen, dass Betriebe und 
Unternehmen in der aktuellen wirtschaftlichen Si-
tuation und insbesondere vor der anstehenden in-
dustriellen Transformation nicht durch zusätzliche 
bürokratische Anforderungen gebunden werden 
dürfen, damit sie die für die Transformation erfor-
derlichen finanziellen und personellen Ressour-
cen zielgerichtet einsetzen können.“ 

Daher brauche man eine transformationskompatible 
Eins-zu-eins-Umsetzung in nationales Recht. 

Deswegen danke ich Herrn Minister Krischer und sei-
nen Kollegen in diesem Gremium dafür, dass sie das 
so klar formuliert haben. 

Vor wenigen Wochen hat sich auch der Bundesrat 
ganz konkret dazu geäußert. Er stellte im Rahmen 
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seiner Sitzung vom 27. März dieses Jahres fest – ich 
zitiere –: 

„Die mit der Novelle der Industrieemissionsrichtli-
nie (IED-Novelle) vorgesehene Vielzahl von Ver-
schärfungen und neuen Anforderungen an Betrei-
ber von Industrieanlagen sowie die zusätzlichen 
Dokumentations- und Überwachungspflichten 
führen zu noch komplexeren und längeren Ge-
nehmigungsverfahren und damit international zu 
Wettbewerbsnachteilen.“ 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das können wir uns 
nicht leisten. Es besteht in der Tat eine schwierige 
wirtschaftliche Lage. Die Industrie – das haben wir 
vielfach diskutiert – befindet sich in schwerem Fahr-
wasser. Wir wollen natürlich saubere Luft, sauberes 
Wasser und sauberen Boden. Wir stehen zu den Zie-
len der Industrieemissionsrichtlinie. Aber von hier 
muss auch der eindeutige Appell nach Berlin und 
auch nach Brüssel geben: Machen Sie es pragma-
tisch und bürokratiearm. Erlauben Sie es, dass un-
sere Behörden auf der einen Seite und unsere Un-
ternehmen auf der anderen Seite die Transformation 
umsetzen können und dass Industrie überleben 
kann. 

Deswegen geht an die Sozialdemokraten – auch 
heute Morgen haben wir diskutiert, welche Wirt-
schaftspolitik man macht – die herzliche Einladung: 
Stimmen Sie diesem guten Antrag von CDU und 
Grünen zu. Das wäre einmal ein wichtiges Zeichen, 
dass Sie für Industrie und für Wirtschaft in Nordrhein-
Westfalen stehen. 

Auch ansonsten bitte ich alle Kollegen ganz herzlich 
um Zustimmung. Lassen Sie uns der Industrie und 
der Wirtschaft in Nordrhein-Westfalen ein paar 
Steine aus dem Weg räumen. – Danke schön. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Danke, Herr Dr. Untrieser. – 
Für Bündnis 90/Die Grünen spricht Herr Dr. Wille. 

Dr. Volkhard Wille (GRÜNE): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ob Luft-
verunreinigungen, Lärm, störende Gerüche oder 
Wärme – große Industrieanlagen können diverse 
Auswirkungen auf ihre Umgebung haben. Die Indust-
rieemissionsrichtlinie, kurz IED, bildet das Kernele-
ment des industriellen Umweltschutzes in der EU 
und zielt darauf ab, Umweltverschmutzungen und 
Gesundheitsbeeinträchtigungen durch Industrieanla-
gen und große Tierhaltungsanlagen zu vermindern. 

Die vorliegende Novelle soll einen einheitlichen Ge-
nehmigungsrahmen für Industrieanlagen in der EU 
schaffen sowie Klimaschutzmaßnahmen, Ressour-
ceneffizienz und Kreislaufwirtschaft in der Industrie 
gezielt vorantreiben. 

Die Novelle wird derzeit in deutsches Recht über-
führt. Dabei ist es uns wichtig, dass die genannten 
Ziele und Neuerungen in den Unternehmen praktika-
bel zur Anwendung gebracht werden können und 
keinen übermäßigen bürokratischen Aufwand auslö-
sen. Nur so kann es gelingen, die Nachhaltigkeits-
ziele zu erreichen und gleichzeitig die Wettbewerbs-
fähigkeit der Industrie zu erhalten. 

Die Landesregierung hat sich in diesem Sinne be-
reits auf europäischer und nationaler Ebene für eine 
deutliche Verschlankung und Vereinfachung der In-
dustrieemissionsrichtlinie eingesetzt. Der soge-
nannte Umwelt-Omnibus auf EU-Ebene bietet bis 
zum Abschluss des Verfahrens weitere Gelegenheit, 
sich im Sinne der Industrieunternehmen in NRW für 
weitere praxisgerechte Vereinfachungen einzuset-
zen. 

Gegenüber dem Bund wollen wir uns für eine trans-
formationskompatible Eins-zu-eins-Umsetzung der 
Vorgaben der Industrieemissionsrichtlinie in nationa-
les Recht einsetzen. Dabei ist uns eines besonders 
wichtig: Bürokratieabbau ist kein Selbstzweck, son-
dern muss gezielt erfolgen. Das heißt: Es muss ge-
lingen, die Anwendung von Regelungen zu erleich-
tern und gleichzeitig hohe Schutzstandards aufrecht-
zuerhalten. Hart erkämpfte Umweltstandards zum 
Wohle von Menschen und Natur stehen für uns nicht 
zur Disposition. 

Beides gemeinsam schafft einen klaren Handlungs-
rahmen für Unternehmen, Planungssicherheit sowie 
Entwicklungsperspektiven. Bürgerinnen und Bürger 
profitieren von einer wettbewerbsfähigen Wirtschaft, 
der es gelingt, auf die großen Umweltherausforde-
rungen unserer Zeit angemessen zu reagieren und 
sich damit zukunftsfest aufzustellen. Deshalb bitten 
wir um Zustimmung zu unserem Antrag. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der CDU) 

Präsident André Kuper: Danke, Herr Dr. Wille. – 
Für die SPD spricht ihr Abgeordneter Herr Sunder-
mann. 

Frank Sundermann (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Nordrhein-Westfalen ist das in-
dustrielle Herz Europas. Das zeigt sich auch durch 
die mehr als 3.300 Anlagen, die in unserem Land un-
ter die europäische Industrieemissionsrichtlinie fal-
len. Deshalb betrifft uns in Nordrhein-Westfalen die 
aktuelle Novelle dieser Richtlinie in besonderem 
Maße. 

Lassen Sie mich zu Beginn eines für uns Sozialde-
mokraten feststellen: Die Ziele der Industrieemissi-
onsrichtlinie sind richtig. Es geht um Schutz von Men-
schen und Umwelt, saubere Luft, sauberes Wasser 
und die Verringerung schädlicher Emissionen. Es 
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geht darum, industrielle Produktion nachhaltig, emis-
sionsarm und damit zugleich auch innovativ zu ge-
stalten. Diese Ziele stehen für uns Sozialdemokraten 
nicht zur Debatte. 

Die IED ist dabei keineswegs ein neues Regelwerk. 
Ihre Wurzeln reichen bis zur IVU-Richtlinie der 
1990er-Jahre zurück. Bereits damals galt das Prinzip 
der besten verfügbaren Technik, der sogenannten 
BVT-Schlussfolgerungen. Dieses System hat sich 
über Jahrzehnte bewährt, weil es europaweit einheit-
liche Standards geschaffen und gleichzeitig techno-
logische Innovation ermöglicht und gefördert hat.  

Gerade von dieser Innovationsförderung hat Nord-
rhein-Westfalen in den letzten Jahren sehr profitiert. 
Durch diese Innovationsförderung sind hier nämlich 
neue industrielle Arbeitsplätze im Umwelttechnikbe-
reich entstanden. Deswegen ist diese IED-Richtlinie 
so richtig. 

Gleichzeitig müssen wir feststellen, dass durch die 
erweiterte Richtlinie ihr Anwendungsbereich deutlich 
ausgeweitet wird. Neben den klassischen Emissi-
onsfragen rücken zunehmend Themen wie „Res-
sourceneffizienz“, „Umweltmanagementsysteme“ 
und „Kreislaufwirtschaft“ sowie zusätzliche Berichts-
pflichten in den Fokus. 

Die damit verbundenen Ziele sind sicherlich nach-
vollziehbar. Wir müssen aber – das haben meine 
Vorredner auch schon gesagt – darauf achten, dass 
die Umsetzung praktikabel bleibt und dass wir keine 
Rahmenbedingungen schaffen, die Investitionen und 
damit Innovationen hier in Nordrhein-Westfalen hem-
men oder gar zu Abwanderung von Unternehmen 
führen. 

Meine Damen und Herren, wie wir alle wissen, befin-
det sich unsere Industrie mitten in der größten Trans-
formation seit Jahrzehnten, vielleicht sogar in der 
größten Transformation, die sie je erlebt hat – ausge-
löst durch die Notwendigkeit der Dekarbonisierung 
zum Beispiel in der Stahlindustrie, aber auch in der 
ganzen Industrie. Wir stehen vor der Herausforde-
rung: Wie lassen wir den Einsatz von Wasserstoff 
hochlaufen? Wir müssen die gesamte Industrie elekt-
risieren. Damit ist ein kompletter Umbau ganzer 
Wertschöpfungsketten verbunden. Gleichzeitig – das 
wissen wir auch – stehen viele Unternehmen unter 
einem erheblichen Wettbewerbsdruck. 

Die entscheidende Frage lautet daher: Wie organi-
sieren wir Transformation so, dass ökologische Ziele 
erreicht werden und gleichzeitig industrielle Wert-
schöpfung, gute Arbeitsplätze und Investitionen in 
Nordrhein-Westfalen erhalten bleiben? 

Uns muss klar sein: Die Transformation wird nur ge-
lingen, wenn Unternehmen hier in Nordrhein-Westfa-
len weiter investieren. Dafür brauchen diese Unter-
nehmen Planungssicherheit, Rechtssicherheit, 
schnelle Genehmigungsverfahren und unbürokra-

tische Kontrollen. Deshalb müssen wir bei der Um-
setzung der IED genau darauf achten, dass zusätzli-
che Berichtspflichten, Dokumentationsanforderun-
gen und neue Verfahren nicht dazu führen, dass not-
wendige Investitionen verzögert werden oder Ge-
nehmigungsbehörden an ihre Belastungsgrenzen 
geraten. 

Daher ist der Hinweis im Antrag richtig und zielfüh-
rend, dass die Umsetzung der Richtlinie transforma-
tionskompatibel sein muss. Eine Eins-zu-eins-Um-
setzung sowie der Verzicht auf zusätzliche nationale 
Goldstandards schaffen Klarheit und vermeiden un-
nötige Belastungen für Unternehmen und Verwal-
tung. 

Wichtig für das Gelingen ist aber nicht nur das Über-
führen des europäischen Rechts in Bundesrecht. 
Wichtig sind auch schnelle Verfahren, klare rechtli-
che Vorgaben für die Umsetzung vor Ort, ausrei-
chend Personal in den Behörden und unbürokrati-
sche Kontrollen. Dafür steht die Landesregierung in 
der Verantwortung. Dazu finden wir leider in Ihrem 
Antrag nichts. 

Wenn es uns gelingt, diese Dinge im Land umzuset-
zen und die Novellierung auf Bundesebene so zu or-
ganisieren, wie wir sie gerade skizziert haben, dann 
kann die Industrieemissionsrichtlinie das sein, was 
sie sein soll: ein wirksames Instrument für Umwelt- 
und Gesundheitsschutz, für eine erfolgreiche indust-
rielle Transformation, für einen starken Industrie-
standort und damit für den Ausbau und den Erhalt 
guter, mitbestimmter Arbeitsplätze in Nordrhein-
Westfalen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Präsident André Kuper: Danke, Herr Sundermann. – 
Für die FDP spricht ihr Abgeordneter Herr Brockes. 

Dietmar Brockes*) (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Hohe Umwelt- und Gesundheits-
standards sind für uns Freie Demokraten selbstver-
ständlich. Die Industrieemissionsrichtlinie der Euro-
päischen Union verfolgt das Ziel, Umweltbelastun-
gen durch Industrieanlagen und große Tierhaltungs-
anlagen zu verringern. Dieses Ziel unterstützen wir 
ausdrücklich. 

Nordrhein-Westfalen zeigt, dass wirtschaftliche 
Stärke und Umweltschutz kein Widerspruch sind. 
Unsere Industrie hat ihre Emissionen seit 1990 um 
rund 40 % reduziert. 

Gleichzeitig steht sie heute unter erheblichem Wirt-
schaftsdruck. Hohe Energiepreise, internationale 
Konkurrenz und gewaltige Transformationsanforde-
rungen belasten Unternehmen und Arbeitsplätze. 

Umso wichtiger wäre eine konsequente, bürokratie-
arme und tatsächlich wirtschaftsfreundliche Umset-
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zung europäischer Vorgaben. Genau das leistet der 
vorliegende Antrag von CDU und Grüne jedoch nicht. 

Der Antrag ist für uns vor allen Dingen eines: un-
glaubwürdig. CDU und Grüne geben sich heute als 
Anwälte der Industrie und warnen vor sogenanntem 
Goldplating. Tatsächlich wurde der Antrag aber erst 
eingebracht, nachdem die entscheidenden Bundes-
ratsbeschlüsse bereits gefasst wurden. Wer ernsthaft 
Einfluss nehmen wollte, hätte dies im Bundesratsver-
fahren tun müssen, nicht nachträglich hier im Landtag. 

(Beifall von der FDP) 

Denn dabei gibt es durchaus Kritik. Zahlreiche Sach-
verständige haben im Bundestag darauf hingewie-
sen, dass die geplante Umsetzung der IED auf Bun-
desebene zusätzliche Belastungen für Unternehmen 
schafft und dass sie eben keine Eins-zu-eins-Umset-
zung darstellt, sondern Goldplating ist. 

Ein Beispiel nennt thyssenkrupp. Die IED enthält be-
reits anspruchsvolle Anforderungen für Industriean-
lagen. Wenn darüber hinaus zusätzliche nationale 
Vorgaben geschaffen werden, werden Genehmi-
gungsverfahren noch komplizierter und langwieriger. 
Gerade in Zeiten, in denen wir Investitionen beschleu-
nigen müssen, ist dies der absolut falsche Ansatz. 

Besonders deutlich wird das bei der Anwendung der 
sogenannten BVT-Standards, also der besten verfüg-
baren Techniken. Auf europäischer Ebene können 
diese direkt angewendet werden. In Deutschland er-
folgt jedoch zunächst die Überführung in nationale Re-
gelwerke wie die TA Luft. Dadurch entsteht eine zusätz-
liche Regulierungsebene mit weiterem bürokratischen 
Aufwand und potenziell strengen Anforderungen. 

Auch der Bundesverband der Energie- und Wasser-
wirtschaft kritisiert erhebliche Übererfüllung. Der 
deutsche Entwurf greift die europäische Entlastungs-
logik bei kleineren Anlagenänderungen im Wasser-
recht nicht ausreichend auf. Die Folge: unnötige Ge-
nehmigungsverfahren, zusätzliche Bürokratie und 
weitere Verzögerungen. 

Hinzu kommt eine Ausweitung des Begriffs „Stand 
der Technik“ um zusätzliche Klima- und Umweltziele. 
Damit würden Anforderungen geschaffen, die über 
die eigentliche IED hinausgehen und Unternehmen 
zusätzlich belasten. 

All diese Punkte hätte die Landesregierung bereits 
im Bundesrat adressieren können, sogar müssen. 
Konkrete Initiativen dazu sucht man aber vergeblich. 

Wer eine wirtschaftsfreundliche Eins-zu-eins-Umset-
zung fordert, muss sich auch konsequent gegen jede 
Form der Übererfüllung europäischer Vorgaben ein-
setzen. 

(Beifall von der FDP) 

Der heutige Antrag bleibt hinter diesem Anspruch 
deutlich zurück. Nordrhein-Westfalen braucht 

weniger Bürokratie, schnellere Genehmigungen und 
verlässliche Rahmenbedingungen für Investitionen 
und Transformation. Symbolpolitik und nachträgli-
ches Selbstlob helfen da nicht weiter. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, deshalb können wir 
Ihrem Antrag nicht zustimmen. Sie hätten Ihre Arbeit 
vorher machen müssen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Präsident André Kuper: Danke, Herr Brockes. – 
Für die AfD spricht Herr Dr. Beucker. 

Dr. Hartmut Beucker (AfD): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Verehrte Damen, geehrte Herren! 1:1 ist nicht 
nur im Fußball oft ein unbefriedigendes Ergebnis. Auch 
die Eins-zu-eins-Umsetzung einer EU-Richtlinie kann 
ein sehr unbefriedigendes Resultat sein. 

CDU und Grüne fordern im vorliegenden Antrag ge-
nau das: eine Eins-zu-eins-Umsetzung einer EU-
Richtlinie. Das klingt harmlos; es klingt so, als müss-
ten wir nur ein Diktat aus Brüssel sauber aufschrei-
ben, und schon sei alles in Ordnung. 

Dem ist aber nicht so. Ein im Kern industriefeindli-
ches Vorhaben aus Brüssel wird nicht dadurch 
standortfreundlich, dass wir es in unser nationales 
Recht übertragen. Die EU-Industrieemissions-
richtlinie, in Fachkreisen auch IED 2.0 genannt, be-
deutet bald für Tausende NRW-Betriebe unter ande-
rem zusätzliche Emissionsüberwachung und neue 
teure Messtechnik. 

Nun legen die Fraktionen von CDU und Grünen ei-
nen Antrag vor, in dem sie selbst feststellen, dass die 
IED 2.0 Bürokratie 2.0 bringt. Sie stellen außerdem 
fest, dass Deutschland nicht auch noch über europä-
isches Recht hinausgehen sollte. 

Meine Damen und Herren, das ist alles richtig. Aber 
es ist auch bemerkenswert. Denn hier beklagen CDU 
und Grüne eine Bürokratie, die aus genau jener poli-
tischen Richtung kommt, die unter dem Schlagwort 
„Transformation“ seit Jahren immer neue Vorgaben 
fordert, durchdrückt und zu rechtfertigen versucht. 
Und wer prägt diese EU-Regulierungswut seit Jahren 
maßgeblich? Genau jene Parteien, die hier im Land-
tag nun über Bürokratie klagen. 

Der Antrag beschreibt Symptome. Aber er benennt 
nicht die Ursachen. Ursache ist eine übergriffige EU-
Regulierungspolitik, die immer tiefer in die deutsche 
Wirtschaft eingreift. Ursache ist eine Politik aus Brüs-
sel, die zu wissen glaubt, sie könne die Wirtschaft 
durch immer mehr Vorgaben retten und säubern. 
Das Gegenteil ist der Fall. Wenn die Produktion in 
NRW durch immer neue Auflagen teurer und unsi-
cherer wird, dann wird sie nicht sauberer, sondern sie 
wandert in Länder ab, in denen die Wirtschaft nicht mit 
vergleichbaren ideologischen Auflagen belastet wird. 
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(Unruhe – Glocke) 

Was ist dann gewonnen? Nichts. Wir verlieren nur deut-
sche Arbeitsplätze und deutsche Wertschöpfung. 

Die Alternative für Deutschland hat auf Bundesebene 
frühzeitig vor dieser EU-Industrieemissionsrichtlinie 
gewarnt und vor drei Jahren im Bundestag beantragt, 
die Verhandlungen zur EU-Richtlinie über Industrie-
emissionen abzubrechen. 

Im vorliegenden schwarz-grünen Antrag wird nun 
eine möglichst praxisgerechte Umsetzung dieser 
Richtlinie gefordert. Das ist zwar besser als ein nati-
onales Draufsatteln auf EU-Bürokratie. Aber es ist 
ein politischer Schlag in die falsche Richtung. Warum 
belasten wir unsere Industrie und unsere Landwirt-
schaft überhaupt immer weiter mit solchen Vorga-
ben? Warum akzeptieren wir immer neue Fesseln 
aus Brüssel? Umweltschutz muss realistisch, wirt-
schaftlich tragfähig und beherrschbar bleiben. 

Der vorliegende Antrag bleibt bei diesem Thema zu 
schwach. Es wird Bürokratie kritisiert, aber die büro-
kratische Grundlogik akzeptiert. Es wird Wettbe-
werbsfähigkeit thematisiert, aber im Korsett der EU-
Regulierung verblieben. Es wird Entlastung gefor-
dert, ohne den eigentlichen Belastungstreiber konse-
quent zurückzuweisen. NRW und Deutschland brau-
chen weniger Brüssel, weniger Bevormundung und 
vor allen Dingen weniger Bürokratie. Wir lehnen den 
Antrag ab. 

(Beifall von der AfD) 

Präsident André Kuper: Danke, Herr Dr. Beucker. – 
Für die Landesregierung spricht Herr Minister Krischer. 

Oliver Krischer, Minister für Umwelt, Naturschutz 
und Verkehr: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Das Immissions-
schutzrecht ist für viele Menschen ein sperriges 
Thema. Ich glaube, deshalb ist es wichtig, einmal zu 
sagen, um was es eigentlich geht. Wenn man es 
ganz einfach formuliert, geht es um saubere Luft. 

Wir haben seit etwa 50 Jahren Immissionsschutz-
recht. Wenn man sich die Situation der letzten Jahre 
und Jahrzehnte anguckt, stellt man fest, dass das 
eine Erfolgsgeschichte ist – eine Erfolgsgeschichte in 
Nordrhein-Westfalen. Wir hatten derartige Luftbelas-
tungen, dass die Menschen kaum noch atmen konn-
ten. Das Immissionsschutzrecht hat wesentlich dazu 
beigetragen, dass wir heute an allen Orten dieses 
Landes nahezu alle Grenzwerte einhalten können 
und dass Menschen saubere Luft atmen können. 
Das ist ein Erfolg, wenn gleichzeitig auch die Wirt-
schaft funktioniert, meine Damen und Herren. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU)  

Es ist ebenfalls ein Erfolg – das muss man auch sa-
gen –, dass der Emissionsschutz selbst eine Indust-
rie hat entstehen lassen. Der Immissionsschutz er-
fordert Technologien, die wir in die ganze Welt expor-
tieren. Nordrhein-Westfalen ist dafür weltweit einer 
der führenden Standorte. Das zeigt: Wirtschaft und 
Umwelt gehören zusammen. 

Deshalb ist es völlig richtig, dass sich die Europäi-
sche Union darum kümmert, die Industrieemissions-
richtlinie zu novellieren, um in Europa möglichst ein-
heitliches Recht zu schaffen. 

Für Nordrhein-Westfalen und für die Bundesrepublik 
ist das eine Herausforderung. Es gibt bundesweit 
13.000 Anlagen und in Nordrhein-Westfalen 3.370 
Anlagen, die unter das Emissionsschutzrecht fallen. 
Darunter sind sehr viele mit großer wirtschaftlicher 
Bedeutung. 

Deshalb ist es natürlich sehr entscheidend, dass die 
Regelungen, die mit der Industrieemissionsrichtlinie 
aus Brüssel kommen, zu keiner Wettbewerbsverzer-
rung führen. Der Ansatz ist richtig, aber die Umset-
zung muss so erfolgen, dass wir am Ende deutlich 
einfachere Verfahren haben, dass wir am Ende Bü-
rokratie abbauen, dass am Ende das, was wir in 
Deutschland in Umsetzung der europäischen Regeln 
machen, nicht zu unserem Nachteil gereicht. 

Ganz ehrlich: Das ist bei den ganzen Debatten um die 
Industrieemissionsrichtlinie nicht der Fall gewesen. Sie 
erkennen das beispielsweise daran, dass die Umwelt-
ministerkonferenz, die normalerweise auf strengere 
Umweltschutzvorschriften und darauf, dass mehr pas-
siert, drängen würde, mit einem einstimmigen Be-
schluss auf Antrag von Nordrhein-Westfalen festge-
stellt hat: Liebe Europäische Union, das geht so nicht; 
wir brauchen eine praktikable Umsetzung. 

Das Problem ist nicht, dass Brüssel bösartig unter-
wegs ist, wie die AfD es darstellt, sondern dass es in 
den europäischen Staaten sehr unterschiedliche 
Rechtssysteme gibt. Wir sehen, dass Brüssel etwas 
geschaffen hat, was in Deutschland zu Problemen 
führt, was in anderen Staaten aber gar kein Problem 
ist, weil die noch keine Immissionsschutzrechtset-
zungen haben. 

Deshalb muss das überarbeitet werden, muss das an 
vielen Stellen korrigiert werden. Es muss so gemacht 
werden, dass die Regelungen zu unserem heutigen 
Rechtssystem passen, dass sie effizient und vor al-
len Dingen sinnvoll sind. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Herr Brockes, die Landesregierung ist deshalb schon 
seit einer ganzen Weile aktiv. 

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP])  

Wir haben UMK-Beschlüsse und Bundesratsbe-
schlüsse dazu gefasst, und das alles auf Antrag von 
Nordrhein-Westfalen. Wenn Sie den dicken Stapel 
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mit den Beschlüssen des Bundesrats und den Anträ-
gen komplett durchgesehen hätten, dann hätten Sie 
all das gefunden, wo wir zu den von Ihnen aufgewor-
fenen Fragen sehr klar Stellung nehmen und sagen, 
wo wir entsprechend unterwegs sind.  

Damit sind wir noch nicht am Ende. Was die Bundes-
regierung vorgelegt hat, ist aus unserer Sicht noch 
nicht zufriedenstellend. Das muss besser werden. 
Das muss flexibler werden. Das muss bürokratiear-
mer werden. Das muss vor allen Dingen praxisnäher 
werden.  

Worum es uns geht: Wir wollen einen hohen Stan-
dard beim Immissionsschutz. Wir wollen aber auch, 
dass die Unternehmen damit arbeiten können. Wir in 
Nordrhein-Westfalen zeigen auch mit unseren Be-
hörden, mit den Bezirksregierungen, mit den Immis-
sionsschutzbehörden bei den kreisfreien Städten 
und den Kreisen, mit den Kolleginnen und Kollegen 
aus dem Ministerium, dass wir das auch unter den 
Bedingungen der Transformation hinbekommen. 
Das ist wichtig. Dazu muss die Umsetzung der Im-
missionsschutzrichtlinie in nationales Recht noch 
besser werden.  

Deshalb freue ich mich sehr, dass die Koalitionsfrak-
tionen diesen Antrag hier eingebracht haben. Das 
unterstützt unsere Arbeit deutlich und hilft uns, hier 
im Sinne der Industrie und sauberer Luft für Nord-
rhein-Westfalen arbeiten zu können. – Ich danke für 
Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Präsident André Kuper: Danke, Herr Minister Kri-
scher. – Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen 
vor. Ich schließe die Aussprache. 
Wir kommen zur Abstimmung. Die beiden antragstel-
lenden Fraktionen haben direkte Abstimmung bean-
tragt. Wir kommen somit zur Abstimmung über den 
Inhalt des Antrags Drucksache 18/19776. Wer 
stimmt dem Antrag zu? – CDU und Bündnis 90/Die 
Grünen. Wer stimmt dagegen? – FDP und AfD. Wer 
enthält sich? – Das ist die SPD. Damit ist der Antrag 
Drucksache 18/19776 wie gerade festgestellt ange-
nommen.  

Ich rufe auf: 

16 Gesetz zur Stärkung der Bildungsgerechtig-
keit und der Demokratiebildung (19. Schul-
rechtsänderungsgesetz) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/19694 

erste Lesung 

Alle fünf im Landtag vertretenen Fraktionen haben 
sich zwischenzeitlich darauf verständigt, dass Frau 
Ministerin Feller ihre Einbringungsrede zu Protokoll 
gibt (siehe Anlage 1). Eine weitere Aussprache ist 
heute nicht vorgesehen.  
Wir stimmen ab. Der Ältestenrat empfiehlt die Über-
weisung des Gesetzentwurfs Drucksache 18/19694 
an den Ausschuss für Schule und Bildung. Ist jemand 
dagegen? – Das ist nicht der Fall. Enthält sich je-
mand? – Das ist nicht der Fall. Die Überweisungs-
empfehlung ist einstimmig angenommen. 

Wir kommen zu: 

17 Drittes Gesetz zur Änderung des Lehrerausbil-
dungsgesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/17126 

Beschlussempfehlung 
des Ausschusses für 
Schule und Bildung  
Drucksache 18/19717 

zweite Lesung 

Alle fünf im Landtag vertretenen Fraktionen haben 
sich darauf verständigt, dass die Reden zu diesem 
Tagesordnungspunkt zu Protokoll gegeben werden 
(siehe Anlage 2).  
Wir stimmen ab. Der Ausschuss für Schule und Bil-
dung empfiehlt in Drucksache 18/19717, den Ge-
setzentwurf Drucksache 18/17126 unverändert an-
zunehmen. Wir kommen somit zur Abstimmung über 
den Gesetzentwurf Drucksache 18/17126 selbst und 
nicht über die Beschlussempfehlung. Wer stimmt 
dem Gesetzentwurf zu? – CDU und Bündnis 90/Die 
Grünen. Wer stimmt dagegen? – SPD, FDP und AfD. 
Enthaltungen gibt es demnach nicht. Damit ist der 
Gesetzentwurf Drucksache 18/17126 wie gerade 
festgestellt angenommen und verabschiedet.  

Damit, meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, sind wir am Ende unserer heutigen Sit-
zung.  

Ich wünsche noch einen schönen sommerlichen 
Abend. Bis morgen.  

Schluss: 18:36 Uhr  

_______________________________________ 

*) Von der Rednerin bzw. dem Redner nicht  
überprüft (§ 102 GO LT NRW) 

Dieser Vermerk gilt für alle in diesem Plenarprotokoll 
so gekennzeichneten Rednerinnen und Redner. 
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Anlage 1 

Zu TOP 16 – Gesetz zur Stärkung der Bil-
dungsgerechtigkeit und der Demokratiebil-
dung (19. Schulrechtsänderungsgesetz) – zu 
Protokoll gegebene Reden 

Dorothee Feller, Ministerin für Schule und Bildung: 

Die Stärkung von Bildungsgerechtigkeit und De-
mokratiebildung gehören – heute mehr denn je – 
zu den zentralen Aufgaben der Bildungspolitik. 
Und damit es im Schulalltag chancengleich und 
demokratisch zugeht, braucht es geeignete schul-
rechtliche Rahmenbedingungen.  

Dem tragen wir mit dem 19. Schulrechtsände-
rungsgesetz Rechnung. Der vorliegende Gesetz-
entwurf stärkt die Handlungssicherheit derjenigen, 
die jeden Tag Verantwortung für unsere Kinder 
und Jugendlichen tragen.  

Ich nutze hier gerne die Gelegenheit, Ihnen zentrale 
Bereiche des Gesetzentwurfs vorzustellen.  

Er setzt zunächst einen klaren Schwerpunkt auf 
die Demokratiebildung: Demokratie muss erlebt 
werden, bevor sie verteidigt werden kann. Des-
halb verankern wir die Beteiligung von Schülerin-
nen und Schülern künftig verbindlich bereits in der 
Primarstufe. Kinder sollen früh erfahren, dass ihre 
Stimme zählt; dass sie mit ihren Interessen und 
Bedarfen gehört werden und dass unterschiedli-
che Meinungen respektvoll ausgehandelt werden.  

Ein zweiter Schwerpunkt des Gesetzentwurfs ist 
die Bildungsgerechtigkeit: So schaffen wir eine 
klare gesetzliche Grundlage für den Nachteilsaus-
gleich und den Notenschutz. Nach dem Beschluss 
des Bundesverfassungsgerichts aus November 
2023, demzufolge die Nichterbringung einzelner 
Leistungen im Zeugnis zu vermerken ist, sorgen 
wir mit dem Gesetzentwurf für mehr Transparenz, 
mehr Rechtssicherheit und vor allem für mehr 
Chancengerechtigkeit. Mit unseren Regelungen 
entsprechen wir den Vorgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts. 

Auch die Verbändeanhörung hat gezeigt, wie groß 
das Interesse an klaren und verlässlichen Rege-
lungen in diesem Bereich ist. Viele Hinweise be-
trafen Fragen der konkreten Ausgestaltung und 
des Anwendungsbereichs. Diese Hinweise haben 
wir in der Abwägung sehr ernst genommen. 

Gleichzeitig bleibt es wichtig, die unterschiedli-
chen Formen von Beeinträchtigungen fachlich 
und rechtlich präzise zu betrachten. Denn nicht 
jede Lernschwierigkeit lässt sich über Nachteil-
sausgleich oder Notenschutz sachgerecht abbil-
den. Deshalb schafft das Gesetz einen klaren und 
belastbaren Rahmen, während weitere Einzel-

heiten wie bisher in den nachgeordneten Regelun-
gen ausgestaltet werden. 

Ebenso wichtig ist die schulrechtliche Stärkung 
unseres Schulpersonals im Schulalltag: 

Lehrkräfte und Schulleitungen brauchen rechtssi-
chere Handlungsmöglichkeiten, um auf Störun-
gen, Gewalt oder Bedrohungen reagieren zu kön-
nen. Deshalb modernisieren wir die Regelungen 
zu erzieherischen Einwirkungen und Ordnungs-
maßnahmen und schaffen eine rechtliche Grund-
lage für Schutzmaßnahmen bei Gefahr im Verzug. 

Im Fokus steht dabei der Schutz der Schulge-
meinschaft, damit Unterricht in einem sicheren 
Umfeld stattfinden kann. Schulen müssen Orte 
sein, an denen Lernen, Respekt und gegenseitige 
Rücksichtnahme möglich sind. Mir ist es ein wich-
tiges Anliegen, dass wir dem Schulpersonal bei 
seiner täglichen Arbeit den Rücken stärken. 

Darüber hinaus stärken wir die Möglichkeiten der 
Schulträger, vor Ort ein passendes Bildungsange-
bot zu sichern. Wir ermöglichen Spielräume für 
Schulen mit besonderen Profilen, verbessern die 
Voraussetzungen für wohnortnahe Schulange-
bote und ermöglichen die Eröffnung zusätzlicher 
PRIMUS-Schulen.  

Die Verbändeanhörung hat gezeigt, dass die Ziel-
richtung dieses Gesetzentwurfs breite Unterstüt-
zung erfährt. Herzlichen Dank für die zahlreichen 
Stellungnahmen und den fachlichen Rat der Ver-
treterinnen und Vertreter der Verbände!  

Mit dem 19. Schulrechtsänderungsgesetz entwi-
ckeln wir unser Schulsystem Schritt für Schritt wei-
ter: Dahin, dass möglichst alle Schülerinnen und 
Schüler eine bestmögliche Bildung erhalten – und 
von Beginn ihrer Schullaufbahn an zu demokratie-
kompetenten Bürgerinnen und Bürgern heran-
wachsen können. Allein dieser Aspekt ist in der 
heutigen Zeit wichtiger denn je.
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Anlage 2 

Zu TOP 17 – Drittes Gesetz zur Änderung des 
Lehrerausbildungsgesetzes – zu Protokoll ge-
gebene Reden 

Dorothee Feller, Ministerin für Schule und Bildung: 

Wir beraten heute über eine zentrale Frage unse-
rer Bildungspolitik: Wie sichern wir dauerhaft eine 
gute Unterrichtsversorgung, ohne Abstriche bei 
der Qualität der Lehrkräfteausbildung zu machen? 

Der vorliegende Gesetzentwurf gibt auf genau 
diese Frage die richtigen Antworten. Das spiegeln 
uns auch die Rückmeldungen aus den Verbän-
den: Die Sachverständigenanhörung hat gezeigt, 
dass die wesentlichen Ziele unserer Reform breit 
unterstützt werden. Herzlichen Dank an die Exper-
tinnen und Experten für ihre konstruktiven Bei-
träge.  

Ich nutze gern die Gelegenheit, Ihnen die zentra-
len Änderungen vorzustellen, die im Rahmen des 
Gesetzesentwurfs vorgesehen sind: 

Erstens entwickeln wir die Praxisphasen weiter. 
Dabei kommen wir der Forderung der Ständigen 
Wissenschaftlichen Kommission der KMK nach, 
die in einem Gutachten die Bedeutung einer ver-
lässlichen Kooperation zwischen Hochschulen 
und den Institutionen der zweiten Ausbildungs-
phase betont hat. Vielen Expertinnen und Exper-
ten war wichtig, die Kooperation zwischen den 
Phasen zu verbessern, ohne dabei die zwei Pha-
sen der Lehrkräfteausbildung aufzugeben. Denn 
ein Verschmelzen beider Phasen würde einerseits 
die Studierenden fachlich und organisatorisch 
überfordern und andererseits die Ausbildungsres-
sourcen der Schulen überstrapazieren. Daher set-
zen wir auf eine bessere Verzahnung der beteilig-
ten Institutionen und stärken die Zusammenarbeit 
zwischen Universitäten, Zentren für schulprakti-
sche Lehrerausbildung und Schulen. 

Zweitens stärken wir das sonderpädagogische 
Lehramt. Künftig können Studierende ihre Ausbil-
dung stärker auf die Anforderungen der schuli-
schen Praxis ausrichten. Dabei ist eine Entfachli-
chung, wie sie in der Verbändeanhörung vorge-
bracht wurde, nicht zu befürchten. Es geht um eine 
gezieltere Qualifizierung. Denn wir ermöglichen 
Studierenden, sich nun in vertiefter Auseinander-
setzung auf ein Fach – entweder Mathematik oder 
Deutsch – zu konzentrieren.  

Zudem können sich Studierende für einen fächer-
übergreifenden Lernbereich in sprachlicher und 
mathematischer Grundbildung entscheiden – 
ohne beide Fächer im vollen Umfang studieren zu 
müssen. Das erleichtert für viele Interessierten 
den Zugang zu einem Studium deutlich.  

Drittens öffnen wir die Lehrkräftegewinnung für 
weitere Zielgruppen. Der erweiterte Ein-Fach-Sei-
teneinstieg schafft zusätzliche Möglichkeiten, um 
auf gravierende Bedarfe zu reagieren. So können 
etwa ausländische Lehramtsabschlüsse mit nur 
einem Fach leichter anerkannt werden. Dabei 
bleibt klar: Die grundständige Ausbildung mit zwei 
Unterrichtsfächern bleibt der Regelfall. Der Seiten-
einstieg ist und bleibt eine gezielte Ausnahmere-
gelung. Die Qualität wird weiterhin durch den Vor-
bereitungsdienst gesichert. 

Viertens schaffen wir neue Wege für die Ausbil-
dung von Lehrkräften an Berufskollegs. Hoch-
schulen für angewandte Wissenschaften sollen 
befristet die Möglichkeit erhalten, im Bereich tech-
nischer Fachrichtungen eigene lehramtsbezo-
gene Masterabschlüsse anzubieten. Damit rea-
gieren wir gezielt auf den besonders hohen Lehr-
kräftebedarf in diesem Bereich und erschließen 
zusätzliche Studierendengruppen. 

Fünftens führen wir Deutsch als Zweitsprache als 
eigenständiges Lehramtsfach ein. Damit gewin-
nen wir zusätzliche Fachkompetenz für eine Auf-
gabe, die für unsere Schulen immer wichtiger wird: 
die sprachliche Förderung von Schülerinnen und 
Schülern mit Zuwanderungsgeschichte.  

Das Recht unserer Kinder auf guten Unterricht 
setzt voraus, dass ausreichend qualifizierte Lehr-
kräfte in den Klassenräumen stehen. Aufgrund un-
serer schnelllebigen Zeit ist das Schulleben einem 
ständigen Wandel ausgesetzt. Mit diesem Wandel 
muss die Lehrerausbildung Schritt halten. Daher 
sind die heute vorgeschlagenen Änderungen im 
Lehrerausbildungsgesetz ein wichtiger Meilen-
stein und ich werbe daher um Ihre Zustimmung zu 
diesem Gesetzentwurf. 

Claudia Schlottmann (CDU): 

Der Lehrkräftemangel ist nach wie vor eine der 
größten Herausforderungen unserer Zeit – in 
Nordrhein-Westfalen und bundesweit. 

Wir wissen längst: Das Problem lässt sich nicht mit 
einer einzelnen Maßnahme lösen. Es braucht ver-
schiedene Wege und bessere Rahmenbedingun-
gen. Es braucht vor allem eine Lehrerausbildung, 
die junge Menschen gut auf das vorbereitet, was 
sie später in unseren Schulen erwartet.  

Genau hier setzt der vorliegende Gesetzesentwurf 
an.  

Er ist kein kurzfristiger Reparaturversuch, sondern 
ein durchdachter Schritt mit klarer Botschaft: Die 
Lehramtsausbildung muss noch stärker auf die 
Schulpraxis ausgerichtet werden. Er bezieht sein 
starkes Fundament aus dem umfassenden Be-
richt der Landesregierung aus dem Jahr 2025, der 
alle relevanten Akteure einbezogen hat – von 
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Hochschulen über Ausbildungszentren bis hin zu 
Schulen.  

Theorie und Praxis muss im Bachelorstudium frü-
her und intensiver verzahnt werden. Das Eig-
nungs- und Orientierungspraktikum wird auf 30 
Tage verlängert. 

Das sind fünf zusätzliche Tage – fünf Tage, in de-
nen Studierende den Schulalltag intensiver ken-
nenlernen, fünf Tage, in denen sie erste didakti-
sche Erfahrungen sammeln können, und fünf 
Tage, in denen sie bewusster prüfen können, ob 
der Lehrerberuf wirklich der richtige Weg für sie ist. 

Noch wichtiger: Auch das Berufsfeldpraktikum 
wird neu ausgerichtet und findet künftig in der Re-
gel an Schulen statt, nicht mehr außerschulisch. 
Warum? Weil wer auf Schule vorbereitet werden 
soll, braucht echte Einblicke in Schule.  

Dieses Praktikum wird im letzten Studienjahr ver-
ankert – ein bewusster Zeitpunkt, der eine finale 
Reflexion ermöglicht: Ist das wirklich mein Beruf? 
Ist das der Weg, den ich gehen möchte? 

Beim Lehrkräftemangel gibt es besondere Brenn-
punkte. Einer davon sind die technischen Fach-
richtungen an Berufskollegs. Hier ermöglichen wir 
einen mutigen Modellversuch: Fachhochschulen 
erhalten die Möglichkeit, eigene Masterab-
schlüsse für das Lehramt an Berufskollegs zu ver-
geben. 

Warum? Weil wir in Elektrotechnik, Maschinen-
bautechnik und Bautechnik in Verbindung mit In-
genieurtechnik derzeit keine Studienmöglichkei-
ten haben. Die Fachhochschulen bringen ihre 
Stärken ein: praxisnahe Ausbildung, enge Kon-
takte zur Wirtschaft und technische Expertise. Die-
ser zeitlich befristete Modellversuch – Einschrei-
bungen bis 2035 – schafft Raum zum Erproben 
und spricht möglicherweise neue Zielgruppen an. 

Im Lehramt für sonderpädagogische Förderung 
vollziehen wir einen wichtigen Perspektivwechsel.  

Künftig konzentriert sich das Studium auf ein Un-
terrichtsfach statt zwei, neben den weiterhin zwei 
sonderpädagogischen Fachrichtungen. Das ist 
keine Kürzung, sondern eine Vertiefung. Bisher 
mussten wir Abstriche bei der fachlichen Tiefe hin-
nehmen. Künftig kann das eine Fach mit der glei-
chen Intensität studiert werden wie im Lehramt für 
Haupt-, Real-, Sekundar- und Gesamtschulen. 
Gleichzeitig schaffen wir deutlich mehr Raum für 
sonderpädagogische Diagnostik und die Förde-
rung von Basiskompetenzen – genau dort, wo die 
größten Herausforderungen liegen. 

Wir öffnen Türen an mehreren Stellen und schaf-
fen Flexibilität: Für Kunst, Musik und Sport erhal-
ten Hochschulen mehr Entscheidungsspielräume 

bei Zugangsvoraussetzungen – differenziert nach 
Lehrämtern, aber ohne unnötige Hürden. 

Auch beim Seiteneinstieg gehen wir einen wichti-
gen Schritt weiter. Für Absolventinnen und Absol-
venten lehramtsfremder Studiengänge schaffen 
wir mit Ein-Fach-Formaten im Seiteneinstieg brei-
tere Zugangsmöglichkeiten.  

Wir erzielen dadurch einen doppelten Effekt: Er er-
leichtert deutschen Fachkräften den Quereinstieg 
und vereinfacht die Anerkennung ausländischer 
Lehramtsabschlüsse erheblich. 

Die berufsbegleitende Ausbildung VOBASOF 
zum Erwerb des Lehramts für sonderpädagogi-
sche Förderung hat sich bewährt. Lehrkräfte mit 
anderen Lehramtsbefähigungen können sich so 
qualifizieren, ohne ihren Beruf aufgeben zu müs-
sen. Deshalb verlängern wir die Ermächtigungs-
grundlage bis 2032 – ein wichtiger Beitrag zur Be-
darfsdeckung. 

Dieser Gesetzentwurf ist ein durchdachtes Ge-
samtpaket. Wir stärken die Verzahnung von The-
orie und Praxis, eröffnen innovative Wege in den 
Beruf, vertiefen die fachliche Qualität im sonder-
pädagogischen Bereich und schaffen mehr Flexi-
bilität und Durchlässigkeit. 

All das tun wir mit einem klaren Ziel: künftige Leh-
rerinnen und Lehrer bestmöglich auf die Heraus-
forderungen ihres Berufs vorzubereiten. Denn am 
Ende geht es um unsere Kinder und Jugendli-
chen, die jeden Tag in unseren Schulen sitzen. Sie 
verdienen qualifizierte, motivierte und gut ausge-
bildete Lehrkräfte, die sie nicht nur unterrichten, 
sondern auch begleiten, fördern und inspirieren. 

Mit diesem Gesetz legen wir dafür ein solides Fun-
dament. 

Dilek Engin (SPD): 

Seit Juni dieses Jahres wissen wir es erneut: Über 
7700 Lehrkräfte fehlen in NRW. Diese Lehrkräfte 
kommen – eben nicht wie der Strom einfach nur 
aus der Steckdose – einfach so in die Schulen. 
Diese Lehrkräfte müssen ausgebildet, gewonnen 
und langfristig im Beruf gehalten werden. 

Das Problem beginnt also wesentlich eher: Wie 
bekommen wir junge Menschen wieder verstärkt 
in den Lehrkräfte-Beruf? Hohe Abbruchquoten in 
Nordrhein-Westfalen zeigen doch den grundle-
genden Reformbedarf der Lehramtsausbildung 
auf. Nicht jeder zehnte, nicht jeder zwanzigste, je-
der zweite Lehramtsstudent wirft das Handtuch, 
bevor er je eine eigene Klasse betreten hat. – so 
hat es der Stifterverband in seinem Lehrkräf-
tetrichter vorgerechnet.  

Es nützt auch nichts, die Verantwortlichkeiten hier 
zwischen Uni, Seminar, Schule und Schulaufsicht 
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hin und her zu schieben und alle gegeneinander 
auszuspielen.  

Um dem dramatischen Lehrkräftemangel wirksam 
zu begegnen, bedarf es daher mehr als nur, wie in 
der von der Landesregierung hier vorgelegten 
Idee, kleinere Anpassungen und ein Nachjustie-
ren der bisherigen Lehramtsausbildung. Es gilt 
ganz klar: Wir brauchen eine nachhaltige groß an-
gelegte Lehrkräfteoffensive. Und nennen Sie mir 
bitte nicht ihre Kampagne „Lehrkraft-werden“ als 
Antwort. Das ist kein Reformprogramm. Das ist 
ein Pflaster auf einer offenen Wunde. 

Nordrhein-Westfalen braucht ein grundlegendes 
Überdenken, warum es diese hohen Abbruchs-
quoten einerseits gibt, und andererseits braucht 
es eine echte Offensive zur Gewinnung potenziel-
ler neuer Lehrkräfte.  

Gerade in einer Zeit, in der die Anforderungen an 
Schule stetig wachsen, muss die Ausbildung von 
Lehrkräften höchsten qualitativen Ansprüchen ge-
nügen und der Praxisschock muss abgefedert 
werden. Inklusion fordert, Digitalisierung fordert, 
sprachliche Vielfalt fordert. Die wachsenden psy-
chischen Belastungen unserer Kinder fordern.  

Ja, der Lehrkräfte-Beruf ist heute weitaus viel-
schichtiger und ich möchte fast sagen auch heraus-
fordernder als er es vielleicht noch vor 20, 30 Jah-
ren war.  

Die Antwort der Landesregierung: fünf zusätzliche 
Praxistage anstatt Menschen eine moderne, 
durchdachte und qualitativ hochwertige Ausbil-
dung. 

Die SPD-Fraktion hat eine Idee eingebracht, die 
sich am Dualen System orientiert und die die Ver-
knüpfung von Theorie und Praxis wirklich ernst 
nimmt. Das ist sicher auch nicht der Weisheit letz-
ter Schluss, aber es ist ein konkreter Ansatz, 
Neues auszuprobieren, sich an anderen Bundes-
ländern wie Thüringen, Sachsen oder Baden-
Württemberg, und es ist ein Ansatz, der mehr be-
inhaltet hat, als lediglich 5 weitere Praxistage an-
zusetzen. 

Die Frage ist doch, ob der vorliegende Gesetzent-
wurf der Landesregierung den tatsächlichen Heraus-
forderungen gerecht wird.  

Und genau daran haben wir begründete Zweifel. 
Die Zahlen der fehlenden Lehrkräfte bleiben seit 
Übernahme der Schwarz-geführten Landesregie-
rung dramatisch hoch, auch wenn Sie sich hier bei 
jeder Gelegenheit dafür rühmen, dass Sie so und 
so viel neue Stellen geschaffen haben. Die Zahl 
der fehlenden Lehrkräfte steigt und wird in Zukunft 
weiter steigen, wenn wir nicht gegensteuern.  

Die von Ihnen vorgeschlagenen Änderungen blei-
ben weit hinter dem zurück, was unsere Schulen 

brauchen. Die Landesregierung beschränkt sich 
erneut auf einzelne Anpassungen, statt die Lehr-
kräftebildung endlich strukturell weiterzuentwi-
ckeln. 

Die Anhörung hat noch einmal eindrucksvoll bestä-
tigt: Lehrkräfteausbildung gehört in den Fokus – 
die fehlende Passung von Theorie und Praxis 
muss in Angriff genommen werden. Das heißt, 
dass die fehlende Verzahnung zwischen Studium, 
Praxisphasen und Vorbereitungsdienst, wie von 
vielen Expertinnen und Experten kritisiert, endlich 
angegangen werden muss. Stellen sie sich eine 
junge Studentin vor, mitten im Praxissemester, die 
abends durchrechnet, ob das Geld noch für Miete 
und Essen reicht, weil der Nebenjob wegfällt, den 
die Ausbildung abverlangt. 

Frau Feller, hören Sie doch den jungen Menschen 
einfach zu. Sie beschreiben die Probleme doch 
ganz genau. Auch hier gilt, was überall im Bil-
dungssystem gilt: Wir haben schon lange kein Er-
kenntnisproblem mehr.  

Die Anhörung hätte eine Chance sein können, 
Hinweise aus Wissenschaft und Praxis aufzuneh-
men und den Gesetzentwurf nachzubessern – zu-
mindest um einen Passus, der Modell-Studien-
gänge testweise ermöglicht. Doch bislang entsteht 
der Eindruck, dass die Landesregierung an ihrem 
verwaltungsverliebten Kurs festhält, unabhängig 
von der vorgetragenen Kritik. 

Die Herausforderungen an unseren Schulen sind 
zu groß für halbherzige Reformen. Deshalb appel-
liere ich an die Landesregierung: Nehmen Sie die 
Erkenntnisse aus der Anhörung ernst. Setzen Sie 
diesen bildungspolitischen Sturzflug nicht fort. 
Denn am Ende eines Sturzflugs steht keine Bruch-
landung, sondern ein Absturz, von dem sich eine 
ganze Generation nicht mehr erholt. 

Lena Zingsheim-Zobel (GRÜNE): 

Wer heute Lehrkraft wird, entscheidet sich für ei-
nen der wichtigsten Berufe überhaupt. Aber seien 
wir ehrlich: Viele junge Menschen überlegen in-
zwischen zweimal, ob sie diesen Weg einschla-
gen wollen. Nicht weil sie denken, dass der Beruf 
nichts für sie wäre, sondern weil sie sehen, wie 
hoch die Belastung an unseren Schulen gewor-
den ist. 

Deshalb ist die Frage, wie wir Lehrkräfte ausbil-
den, keine Nebensache. Sie entscheidet darüber, 
wer morgen die Schüler*innen in Nordrhein-West-
falen auf ihrem Bildungsweg begleitet. 

Und genau deshalb ist dieser Gesetzentwurf so 
wichtig und richtig. Er sorgt dafür, dass sich das 
Lehramtsstudium näher an der Realität des Be-
rufsalltags orientiert. 



Landtag   18.06.2026 

Nordrhein-Westfalen 111 Plenarprotokoll 18/125 

 

Wir alle wissen, dass theoretisches Wissen ein 
wichtiges Fundament dafür ist den Lehrer*innen-
beruf professionalisiert auszuüben. Aber wir wis-
sen auch, dass es wichtig ist, dieses theoretische 
Wissen möglichst frühzeitig mit praktischen Inhal-
ten zu verknüpfen. Denn Studierende können erst 
verstehen, was es bedeutet, vor einer Klasse zu 
stehen, wenn man zum ersten Mal vor einer 
Klasse steht, wenn eine Unterrichtsstunde anders 
läuft als geplant, wenn man erlebt, was es bedeu-
tet, 30 unterschiedliche Kinder mit unterschiedli-
chen Bedürfnissen zu begleiten.  

Deshalb ist mehr Praxis im Studium so wichtig. 
Wer früher Einblicke in den Schulalltag bekommt, 
startet sicherer, realistischer und durch die Ver-
zahnung mit theoretischen Grundlagen besser 
vorbereitet in den Beruf. Das hilft den Studieren-
den. Das hilft den Schulen. Und am Ende hilft es 
vor allem den Schüler*innen. 

Ebenso richtig ist es, dass der Gesetzentwurf 
neue Wege und Möglichkeiten für den Einstieg in 
den Lehrer*innenberuf eröffnet. Der Lehrkräfte-
mangel ist für Schulen längst keine abstrakte Zahl 
mehr. Er ist an vielen Schulen Alltag. Immer noch 
fällt zu viel Unterricht aus und Schulleitungen su-
chen händeringend nach Personal. 

Deshalb begrüßen wir ausdrücklich, dass künftig 
mehr Menschen die Möglichkeit erhalten sollen, 
ihre Kompetenzen in unsere Schulen einzubrin-
gen. Die geplanten Ein-Fach-Formate im Seiten-
einstieg können dazu beitragen, qualifizierte Fach-
kräfte für den Lehrerberuf zu gewinnen. In Zeiten 
in denen rund 7800 Lehrer*innenstellen nicht be-
setzt sind, haben wir alle miteinander das große 
Interesse mehr Menschen ins Lehramt zu holen. 
Und vielleicht sogar besonders auch die, die sich 
aus vollster Überzeugung auch erst auf den zwei-
ten Blick für diesen wundervollen Job entschei-
den. 

Gleiches gilt für die erleichterte Anerkennung aus-
ländischer Lehramtsabschlüsse. Während die 
Schüler*innenschaft in NRW geprägt ist von Viel-
falt und Sichtbarkeit, gilt das leider noch zu selten 
für die Lehrer*innenkollegien. Wir bringen mit der 
Anerkennung ausländischer Lehramtsabschlüsse 
also nicht nur mehr Menschen ins System, son-
dern auch ausdrücklich mehr Perspektiven, Vor-
bilder und Vielfalt. 

Das ist, sehr geehrte Damen und Herren, ein über-
fälliger Schritt, den wir hiermit endlich gehen. Bü-
rokratische Hürden können wir an dieser Stelle 
nicht gebrauchen, wenn sie verhindern, dass gut 
ausgebildete Kräfte, die unterrichten wollen, nicht 
als Lehrkräfte an unsere Schulen können. 

Für uns gilt: Öffnung und Qualität sind kein Wider-
spruch. Wir brauchen neue Zugänge in den Beruf, 
aber wir brauchen gleichzeitig eine hochwertige 

Ausbildung. Beides sichert dieser Gesetzesent-
wurf ab.  

Besonders positiv bewerten wir auch die Weiter-
entwicklung des Lehramts für sonderpädagogi-
sche Förderung. 

Wenn wir Inklusion wollen, braucht es hervorra-
gend ausgebildete Fachkräfte. Die stärkere fachli-
che Vertiefung eröffnet die Chance, diagnostische 
Kompetenzen auszubauen und Schüler*innen 
noch gezielter in ihrer Entwicklung zu unterstüt-
zen. Ich bin selbst sonderpädagogische Lehrkraft 
geworden mit Bachelor und Master. Ich weiß, wie 
voll und intensiv das Lehramtsstudium war und 
freue mich für die vielen angehenden sonderpä-
dagogischen Lehrkräfte, dass hier nun etwas 
mehr Luft hineinkommt. 

Wir begrüßen außerdem, dass die berufsbeglei-
tende Ausbildung zum Erwerb des Lehramts für 
sonderpädagogische Förderung verlängert wird. 
Viele Schulen profitieren heute bereits von Kol-
leg*innen, die über diesen Weg für die sonderpä-
dagogische Förderung gewonnen werden konn-
ten. Angesichts des enormen Fachkräftebedarfs 
wäre es schlicht fahrlässig gewesen, dieses In-
strument auslaufen zu lassen. 

Und auch der Modellversuch für technische Fach-
richtungen verdient Aufmerksamkeit. Wenn Hoch-
schulen für angewandte Wissenschaften künftig in 
bestimmten Bereichen eigene Masterabschlüsse 
für das Lehramt an Berufskollegs anbieten kön-
nen, dann erschließen wir neue Potenziale für die 
Gewinnung dringend benötigter Lehrkräfte. Ge-
rade an Berufskollegs konkurriert das Bildungs-
system mit einer Wirtschaft, die technische Fach-
kräfte ebenfalls dringend sucht. Deshalb müssen 
wir auch hier neue Wege gehen. 

So viel Zustimmung von unserer Seite und die gibt 
es ausdrücklich. 

Aber wir wissen auch: Schule hat sich verändert. 
Die Herausforderungen haben sich verändert. 
Also muss sich auch die Lehrkräftebildung weiter 
verändern. Denn wenn wir über die Zukunft der 
Lehrkräftebildung sprechen, dann müssen wir 
auch darüber sprechen, wie wir die Menschen 
stärken, die diesen Beruf ergreifen. 

Lehrkräftebildung muss auch darauf vorbereiten, 
mit den Belastungen eines anspruchsvollen Be-
rufs gesund umzugehen. Viele Lehramtsstudie-
rende und Lehramtsanwärter*innen erleben ho-
hen Leistungsdruck. Deshalb wünschen wir uns, 
dass psychosoziale Gesundheit in der Lehrkräfte-
bildung künftig stärker berücksichtigt wird. 

Und auch das Referendariat, sowie der Übergang 
vom Referendariat in den Berufsalltag muss noch 
intensiver in den Blick genommen werden. Der 
Übergang vom Studium und Referendariat in den 
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Schulalltag ist für viele ein Sprung ins kalte Was-
ser.Deshalb brauchen wir eine Weiterentwicklung 
des Vorbereitungsdienstes und einen Berufsein-
stieg, der stärker begleitet, besser unterstützt und 
junge Lehrkräfte nicht gleich zu Beginn ihrer Lauf-
bahn überfordert. 

Wir hatten spannende Diskussionen in den Aus-
schüssen und mit Expert*innen. Ich freue mich, 
dass wir dieses Gesetz jetzt verabschieden und 
damit Gutes bewirken können.  

Wir stimmen dem Gesetzesentwurf gerne zu. 

Dr. Christian Blex (AfD): 

In der letzten Beratungsrunde gab es bereits pani-
sche Zwischenrufe, weil unser Kernanliegen den 
wunden Nerv dieser Schulrechtsänderung getrof-
fen hat.  

Keine der selbsternannten „demokratischen“ Frak-
tionen wagt es, über die fast versteckte, aber 
brandgefährliche Änderung in § 9 Absatz 3 zu 
sprechen. Dort wird festgeschrieben, dass der Zu-
gang zum Vorbereitungsdienst voraussetzt, dass 
die Bewerber die Gewähr dafür bieten, jederzeit 
für die freiheitliche demokratische Grundordnung 
einzutreten.  

Was wie ein staatstragender Grundsatz klingen 
soll, ist in Wahrheit das Fundament für ein zutiefst 
antidemokratisches ideologisches Säuberungs-
programm an unseren Schulen. Schon heute er-
fährt die politische Zuverlässigkeit im Beamtenver-
hältnis eine höchst fragwürdige Auslegung. Doch 
nun errichten Sie links-grüne politische Gesin-
nungshürden bereits vor dem eigentlichen Vorbe-
reitungsdienst. Dieses Gesetz ist eine Blankovoll-
macht für digitale Schnüffler, staatlich finanzierte 
Meldestellen und linksextreme Hinweisgeber, um 
unliebsame Bewerber systematisch auszusortie-
ren.  

Was reicht denn künftig schon aus, um als vorgeb-
licher „Verfassungsfeind“ ausgesiebt zu werden? 
Es reicht völlig aus, wenn ein junger Lehramtsan-
wärter auf Facebook einen Artikel der größten 
deutschen Oppositionspartei likt. Es reicht, wenn 
er im Unterricht das unumstößliche biologische 
Faktum ausspricht, dass es nur zwei Geschlechter 
gibt. Oder es reicht, wenn er das politisch verord-
nete Märchen vom menschengemachten Klima-
wandel hinterfragt.  

Wer wissenschaftliche Realitäten benennt oder 
demokratischen Dissens wagt, soll unter schwarz-
grün im Staatsdienst gesäubert werden. Das ist 
kein Schutz der Verfassung, das ist Instrumentali-
sierung, damit Schulen weiterhin einer ganz klar 
definierten politischen Ausrichtung folgen.  

Während Sie all Ihre Energie in diese perfide Ge-
sinnungskontrolle stecken, vermisst diese Geset-
zesänderung tatsächliche Verbesserungen gegen 
den Lehrermangel und für die Bildungsqualität.  

Statt echter Reformen betreiben Sie woke Sprach-
politik und Begriffsentfremdung, indem Sie den 
traditionsreichen „Lehrer“ zur sterilen „Lehrkraft“ 
umfremden. Zudem senken Sie das fachliche Ni-
veau durch die Ausweitung des „Ein-Fach-Leh-
rers“ aus lehramtsfremden Fächern.  

Welcher Abiturient will unter diesen Bedingungen 
überhaupt noch Lehrer werden? Wer durchlebt die 
Realität an den Schulen und tut sich ein System 
an, das ihn fachlich im Stich lässt, ihn aber digital 
ausspioniert, ob seine Haltung auch brav dem 
links-grünen Mainstream entspricht? Jeder, der 
diesen Eifer noch in sich trägt, verdient Respekt, 
aber auch eine gewisse Spur Mitleid.  

Der Reformbedarf an unseren Schulen ist gera-
dezu gewaltig, aber der Bedarf an dieser Geset-
zesänderung ist es nicht. Als aufrichtige Demokra-
ten lehnen wir sie aus Überzeugung ab. 
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